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Vorwort 

Energiepolitische Themen stehen seit Jahren im Zentrum 
kontroverser Diskussionen. Nicht nur die Industrie, sondern 
auch die Regierungen stehen dabei unter kritischer 
Beobachtung. Die umfassende Information der Bevölkerung 
über die Energiepolitik ist daher besonders wichtig. 

Mit dem Energiebericht 1990 kommt das Hessische Ministerium 
für Wirtschaft und Technik diesem Erfordernis nach. Er 
dokumentiert unsere Energiepolitik, erläutert die 
energiepolitischen Gundlagen für unser Handeln und 
beschreibt die ergriffenen Maßnahmen. 

Der Schwerpunkt unserer Aktivitäten liegt auf der Förderung 
sparsamer und umweltfreundlicher Energietechnik. Dies 
bleibt so, auch wenn heute niedrigere Preise der 
Primärenergieträger günstigere Bedingungen für die 
Energieversorgung vorgeben, als noch zu Anfang des 
Jahrzehnts. 

Der Einbruch der Ölpreise im Jahr 1985 hat der 
Bundesrepublik erhebliche konjunkturelle Impulse gegeben. 
Dies hat den beispiellosen, seit Anfang der 80er Jahre bis 
heute ungebrochenen wirtschaftlichen Aufschwung 
unterstützt. Alle Energieträger waren an dieser Entwicklung 
beteiligt. Erfreulich ist besonders, daß es seit Anfang der 
70er Jahre in Hessen erstmals flächendeckend auch 
Strompreissenkungen gegeben hat. 

Trotz dieser positiven Preisentwicklung ließen in Hessen 
die Anstren9ungen zur Energieeinsparung nicht nach. Mit 
Erfolg: Bei einem realen Wirtschaftswachstum von 3,7% blieb 
es auch 1989 bei einem verhaltenen Anstieg des 
Primärenergieverbrauchs von 0,3%. 

Der in diesen Zahlen erkennbare Trend zur rationellen 
Energienutzung bedarf aber weiterhin staatlicher 
Unterstützung. Das Land Hessen hat diese Aufgabe durch 
viele Einzelmaßnahmen aufgegriffen. 



Im novellierten Hessischen Energiegesetz - früher 
Hessisches Energiespargesetz - hat die Landesregierung in 
der Energiesparförderung neue Akzente gesetzt. Die 
finanziellen Mittel zur Förderung rationeller 
Energienutzung wurden dem Bedarf angepaßt. Sie erlauben 
nun, alle als sinnvoll erkannten Projekte zu unterstützen. 

In einzelnen Bereichen - z. B. in der Energieberatung -
wurde die Förderung erheblich ausgeweitet. Das Land hat 
sich außerdem selbst per Gesetz zu energetisch 
beispielhaftem Verhalten verpflichtet - und das ist eir. 
Novum. 

Weiterhin wurde die Förderung von Entwicklungsprojekten zur 
wirtschaftlichen Energiegewinnung aus erneuerbaren 
Energiequellen wesentlich erhöht. Damit hat sich Hessen 
beispielsweise in dem Bereich der Förderung der 
Solarenergie an die Spitze der Bundesländer gestellt. 

Die Landesregierung fördert Projekte, die bereits heute zur 
Verminderung des Energiebedarfs beitragen und gleichzeitig 
verfolgt sie eine Politik, die als langfristiges Ziel einen 
erheblich höheren Anteil umweltfreundlicher, erneuerbarer 
Primärenergieträger hat. 

Die krisenhafte Entwicklung im Nahen Osten und deren Folgen 
konnte in diesem Energiebericht nicht mehr in ihrer vollen 
Tragweite berücksichtigt werden. Die Ereignisse 
verdeutlichen jedoch den Sinn der durch das Energierecht 
vorgegebenen Ziele und der von uns ergriffenen Maßnahmen 
zur Gewährleistung einer jederzeit sicheren, 
umweltverträglichen und preiswerten Energieversorgung. 

Alfred Schmidt 
Hessischer Minister für Wirtschaft und Technik 
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1. Grundsätze der hessischen Energiepolitik 

1.1 Energiepolitischer. energiewirtschaftlicher Rahmen 

Im Berichtszeitraum setzte sich die mengenmäßig entspannte En

ergieversorgungssituation der letzten Jahre fort. Das Ener

gieangebot übertrifft nach wie vor die Nachfrage nach Energie, 

wodurch wir uns einem relativ niedrigen Energiepreisniveau ge

genübersehen. Insbesondere die Preise für Mineralöl sind in 

einem außerordentlichen Maße gesunken und haben sich über den 

gesamten Berichtszeitraum auf niedrigem Niveau bewegt. Erst in 

jüngster Zeit kommt es - ausgelöst durch die politischen 
Ereignisse in der Golfregion - zu deutlichen 

Preisauftriebstendenzen. Diese aktuellen Geschehnisse haben 

die politische Beeinflußbarkeit des Ölangebots in das 

Bewußtsein der Öffentlichkeit gerückt. Sie haben deutlich 

gemacht, daß die Ölpreise - und damit auch die Gaspreise, die 
mit zeitlichem Abstand die Ölpreisentwicklung nachvollziehen -

nicht nur ökonomischen Einflüssen ausgesetzt sind. Die 

Versorgungs- und Preisrisiken konnten aber in den letzten 

Jahren durch internationale Absprachen und Vereinbarungen 

eingeschränkt werden, 

Daß die mengenmäßig entspannte Energieversorgungssituation 

aber nur von zeitlicher Begrenzung sein konnte, ergibt sich 

auch aus der Erkenntnis, daß die weltweite Energienachfrage 

ständig zunimmt, die Energievorräte der Erde begrenzt sind und 

etwa 60 bis 70 Prozent der Welt-Ölreserven von der OPEC 
kontrolliert werden. 
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Der Berichtszeitraum war auch gekennzeichnet durch die zuneh

mende Verdichtung von Informationen über drohende weltweite 
Klimaprobleme. Insbesondere der 1988 vorgelegte 

Zwischenbericht der Enquete-Kommission des Bundestags 

"Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" und die Ergebnisse der 
Weltklimakonferenz 1988 in Toronto entfachten eine breite 

Diskussion dieses Problemkreises in der Öffentlichkeit. 

Die klimabedrohende Anreicherung der Atmosphäre mit Spurenga

sen, der weltweit zunehmende Verbrauch an Ressourcen und die 
dringend erforderliche Begrenzung der Ausstoßes an Luft

schadstoffen machen es notwendig, daß künftig Lösungen 

gefunden werden, die mehr und mehr globaler Natur sein müssen. 

Angesichts der weltweiten Dimension.der Zusammenhänge zwischen 

Energieerzeugung bzw. -nutzung und Klimaveränderung verlieren 

bundesstaatliche oder gar länderspezifische Maßnahmen an 
Bedeutung. 

Jedoch sollte ein auf hohem technischen Standard stehendes und 

wohlhabendes Land wie die Bundesrepublik Deutschland Leitfunk

tionen übernehmen und frühzeitig beispielhafte Beiträge zur 

Verminderung der Schadstoffemissionen leisten - auch wenn noch 

nicht alle Wirkungszusammenhänge dieser Umweltbedrohung im 
einzelnen geklärt sind. 

Die Bundesregierung hat hier bereits gehandelt: Im Juni 1990 

wurde eine Verringerung der co2-Emissionen in der Bundesrepu

blik Deutschland um 25 % bis zum Jahre 2005 beschlossen. Damit 

hat sich die Bundesrepublik als eine der ersten 

Industrienationen auf eine quantitative Reduzierung des 
Kohlendioxydausstoßes festgelegt. 
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Zusammenfassend läßt sich sagen, daß energiepolitische Frage
stellungen in immer stärkerem Maße globale Lösungsansätze er

fordern, die gleichzeitig Langfristcharakter haben müssen. Die 
Energiepolitik darf sich somit nicht an kurzfristig 

veränderlichen und zudem völlig unsicheren Entwicklungen - wie 
beispielsweise den jeweils aktuellen Ölpreisen - orientieren, 

sondern sie muß den langfristigen globalen Perspektiven 

unserer Energieversorgung und deren zukünftigen 
Problemstellungen, wie beispielsweise 

- der begrenzten Reichdauer fossiler Energieträger und 

der Gefahr einer weltweiten Klimaveränderung durch die Ver
brennung dieser Energieträger, 

Rechnung tragen. 

Energiepolitischer Grundkonsens gefordert 

Eine politische und ebenso gesellschaftlich tragfähige Lösung 

der energiepolitischen Problemstellungen erfordert auch in der 

Zukunft ein Mindestmaß an Übereinstimmung unter allen Kräften, 

die mit der Gestaltung der Energiepolitik befaßt sind. 

Gelang es noch bis vor wenigen Jahren - trotz vielfacher 

Kontroversen - stets einen energiepolitischen Grundkonsens 

zwischen der Bundesregierung und den Ländern sowie den 
sonstigen Trägern der Energiepolitik herzustellen, so muß 

heute konstatiert werden, daß dieser Grundkonsens nicht mehr 

besteht. Die Energiepolitik in der Bundesrepublik Deutschland 

war in der Vergangenheit jedoch nicht zuletzt deshalb 

erfolgreich, weil sich die sie tragenden politischen Kräfte 
immer wieder auf gemeinsame energiepolitische 

Grundsatzpositionen verständigen konnten. 
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Eine erfolgreiche, langfristig orientierte Energiepolitik wird 

künftig nur möglich sein, wenn die Länder bereit sind -

zumindest in den Grundlinien - das gemeinsame 
energiepolitische Interesse wieder in den Vordergrund zu 

stellen und zu einer Politik der Risikostreuung 
zurückzukehren. 

Dies ist auch vor dem Hintergrund der fortschreitenden 

Integration der Europäischen Gemeinschaft unerläßlich. Das 

Gewicht der Bundesrepublik Deutschland würde durch einen 

energiepolitischen Konsens zwischen Bund und Ländern erheblich 

gestärkt werden können. 

Für eine durchmischte Versorgungsstruktur 

Die Landesregierung hält den dreiteiligen Aufbau des 

Ordnungssystems der Energiewirtschaft für sinnvoll. Den 

verschiedenen Stufen, Verbund-, Regional- und Kommunalstufe, 

kommen dabei unterschiedliche Funktionen zu. Eine wesentliche 
Ausgleichsfunktion erfüllen die regionalen 

Versorgungsunternehmen. Unter anderem führt die Durchmischung 

der unterschiedlichen Versorgungsbedürfnisse in Stadt und Land 

zu einer günstigeren Auslastung der Erzeugungs- und 

Verteilungsanlagen. Regionale versorgungsunternehmen tragen 

somit zur Verringerung der Kosten der Stromversorgung und zum 

Ausgleich der Strompreise zwischen Stadt und Land bei. Sie 

können außerdem bestimmte technische Hilfsmittel und 
spezialisiertes Fachpersonal aus Kostengründen leichter 
vorhalten als Unternehmen mit geringer Größe. Dies schließt 

selbstverständlich nicht aus, daß es zu Veränderungen von 
Marktanteilen durch Wettbewerb zugunsten von.kommunalen 

Unternehmen und zu Lasten von regionalen Energieversorgungsun

ternehmen kommt. Das wettbewerbliehe Instrumentarium muß 
derartige Übergänge ermöglichen. 
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Nicht verbunden werden darf die Diskussion um den Wechsel der 
Versorgungszuständigkeiten mit dem verstärkten Einsatz von 

dezentralen Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung oder von Anlagen 
zur Nutzung regenerativer Energien. Der Einsatz dieser 

Technologien ist unabhängig von der Organisationsstruktur des 

Energieversorgungsunternehmens sinnvoll. 

In diesem Zusammenhang ist auf ein Forschungsprojekt mit dem 

Arbeitstitel "Preisliche und regionalwirtschaftliche 

Auswirkungen bei Übernahme der Elektrizitätsversorgung durch 
ein anderes Elektrizitätsversorgungsunternehmen", das durch 

das Institut Wohnen und Umwelt bearbeitet wird, hinzuweisen. 

Zielsetzung dieses Projektes ist, im Rahmen von 

Modellrechnungen, anhand der Daten eines 
Elektrizitätsversorgungsunternehmens und aufgrund 

theoretischer Überlegungen u.a. ökonomische und 

regionalpolitische Konsequenzen eines Wechsels in der 

Versorgungszuständigkeit zu ermitteln. Neben den technisch

betriebswirtschaftliehen Auswirkungen werden in dem Projekt 

volkswirtschaftliche, energie- und umweltpolitische Aspekte 

berücksichtigt (Siehe dazu Nummer 4.6). 

COJ-Abqabe ein grundsätzlich sinnvolles Instrument 

zusehends wird im politischen Raum die Forderung nach einer 

co2-Abgabe als Beitrag zur Verminderung der 

Treibhausproblematik gefordert. Die Erwartungen an die 

ökologische Effektivität und an die ökonomische Effizienz 

einer derartigen Abgabe sind zum Teil sehr hoch. Andererseits 

werden die mit der Einführung einer co2-Abgabe verbundenen 

Probleme häufig unterschätzt. 
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So ist z. B. die Dosierung einer Abgabe, um einen ökologisch 
nachhaltigen Lenkungseffekt zu erzielen, mit größten 

Unsicherheiten behaftet. Dazu kommt, daß aufgrund der geringen 

Preiselastizität der Nachfrage nach Energieträgern in 

einzelnen Bereichen extrem hohe Abgabensätze gefordert werden 
müßten. Hier ergeben sich rasch verteilungspolitisch 

begründete Grenzen der Bemessung von Abgaben. 

Des weiteren darf eine co2-Abgabe auf deutsche Steinkohle 

nicht dazu führen, daß der Steuerzahler höhere Aufwendungen 

zur Stützung der Deutschen Steinkohle aufgebürdet bekommt. 

Und schließlich ist die Frage der Einspeisevergütung neu zu 
bewerten, wenn die Brennstoffe mit einer deutlichen Abgabe 

belastet werden. 

Grundsätzlich ist jedoch eine co2-Abgabe ein ordnungspolitisch 

sinnvolles Instrument. Die Landesregierung läßt daher durch 

das Institut Wohnen und Umwelt im Rahmen einer Studie 

Bedingungen und Möglichkeiten einer ökologisch orientierten 

Energiebesteuerung prüfen. 

Auch zu diesem Thema wird am Institut Wohnen und Umwelt eine 

Untersuchung erarbeitet (Siehe Nummer 4.6). 

Neue Aufgaben für die Energiepolitik in der DDR 

Seit dem 9. November 1989 hat die DDR politische Umwälzungen 

erfahren. Seither offenbaren sich beinahe täglich neue Unzu

länglichkeiten des bisherigen Wirtschafts- und Gesell

schaftssystems. Ein Feld, auf dem dringender Handlungsbedarf 

besteht, ist der Bereich der Energieversorgung. 
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Die Energieeffizienz der DDR ist sehr niedrig; der Energiever

brauch liegt pro-Kopf deutlich über dem westeuropäischer 
Industriestaaten. Ursache sind vor allem die fehlende 

Kostenorientierung der Energiepreise, fehlendes Energiesparbe
wußtsein und veraltete Geräte und Ausrüstung in Haushalten, 

Verkehr, Industrie und Kraftwerken. Darüber hinaus brachte die 

Energieträgerstruktur - der Primärenergiebedarf der DDR wird 
zu über 70 % durch Braunkohle gedeckt - enorme ökonomische, 

ökologische und bevölkerungs- bzw. sozialgeographische 

Probleme mit sich. 

Das Land Hessen unterstützt eine Neuorientierung der dortigen 
Energiepolitik nachhaltig. Neben den Fördermaßnahmen des 

"Aktionsprogramms Hessen-Thüringen" der hessischen 
Landesregierung, aus dem Energieprojekte unter dem Stichwort 

Umweltschutz bezuschußt werden können, leistet das Hessische 

Ministerium für Wirtschaft und Technik auf den 
unterschiedlichsten Ebenen Unterstützung. 

So wurde beispielsweise noch im Dezember 1989 die Bildung 

einer Arbeitsgruppe "Energiewirtschaftliche Zusammenarbeit 

Hessen-Thüringen" angeregt. Diese Arbeitsgruppe dient dem 

Erfahrungsaustausch, der Koordination von Maßnahmen und der 

konzeptionellen Entwicklung in Teilfragen. Gemeinsame 

Seminare, Schulungen und Vorträge wurden bereits durchgeführt. 

Weitere finanzielle Unterstützungsmöglichkeiten sind durch die 

Öffnung von bisher auf Hessen beschränkten Förderprogrammen 

geschaffen worden. So können Energiekonzepte nun 

Gebiet Thüringens gefördert werden, ebensolches 

Energieberatung. 

auch für das 

gilt für die 
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1.2 Energiepolitische Ziele der Landesregierung 

Die Energiepolitik der Landesregierung orientiert sich an den 
Grundzielen 

- Versorgungssicherheit 

- Preisgünstigkeit 

- sparsame und rationelle Energieerzeugung und -verwendung 

- und Umweltverträglichkeit. 

Versorgungssicherheit 

Durch einen nachhaltigen Diversifikationsprozeß bei den 
Primärenergieträgern und den Bezugsquellen, eine größere 

Flexibilität des Versorgungssystems und eine stärkere 

Integration der Energiemärkte konnte die Versorgungssicherheit 

weiter erhöht werden. 

Die Abhängigkeit der Bundesrepublik von OPEC

Mineralöllieferungen konnte von 96 % im Jahre 1973 auf 49 % 

1988 annähernd halbiert werden. Das Erdgasaufkommen setzte 

sich 1988 zu 28 % aus inländischer Gewinnung und zu 72 % aus 

Importen zusammen. Die Erdgasimporte wurden durch vier Länder 

gedeckt: Niederlande (26 % Anteil an Gesamtaufkommen), 

Norwegen (15 %), UDSSR (30 %) und Dänemark (1 %). 

zu der Verminderung der Abhängigkeiten trägt auch eine 

ausgewogene Erzeugungsstruktur zwischen den verschiedenen 

Energieträgern, insbesondere zwischen Kohle und Kernenergie, 

bei. Bezüglich der Kernenergie hält die Landesregierung deren 

Einsatz in Anbetracht des hohen Sicherheitsstandards der 
deutschen Anlagen für geboten, solange der Energiebedarf nicht 
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durch andere, risikoärmere Energiegewinnungsformen zu 

wirtschaftlich vertretbaren Konditionen gedeckt werden kann. 

Zur langfristigen Sicherstellung der Versorgungssicherheit 
zählt schließlich auch, daß die bisherigen Kraftwerksstandorte 
in Hessen als Energieerzeugungsstandorte dauerhaft zu erhalten 

sind. 

Unsere Energieversorgung kann somit zur Zeit mengenmäßig als 
gesichert gelten. Dies gilt trotz des relativ hohen Anteils 
der Importenergieträger Mineralöl und Erdgas an der hessischen 

Energieversorgung. Der Primärenergieverbrauch (PEV) teilte 
sich 1989 in Hessen folgendermaßen auf: 

Abb. 1: 

Anteile der Energieträger am Primärenergieuerbrauch im Jahre 1989 

12,51% 
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Bund Hessen 

2 

40,34% 
12,57% 
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Preiswürdigkeit 

Die aktuelle Energiepreissituation darf nicht den Blick dafür 

verstellen, daß die Reichdauer der fossilen Energieträger be

grenzt ist und daß sich mittelfristig die en~arteten Verknap

pungen in den Preisen entsprechend wiederspiegeln werden. Für 

ein außenwirtschaftlich so verflochtenes Land wie die 

Bundesrepublik Deutschland ist es aber auch in Zukunft 

wesentlich, daß die Wirtschaft zu annähernd gleichend Preisen 

und Bedingungen mit Energie versorgt wird, wie ihre 

maßgeblichen internationalen Wettbewerber. 

Dank einer marktwirtschaftlich ausgerichteten Energiepolitik 

kann heute insgesamt von einer Energieversorgung zu 

wirtschaftlich tragfähigen Preisen gesprochen werden. Vor 

allem durch die vergleichsweise höheren Umweltschutzauflagen 

und die Aufwendungen für die Verstromung der heimischen 

Steinkohle liegen allerdings die Strompreise für gewerbliche 

Abnehmer in der Bundesrepublik über denen anderer europäischer 

Staaten (siehe hierzu Tab. 1). 

Tab. 1: Industriestrompreise in der EG, Stand Januar 1988, 
in Pf/kwh1 l 

Leistung, in kW 100 500 500 2500 4000 
Ausnutzungsdauer, 1600 2500 4000 4000 6000 
h/a 

Düsseldorf 27,86 22,89 19,82 18,35 14' 65 
Paris 17' 48 14,20 11,44 11,44 9,63 
Mailand 20,57 17,08 15,81 13,72 9,46 
Rotterdam 17,06 15,37 13,55 12,20 10,45 
Brüssel 21, 38 16,12 13,87 13' 15 13,06 
Luxemburg 20,85 17,03 14,44 12,72 10,57 
Leeds 17,05 13,64 12,16 12,08 10,97 
Dublin 22,46 17' 12 14,01 13' 10 11,23 
Kopenhagen 11,07 10,88 9,76 8,54 8,05 
Athen 16,78 13,92 12,97 12,97 10,98 
Madrid 17,90 16,44 14,63 13,74 12,53 
Lissabon 18,25 15,99 14,49 14,49 14,61 

1) Preise ohne Mehrwertsteuer, jedoch einschließlich sonstiger 
Abgaben (Ausgleichsabgabe), abgesehen von einer Sonder
steuer in Dänemark, die für die Industrie absetzbar ist und 
deshalb für Kopenhagen nicht eingerechnet wurde 

Quelle: Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften 
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Eine aus gesamtwirtschaftlicher Sicht sinnvolle Internalisie
rung sogenannter "sozialer Kosten" ist - neben Umweltaspekten 

- auch aus Wettbewerbsgründen eine EG-weite Notwendigkeit. Die 

Harmonisierung des EG-Binnenmarktes darf sich daher nicht nur 

auf die Angleichunq von Handelsnormen beschränken, sondern sie 

muß ebenso auf eine Angleichunq von Umweltschutzstandards auf 
hohem Niveau zielen. 

Die Steinkohle leistet als bedeutendster heimischer 

Energieträger einen wichtigen Beitrag zur Sicherung der 

Energieversorgung. Dollarkursentwicklung und die niedrigen Öl

und Importkohlepreise haben die Aufwendungen für die 

Absatzsicherung der Steinkohle drastisch erhöht. Da es sich 

hierbei nicht lediglich um ein zeitlich befristetes Problem 

aufgrund konjunktureller Entwicklungen handelt, sondern um 

tiefgreifende strukturelle Veränderungen, werden weitere 

Kapazitätsanpassungen im Steinkohlenbergbau unvermeidlich 

sein. 

Die Energiepolitik steht hier vor der schwierigen Aufgabe, die 

Belastungen durch den "Kohlepfennig" auf ein wirtschaftlich 
und politisch erträgliches Maß zu beschränken, gleichzeitig 

aber im Interesse der Versorgungssicherheit einen angemessenen 
Anteil der Steinkohle an der Energieversorgung zu erhalten. 

Für die zukünftige Preisentwicklung unserer Energieversorgung 
steht zu erwarten, daß die - insbesondere wegen der Gefahren 

einer globalen Klimaänderung - geforderte Reduzierung des Ver

brauchs an fossilen Energieträgern zu Mehrkosten und Anpas

sungszwängen für Wirtschaft und Verbraucher führen wird. 

Sparsame und rationelle Energieerzeugung und -verwendung 

Der Einsparung von Energie kommt zur Erreichung der energie

und umweltpolitischen Ziele der Hessischen Landesregierung be
sondere Bedeutung zu. Es besteht breite Übereinstimmung unter 

allen energiepolitischen Entscheidungsträgern darüber, daß die 

Energieeinsparung den am schnellsten realisierbaren Beitrag 
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zur Erreichung einer kostengünstigen, umweltverträglichen und 

allgemein akzeptablen zukünftigen Energieversorgung darstellt. 

Energieeinsparung erhöht die Sicherheit der Versorgung, stärkt 
die Wettbewerbs- und Leistungsfähigkeit der Unternehmen, trägt 

zur Ressourcenschonung bei und entlastet das Budget der Ver

braucher insgesamt, ob es sich nun um private Haushalte oder 

um Unternehmen handelt. Da sämtliche Energieträger 
Umweltprobleme verursachen, trägt eine sparsame und rationelle 
Energieerzeugung und -verwendung maßgeblich zum Schutz der 

Umwelt bei. 

Die Erfolge der Bemühungen der letzten Jahre in puncto Einspa

rung sind dabei durchaus nennenswert. Ursprünglich ausgelöst 

durch die beiden Ölpreisschocks 1973/74 und 1979/80 sind seit

her erhebliche Reduzierungen des Energieverbrauchs zu 
verzeichnen: 

In der Industrie ging der spezifische Energieverbrauch seit 

1973 um fast ein Viertel zurück. 

- Pro Quadratmeter Wohnfläche wurden 1973 noch 29 Liter Heizöl 

benötigt; heute liegt dieser Wert bei ca. 20 Litern. 

- Bei Elektro- und Gas-Haushaltsgeräten wurde der spezifische 

Verbrauch deutlich reduziert. 

- Der Primärenergieverbrauch je 1.000 DM Bruttosozialprodukt 

betrug 1973 297 kg Steinkohleeinheiten. 1989 dagegen belief 

sich diese Größe auf nur noch 225 kg Steinkohleeinheiten. In 

Hessen lag der entsprechende Wert mit rund 190 kg in 1988 

wiederum deutlich unter dem Bundesdurchschnitt. 

Allerdings besteht bei niedrigem Energiepreisniveau die 

Gefahr, daß der bewußte Umgang der Verbraucher mit Energie 

nachläßt, insbesondere da künftige Sparerfolge einen 

steigenden Einsatz von Wissen und Kapital erfordern. Dies 
liegt neben niedrigen Energiepreisen auch am "Gesetz des 

abnehmenden Ertrags"; d. h. die einfachen, preisgünstigsten 
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Maßnahmen sind weitestgehend ergriffen worden. Wenngleich die 
ökonomisch erschließbaren Potentiale weiterer 

Einsparmöglichkeiten noch längst nicht erschöpft sind, wäre es 

illusionär zu glauben, ohne verstärkten Einsatz in Beratung, 
Information und Technologieentwicklung die Einsparraten der 

Vergangenheit in die Zukunft fortschreiben zu können. 

In der Praxis ist leider feststellbar, daß potentielle 
Investoren angesichts der Unsicherheit künftiger 
Energiepreisentwicklungen vielfach dazu neigen, ihre 

Entscheidungen allein an den aktuellen Preisen auszurichten. 

Daraus resultiert dann oft eine eher abwartende Haltung: 
Energiesparende Investitionen, die nur unter der Voraussetzung 

kräftiger Preissteigerungen in der Zukunft ökonomisch 

attraktiv sind, werden zurückgestellt und verzögert. 

Gesamtwirtschaftlich gesehen birgt dies natürlich Gefahren in 

sich, da unterlassene Einsparungsmaßnahmen die Anfälligkeit 

der Wirtschaft gegenüber Energiepreis- und Mengenschwankungen 

steigern. 

Allerdings ist in den letzten Jahren das Bewußtsein für die 

Begrenztheit der Energievorräte gestiegen. Darüber hinaus ist 

der Wille zum rationellen Energieeinsatz weit verbreitet, und 

in der Vergangenheit erzielte technologische Erfolge lassen 

eine Fortsetzung der Einsparbemühungen erwarten. Dies gilt 
insbesondere, wenn die energiepolitisch verantwortlichen 

Instanzen Maßnahmen der sparsamen und rationellen 

Energieerzeugung und -verwendung weiterhin unterstützen. 

Allerdings kann der Staat nur Rahmenbedingungen setzen, er 
kann Forschung, Entwicklung und Markteinführung neuer 

Technologien unterstützen und Programme zur Energieberatung 

initiieren - der Erfolg aller Einsparbemühungen wird jedoch 

letztendlich immer von der Bereitschaft der privaten 

Verbraucher und der Wirtschaft abhängen, verantwortungsbewußt 

mit unseren natürlichen Lebensgrundlagen umzugehen . 

Energiesparen bleibt eine Daueraufgabe, auch und gerade bei 
dem gegenwärtig niedrigen Energiepreisniveau. Die Hessische 
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Landesregierung wird daher auch zukünftig für den sparsamen 
Umfang mit Energie eintreten. 

Das Energieeinsparpotential ist eng mit dem jeweiligen Stand 

des technischen Fortschritts bei energiesparenden Technologien 
verknüpft. Bemühungen der Hessischen Landesregierung um eine 

sparsame und rationelle Energienutzung erstrecken sich daher 
auch auf den Bereich der Weiterentwicklung solcher Technolo

gien, durch die der Einsatz der verschiedenen Energieträger 
hinsichtlich der Effizienz, aber auch der Sicherheit und der 
Umweltverträglichkeit weiter optimiert werden kann, wie bei

spielsweise die Wirbelschichtfeuerung bei Kohleheizkraftwerken 

und die gekoppelte Erzeugung von Nah- bzw. Fernwärme und 

Strom. Die Kraft-Wärme-Kopplung auf Basis des Einsatzes von 

Kohle bei Anwendung optimierter Feuerungstechniken bietet 
zudem diesem Energieträger neben der Verstromung einen 

zusätzlichen Einsatzbereich im Wärmemarkt. 

Im August 1988 hat der Hessische Wirtschaftsminister die Frei

gabe für Block V des Kohlekraftwerks Staudinger in 

Großkratzenburg erteilt. Durch die Auslegung dieses mit 

Rauchgasentschwefelungs- und Rauchgasentstickungsanlage 

ausgestatteten Kraftwerksblockes für eine Fernwärmeauskopplung 
von bis zu 300 MW, wurde erstmals für das Rhein-Main-Gebiet 

die Möglichkeit der Nutzung von Fernwärme in großtechnischem 

Maßstab geschaffen. 

Die umweltpolitischen Vorteile der Kraft-Wärme-Kopplung sind 

durch die Einsparung von Primärenergie und den Ersatz von Ein

zelfeuerungsanlagen erheblich. Die Hessische·Landesregierung 

begrüßt daher den Ausbau von Nah- und Fernwärme und 

unterstützt diesen im Rahmen ihrer Möglichkeiten finanziell. 

Umweltverträglichkeit 

Die Weiterentwicklung der Energieversorgung mit dem Ziel der 
Erhöhung der Umweltverträglichkeit stellt ein zentrales Ziel 

der hessischen Energiepolitik dar. 
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Gerade im Hinblick auf die Umweltverträglichkeit der Energie
versorgung hält es die Hessische Landesregierung für 

wünschenswert, daß die erneuerbaren Energien künftig einen 

größeren Anteil an der Energieversorgung erreichen. Den 
derzeit größten Beitrag zur hessischen Energieversorgung durch 
regenerative Energieträger leistet die Wasserkraft. Ihr Ausbau 

soll auch künftig schwerpunktmäßig weitergeführt werden, wobei 

aber stets die ökologische Verträglichkeit eines Projektes 
durch entsprechende Planung Berücksichtigung finden muß. 

Hessen ist entschlossen, dafür zu sorgen, daß in Forschung und 

Entwicklung Konzepte und Lösungen gefunden werden, die die 
Chancengleichheit erneuerbarer Energietechniken verbessern. 
Bei aller Unterstützung muß jedoch auch hier gelten, daß diese 

Energieträger - nach einer Phase der Förderung - im Wettbewerb 

bestehen können. 

Der verstärkte Einsatz emissionsarmer Energieträger (z.B. Erd

gas, Kernenergie) hat in den vergangenen Jahren die spezifi

schen Emissionen je Einheit Primärenergie deutlich herabge
setzt. Die umweltpolitische Rahmengesetzgebung, wie z.B. die 

Großfeuerungsanlagenverordnung, die TA-Luft und das Bundes-Im

missionsschutzgesetz haben bewirkt, daß sich der 

Schadstoffausstoß rückläufig entwickelt hat. Die 

umweltpolitischen Herausforderungen wurden mit 

Entschlossenheit angegangen und die gesetzlichen Fristen und 

Grenzwerte werden in vielen Fällen durch vorzeitige 
Investitionsentscheidungen und modernste Technologien 

unterschritten. Auf der Basis ordnungsrechtlicher Regeln 

wurden hier die Mechanismen des Marktes mit Erfolg genutzt. 

So ist die Nachrüstung des bundesrepublikanischen Kohlekraft

werksparks mit Rauchgas-Entschwefelungs-Anlagen nahezu abge

schlossen. 90 % der gesamten Stein- und Braunkohleleistungen 

der öffentlichen Stromversorgung mit rd. 33.500 MW waren Mitte 
1988 entschwefelt. Der Rest von 10 % wird - entsprechend der 
Großfeuerungsanlagenverordnung - bis spätestens 1993 stillge

legt werden. Für die Entschwefelungsmaßnahmen wurde bisher ein 
Investitionsvolumen von 14,5 Mrd. DM aufgewendet. 1984 wurden 
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durch die Umweltminister-Konferenz die Grenzwerte für die 

Stickoxid-Emissionen drastisch reduziert. Die 

Energiewirtschaft rechnet für die Minderung der NOx-Emissionen 

mit einem Investitionsvolumen von etwa 7 Mrd. DM, so daß mit 

den Entschwefelungsmaßnahmen in Höhe von 14,5 Mrd. DM 

insgesamt über 21 Mrd. DM in die Rauchgas-Reinigung der 

Kraftwerke investiert wird. 

Auch für die Zukunft kann mit einem erheblichen Rückgang der 

Emissionen der relevanten Luftschadstoffe gerechnet werden. 

Die erhofften Fortschritte im Umweltschutzbereich sind Folge 

von technischen Entwicklungen und davon, daß die Unternehmen 
in die Lage versetzt werden und auch bereit sind, zu 

investieren. Denn je mehr in neue Techniken investiert wird, 

um so schneller kann eine moderne und verbesserte 
Energietechnologie in den Kapitalbestand integriert werden. 

Die nachfolgende Tabelle stellt die Emissionen verschiedener 

Schadstoffe in 1986 einer Schätzung für das Jahr 1998 gegen

über: 

Tabelle 2: Emissionen ausgewählter Luftschadstoffe in Kilo
tonnen (Kt) 

1986 1998 (geschätzt) 
Variante I Variante II 

Schwefeldioxid 2.300 1.000 930 
Stickoxide 2.950 2.250 1.850 
Kohlenmonoxid 8.900 6.200 5.100 
Staub 560 470 460 
flüchtige org. Verbindungen 2.450 1.550 1.350 

Quelle: Umweltbericht 1990 des Bundesministers für Umwelt und 
Reaktorsicherheit. 
variante I: In Kraft befindliche Grenzwertregelungen, 

durch Binnenmarkt bedingtes Steigen der 
Straßengütertransporte. 

Variante II: Zusätzlich verkehrsbezogene Regelungen, 
Absenken des Schwefelgehaltes im Heizöl 
und im Dieselkraftstoff 
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Gleichwohl sieht die Landesregierung auf diesem Gebiet weiter

hin Handlungsbedarf. Die umweltseitigen Anforderungen haben 
durch die sich verdichtenden Hinweise auf eine globale, irre

versible Klimaveränderung, ausgelöst durch das Ansteigen der 

co2-Konzentration in der Erdatmosphäre, eine neue Qualität er

halten. Die co2-Problematik läßt sich nicht durch Schadstoff
Rückhaltetechniken lösen, sondern sie ist wesentlich mit der 

Höhe des Verbrauchs fossiler Energieträger verbunden. 

Darüber hinaus ist zu beachten, daß trotz Entschwefelung und 

Entstickung bei der Nutzung fossiler Energieträger zahlreiche 

weitere Schadstoffe emittiert werden. Denn zu den in die Atmo

sphäre emittierten Schadstoffen zählen nicht nur das Schwefel

dioxid und die Stickoxide, sondern auch Schwermetalle sowie 

Kohlenwasserstoff und Kohlendioxid. 

Übersehen werden darf aber bei allen Bemühungen um die Verrin

gerung der Schadstoffausstöße im Inland ebenfalls nicht, daß 
zur Luftbelastung in der Bundesrepublik in erheblichem Umfang 

Schadstoffemissionen aus ausländischen Quellen beitragen. So 
stammen etwa 50 % der Depositionen von Schwefelverbindungen in 

der Bundesrepublik Deutschland aus grenzüberschreitenden 

Schadstofftransporten. Eine internationale Harmonisierung der 

Umweltstandards auf hohem Niveau scheint hier dringend 

geboten. 

In weiten Teilen von Gesellschaft und Politik wird im 

Zusammenhang mit der Erreichung einer umweltverträglichen 
Energieversorgung der "sofortige" oder "kurzfristige Ausstieg" 

aus der Kernenergienutzung diskutiert, ohne daß hierdurch ein 
Beitrag zur eigentlichen Problemlösung geleistet würde. 

Gleichzeitig werden Hoffnungen über schon kurzfristig mögliche 

Beiträge regenerativer Energieträger als vermeintliche 

Alternativen zur Kernenergie geweckt, die als überzogen gelten 

müssen. 

Eine realistische Strategie zum Aufbau eines 

zukunftsorientierten Energieversorgungssystems muß alle 

derzeitigen Energieoptionen so lange beibehalten, bis 
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wirkliche, umweltverträgliche Alternativen in ausreichendem 
Maße zur Verfügung stehen. Solange keine realistischen 
Alternativen bestehen und in großtechnischem Maßstab anwendbar 

sind, müssen die Risiken gestreut werden. 

Auf die Nutzung der Kernenergie kann dabei aus Sicht der 

Hessischen Landesregierung noch nicht verzichtet werden. Die 
Aufgabe dieses Energieträgers bedeutet, einen Mehrverbrauch an 

fossilen Energieträgern in Kauf zu nehmen, obwohl das bei 

deren Verbrennung freiwerdende co2 bekanntermaßen als Ursache 

für die drohende Klimagefahr gilt. 

Die Hessische Landesregierung verkennt nicht die entscheidende 

Bedeutung der Ausschöpfung möglichst vieler wirtschaftlich 

vertretbarer Maßnahmen zur Nutzung regenerativer Energiequel

len, zur Einsparung von Energie und zur rationellen 

Energieverwendung für die frühestmögliche Erreichung des Ziels 

einer umweltverträglichen Energieversorgung. Als beispielhaft 

können in diesem Bereich die Reaktivierung von 

Wasserkraftanlagen, die Verbesserung der Wirkungsgrade 

fossiler Anlagen, der Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung, die 

verbesserte Wärmedämmung usw. gelten. 

Durch eine konsequente und nachhaltige Reduzierung des 

Energiebedarfs kann einerseits die Verbrennung fossiler 

Energieträger und damit die eng an ihren Verbrauch gekoppelte 

co2-Freisetzung weiter gedrosselt, andererseits der 

angestrebte Übergang auf höherwertige Formen co2-freier 
Energieträger erheblich beschleunigt werden, so daß deren 

breitere Anwendung bereits zu einem früheren Zeitpunkt möglich 

wird. 

1.3 Energiepolitische Instrumente 

Die energiepolitischen Ziele der Landesregierung sollen mit 

einer Vielzahl von Instrumenten umgesetzt werden. 

Der ordnungsrahmen, der verbindliche Bedingungen für 

wirtschaftliches und rechtliches Handeln setzt, wird dabei -
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unter Mitwirkung der Bundesländer - weitestgehend von der 
Bundesebene gesetzt. Damit wird auch eine Vielzahl von Ge- und 
Verboten, von steuerlichen Vorgaben und ordnungsrechtlichem 

Regelwerk vorgegeben, einschließlich Grenz- und Richtwerte für 

Emissionen und Immissionen. Allerdings bleibt der Landesebene 
- neben der Mitgestaltung des ordnungsrechtlichen 

Instrumentariums - noch ein breiter Spielraum für 

landespolitische Konzepte. 

Dabei werden vor allem Instrumentarien eingesetzt, die die 

Eigenverantwortung stärken und das Eigeninteresse fördern. 

Hintergrund dieser Konzeption ist die Überlegung, daß Gebote 

'und Verbote zwar Umweltstandards festschreiben, häufig aber 

'keinen Anreiz bieten, die Umweltbelastung auch über die 
1 gesetzlichen Anforderungen hinaus zu vermeiden und damit auch 

einen Beitrag dazu zu leisten, daß der "Stand der Technik" 

fortentwickelt werden kann. Durch die gezielte Unterstützung 

von Pilot- und Demonstrationsanlagen und die Anlagenförderung 

werden Technologien weiterentwickelt oder ihre Einführung auf 

eine breitere Grundlage gestellt. Dabei werden häufig Grenz

und Richtwerte den Förderbescheiden zugrunde gelegt, die über 
die gesetzlichen Anforderungen hinausgehen. 

Diese wirtschaftlichen Anreize werden auch in einer Reihe von 

weiteren Programmen eingesetzt, z. B. in dem Programm 

"Niedrig-Energie-Häuser", Konzepten im Bereich der 

Energieberatung und verschiedenen Programmen im Energie

Technologiebereich. 

Neben wirtschaftlichen Anreizen setzt die Landesregierung in 

erheblichem Umfang auf Beratung und Information. Um den 

Informationsstand der Bürger, der Unternehmen und von 

Entscheidungsträgern in der Verwaltung, z. B. Kommunen zu 

verbessern, werden zahlreiche Initiativen ergriffen. So 

unterstützt die Landesregierung in erheblichem Umfang die 

Erstellung von Energiekonzepten, hat die Energieberatung 

erheblich verstärkt und stellt in beachtlichem Umfang 

Informationsmaterial - von fachbezogenen Veröffentlichungen 
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über die Finanzierung von Arbeitskreisen bis hin zur 
Bereitstellung von Ausstellungen - zur Verfügung. 

Auch die Instrumente des Ordnungsrechts, z. B. Kartellrecht, 

Preisaufsicht und Fachaufsicht, dienen dazu, daß die 

energiepolitischen Zielsetzungen (z.B. Versorgungssicherheit, 

Billigkeit der Versorgung) erreicht werden. Die 

Landesregierung ist dabei auf unterschiedlichen Gebieten auch 
gegenüber der Bundesregierung initiativ geworden. So hat sich 

die Landesregierung über den Bunderat für eine mindestens 
30 %ige Verschärfung der Anforderungen an den baulichen 

Wärmeschutz von Neubauten sowie für die systematische 

Verbesserung der gültigen Wärmeschutzverordnung eingesetzt. 

zu dem Instrumentarium der Energiepolitik zählt auch, daß die 

Eigenverantwortlichkeit der Wirtschaft und der Verbraucher 

gestärkt wird. Zahlreiche Unternehmen in Hessen haben - in 

engem Kontakt mit der Landesregierung - Modellvorhaben auf 

energiepolitischem Gebiet ergriffen. Erwähnt seien nur das 

Vorhaben "Passive Häuser", die Untersuchungen zur 

Fernwärmeauskopplung im Kraftwerk Staudinger und der 

Windenergiepark Vogelsberg. 

1.4 Novellierung des Hessisches Energiegesetzes . 

Mit der Novellierung des Gesetzes über eine sparsame, ratio

nelle, sozial- und umweltverträgliche Energienutzung in Hessen 
(''Energiespargesetz'') von 1985 will die Hessische Landesregie

rung einen Beitrag zur Erneuerung des dringend notwendigen en

ergiepolitischen Grundkonsenses leisten. 

Durch die Novellierung wird das ehemalige Energiespargesetz 

der veränderten energiepolitischen Konzeption der Hessischen 

Landesregierung angepaßt. Darüber hinaus waren nach einer 

Phase, in der Erfahrungen mit dem in 1985 verabschiedeten 
Gesetz gesammelt werden konnten, technische Veränderungen an 

den Förderinstrumenten und Fördertatbeständen vorzunehmen. 
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In der bisherigen Fassung des ''Energiespargesetzes'' wurden ne

ben konsensfähigen Zielen der Energiepolitik (z. B. rationelle 
und sparsame Encrgienutzung) Ziele verfolgt und Maßnahmen vor

geschlagen, die nicht unmittelbar an den Grundsätzen einer 

sparsamen, rationellen, sozial- und umweltverträglichen Ener

gienutzung orientiert waren. Diese weitgehend politisch moti
vierten Passagen des "Energiespargesetzes" werden durch die 
Novellierung beseitigt. Auch darf das Ziel einer gemeinsam 
getragenen Energiepolitik nicht durch eine Förderpolitik mit 

grundsätzlich anderer Zielsetzung unterlaufen werden. Dabei 

sind die jeweils regional unterschiedlichen energiepolitischen 

Verhältnisse und Interessen zu berücksichtigen und in den 

Entscheidungsprozeß einzubringen. 

Ausgehend von den Grundzielen der Hassischen Energiepolitik 

sehen die Regelungen des novellierten Gesetzes weiterhin eine 

Förderung und Unterstützung von Maßnahmen rationeller und um

weltverträglicher Energienutzung vor. Im Gegensatz zur 

bisherigen Fassung des Gesetzes zielen entsprechende 

Fördermaßnahmen jedoch nicht mehr auf eine Strukturveränderung 

der Energiewirtschaft ("Kommunalisierung") ab, sondern 

orientieren sich ausschließlich daran, welchen Beitrag die 

jeweiligen Vorhaben zur rationellen und umweltverträglichen 

Energienutzung leisten können. 

Ein entscheidender neuer Schwerpunkt wird im Hassischen Ener

giegesetz dadurch gesetzt, daß das Land als 

Liegenschaftseigentümer eine besondere Vorbildfunktion 

hinsichtlich rationeller und umweltverträglicher 

Energienutzung im Bereich des Hochbaues zugewiesen bekommt: 
durch § 2 des novellierten Gesetzes wird das Land 

verpflichtet, bei Neubaumaßnahmen und bei Veränderungen des 

Gebäudebestandes energiesparende Maßnahmen unter 

Berücksichtigung aller energierelevanten Umstände zu prüfen 

und durchzuführen. 

Die verstärkte Durchführung energiesparender Maßnahmen wird 

durch den Erlaß besonderer, landesinterner Richtlinien - die 
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selbstverständlich den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit 

genügen müssen - gewährleistet werden. 

Als Zielsetzung liegt dieser Richtlinie zugrunde, den Einsatz 

von Energie bei der Nutzung von Gebäuden unter 

wirtschaftlichen und umweltseitigen Gesichtspunkten zu 
begrenzen. Dies ist erforderlich, um den Schutz der Umwelt vor 

vermeidbaren Schadstoffen aus der Energiebereitstellung zu 
verbessern und volkswirtschaftliche Schäden durch überhöhten 

Energieverbrauch abzuwenden. 

Von dieser Vorbildfunktion des Landes verspricht sich die Lan

desregierung eine erhebliche Signalwirkung auch für private 

Neu- und Umbaumaßnahmen. 

Im neuen Hessischen Energiegesetz wird auch der Entwicklung 

und Förderung neuer Energietechnologien eine erhöhte 

Aufmerksamkeit geschenkt. Die Unterstützung privater und 

kommunaler Energieeinsparungsaktivitäten wird durch ein 

erhöhtes Angebot zur Förderung von entsprechenden 

Einzelberatungsmaßnahmen oder von Energiekonzepten 

schwerpunktmäßig erweitert. 

Das Ergebnis der Novellierung - das ''Hessische Energiegesetz'' 

(HEnG) vom 25.05.1990 -macht deutlich, daß sich das Land Hes

sen - obwohl es um die faktischen Grenzen der energiepoli
tischen Möglichkeiten eines Bundeslandes weiß - seiner Verant

wortung auf energiepolitischem Gebiet nicht entzieht. Die Hes

sische Landesregierung wird auch zukünftig die vorhandenen 
landespolitischen Möglichkeiten konsequent ausschöpfen. 

1.5 Aktionsprogramm Hessen-Thüringen 

1.5.1 Ausgangsposition 

Im Primärenergieverbrauch je Einwohner liegt die DDR in Europa 

an erster Stelle, weltweit - nach Kanada und den Vereinigten 

Staaten - an dritter Stelle. 
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Trotz des hohen Energieverbrauchs pro Kopf besteht in der DDR 

praktisch keine Reservekapazität, um überraschende 
kurzfristige Nachfragesteigerungen ausgleichen zu können. 

Ein hoher Energieverbrauch bei erheblichen Beschränkungen in 

der Anwendung und keiner ausreichenden Reservelast - dieses 
Paradox löst sich auf, wenn man nach den Gründen für die 

alltägliche Verschwendung mit Energie sucht. 

Drei Themenfelder müssen erwähnt werden: 

- Technik 

Die Transport- und Verteilungsverluste liegen in der 
Bundesrepublik um zwei Drittel unter denen in der DDR. Der 

technische zustand der zum Teil überalterten Anlagen für die 

Energieumwandlung und -anwendung ist ungenügend. Etwa die 

Hälfte der Braunkohlekraftwerke ist älter als 20 Jahre, 36 % 

sind zwischen 1970 und 1980 in Betrieb gegangen und rd. 14 in 

den letzten zehn Jahren. Der Wirkungsgrad der Anlagen ist bis 

zu einem Viertel niedriger als in der Bundesrepublik. Aber 

auch neue Kraftwerke genügen weder energietechnisch noch 

umweltseitig westeuropäischem Niveau. 

- Preissystem 

Die Energiekosten liegen über den Energiepreisen. Die Bürger 

zahlen 8 Pfennig für die Kilowattstunde Strom bei vermuteten 
Produktionskosten von 24 Pfennig. Allein im Strombereich 

mußte der Staat im letzten Jahr Subventionen in Höhe von 8,4 

Mrd. Mark Ost zahlen. Jeder Haushalt wurde im Durchschnitt 

mit rd. 100 Mark im Monat subventioniert. Die höchsten 

Subventionen wurden für die Fernwärme gezahlt: 180 Mark pro 

Monat und Haushalt. Dabei sind noch nicht einmal alle Kosten 

berücksichtigt. Beispielsweise bindet der Transportaufwand 

für die Braunkohle von der Lagerstätte bis zum Anwendungsort 

ein Drittel der Kapazität der Reichsbahn. 



- 26 -

- Energieträgerstruktur 

Die Energieträgerstruktur in der DDR basiert auf Braunkohle. 
Energetisch ist der Energieträger Braunkohle äußerst 

ineffizient. So weist diese Kohle nur einen geringen Heizwert 

auf und ist außerordentlich ballastreich. Die in der DDR 
geförderte Rohbraunkohle hat einen Wassergehalt von 60 %. Je 

Tonne Braunkohle werden ca. 1 Kubikmeter Wasser und 4,7 

Kubikmeter Abraum mitgefördert. Die Energiewtrtschaft 
verursacht etliche Umweltprobleme. Bei der Emission von 

Schwefeloxid übertrifft die DDR alle anderen europäischen 
Länder weit. Die Schwefeloxid-Emission der DDR sind so hoch 

wie die Emissionen der Bundesrepublik, Frankreichs und aller 
skandinavischen Staaten gemeinsam. Pro-Kopf fallen auf jeden 

DDR-Bürger 240 Kilogramm Schwefeldioxid herab, in der 

Bundesrepubik beträgt dieser Wert rd. 20 Kilogramm. In der 

DDR werden jährlich 2.6 Mio t Staub emittiert, in der 

Bundesrepublik 0,7 Mio t. Die co2-Emissionen pro Kopf sind in 

der DDR mehr als doppelt so hoch wie in der Bundesrepublik 

(DDR 22,5 t/a; Bundesrepublik 10,2 t/a). 

1.5.2 Aktivitäten des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft 

und Technik 

Das Hessische Ministerium für Wirtschaft und Technik ist in 

vielfältiger Art und Weise in die energiewirtschaftliche 

Zusammenarbeit mit der DDR eingebunden. Dies betrifft sowohl 

den Bereich der Energieaufsicht als auch den Sektor der 

Energiepolitik und der Energieberatung. 

Exemplarisch seien einige Aktivitäten aufgeführt: 

- Energiekonzepte 

Konzeption 

Energiekonzepte sollen die fachlichen Grundlagen für 

Investitionsentscheidungen liefern, legen die betriebs- und 
volkswirtschaftliche Kosten jeder Investition und für 
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Alternativen offen, verknüpfen Technik und Organisation und 

leisten damit gleichzeitig einen Beitrag zur Umsetzung der 
Maßnahmen. Die Erarbeitung der Konzepte kann zu Anträgen im 

Rahmen des Aktionsprogramms führen. Das Programm 

"Energiekonzepte für die Region Thüringen" sieht vor, daß ein 
Projekt gemeinsam von einem hessischen und einem 

thüringischen Büro erarbeitet wird. Das Hessische Ministerium 
für Wirtschaft und Technik schließt mit der jeweils 

ausgewählten bundesdeutschen Ingenieur- oder Planungsfirma 
einen Vertrag über die Erarbeitung des Energiekonzeptes. Der 

oder die DDR-Partner schließen einen Vertrag mit der oder den 

ausgewählten thüringischen Ingenieur- oder Planungsfirma bzw. 

-firmen über die Mitwirkung an der Erarbeitung des 
Energiekonzeptes. Das Hessische Ministerium für Wirtschaft 

und Technik und der oder die DDR-Partner schließen einen 
Rahmenvertrag über die gegenseitige Mitwirkung an der 

Erarbeitung und Projektbegleitung des Energiekonzeptes ab. Es 
wird eine Arbeitsgruppe eingerichtet, in der die unmittelbar 

Betroffenen, die mitwirkenden Ingenieur- und Planungsfirmen, 

das Hessische Ministerium für Wirtschaft und Technik, der 

oder die DDR-Partner vertreten sind. Die Arbeitsgruppe tritt 

auf Einladung des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft und 

Technik regelmäßig zusammen und stimmt alle wesentlichen 

Arbeitsschritte und -ergebnisse ab. 

Umsetzung 

Der erste Rahmenvertrag über die Erstellung eines 

Energiekonzeptes wurde am 21. und 29. Mai 1990 mit dem Kreis 

Heiligenstadt geschlossen. Es sollen zwei Energiekonzepte 
gefördert werden: 

a) Energiekonzept für die Nah- und Fernwärmeversorgung im 

Heilbad Heiligenstadt (ausgehend von den sieben Heizwerken) 

b) Möglichkeiten der Kraft-Wärme-Kopplung im Kreis 

Heiligenstadt. 

Am 7. Juni 1990 wurden zwei Ingenieurbüros als Auftragnehmer 
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für die Erarbeitung der beiden Energiekonzepte ausgewählt. 

Die erste Sitzung der Arbeitsgruppe fand am 25. Juni 1990 
statt. 

Zur Zeit (Stand 20. Juli 1990) liegen rd. 20 Anfragen vor. 

1990 wurden ca. 7 Konzepte in Auftrag gegeben. 

- Energieberatunq 

Für die Energieeinsparberatung für kleine und mittlere 
Unternehmen in Thüringen stellt das Land Hessen in 1990/91 

300.000,-- DM zur Verfügung. Diese Mittel sollen in den 

Bezirken Gera, Suhl und Erfurt für die Beratung von jeweils 

30 Klein- und Mittelbetrieben eingesetzt werden. Der Zuschuß 

des Landes Hessen beträgt je Tagewerk 800,-- DM 
(einschließlich Reise- und Übernachtungskosten). Die 

Beratungsdauer eines Unternehmens darf 3 Tagewerke nicht 

übersteigen, so daß je Beratungsobjekt maximal 2.400,-- DM 

aus Mitteln des Landes Hessen zur Verfügung stehen. Die 

Beratungsergebnisse sollen gegebenenfalls auch 

Entscheidungshilfen für die im Rahmen des Hessen-Thüringen

Programms vorgesehene Vergabe von Investitionszuschüssen und 

Finanzierungshilfen liefern. Außerhalb des Beratungsprogramms 

für kleine und mittlere Unternehmen sollen die Energieberater 

auf Anforderung des HMWT auch die Zweckmäßigkeit geplanter 

Investitionen im Energiebereich in Thüringen, für die um eine 

Finanzhilfe nachgesucht wurde, beurteilen. Jeder 

Energieberater (Hessen) ist verpflichtet, nach Möglichkeit 

gemeinsam mit einem in der DDR ansässigen Berater die 
Energieberatung durchzuführen. Die Berater (Thüringen) sollen 

die Funktion eines Ansprechpartners für spätere 
Energieberatungen übernehmen. Ihre Vergütung soll sich an den 

in der DDR üblichen Honorarsätzen für Ingenieurberatungen 

orientieren und ist von dem zu beratenen Betrieb selbst an 

den thüringischen Berater zu zahlen. 

Umsetzunq 

Das Programm trifft auf eine rege Nachfrage. Die ersten 
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Beratungsberichte liegen vor und zeigen auf, daß eine 
qualifizierte Energieberatung dringend erforderlich ist. 

Beide Programme dienen auch dazu, selbständigen Ingenieur

und Planungsbüros in Thüringen eine Starthilfe zu ermöglichen 

und einen Beitrag zum Transfer von Wissen zu leisten. 

- Seminare und Ausstellungen 

In Thüringen wurden verschiedene Seminare und Ausstellungen 

organisiert, z. B. 

- drei Seminare der Schornsteinfegerinnung Nordhessen für 

Schornsteinfeger aus dem Innungsbezirk Erfurt, 

- Seminar Niedrig-Energie-Häuser in Gera, gemeinsam 

mit der Kammer der Technik 

- Seminar zu Fragen des Energierechts und der Energieberatung 

für Angestellte in Verwaltungen am 22. und 23. Mai 1990 in 

Suhl, 

Ausstellung "Modernes Heizen" sowie "Rationelle 

Gerätetechnik am 20. und 21. Juni 1990 in Gera. 

Im Rahmen des Aktionsprogramms Hessen - Thüringen wurden 

zahlreiche Projekte mit insgesamt 1.550.000,-- DM gefördert, 

so u.a. die Umstellung von braunkohlegefeuerten Heizanlagen 

auf Erdgas im Sophienhaus in Weimar und in der LPG-Wahlhausen 

sowie die Verlegung einer Erdgasleitung nach Wahlhausen. 

Und schließlich ist auf die Arbeitsgruppe 

"Energiewirtschaftliche Zusammenarbeit Hessen - Thüringen" 

hinzuweisen, in der Vertreter der Energiewirtschaft, der 
VerHaltungen und der Verbände intensiv unterschiedliche 

Fragestellungen in bisher sechs Sitzungen erörtert haben. 
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1.6 Energiepolitik für einzelne Energieträger 

1. 6. 1 Mineralöl 

Der Mineralölmarkt war im Berichtszeitraum durch 
außerordentlich niedrige Rohölpreise gekennzeichnet. Nachdem 

die Rohölpreise 1980/81 mit bis zu 40 $ pro Barrel ihr Maximum 

erreicht hatten, erodierten sie aufgrund eines zunehmenden 

Kapazitätsüberhangs in der Röhölförderung. Dies führte 1985 zu 
einem Zusammenbruch der Ölpreise, temporär bis unter 12 $ pro 
Barrel. 

Abb. 2: Einfuhrpreise für Rohöl (in DM/Tonne) 
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Dies schlug sich in einer entsprechend günstigen Entwicklung 

des Mineralöl-Außenhandelssaldos nieder. Er sank von 64,5 Mrd. 

DM 1985 auf 22,6 Mrd. DM im Jahr 1988. Mit der Stabilisierung 

der Rohölpreise im Jahre 1989 kam es zu einem leichten Anstieg 

des Mineralöl-Außenhandelssaldos. 

Die Rohölpreisentwicklung hat erhebliche kunjunkturelle 

Impulse freigesetzt, wobei deren Wirkung aufgrund der 

Ausstrahlung auf die Preise anderer Primärenergieträger 

verstärkt wurde. 
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Rohöl bleibt ein politisch sensibler Energieträger. Der Anteil 

der OPEC-Länder an der Welt-Erdölförderung betrug 1989 rd. 

37 %. Die künftig wieder zunehmende Bedeutung dieser Länder 

auf den Ölmarkt wird aufgrund der Reservesituation deutlich: 
rd. 76,6% der Welt-Ölreserven entfielen 1989 auf die OPEC, 
66 % allein auf den Nahen Osten. 

Die jüngsten Auseinandersetzungen im Nahen Osten sind Ausdruck 

der geostrategischen Bedeutung dieser Öl-Förderregion. Sie 

führen vor Augen, daß aufgrund des politisch/sozialen 
Sprengstoffs in dieser Region jederzeit mit 

Versorgungsstörungen gerechnet werden muß. Der Sicherung der 
nationalen Rohölversorgung - vor allem vor kurzfristigen 
Versorgungsstörungen - muß daher nach wie vor eine 

herausragende Stellung beigemessen werden. 

Grundsätzlich geeignete Instrumente zur Sicherung der 

Ölversorgung sind: 

- Begrenzung des Anteils des Mineralöls am Primärenergie-
verbrauch, 

- Diversifizierung der Bezugsquellen, 

- Vorhalten einer Sicherheitsreserve, 

- Erhalt einer leistungsfähigen inländischen Rohölver-

arbeitung, 

- Energieeinsparung. 

Bundesweit konnte der Anteil des Mineralöls am 
Primärenergieverbrauch seit der ersten Ölkrise 1973 von 55,2% 

auf 40,1% verringert werden. Die Vergleichswerte für Hessen 

(Verminderung von 61% auf 47,9 %) sind auch deshalb 

signifikant höher, weil der Verkehrsbereich am hessischen 

Endenergieverbrauch überdurchschnittlich beteiligt ist (38,5% 

in Hessen, 26 % im Bund). In diesem Bereich übernimmt Hessen 

für die anderen Bundesländer Dienstleistungen. Der 
Verbrauchszuwachs war 1988 in Hessen mit 9,1% wieder 

außergewöhnlich hoch, entscheidend beeinflußt durch einen um 
16,3% höheren Verbrauch an Flugkraftstoffen. Da auch 
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weiterhin mit überdurchschnittlichen Zuwachsraten im 
Verkehrsbereich gerechnet werden muß, ist ein weiter 

abnehmender Anteil des Mineralöls am Primärenergieverbrauch 

nicht zu erwarten. 

Durch die Diversifizierung der Bezugsquellen konnte die 

Versorgungssicherheit in der Bundesrepublik erhöht werden. Die 

Rohölbezüge stammten 1989 zu 52 % aus OPEC-Ländern (22,4 % aus 
dem Nahen Osten), zu 30% aus westeuropa, zu 9% aus dem 

Ostblock und zu 9 % aus sonstigen Quellen. Aus Gründen der 

regionalen Verteilung der Rohölreserven bestehen langfristig 

nur begrenzte Möglichkeiten der weiteren Diversifizierung der 

Rohölimporte. 

Hinsichtlich der Einfuhr von Mineralölprodukten dominierten 

mit rd. 47 % die Niederlande. Von den Gesamteinfuhren in Höhe 
von 40,4 Mio. t stammen 27,6 Mio. t, entsprechend 68 %, aus 

westeuropäischen Ländern. 

Der Versorgungsbeitrag aus inländischen Ölquellen ist seit den 

70iger Jahren kontinuierlich zurückgegangen. 1989 ist der 
Anteil der Inlandsförderung an der Rohölversorgung auf 5,4% 

gesunken (1970: 7,1 %). Mit einer wesentlichen Steigerung des 
Anteils ist in der Zukunft aus geologischen Gründen nicht zu 

rechnen. 

Die Krisenvorsorge gegen Lieferausfälle erfolgt in Form von 

gesetzlichen Pflichtvorräten an Erdöl und Erdölprodukten beim 

Erdölbevorratungsverband und den Raffinerien. Darüber hinaus 

wird eine Bundesrohölreserve gehalten. Die physische 

Versorgung im Falle kurzfristiger Versorgungsstörungen ist 

daher weitgehend gesichert. 

Mit Sorge verfolgt die Landesregierung das anhaltende 

"Raffineriesterben" in der Bundesrepublik. Eine 

leistungsfähige inländische Rohölverarbeitungskapazität ist 

ebenfalls von erheblicher sicherheitspolitischer Bedeutung. In 

keinem der westeuropäischen Länder ist es zu einem 
vergleichbar ausgeprägten Rückgang der Raffineriekapazitäten 
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gekommen wie in der Bundesrepublik, abgesehen von Frankreich, 

dessen Verarbeitungskapazitäten aufgrund eines stagnierenden 

Inlandverbrauchs an Mineralölprodukten auch heute noch 

ausreichen. Ursächlich für diese ungleichgewichtige 

Entwicklung ist unter anderem die Vorreiterrolle der 

Bundesrepublik im Umweltschutzbereich. Ziel muß es daher sein, 

die Umweltschutzanforderungen europaweit auf bundesdeutschem 

Niveau anzugleichen. 

Abb. 3: 
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Die Mineralölversorgung ist heute mengenmäßig sicherer als vor 

den beiden Ölkrisen. Es verbleibt jedoch ein erhebliches 
Preisrisiko im Falle von weltweiten Versorgungsstörungen, das 

durch Pflichtvorräte oder Rohölreserven kaum begrenzt werden 

kann. Die sparsame Nutzung von Energie bleibt nach wie vor das 

wirksamste Instrument zur Begrenzung von Preisrisiken. 

1.6.2 Kohlen 

1.6.2.1 Steinkohle 

Die Steinkohle ist unverändert der bedeutendste heimische 

Energieträger, der auch weiterhin einen unverzichtbaren 

Beitrag zur Sicherheit der deutschen Energieversorgung leisten 

muß. Bei heutigen und z~ erwartenden Energiepreisen wird der 

Einsatz der Steinkohle im erforderlichen Umfang nur durch die 

Zahlung von Subventionen zu erreichen sein. 

Das bislang praktizierte Stützungssystem für die Verstromung 

deutscher Steinkohle basierte auf der Konsensformel Kohle und 
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Kernenergie. Dieser Grundkonsens ist faktisch nicht mehr 
vorhanden. 

Im Zusammenhang mit der anstehenden Anschlußregelung für den 

Jahrhundertvertrag muß daher grundsätzlich neu über den 

Stellenwert der deutschen Steinkohle nachgedacht werden. 

Die Hilfen für den Steinkohlenbergbau einschließlich der 

erlösstabilisierenden Maßnahmen im Verstromungsbereich sind 

auf 11 Mrd. DM in 1989 angewachsen. Mit diesem Betrag könnte 

rein rechnerisch mehr als die heimische Steinkohlenproduktion 

auf dem Weltmarkt beschafft werden. Hierbei ist zu 

berücksichtigen, daß trotz der Stützungsmaßnahmen weder für 
die Stahlindustrie noch für die Elektrizitätswirtschaft die 

Preisgleichheit mit der Importkohle erreicht wird. 

Energiepolitisch ist das erreichte Niveau der 

Steinkohlenförderung nicht mehr begründbar. Den 

Sicherheitsaspekten wäre beispielsweise durch eine 

Sicherheitsreserve auf der Grundlage von Weltmarktkohle und 
durch eine Liberalisierung des Kohlemarktes Genüge getan - zu 

deutlich niedrigeren Kosten. 

Die deutsche Steinkohlenproblematik ist im Kern ein regionales 

Strukturproblem der Länder Nordrhein-Westfalen und Saarland. 

Ein Blick über die Grenzen zeigt, daß auch andere europäische 
Staaten vor vergleichbaren Kohleproblemen standen. Im 

Vergleich zur Bundesrepublik sind Anpassungsmaßnahmen 
nachhaltiger ergriffen worden. So wurde die Kohleproduktion in 

Belgien zwischen 1986 und 1988 um 56 % gekürzt, in Frankreich 

um 16 %. In Großbritannien betrug der Rückgang der Förderung 

zwar nur 3 %, es ist aber durch einschneidende 

Rationalisierungsmaßnahmen gelungen, die durchschnittlichen 

Förderkosten näher an den Weltmarktkohlenpreis heranzuführen. 

Aufgrund der Initiative der EG-Kommission sind die erstarrten 
Fronten in der deutschen Kohlepolitik in Bewegung geraten. Die 

EG-Kommission sieht zur Zeit im Kohlenbereich einen 
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prioritären Handlungsbedarf bei der Reduzierung der nationalen 
Subventionen. Ansatzpunkte sind für sie die entsprechende 

Anwendung der Beihilferegeln (EGKS-Kohlebeihilfeentscheidung 

Nr. 2064/86) und die Überprüfung der bestehenden vertikalen 

Vereinbarungen zwischen Kohleproduzenten und Verbrauchern. 

Konkret wird die deutsche Kohlepolitik in den Bereichen 

Jahrhundertvertrag (kartellrechtlich) und die den Vetrag 

tragende Ausgleichsabgabe (subventionsrechtlich) angegriffen. 

Nach Beschluß der EG-Kommission vom 08.03.1989 soll ein 

schrittweiser Abbau von aus ihrer Sicht bestehenden 

Hindernissen für einen größeren Energieaustausch (insbes. 

Stromaustausch) in Verhandlungslösungen erreicht werden. 

Als ein wesentlicher Beitrag zur Erarbeitung einer neuen 
Konzeption ist der Zwischenbericht der von der Bundesregierung 

beauftragten Kohlekommission unter Leitung von Prof. Dr. Mikat 

vom März 1990 hervorzuheben. Folgende Grundaussagen dieses 

Zwischenberichtes werden von der Hessischen Landesregierung 

geteilt: 

- die Förderung der deutschen Steinkohle soll weiterhin zur 
Verbesserung der Versorgungssicherheit in wirtschaftlich 

vertretbarem Rahmen beitragen, 

- ein risikomindernder Energiemix besteht aus der Nutzung von 

Kohle und Kernenergie und der Nutzung regenerativer 

Energiequellen, 

- zur weiteren Kostenreduzierung sollen im deutschen 

Steinkohlenbergbau Strukturen geschaffen werden, die 

miteinander in Kostenwettbewerb treten können, 

- das Subventionssystem muß transparenter gestaltet werden, 

- die Kohlepolitik und ihre Finanzierung ist eine 

gesamtstaatliche Aufgabe; sie liegt ausschließlich in der 

Verantwortung des Bundes. 
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Im Zentrum der kohlepolitischen Diskussion steht die Frage 
nach der aus Gründen der Versorgungssicherheit erforderlichen 

Verstromungsmenge. Die Hessische Landesregierung hält 

nachhaltige Schritte zur fortschreitenden Verminderung der 

heutigen Verstromungsmenge auf 25 Mio t im Jahre 2005 für 
erforderlich. Dies könnte aus heutiger Sicht einer effizienten 

Förderung in Höhe von 35 bis 40 Mio t entsprechen. Eine 

derartige Fördermenge genügt sowohl den 
Sicherheitsanforderungen als auch dem Wunsch der 

Kohlenverbraucher nach der schrittweisen Öffnung der 
Importmöglichkeiten für billige Weltmarktkohle. 

1.6.2.2 Braunkohle 

Braunkohle trug 1989 bundesweit mit einem Anteil von 8,5% 

(32,4 Mio. t SKE) zum Primärenergieaufkommen bei. Sie wird zu 

einem kleinen Teil im Industriebereich eingesetzt (2,3 Mio. t 

SKE), überwiegend wird sie in den Umwandlungsbereich geleitet. 

sonstige Verwendungsformen sind weitgehend bedeutungslos. Der 

Anteil der Braunkohle an der Stromerzeugung betrug 1989 20 %. 

In Hessen kommt der Braunkohle eine deutlich geringere 

Bedeutung zu. Das Braunkohleaufkommen in Höhe von 1,7 Mio. t 

(1988) wird überwiegend (1,3 Mio. t) in industriellen oder 

öffentlichen Wärmekraftwerken eingesetzt. Weitere 0,4 Mio. t 

finden Einsatz als Endenergieträger, überwiegend im 
verarbeitenden Gewerbe (0,26 Mio. t), zum Teil auch im Bereich 

Haushalt und Kleinverbrauch (0,13 Mio. t). Das hessische 

Braunkohlenaufkommen stammt überwiegend aus heimischen Quellen 

(1,3 Mio. t, 1988). 

Die Braunkohle hat für Hessen regionalpolitische Bedeutung. 

Sie ist insbesondere mit dem Schicksal der Kraftwerke in 

Borken und Wölfersheim verknüpft. so sind von den über 
1 Mio. t Braunkohle, die 1985 in Nordhessen gefördert wurden, 

ca. 90 % im Kraftwerk Borken eingesetzt worden. Durch die 

Außerbetriebnahme der Blöcke 1 und 2 ging der Bedarf um 

jeweils rd. 300.000 Jahrestonnen zurück. Seit 1987 wird nur 
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noch der Block 3 mit 100 MW Leistung betrieben. Die 
PreussenElektra hat angekündigt, daß dieser Block vorzeitig 
(1991) vom Netz gehen wird. 

Entsprechend der verringerten Kraftwerksbedarfe ging die 

heimische Braunkohlenförderung zurück. 1985 erreichte sie noch 
1,87 Mio. t, 1988 betrug die Förderung nur noch 1,34 Mio. t. 

Bei diesem Rückgang dürften folgende weiteren Faktoren 

verstärkend gewirkt haben: 

- der Einsatz von Braunkohle als Endenergieträger ist abhängig 

von der Preisentwicklung auf dem Energiemarkt. Anfang der 

BOiger Jahre konnte der Braunkohleneinsatz aufgrund der hohen 

Preise der Konkurrenzenergieträger erheblich gesteigert 

werden. Nach dem Zusammenbruch der Öl- und Gaspreise 1985 war 
der Braunkohleneinsatz im Endenergiebereich wieder 

rückgängig. Dieser Trend hält an, 

- die Umweltschutzgesetzgebung hat die Wettbewerbsfähigkeit 

der Braunkohle negativ beeinflußt (Stichworte sind: 
Reststoffdeponierung und Abgasreinigung) . 

Aufgrund der Öffnung der Grenzen zur DDR bieten sich der 

hessischen Braunkohle als Übergangsenergieträger jedoch neue 

Absatzpotentiale. 

Rückgrat des künftigen Absatzes werden die Bezüge der beiden 

mit Landesmitteln geförderten Braunkohlen-Wirbelschicht
Heizkraftwerke der Fa.Thyssen-Henschel sowie der 

PreussenElektra sein. 

1.6.3. Elektrizität. Kernenergie 

Die Elektrizitätswirtschaft erhält ihr besonderes 

energiepolitisches Gewicht durch die technisch bedingt 
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vergleichsweise hohen Umwandlungsverluste sowie durch die 
Frage der Nutzung der Kernenergie. 

Die Staatsaufsicht im Strombereich ist stärker als in den 

sonstigen Energiebereichen. Sie ist eine Folge des fehlenden 
Wettbewerbs und verfolgt primär die Zielsetzung des 

Verbraucherschutzes. 

Die wesentlichen staatlichen Ausfsichtsinstrumente sind die 

Investitionsaufsicht, die Preisaufsicht und die 

Kartellaufsicht. In Kapitel 2 dieses Energieberichtes wird 

ausführlich über die Tätigkeit in diesen Bereichen berichtet. 

Wettbewerbselemente im Strombereich stärken 

Die Landesregierung verfolgt aufmerksam Bestrebungen im 
europäischen Ausland mit dem Ziel, die Wettbewerbselemente im 

Strommarkt zu stärken. Bestrebungen gehen sowohl von einzelnen 

Staaten aus mit dem Ziel der Stärkung oder Schaffung eines 

Binnenwettbewerbs (Großbritannien, Niederlande), als auch von 

der EG-Kommission mit dem Ziel der Schaffung eines 

europäischen Strommarktes. 

Diese Bestrebungen verdeutlichen, daß zumindest in Teilen des 

Strommarktes Wettbewerb grundsätzlich möglich sein kann. 

Sollten sich die Anhaltspunkte dafür aufgrund der konkreten 

Erfahrungen im europäischen Ausland verdichten, muß im Rahmen 

einer Novellierung des Energierechts diesen Entwicklungen 
Rechnung getragen werden. In dem Maße, in dem Wettbewerb 

möglich ist, könnte - im Sinne der Deregulierung - auf Teile 

der Staatsaufsicht verzichtet werden. 

Die Forderung von mehr Wettbewerb ist nicht Ausdruck einer 

Position des laissez-faire bezogen auf die Ziele 

Energieeinsparung und Umweltschutz. zu einer Stärkung der 

Wettbewerbselemente im Strombereich gehört auch die Stärkung 

pretialer Anreize zur Unterstützung der genannten Ziele. 
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Strompreisgefälle zum europäischen Ausland 

Im Zuge der fortschreitenden Bildung eines europäischen 

Binnenmarktes gewinnen die noch immer bestehenden strompreis

Unterschiede zum europäischen Ausland an Bedeutung. Während 
sich die bereits angesprochenen Kostennachteile für 
gewerbliche Stromverbraucher zunächst nur im 
Leistungswettbewerb der stromintensiven Branchen 

niederschlagen dürfte, besteht für die Bundesrepublik im 

(strategischen) Wettbewerb um Industriestandorte - neben 

anderen - ein weiterer Nachteil, der sich auch in der 

Ansiedlungspolitik durchschnittlich stromintensiver Bereiche 

niederschlagen dürfte. 

Strompreisunterschiede zum europäischen Ausland bestehen aus 

folgenden Gründen: 

- Sonderlasten aufgrund der Verstromungsregelung für deutsche 

Steinkohle 

- Sonderlasten aufgrund der deutschen Umweltschutzgesetzgebung 

und 

- Marktzutrittsbeschränkungen für billige Weltmarktkohle. 

Die Landesregierung tritt für die Änderung des Kohle

Stützungssystems in dem Sinne ein, daß die Lasten aus der 

Verstromunq deutscher Steinkohle durch den Bund getragen 
werden. Bei einer deutlich verringerten Verstromungsmenge 

deutscher Steinkohle könnte den Versorgungsunternehmen der 

Einsatz von Weltmarktkohle ermöglicht werden. Hierdurch würde 

ein wesentlicher Grund für das Strompreisgefälle zum 

europäischen Ausland entfallen. 

Im übrigen wird ein solcher Schritt erforderlich sein, um 

bundesdeutschen Elektrizitätsversorgungsunternehmen im von der 
EG-Kommission forcierten Wettbewerb faire Startchancen zu 
bieten. 



- 41 -

Versorgungssituation 

Strom war im vergangenen Jahr nach den Mineralölen und Erdgas 
mit einem Verbrauch von 44,6 Mio. t SKE der wichtigste 

Endenergieträger 

Während der Endenergieverbrauch insgesamt um 7,4% auf 245,2 

Mio. t SKE 1989 abnahm, wuchs der Brutto-Stromverbrauch um 
1,9 %. Angesichts eines Wirtschaftswachstums von real 3,4% 

kann auch weiterhin davon ausgegangen werden, daß der Prozeß 
der Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Energieverbrauch 

anhält. Hierbei muß allerdings berücksichtigt werden, daß die 

milde Witterung des Winters im Jahre 1989 zu dieser günstigen 
Entwicklung beigetragen hat. Verursacht wurde der Anstieg des 

Stromverbrauchs durch die Industrie, während er in den 

Bereichen Haushalte und Kleinverbraucher sowie Verkehr 

praktisch stagnierte. 

Eine Aussage zu der Entwicklung im Jahre 1989 ist für Hessen 

bislang nicht möglich. 

Kernenergie ist unverzichtbar 

Die Kernenergie ist bundesweit mit einem Anteil von rd. 40 % 

an der Stromerzeugung der öffentlichen Versorgung beteiligt 

(1989). Damit ist sie mit Abstand der bedeutendste 

Primärenergieträger für die Stromerzeugung. 

Aus ökonomischen, ökologischen, industriepolitischen und 
entwicklungspolitischen Gründen kann auf die Nutzung der 

Kernenergie heute nicht verzichtet werden. Andererseits kann 

auch die Kernenergie langfristig nicht die Lösung unserer 

Energieprobleme sein. Sie ist allerdings eine Chance für den 

Übergang auf neue Energieversorgungsstrukturen und ist in 

diesem Zusammenhang vertretbar, wenn gleichzeitig intensiv an 
besseren Lösungen für die Energieversorgung von morgen 

gearbeitet wird. 
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Die Landesregierung leistet hierzu im Rahmen des Hessischen 
Energiegesetzes ihren Beitrag. 

1. 6 . 4 Erdgas 

Erdgas ist für die hessische Energieversorgung nach Mineralöl 

der wichtigste Primärenergieträger. Er ist mit 17,9 % am 
Energieaufkommen (1988) beteiligt. Damit ist die Abhängigkeit 
von diesem Energieträger nur unwesentlich höher als im 

Bundesdurchschnitt (16,8 %). 

Erdgas ist bezogen auf seinen Einsatz im Energiemarkt ein 

relativ "junger" Energieträger. Er hat insbesondere in den 

70iger Jahren ein stürmisches Wachstum zu verzeichnen gehabt. 

Bundesweit betrug der Erdgasanteil am Primärenergieverbrauch 

1970 gerade 5,5 %, 1980 war dieser Anteil auf 16,5% 

angestiegen. Dieses Niveau ist seither weder relativ noch 

absolut wesentlich verändert worden - allerdings bei 
deutlichen Verschiebungen der Verbrauchsstruktur. Der Bereich 

öffentliche Kraftwerke ist in seinem Verbrauchsanteil von 

26,6 % 1980 auf 10,7 % 1988 gesunken. Wesentliche verbrauchs

zuwächse wurden durch die Haushalte und Kleinverbraucher 

erzielt. Ihr Verbrauchsanteil stieg von 31,9 % auf 44,0 %mit 

einer Spitze von 46,7% in 1987. 

Demgegenüber kam es in Hessen auch in den BOiger Jahren zu 

einer deutlichen Zunahme des Erdgasverbrauchs. In erster Linie 

verantwortlich war hierfür das Fehlen eines wesentlichen 

Gaseinsatzes im Umwandlungsbereich. 

Für die Zukunft wird mit einem steigenden Einsatz von Erdgas 

gerechnet. Hierbei spielen neben preislichen auch 

umweltseitige und nutzungstechnische Gründe eine Rolle. 

Dies setzt voraus, daß die Versorgung mit Erdgas auch 

langfristig gesichert werden kann. Heute ist die 

Erdgasversorgung der Bundesrepublik Deutschland durch einen 
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hohen Anteil inländischer Förderung gekennzeichnet. 28 % des 

Erdgasaufkommens wurden 1988 aus inländischer Produktion 

gedeckt. 30 % des Aufkommens kommen aus der UdSSR, 26 % aus 
den Niederlanden, 15 % aus Norwegen und 1 % aus Dänemark. 

Wesentliche Teile des künftigen Bedarfs ab dem Jahr 2000 sind 
bereits durch langfristige Verträge gedeckt, zum Teil reichen 

die Verträge bis über das Jahr 2020 hinaus. 

Auch die künftige Entwicklung der Erdgaswirtschaft hat durch 

die wettbewerbspolitischen Initiativen der EG-Kommission 

wesentliche Impulse ~rhalten. In erster Linie sind hier die 

Weiterentwicklung des europäischen Erdgasfernleitungsnetzes in 
Verbindung mit der geplanten Durchleitungsrichtlinie und der 

Erhöhung der Preistransparenz im nicht tarifgebundenen Bereich 

zu nennen. 

Die hessische Landesregierung unterstützt vom Grundsatz her 

die europäische Integration auf den Energiemärkten. Sie ist 

jedoch der Auffassung, daß die von der EG-Kommission 

angestrebte Einführung eines direkten Wettbewerbs im 

europäischen Gasmarkt faire Startchancen voraussetzt. 
Angesichts der europaweit einzigartigen horizontalen und 

vertikalen Gliederung der bundesdeutschen Erdgaswirtschaft und 
der weitgehend zentralistischen Struktur im europäischen 

Ausland würde die Einführung eines direkten "Gas-zu-Gas

Wettbewerbs" den Grundsatz der Chancengleichheit verletzen. 

Mehr Wettbewerb in der Gaswirtschaft kann sinnvoll sein. Die 
Hessische Landesregierung hat sich mit der 

energieaufsichtliehen Freigabe der Ruhrgas-Ferngasleitung von 

Werne nach Schlüchtern sowie der Wintershall-Ferngasleitung 

von Emden nach Ludwigshafen für den "Gas-zu-Gas-Wettbewerb" 

ausgesprochen. Von den Vorhaben werden positive Beiträge zu 

den Zielen Versorgungssicherheit, Umweltentlastung und vor 
allem zur Billigkeit der Energieversorgung erwartet. 
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1.6.5 Fernwärme 

Die Fernwärme leistet - in Kraft-Wärme-Kopplung erzeugt -

Beiträge zur Energieeinsparung und zur Verminderung 

energiebedingter Emissionen. Sie eröffnet zudem der Kohle als 
langfristig unverzichtbarer Energieträger ein energiepolitisch 

besonders sinnvolles Einsatzfeld. 

Bundesweit beträgt der Anteil der Fernwärme am 
Endenergieverbrauch 2,5 % (1989). Am Niedertemperatur

Wärmemarkt beträgt ihr Anteil rd. 7 %. 

In Hessen ist der Anteil der Fernwärme am Endenergieverbrauch 
mit 1,87% deutlich niedriger. 

Angebote zur Förderung von Fernwärme-Erzeugungsanlagen und von 

Fernwärmenetzen bestehen im Rahmen des Hessischen 

Energiegesetzes. Es zeigt sich jedoch, daß das derzeit 

niedrige Energiepreisniveau dem weiteren Ausbau der Fernwärme 

Grenzen setzt. 

Die Hessische Landesregierung ist bemüht, den Anteil der 

Fernwärme am Energieverbrauch deutlich zu steigern. Eine 

interessante Weichenstellung könnte sich aus der Möglichkeit 

der Fernwärmeauskopplung aus dem neuen Block V des Kraftwerks 

Staudinger ergeben. Durch ein Energiekonzept wird zur Zeit die 

Sinnhaftigkeit einer Fernwärmeschiene im Untermaingebiet 
(Hanau, Offenbach, Frankfurt) geprüft. Im Rahmen dieses 

Konzepts werden vor allem auch die Auswirkungen auf die 

Immissionen in der näheren und weiteren Umgebung des 

Kraftwerks Staudinger geklärt werden. 

Im April 1989 wurden die Aufträge für den ersten Teil der 

Fernwärmetrasse vergeben. Mit 300 MW auskoppelbare 

Fernwärmeleistung wird das Projekt die Fernwärme in Hessen 
erheblich voranbringen. 
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1.6.6 Regenerative Energiequellen 

Die erneuerbaren Energiequellen werden künftig einen größeren 

Beitrag zur Energieversorgung leisten. Heute dominiert unter 
ihnen die Wasserkraftnutzung mit einem Anteil von rd. 4,5% an 

der öffentlichen Stromerzeugung der Bundesrepublik. In Hessen 
ist dieser Anteil aufgrund der geographischen Gegebenheiten 
mit rd. 1,5% erheblich niedriger. 

Bundesweit wird der Anteil der regenerativen Energiequellen 

auch auf absehbare Zeit beschränkt bleiben, so daß sie keine 
die traditionellen Energieversorgung ersetzende oder ablösende 

Alternative darstellen. Nach einer neueren Untersuchung des 
Fraunhofer Instituts in Zusammenarbeit mit Prognos wird sich 
der Anteil regenerativer Energiequellen am Energieaufkommen 

stetig von 2,6% (1987) auf 4,1% (2010) erhöhen. 

Die in der Vergangenheit in Studien erwarteten ausschöpfbaren 

Potentiale erneuerbarer Energien von 4 bis 6 % am 

Primärenergie-Verbrauch haben sich als zu optimistisch 

erwiesen. Maßgeblich dürfte dazu der Einbruch der 

Energiepreise Mitte der BOiger Jahre beigetragen haben. 

Die Landesregierung ist der Auffassung, daß die Anstrengungen 

zur Weiterentwicklung erneuerbarer Energiequellen verstärkt 

werden müssen, um einen "technologischen Fadenriß" infolge der 
gegenwärtigen energiewirtschaftliehen Bedingungen zu 

vermeiden. 

Der wachsende weltweite Energiebedarf kann klimaneutral nicht 

allein durch fossile Energieträger gedeckt werden. 

Insbesondere die leistungsfähigen Industrienationen stehen in 

der Pflicht, verstärkt auf regenerative Energiequellen 

zurückzugreifen. Sie können gleichzeitig einen Beitrag zum 

Nord-Süd-Dialog leisten, indem sie die technischen Systeme zur 
Nutzung erneuerbarer Energiequellen Ländern der Dritten Welt 

zur Verfügung stellen. Und schließlich wir der verstärkte 
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Einsatz derartiger Technologien den Industrienationen 

unmittelbar Nutzen stiften. Regenerative Energiequellen können 

- als ein Beitrag zur Sicherheit die Energieversorgung auf 

eine breitere Grundlage stellen 

- die Belastung der Umwelt vermindern und 

- positive regionalwirtschaftliche Impulse geben. 

Die stärkere Nutzung regenerativer Energiequellen ist von 

länderübergreifendem Interesse und sie ist deshalb primär eine 

Aufgabe des Bundes - mit der fortschreitenden Entwicklung des 
"gemeinsamen Marktes" auch eine Aufgabe der Europäischen 
Gemeinschaft (EG) . 

Die EG und der Bund haben in der Vergangenheit erhebliche 

Mittel für Forschung, Entwicklung und Demonstration von 

Techniken zur Nutzung regenerativer Energiequellen 

aufgewendet. Im internationalen Vergleich nimmt die 

Bundesrepublik hier den Spitzenplatz ein. 

Die Landesregierung bedauert, daß im Zusammenhang mit der 

Steuerreform 1990 die Möglichkeiten erhöhter steuerlicher 

Absetzungen für Anlagen zur Nutzung regenerativer 

Energiequellen nach § 82 a 

Einkommensteuerdurchführungsverordnung sowie nach § 4 a 

Investitionszulagengesetz auslaufen bzw. bereits ausgelaufen 
sind. Hierdurch werden die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 

für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen zur Nutzung 

regenerativer Energiequellen weiter verschlechtert. Die 

Landesregierung ist der Auffassung, daß allein die Förderung 

von Demonstrationsanlagen nicht ausreicht, um den an der 
Schwelle der Markteinführung stehenden Technologien die 

notwendige Überbrückung der gegenwärtig schwierigen, 

energiepreisbedingten Marktsituation zu ermöglichen und so 

eine längerfristige Perspektive zu geben. Die Förderung der 
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Markteinführung erneuerbarer Energien durch Schaffung 

entsprechender wirksamer Förderinstrumente sollte 

weitergeführt und verbessert werden. 

In diesem Sinne hat die Landesregierung den von der 

Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf über die Einspeisung 
von Strom aus erneuerbaren Energien in das öffentliche Netz 

(Stromeinspeisungsgesetz} zugestimmt. Dieser Gesetzentwurf 

sieht vor, die Vergütung von Strom aus Wasserkraft, Windkraft, 

Sonnenenergie, betrieblichen Abfällen oder Produkten der Land

und Forstwirtschaft auf 75 % bzw. 90 % (für Sonnenenergie und 

Windkraft} des Durchschnittserlöses je Kilowattstunde aus der 
. Stromabgabe von Elektrizitätsversorgungsunternehmen an alle 
Letztverbraucher anzuheben. Es ist davon auszugehen, daß der 

·Entwurf noch in dieser Legislaturperiode des Bundestages 
verabschiedet wird. 

Ausdrücklich begrüßt hat die Landesregierung die 

Sonderprogramme des Bundes zur Förderung von Windkraftanlagen 

(100 MW-Programm} und von Photovoltaik-Anlagen (1000-Dächer
Programm} . 

Durch ihre Mitgliedschaft unterstützt die Landesregierung das 

von der Bundesregierung initiierte Forum für Zukunftsenergien, 

dessen Aufgabe insbesondere in der Förderung regenerativer 

Energien besteht. 

Die energiepolitische Bedeutung regenerativer Energiequellen 

dokumentiert die Hessische Landesregierung durch die 

finanzielle Förderung im Rahmen des Hessischen 

Energiegesetzes. 

Die konkrete Anlagenförderung kann dabei auf Ergebnissen einer 

Vielzahl von Studien und Energiekonzepten aufbauen. Für Hessen 

liegen zu den wesentlichsten regenerativen Energiequellen 

Machbarkeits- und Potentialstudien vor. Eine.Aufstellung über 
die im Berichtszeitraum veröffentlichten Studien findet sich 
in der Anlage 4.8. 
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Hervorzuheben sind hierbei die Wasserkraft-Potentialstudien, 

die die reaktivierbaren Wasserkraftanlagen praktisch 
flächendeckend für Hessen nachgewiesen haben. Ergebnis dieser 

Untersuchungen für 18 Landkreise und Städte war, daß bei einer 

reaktivierbaren Leistung von rd. 7 MW zur Zeit zwei Drittel 

des wirtschaftlichen Wasserkraft-Potentials genutzt werden. Im 
Rahmen der Hessischen Wasserkraft-Tage in Marburg im November 

1988 sind die Ergebnisse diskutiert und die Eigentümer 

reaktivierbarer Wasserkraftanlagen direkt angesprochen worden. 

Mit der Studie "Leistungsbeobachtung kleiner 
Wasserkraftanlagen" konnte belegt werden, daß sich kleine 

Wasserkraftanlagen insgesamt als ein berechenbarer 

Leistungsfaktor für die Elektrizitätswirtschaft darstellen. 

Als weitere herausragende Maßnahmen zur Förderung 
regenerativer Energiequellen sind zu nennen 

- der Wind-Energie-Park Vogelsberg, 

- das Forschungsvorhaben Vertikalachs-Windkraftanlagen, 

- das Forschungsvorhaben Passiv-Energie-Haus (siehe dazu auch 

Anlage 4.5), 

- das Forschungsvorhaben Festkörper-Brennstoffzellen, 

- das Forschungsvorhaben Wasserstoff Metall-Hydrid-Speicher, 

- das Projekt Photovoltaik-Kleinanlagen, 

- die Solarmobil-Ralleye, 

- die Entwicklung von Solar-Elektro-Mobilen. 

Im Bereich der Solarenergienutzung ist mit dem Technologie

Monitor Solarenergie und Wasserstofftechnik ein 
leistungsfähiges Instrument zur Verbesserung der 

Informationsgrundlagen in diesem Bereich geschaffen worden, 



- 49 -

der inzwischen entscheidende Anregungen für die Förderpolitik 
geliefert hat. 

Die Landesregierung hat mit der verstärkten Förderung der 

hessischen Forschungs- und Entwicklungsansätze auf den Feldern 
Photovoltaik und Wasserstoffnutzung neue Schwerpunkte gesetzt. 

1.7 Umweltschutz 

Umweltschutz und Energieversorgung sind besonders eng 
··miteinander verknüpfte Bereiche. Einerseits gehen von 

Energienutzungsprozessen in der Regel umweltbelastende Effekte 

aus, andererseits erfordern Techniken und Maßnahmen, die dem 
Bereich Umweltschutz zugeordnet werden können, ihrerseits den 

Einsatz von Energie. 

Spannungsverhältnis zwischen Energie und Umwelt 

Energie und Umwelt stehen in einem Spannungsverhältnis. In der 
Regel ist Umweltschutz im Energiebereich mit zusätzlichen 

Kosten verbunden. Klar ist, daß entsprechend dem 

Vorsorgegedanken der Umweltschutz immer dann Vorrang hat, wenn 

die Gesundheit der Bevölkerung gefährdet wird oder eine 

nachhaltige Schädigung der natürlichen Lebensgrundlagen zu 

befürchten ist. 

Dieser Vorrang wurde trotz erheblicher Kosten für den 

Energiebereich durchgesetzt. An erster Stelle ist hier die 13. 

Verordnung zur Durchführung des Bundes

Immissionsschutzgesetzes zu nennen (Großfeuerungsanlagen

Verordnung) . Die Elektrizitätswirtschaft beziffert den Betrag 

der von ihr im Zeitraum 1982 bis 1987 getätigten Investitionen 

in Umweltschutzeinrichtungen auf 56,5 Mrd. DM. Abbildung 5 

stellt die Entwicklung der Umweltschutzinvestitionen der 
Betriebe der Energie- und Wasserversorgung in Hessen dar. 

Festzustellen ist ein besonderer Anstieg seit 1984 von 13,9 

Mio. DM auf 147 Mio. DM 1987. Es handelt sich hierbei 
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überwiegend um Luftreinhaltungs-Investitionen im 
Energiesektor. 

Abb. 5: 
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Drastische Verminderung der Emissionsbilanz 

1987 

Die Emissionen aus Energieanlagen konnten innerhalb der 

vergangenen Dekade dramatisch verbessert werden. Diese 

Entwicklung wurde im wesentlichen von den 

Großfeuerungsanlagen, d.h. von Anlagen mit einer 

Feuerungswärmeleistung ab 50 Megawatt bzw. ab 100 Megawatt bei 

Gaseinsatz, getragen. Neben der Brennstoffumstellung und der 

Stillegung veralteter Feuerungen (bei gleicher Anlagenzahl) 

ist die Inbetriebnahme von Rauchgasreinigungsanlagen, 

insbesondere in den PreussenElektra-Kraftwerken Borken und 

Großkrotzenburg, für die Verbesserung der Emissionsbilanzen 

verantwortlich 
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Bis zum Jahr 1993 kann in Hessen mit einer Restemission von 

weniger als 5.000 t so2 beziehungsweise 8.000 t NOx aus 

Großfeuerungsanlagen gerechnet werden, was einer Minderung von 

mehr als 90 % gegenüber dem Jahr 1983 entspräche. 

Abb. 6: 
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Eine positive Entwicklung der Emissionen ist ebenfalls aus der 

1986 novellierten Technischen Anleitung Luft (TA-Luft) zu 

erwarten. Nach Veröffentlichungen der Bundesregierung ergeben 

sich bundesweit hierdurch für praktisch alle gewerblichen 

genehmigungsbedürftigen Anlagen, mit Ausnahme der Kraft- und 

Heizwerke, folgende Auswirkungen für die wesentlichen 
Schadstoffe: 

Tab. 3: Gegenüberstellung der Emissionen aus genehmigungs
bedürftigen Anlagen (ohne Kraft- und Heizwerke) 

Emissionen in 1000 t Verminderung 
in den Jahren in % 

1982 1993 

staub 400 240 40 

Schwefeldioxid 540 360 33 

Stickoxid 270 170 37 

Darüber hinaus werden auch Minderungen von krebserzeugenden 

und sonstigen organischen Luftschadstoffen erreicht. 

Und schließlich werden auch die 1988 in Kraft getretenen 

Änderungen der 1. und 3. Verordnung zum Bundes
Imissionsschutzgesetz zur Reduzierung der Luftschadstoffe 

beitragen. In der Kleinfeuerungsanlagen-Verordnung (1. 

BimSchV) werden die Anforderungen an Brennstoffe und Technik 

der Anlagen verschärft. Die Änderung der 3. ßimSchV trägt 

durch die Herabsetzung des Schwefelgehalts im Heizöl und 

Diesel auf 0,2 Gewichtsprozente zur Reduzierung der so2-

Belastung bei. 

Diese Regelungen haben zu einer deutlichen Verschiebung der 

Anteile der verschiedenen Emittentengruppen an den 

Gesamtemissionen geführt. So betrug der Anteil der Kraft- und 
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Fernheizwerke an den so2-Emissionen 1986 noch über 60 %; 1998 

wird er unter 40 % gesunken sein. An den NOx-Emissionen war 

diese Gruppe 1986 mit rd. 25 % beteiligt; 1998 wird er im 
Bereich von 11 bis 13 % liegen. 

Daraus ergibt sich eine Schwerpunktverlagerung für die 

umweltpolitik. So werden beispielsweise die NOx-Emissionen des 
Straßenverkehrs anteilmäßig zunehmen. U.a. aus diesem Grunde 

sind auf Bund-/Länder-Ebene eine Reihe von Arbeitsgruppen zum 
Themenbereich Verminderung verkehrsbedingter Emissionen 

gebildet worden. Die Landesregierung wird im nächsten 

Energiebericht über die Ergebnisse dieser Arbeitsgruppen und 

über die landespolitischen Schlußfolgerungen berichten. Klar 

ist bereits jetzt, daß sowohl aus Umweltschutzgründen als auch 
aus Gründen der Energieeinsparung im Verkehrsbereich künftig 

einschneidende Maßnahmen erforderlich sind. 

Energieverbrauch und co2-Problematik 

Der zunehmende Eintrag anthropogener Spurenstoffe in die 

Atmosphäre verändert den Strahlungshaushalt der Erde und stört 
somit auch die vorhandene Wechselwirkung zwischen den 

einzelnen Komponenten des Klimasystems. Gegenwärtig steigt die 

co2-Konzentration mit rd. 0,5 %pro Jahr an, die jährlichen 

co2-Emission in die Atmosphäre beträgt etwa 20 Mrd. Tonnen. 

Die Bundesrepublik ist an den co2-Emissionen mit rd. 3,6% 

beteiligt. Auf Hessen entfallen davon rd. 10 %. 

Den erhöhten Emissionen von co2 sind heute wenigstens 50 % des 

gesamten durch den Menschen verursachten Treibhauseffektes 

zuzurechnen. Auch wenn die Wirkungszusammenhänge noch nicht 

abschließend geklärt sind, werden folgende Effekte erwartet: 

- Anstieg des Meeresspiegels, 

- Verschärfung der Witterungsextreme, 



- 54 -

- Änderung der Verteilung des Regens und der Luftfeuchtigkeit. 

Die Erkenntnis von der Gefährdung unserer Atmosphäre kommt 

einer Gewißheit nahe. Daraus folgt im Sinne des 

Vorsorgegedankens die Notwendigkeit eines entschlossenen 

Handelns. 

Die politische Aufgabe ist anspruchsvoll: Nach den Ergebnissen 
der World Energy Conference, Montreal 1989, wird der 

Energieverbrauch der Welt bis zum Jahr 2020 gegenüber 1985 um 

rd. 50 % auf 19 Mrd. t SKE steigen. Als Folge dieser 
Entwicklung werden die co2-Emissionen um 40% auf 32,6 Mrd. t 

zunehmen. Die Klimakonferenz in Toronto hat allerdings eine 

Begrenzung der co2-Emissionen auf 16 Mrd. t gefordert, Rd. 16 
Mrd. t co2-Emissionen müssen demnach weltweit durch eine 

gegenüber dem Trend rationellere Energienutzung, stärkere 
Nutzung regenerativer Energiequellen usw. vermieden werden. 

Die globale Dimension der zu erwartenden Klimaänderungen 

erfordert, das Problem im Rahmen eines weltweiten, 

solidarischen Vorgehens zu lösen. Hierfür haben alle 

entwickelten Industrieländer, die über größere ökonomische und 

technische Handlungsoptionen verfügen, eine besondere 

Verantwortung. 

Diese besondere Verantwortung verbietet nach Auffassung der 

Landesregierung den Ausstieg aus der Kernenergie. Schon heute 

sorgt die Kernenergie für die Begrenzung der co2-Emissionen. 

Bei einem Verzicht auf die Kernenergie wird die so entstehende 

Versorgungslücke nicht co2-neutral geschlossen werden können. 

Die Landesregierung begrüßt die Selbstverpflichtung der 

Bundesregierung, bis zum Jahr 2005 die co2-Emission der 

Bundesrepublik um 25 % zu reduzieren. 

Im Rahmen der Möglichkeiten des Landes sind durch das 

Hessische Energiegesetz Maßnahmen ergriffen worden, die das 

Ziel Reduzierung der co2-Emissionen unterstützen. 

Hervorzuheben sind hier insbesondere 
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- die Selbstverpflichtung des Landes, alle nach dem Stand der 

Technik möglichen Maßnahmen für eigene Liegenschaften 
durchzuführen, die einen langfristig wirtschaftlichen, 

sparsamen und umweltschonenden Einsatz nichterneuerbarer 

Primärenergieträger gewährleisten (Vorbildfunktion des 
Landes), 

- Die Förderung der Energieeinsparung im Wohnungsbestand sowie 

- die Förderung von Energienutzungsanlagen. 

Hierzu wird auf Nummer 1.4 dieses Berichtes, Novellierung des 
Hessischen Energiegesetzes, verwiesen. Nach der Vorlage des 

von der Bundesregierung angekündigten Maßnahmenkatalogs zur 
Verminderung der co2-Emissionen wird die Landesregierung 

prüfen, ob das hessische Förderinstrumentarium an diesen 
Rahmen angepaßt werden muß. 

Neues Instrumentarium für die Ermittlung von Energiebilanzen 
von Energie-Prozeßketten 

Mit der Veröffentlichung der Studie "Umweltwirkungsanalyse von 

Energiesystemen" stellt die Hessische Landesregierung ein 

qualitativ neues Instrument zur Umweltwirkungsanalyse von 

Energiesystemen bereit. Das große nationale und internationale 

Interesse an dieser Arbeit unterstreicht den hohen fachlichen 

Rang dieser Arbeit des ÖKO-Instituts Darmstadt in 
Zusammenarbeit mit dem Wissenschaftlichen Zentrum III an der 

Gesamthochschule Kassel. 

Ziel des Vorhabens war, ein leicht handhabbares, transparentes 

und methodisch sorgfältig ausgearbeitetes EDV-Modell zu 

erarbeiten sowie qualifizierte Aussagen zu den Umweltwirkungen 

verschiedener Energiesysteme zu erarbeiten. 
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2. Instrumente der hessischen Energiepolitik 

2.1 Aufsicht nach dem Energiewirtschaftsgesetz 

2.1.1 Fachaufsicht 

Das Hessische Ministerium für Wirtschaft und Technik übt in 

Hessen die Staatsaufsicht hinsichtlich der leitungsgebundenen 

Versorgung mit Strom und Gas aus. Die Staatsaufsicht und 

anderweitig begründete Aufgabe umfassen auch die 
Sicherstellung der Energieversorgung in Krisen- und 
Spannungs fällen. 

Die Staatsaufsicht umfaßt daneben die Überwachung der techni
schen Sicherheit der Energieversorgung mit Strom und Gas über 

feste Leitungswege. Die Energieaufsicht wirkt an der 

energiewirtschaftliehen Beurteilung von Standort- und Trassen

fragen mit, soweit landesplanerische verfahren eine solche Be
urteilung erfordern. 

Ein Kernstück der Energieaufsicht ist der § 4 des 

Energiewirtschaftsgesetz. Danach sind Versorgungsunternehmen 

verpflichtet, wichtige Investitionen im Erzeugungs- und 

Verteilungsbereich der Energieaufsichtsbehörde anzuzeigen. Die 

Energieaufsicht kann die Investitionen beanstanden und/oder 

untersagen, wenn Gründe des Gemeinwohls im Sinne des 

Energiewirtschaftsgesetzes dies erfordern. 

Im Zeitraum von 1. Januar 1987 bis zum 30. Juni 1990 wurden 

nach § 4 Energiewirtschaftsgesetz insgesamt 330 energieauf

sichtliche Verfahren eingeleitet. Davon sind 67 Verfahren der 

Elektrizitätswirtschaft und 263 Verfahren der Gaswirtschaft 

zuzurechnen. 
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Wichtige Vorhaben im Energieaufsichtsbereich: 

Kernkraftwerk Borken 

1987 hat die PreussenElektra auf die Errichtung eines zum 

damaligen Zeitpunkt am Standort Borken geplanten 
Kernkraftwerks verzichtet. Nach Gesprächen zwischen der 

Landesregierung und der PreussenElektra konnte das beim 
Verwaltungsgericht anhängige Verfahren durch eine gemeinsame 

Erledigungserklärung beendet werden. Dieses Übereinkommen 

beendete ein Verfahren, das die PreussenElektra im Januar 1987 

beim Verwaltungsgerichtshof in Kassel angestrengt hatte, da 
die frühere Landesregierung der PreussenElektra die Errichtung 

eines Kernkraftwerks mit einer Leistung von rund 1.300 MW 

untersagt hatte. Die gefundene Einigung ist positiv durch die 

von der PreussenElektra geplante Errichtung eines weiteren 
Blockes V in Kohlekraftwerk Staudinger beeinflußt worden. 

Kohlekraftwerksblock Staudinger V in Großkrotzenburg: 

Das Vorhaben "Kohlekraftwerksblock Staudinger V" wurde von 
PreussenElektra im Februar 1988 nach § 4 Energiewirtschaftsge

setz angezeigt. Der energieaufsichtliche Freigabebescheid 

(Nichtbeanstandungsbescheid) wurde im Juli 1988 erteilt. Die 

Inbetriebnahme des Kohlekraftwerksblocks ist für 1993/1994 

vorgesehen. 

Block V dient der Sicherstellung der Stromversorgung im 
Versorgungsbereich der PreussenElektra. Ohne den Zubau des 

Kohlekraftwerksblocks wäre ab Winter 1993/1994 mit einem 

Leistungsdefizit von 290 MW im Versorgungsgebiet der 

PreussenElektra zu rechnen gewesen. Die Berechnung des 

Leistungsdefizits von 290 MW berücksichtigt einerseits die in 

den nächsten Jahren eintretenden Änderungen im Kraftwerkspark 

der PreussenElektra sowie der Strombezugsverhältnisse und 

andererseits den erwarteten Strombedarf im Versorgungsbereich 

der PreussenElektra. Block V mit einer elektrischen Leistung 

von 485 MW netto soll das in 1993/94 auftretende Leistungs-
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defizit ausgleichen und darüber hinaus auch den in den 
folgenden Jahren erwarteten Lastzuwachs abdecken. 

Wegen der Nähe zum Ballungsraum Frankfurt, Offenbach und Hanau 

soll Block V so ausgelegt werden, daß technisch eine 

Fernwärmeauskopplung bis maximal 300 MW möglich ist. In 

welchen Umfang von der Auskopplungsmöglichkeit Gebrauch 

gemacht werden kann, wird zur Zeit im Rahmen eines 

Energiekonzeptes untersucht. 

Die Investitionskosten sind mit 1 Mrd, DM veranschlagt. 

Während der Bauzeit und des anschließenden Betriebes werden 

regional und überregional Beschäftigungseffekte ausgelöst und 

etwa 75 Dauerarbeitsplätze im Kraftwerk geschaffen. 

380-kV-Hochspannungsleitung Dauersberq-Liffiburg-Kriftel 

Die von RWE geplante 380-kV-Hochspannungsleitung verläuft vom 

Netzknotenpunkt Dauersberg in Rheinland-Pfalz über Limburg 

nach Kriftel. Die Länge der Leitung beträgt ca. 95 km, wovon 

ca. 65 km im Lande Hessen liegen. Von Kriftel aus ist der 

Anschluß zum Knotenpunkt Marxheim geplant. 

Von Marxheim wird die Leitung über die bereits in Bau 

befindliche Trasse Marxheim-Bischofsheim-Griesheim an die 

vorhandene 380-kV-Leitung der RWE von Urberach nach Bürstadt 

angeschlossen. Damit wird eine durchgehende Nord-Süd
Verbindung geschaffen, so daß über die Leitung Strom aus dem 

Rhein/Ruhr-Raum und damit in verstärkten Maße aus Kohle 
erzeugter Strom in den Großraum Frankfurt am Main und den 

Süden übertragen werden kann. 

Der in Hessen verlaufende Leitungsabschnitt war bereits 1982 

nach § 4 Energiewirtschaftsgesetz befristet bis 1984 freigege

ben. Vor Ablauf der Frist hat RWE um eine Fristverlängerung 

gebeten, da mit dem Vorhaben wegen noch nicht abgeschlossener 

Verhandlungen mit Grundstückseigentümern noch nicht begonnen 

werden konnte. Im Rahmen der Prüfung des Verlängerungsantrages 

konnte erreicht werden, daß die 380-kV-Leitung nicht mehr -
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wie ursprünglich vorgesehen - vollständig in einer zweiten 
Trasse parallel zur vorhandenen 220 kV-Trasse errichtet wird. 

Nunmehr ist vorgesehen, daß auf eine Länge von ca. 25 km in 
landschaftlich besonders empfindlichen Bereichen bzw. 

Ortslagen die 220 kV-Leitungen abgebaut werden und die 220 kV

Seile in diesen Bereichen zusätzlich auf das neu zu er

richtende Gestänge der 380 kV-Leitung mit aufgenommen werden. 

Diese modifizierte Leitungsplanung wurde im Mai 1990 

energieaufsichtlich freigegeben. 

110-kV-Hochspannunqsverbindung Borken - Raum Frankfurt und 

380/110-kV-Hochspannunqsverbindunq Karben-Obererlenbach 

Im energieaufsichtliehen Verfahren zur Erneuerung der 110-kV

Hochspannungsfreileitung Borken-Kirchhain-Gießen-Wölfersheim

Obererlenbach konnte in Verhandlungen des Hessischen 

Ministeriums für Wirtschaft und Technik mit der 

PreussenElektra eine optimale Lösung gefunden werden, die 

energiewirtschaftliehen sowie landschaftlichen Belangen 

Rechnung trägt. 

Die bereits in 1924/25 errichtete Leitung von Borken nach 
Obererlenbach ist durch Korrosion und Materialalterung in 

ihrer Substanz verbraucht. Die an sich anstehende und 

vorgesehene Erneuerung konnte durch eine Änderung der 

Netzkonfiguration auf der Leitungsstrecke von Borken nach 

Wölfersheim mit einer Länge von ca. 100 km vermieden werden. 

zusätzlich wurde erreicht, daß die Übertragungskapazität einer 

weiteren bestehenden 110-kV-Leitung von Wölfersheim nach 
Frankfurt am Main/Nord mit einer Länge von 27 km nicht mehr 

benötigt wird. Für die Aufrechterhaltung der notwendigen 

Transportfunktion wird eine vorhandene weitgehend parallel 

verlaufende Trasse herangezogen. 

Diese Trasse ist bisher mit 220-kV und 380-kV-Systemen 

ausgestattet. Die 220-kV Spannungsebene wird umgewidmet auf 

110-kV und übernimmt die Funktion der alten 110-kV-Leitung. 

Als Ersatz für die 220-kV-Leitungssysteme, die Borken mit 

Frankfurt am Main verbinden, wird die noch freie Kapazität der 
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380-kV-Leitungssysteme genutzt. Da die 380-kV-Leitungssysteme 
von den 220-kV-Leitungssystemen im Raum Friedberg voneinander 
abzweigen und auf getrennten Gestängen einen anderen Verlauf 

nehmen, bedarf es einer Verbindung von Frankfurt am Main zu 
der 380-kV-Leitung. 

Diese wird durch Neuverlegung einer 380-kV-Leitung von Karben 

nach Obererlenbach mit einer Länge von ca. 10 km geschaffen. 

In Karben wird die Leitung an die vorhandene, aus Borken 

kommende und in Obererlenbach an die bestehende nach Frankfurt 

am Main/SW weiterführende 380-kV-Leitung angeschlossen. 

Dadurch wird erreicht, daß Frankfurt am Main aus dem 380-kV 

Verbundnetz versorgt werden kann, anstelle der durch die 

Umwidmung entfallenden bisherigen Versorgung aus der 220-kV
Ebene. Um die gefundene Lösung realisieren zu können, werden 

an Ersatzmaßnahmen weiterhin Investitionen im Bereich der 

Umspannwerke erforderlich. 

Die 110-kV-Hochspannungsfreileitungsverbindung von Borken nach 

Frankfurt am Main/Nord mit einer Länge von 127 km kann somit 

vollständig abgebaut werden. 

Der energiewirtschaftliche Freigabebescheid tür das Vorhaben 

wurde im Mai 1988 erteilt. 

380-kV-Leitung Mecklar-Vieselbach (DDR) und 380-kV-Leitung 

Dipperz-Albstadt für Stromlieferungen in die DDR 

PreussenElektra AG hat im März 1990 den Bau der 380-kV-Leitun

gen Mecklar-Vieselbach und Dipperz-Albstadt nach § 4 

Energiewirtschaftsgesetz angezeigt. 

Die von Mecklar ausgehende Leitung soll auf DDR-Gebiet bis 

Vieselbach weitergeführt werden und dort in das DDR-Netz Strom 

einspeisen. Die Stromlieferungen sollen die angespannte 

Versorgungssituation entlasten und die Umweltbelastung 

abbauen. In Verbindung mit der 380 kV-Leitung Dipperz-Albstadt 

wird die Möglichkeit eröffnet, vor Realisierung des 
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Verbundbetriebes zunächst Strom aus dem Kraftwerk Staudinger 
im Richtbetrieb in die DDR zu liefern. 

Die energieaufsichtliche Prüfung des Vorhabens ist noch im 
Gange. 

Ferngasleitung von Werne (Nordrhein-Westfalen) nach 
Schlüchtern (Hessen) 

Die von Ruhrgas AG im Oktober 1989 nach § 4 

Energiewirtschaftsgesetz angezeigte Ferngasleitung wurde im 

März 1990 freigegeben. 

Von der Leitung mit einer gesamten Länge von ca. 250 km 
verlaufen ca. 130 km in Hessen. Über diese Leitung sollen 

Erdgasbezüge aus der Nordsee zur Deckung des steigenden 

Bedarfs in den Versorgungsgebieten Westfalen, Hessen, Bayern 

und Baden-Württemberg geliefert werden. Zusätzlich soll aus 

der Leitung Werne-Schlüchtern im Raume Lauterbach eine in die 

DDR führende Leitung aufgespeist werden. Die Fertigstellung 

der gesamten Leitung ist zum 01.10.1994 vorgesehen, das 
Teilstück Schlüchtern bis Lauterbach soll bereits zum 
01.10.1992 in Betrieb genommen werden. 

MIDAL-Erdgasfernleitung (Mitte-Deutschland -·Anbindungs

Leitung) von Emden nach Ludwigshafen 

Die von Wintershall AG im Oktober 1989 nach § 4 Energiewirt
schaftsgesetz angezeigte Gasleitung wurde im März 1990 

energieaufsichtlich freigegeben. 

Von der gesamten Trasse mit einer Länge von 560 km werden 260 

km in Hessen verlegt. Die Leitung verläuft, aus dem Raum Det

mold kommend, über Kassel in den osthessischen Raum nach Bad 

Hersfeld. Von Bad Hersfeld wird die Leitung über Fulda nach 

Gelnhausen weitergeführt. Im weiteren Verlauf führt die 

Leitung über den Raum Offenbach nach Nonrod und weiter über 

Lampertheim nach Ludwigshafen (BASF) . 
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Eine Abzweigleitung mit einer Länge von 15 km führt von Bad 

Hersfeld zum Kaliwerk Philippsthal an der Grenze zur DDR. Es 
ist geplant die Leitung von Philippsthal über Erfurt nach 

Sayda in Sachsen weiterzuführen. Die Leitung kann einen 

wesentlichen Beitrag zur Versorgungssicherheit und 
Umweltentlastung leisten. Mit Wintershall AG steigt zudem ein 

potentes Unternehmen in den "Gas-zu-Gas-Wettbewerb" ein, 

wodurch positive Auswirkungen auf den Gaspreis zu erwarten 
sind. 

Gasfernleitung von Lauterbach über Re~krod in die DDR 

Das von Ruhrgas AG geplante Vorhaben "Erdgasleitung von 

Lauterbach über Reckrod in die DDR" wurde im Februar 1990 nach 

§ 4 Energiewirtschaftsgesetz angezeigt. Der 

energieaufsichtliche Freigabebescheid wurde im März 1990 

erteilt. 

Die Leitung soll von der ebenfalls in Planung befindlichen 

Trasse von Werne (Nordrhein-Westfalen) nach Schlüchtern 

(Hessen) in Lauterbach abzweigen und über den Raum Bad 

Hersfeld in die DDR führen. Die Leitungslänge von Lauterbach 

bis zur Grenze der DDR beträgt ca. 60 km. 

geplanten 

Es ist vorgesehen 
Erdgasspeicher diese Leitung an den in Reckrod 

anzubinden. Auf DDR-Gebiet soll die Leitung über Eisenach und 

Erfurt nach Jena weitergeführt werden. So können vor allem die 

industriellen Ballungsräume der DDR in Thüringen und Sachsen, 

insbesondere Erfurt und Leipzig mit Erdgas versorgt werden. 
Mit den Gaslieferungen soll noch vor dem Winter 1992/93 

begonnen werden. 

Durch die Leitung können größere Erdgasmengen bereitgestellt 

werden, welche für die Sicherung der Energieversorgung in der 

DDR und die Verbesserung der Umweltsituation dringend benötigt 

werden. 
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Gasleitung von Ransbach (Landkreis Hersfeld-Rotenburq) in die 

DDR 

Das von der Gas-Union GmbH geplante Vorhaben wurde im März 
1990 energieaufsichtlich freigegeben. 

Die Leitung wird an das bestehende Gasnetz der Gas-Union GmbH 
im Raume Ransbach angeschlossen. 

Mit der geplanten Leitung, die in Hessen eine Länge von nur 

ca. 500 m erfordert, sollen zunächst die Werke Unterbreizbach 

und Merkers des VEB Kalibetriebes "Werra" bereits im 3. 
Quartal 1991 mit umweltfreundlichen Erdgas versorgt werden. Es 

ist vorgesehen, diese Leitung in der DDR ggf. von Merkers bis 

Bad Salzungen zu verlängern. 

Technische Sicherheit - besondere Vorkommnisse 

Gasunfall in Walluf 

Am 15.12.1988 ereignete sich in Walluf, Rheingau-Taunus-Kreis, 

ein tragischer Gasunfall, durch den ein Mensch getötet und 

drei Menschen verletzt wurden. Es wurden 19 Häuser beschädigt, 

davon drei abbruchreif und sieben schwer. 

Der Unfall ging ursächlich auf einen Anschlußfehler der 

erdverlegten Steuerleitung einer Regelanlage in Verbindung mit 

Absperrschiebern zurück. Dadurch gelangte zu hoher Druck in 

das der Regelanlage nachgeschaltete Endverteilungsnetz. 

Unmittelbar nach dem Unfall wurden alle 54 

Gasversorgungsunternehmen mit Gasanlagen in Hessen durch die 

Energieaufsichtsbehörde über den Unfallhergang unterrichtet 

und um Überprüfung und Auskunft gebeten, ob bei ihren 

Regelanlagen vergleichbare Einbindungen der Steuerleitungen 

wie in Walluf bestehen. Nach Auskunft der 
Gasversorgungsunternehmen sind keine vergleichbaren 

Einbindungen vorhanden. 



- 64 -

Die betroffene Regelanlage in Walluf wurde vor 
Wiederinbetriebnahme umgebaut und auf Anordnung der 

Energieaufsicht von einem Sachverständigen abgenommen. 

Die Energieaufsichtsbehörden der übrigen Bundesländer wurden 

über den Unfallhergang sowie über die in Hessen angeordnete 

Überprüfung sämtlicher Regelanlagen unterrichtet. 

2.1.2 Energiepreisaufsicht 

2.1.2.1 Genehmigungsverfahren für Stromtarife 
und Strompreisentwicklung 

Stromtarife unterliegen wegen der Gebietsmonopole der 

Stromversorgungsunternehmen aufgrund der Vorschriften der Bun

destarifordnung Elektrizität der Genehmigungspflicht. Die Auf

sicht über Stromtarife übt in Hessen das Hessische Ministerium 

für Wirtschaft und Technik aus. 

Die Energiepreisaufsicht prüft in Genehmigungsverfahren die 

Übereinstimmung der Ausgestaltung der Tarife mit den Vorgaben 

der Bundestarifordnung Elektrizität (BTO Elt), die Höhe der 

von den Unternehmen geltend gemachten Kosten der 
Stromversorgung und die Angemessenheit der Tarifpreise. 

Anträge auf Preiserhöhungen sind durch detaillierte Zahlen 

über die Kosten- und Erlössituation des Unternehmens in der 
Stromversorgung zu belegen. Bei Anträgen auf Verlängerung der 

befristet zu erteilenden Genehmigungen prüft das Ministerium 

die Fortdauer der Genehmigungsvoraussetzungen. 

Den Genehmigungsverfahren liegen nach wie vor im wesentlichen 

die Grundsätze der sogen. "Arbeitsanleitung zur Darstellung 

der Kosten- und Erlösentwicklung in der Stromversorgung" 

zugrunde, einer Verwaltungsrichtlinie, die von den 

Preisreferenten des Bundes und der Länder erarbeitet wurde. 

Diese Richtlinie orientiert sich an den 



- 65 -

elektrizitätswirtschaftliehen Besonderheiten, die im Einzel
fall AbweJ.chungen von den allgemeinen Grundsätzen der 

kostenorientierten Preisbildung erfordern. 

Sogenannte Erstreckungsgenehmigungen werden von der Preisauf
sicht nicht mehr erteilt. Diese Erstreckungsgenehmigungen 

haben den Verteilerunternehmen in der Vergangenheit gestattet, 
ihre Tarifpreise auf die Höhe der Preise ihres Vorlieferanten 

anzuheben, ohne daß eine individuelle Prüfung erfolgte. 

Die hessische Preisaufsichtsbehörde bezieht bei der 
Genehmigung von Tarifpreisen sämtliche Verteilerunternehmen in 

das Verfahren gemäß § 12 Bundestarifordnung Elektrizität ein. 
Kostenvorteile, die aus der Versorgung 

elektrizitätswirtschaftlich günstig strukturierter Gebiete 

(hohe Absatzdichtel resultieren, sind an die Kunden 

weiterzugeben. 

Die Strompreise in Hessen sind zur Zeit rückläufig. Maßgebend 

für diese Entwicklung, die eine Phase mehrjähriger Preisstabi

lität ablöst, sind Preissenkungen der beiden in Hessen tätigen 
großen Verbundunternehmen RWE Energie AG und PreußenElektra 

für die Verteilerwerke. 

Insbesondere bei PreußenElektra wirkt sich kostenentlastend 

der überdurchschnittlich hohe Kernenergieanteil dieses 

Unternehmens an der Grundlastdeckung aus. Sowohl für 

PreußenElektra als auch für RWE sind darüber hinaus die im 

Gefolge des Ölpreisverfalls nach 1986 deutlich gestiegenen 

Rückflüsse aus dem Ausgleichsfonds nach dem Dritten 
Verstromungsgesetz kostenentlastend gewesen .. 

Beide Unternehmen haben die Preise zum 1.7.1990 um etwa 5% 

gesenkt. Die dadurch bei den Weiterverteilern eintretende 

Kostenentlastung wird zu einem großen Teil zeitgleich, in ge

ringerem Ausmaß mit einer kleinen Zeitverzögerung, an die Kun

den weitergegeben. Dies soll jedoch nicht undifferenziert ge

schehen, sondern der Kostenverursachung der Kundengruppen ent

sprechen. Die Verteilerwerke sind deshalb gehalten - entspre-
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chend der Vorgabe der BTO Elt - Kostenträgerrechnungen zu er
stellen, die nach anerkannten Verfahren die Zuordnung der in 

der Stromwirtschaft außerordentlich hohen Kapazitätskosten zu 

den Kundengruppen (Tarifabnehmergruppen, Sondervertragskunden) 

erlauben. Obwohl noch nicht von allen Versorgungsunternehmen 
derartige Kostenträgerrechnungen vorliegen, läßt sich bereits 

jetzt feststellen, daß im Hinblick auf die Kostensituation 

Preiskorrekturen zwischen den Kundengruppen erforderlich sind. 
Während die Kostenträgerrechnungen bei den 

Haushaltstrompreisen fast ausnahmslos Unterdeckungen 

ausweisen, errechnen sich für die Gewerbetarifkunden und die 
Gruppe der Sondervertragskunden häufig Überdeckungen. In 

Übereinstimmung mit der Preisaufsichts- und der 
Landeskartellbehörde haben die Unternehmen deshalb den jetzt 

gewonnenen Spielraum dazu genutzt, vorrangig eine Entlastung 

der beiden letztgenannten Kundengruppen zu betreiben, während 
die Haushaltsstrompreise nur in Einzelfällen gesenkt werden 

können. 

Der zum Stichtag 1.1.1990 ermittelte Landesdurchschnitt beruht 

auf den Preisen repräsentativer süd- und nordhessischer 

Elektrizitätsversorgungsunternehmen (EVU) und wird für 

typische Abnahmefälle ermittelt. (siehe Nummer 3.4, Tabellen 51 

und 52) Das Preisniveau hatte sich bis 1.1.1990 gegenüber dem 

Vorjahr nicht geändert. 

Die für Stromlieferungen an Letzverbraucher 

(Sondervertragskunden und Tarifabnehmer) erhobene 

Ausgleichsabgabe nach dem Dritten Verstromungsgesetz 

(Kohlepfennig) hatte der Bundesminister für Wirtschaft für das 

Jahr 1989 auf 8,5% im Bundesdurchschnitt festgesetzt. Für 

Hessen betrug dieser Satz 8,2 %. Mit dem Zweiten Gesetz zur 

Änderung des Dritten Verstromungsgesetzes vom 22. Dezember 

1989 hat der Gesetzgeber den Prozentsatz der Ausgleichsabgabe 

für 1990 im Bundesdurchschnitt auf 8,25% festgesetzt. Das 

Gesetz sieht vor, diesen Satz bis 1993 schrittweise auf 7,5% 

zu reduzieren. Damit wird einerseits die Belastung der 
Strompreise durch die Kohleverstromung zurückgeführt, 

andererseits die Finanzierung des "Jahrhundertvertrages" 
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zwischen Kohle- und Elektrizitätswirtschaft längerfristig 
sichergestellt. Im Kalenderjahr 1990 wird der Kohlepfennig in 
Hessen 7,9% betragen. 

2.1.2.2 Reform der Tarifstrukturen 

1989 konnten die Arbeiten zur Novellierung der Bundestariford

nung Elektrizität abgeschlossen werden. Im Bundesgesetzblatt 

vom 22. Dezember 1989 wurde die ab 1.1.1990 für die Struktur 

der Allgemeinen Tarifpreise und die Preisaufsicht über Strom

preise maßgebende neue Bundestarifordnung verkündet. Nunmehr 
sind die EVU gehalten, Stromtarife einzuführen, die energie-, 
umwelt- und verbraucherpolitischen Zielsetzungen besser als 
bisher Rechnung tragen. 

Die Verordnung sieht einen Übergangszeitraum bis Mitte 1992 

vor. Die Preisaufsicht begrüßt es jedoch, daß sich bereits 3 

Unternehmen in Südhessen bereitgefunden haben, bereits zum 

1.7.1990 neue Tarife einzuführen. Den Main-Kraftwerken und 

ihren Weiterverteilern wurden neue Preisstrukturen zu diesem 
Termin genehmigt. 

Daneben liegen Absichtserklärungen der meisten hessischen 

Versorgungsunternehmen vor, ihre Tarife zum 1.1.1991 umzustel

len. 

Die Energiepreisaufsicht achtet in diesem Zusammenhang darauf, 
daß die Zielsetzungen der BTO Elt-Reform bei der Umstellung 

der Tarife ihren Niederschlag finden. Die Tarife sollen die 

Kosten widerspiegeln, die beim Versorgungsunternehmen durch 

den Verbrauch elektrischer Arbeit und die Inanspruchnahme 

elektrischer Leistung entstehen und auf diese Weise die - auch 

volkswirtschaftlich richtigen - Preissignale setzen, die zu 

sparsamer und rationeller Verwendung elektrischer Energie 

motivieren. Der Rechnungsbetrag soll sich maßgeblich aus 

gemessenen Werten ergeben. Die bisher übliche Berechnung eines 
Bereitstellungspreises, der sich nach der Zahl der Räume einer 
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Wohnung, der landwirtschaftlichen Fläche bzw. von An
schlußwerten richtete, entfällt. 

Zu den Anforderungen an neue Tarife gehört auch die Verpflich

tung, einen attraktiven Schwachlasttarif anzubieten. 

Ein fester Preisbestandteil hat nur insoweit eine 

Berechtigung, als damit Kosten abgedeckt werden, die auch bei 

langfristiger Betrachtung vom Kundenverhalten nicht beeinflußt 

werden können. 

Die Landesregierung geht davon aus, daß die neuen Tarife einen 
erheblichen Anreiz zur Einsparung elektrischer Energie bieten 

und zum Abbau von Lastspitzen in der Stromversorgung 
beitragen. Die Ergebnisse zahlreicher Tarif-Modellversuche 

hessischer Versorgungsunternehmen werden bei der Umstellung 

der Tarife berücksichtigt. 

2.1.2.3 Konzessionsabgabenwesen 

Im Hinblick auf die Zielsetzungen der Konzessionsabgabenanord

nung (KAE) erteilt die hessische Preisaufsichtsbehörde weiter

hin keine Genehmigungen zur Neueinführung von Konzessionsabga

ben, soweit damit nicht ausnahmsweise eine Verbilligung der 

Energieversorgung oder ein sonstiges in der Zielrichtung der 

KAE liegendes energiewirtschaftliches Ziel erreicht oder 

gefördert würde. Genehmigungen werden unter Beachtung der 

Zielsetzungen der KAE allerdings erteilt für 

aufkommensneutrale Übertragungen von Konzessionsabgaben von 

Kreisen an Gemeinden. Die Neueinführung kann ausnahmsweise 

auch zugelassen werden, um die Wettbewerbsgleichheit zwischen 

zwei um ein versorgungsgebiet konkurrierenden 

Versorgungsunternehmen herzustellen. Dies ist dann der Fall, 

wenn aufgrund der Rechtslage ein Unternehmen Konzessionsabgabe 

zahlen könnte, ein anderes jedoch nicht, und damit die 

Konzessionsabgabe zum entscheidenden Gesichtspunkt bei der 

Konzessionsvergabe werden würde. 
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Die Preisaufsicht hat im Jahre 1989 einen Antrag eines 
Gasversorgungsunternehmens auf Neueinführung von 

Konzessionsabgaben abgelehnt. 

Besondere Beachtung hat die Entscheidung des Bundesver

waltungsgerichts gefunden, aufgrund der Beschwerde einer 

nordhessischen Stadt die Revision gegen ein Urteil des Hes
sischen Verwaltungsgerichtshofs zuzulassen, mit dem eine 

ablehnende Entscheidung des HMWT in zweiter Instanz bestätigt 
worden war. Da von Klägerseite in diesem verfahren u.a. die 

Verfassungsmäßigkeit des Verbotes der Neueinführung von 

Konzessionsabgaben bestritten wird, ist diese Frage erneut 

einer höchstrichterlichen Entscheidung zugeführt. 

Unabhängig davon hat die Wirtschaftsministerkonferenz im Jahre 
1989 einen Bericht ihres Arbeitskreises ''Energiepolitik'' 

entgegengenommen, der neben einer Bestandsaufnahme zum Vollzug 
der Konzessionsabgabenanordnung auch Vorschläge zur Reform der 

vielfach als unbefriedigend empfundenen Rechtslage enthält. 

Die Wirtschaftsministerkonferenz hat den 

Bundeswirtschaftsminister gebeten, Gespräche mit den 
betroffenen Verbänden über eine Reform des Konzessi

onsabgabenrechts zu führen. Nach ersten Gesprächen plant der 

Bundesminister für Wirtschaft die Novelllerung der KAE für die 

nächste Legislaturperiode. Ein Novellierungsvorschlag soll 

noch im Jahr 1990 vorgelegt werden. 

2.2 Kartellaufsicht im Bereich der Energiewirtschaft 

Das Kartellrecht ist zwar grundsätzlich kein energiepoliti

sches oder strukturpolitisches Steuerungsinstrument, sondern 

ein Instrument der Wettbewerbssteuerung. Gleichwohl wird je

doch die kartellrechtliche Mißbrauchsaufsicht über den Bereich 

der Energieversorgungwirtschaft gemäß § 103 Abs. 5 des 

Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) auch durch 
energiepolitische Vorgaben geprägt. Dies wird vor dem Hin

tergrund der 5. Kartellgesetznovelle insbesondere im Hinblick 
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auf die Ziele einer rationellen Energieverwendung und 
Energieversorgung durch die Mißbrauchstatbestände in § 103 

Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 GWB (Behinderung der Betreiber von Ei

generzeugungsanlagen) und § 103 Abs. 5 Satz 2 Nr. 4 

(Durchleitungsverweigerung) GWB, aber auch durch die spezifi

schen Tatbestände für die Freistellung von energiewirt

schaftliehen Gebietsschutzverträgen gemäß § 103 Abs. 1 in 
Verbindung mit der Befristungsregelung nach § 103 a Abs. 1 GWB 

deutlich. 

2.2.1 Energiekartellrechtliche Vertragskontrolle 

Die Landeskartellbehörde hat Anfang 1988 ein neues Merkblatt 

über die "Grundsätze der kartellrechtlichen Prüfung von En
ergieversorgungsverträgen" (Anlage) vorgeiegt und eine sys

tematische Prüfung aller nach der 4. Kartellgesetznovelle im 
Jahr 1980 angemeldeten Konzessions- und Demarkationsverträge 

angekündigt. 

Das neue Merkblatt stellt die Kriterien dar, die im Rahmen der 

gesetzlich vorgeschriebenen Anmelde- und Prüfungsverfahren für 
energiewirtschaftliche Versorgungsverträge nach §§ 103, 103 a 

GWB angewendet werden. In diesem Zusammenhang ist festzustel

len, daß nicht nur in der Vergangenheit, sondern auch heute 

noch vielfach Versorgungsverträge unvollständig angemeldet und 

Vertragsgestaltungen und -klauseln vereinbart werden, die mit 

dem Kartellverbot nach § 1 GWB unvereinbar und nicht gemäß §§ 

103 Abs. 1, 103 a Abs. 1 Satz 1 GWB kartellrechtlich freige

stellt sind. 

Dabei handelt es sich insbesondere um solche vertragliche Ver

einbarungen, die gegen die gesetzlich vorgeschriebene Be

fristung der Vertragslaufzeit auf 20 Jahre verstoßen. 

Die Intention des Merkblattes ist es, dem erheblichen Infor

mations- und Aufklärungsbedürfnis der Vertragsparteien hin

sichtlich der komplexen kartellrechtlichen Problemstellungen, 

die beim Abschluß von energiewirtschaftliehen Gebiets

schutzverträgen auftreten, Rechnung zu tragen. Das neue Merk-
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blatt wurde daher nicht nur allen hessischen Energiever

sorgungsunternehmen (EVU) , energiewirtschaftliehen Organisa

tionen und Kommunalverbänden übersandt, sondern auch allen 

hessischen Kreisen, Städten und Gemeinden, um auf diese Weise 

das insbesondere bei kleinen und mittleren Gemeinden 

bestehende Informationsdefizit abzubauen. 

Die Überprüfung und Neubearbeitung des alten Merkblattes der 

Landeskartellbehörde aus dem Jahre 1985 in Verbindung mit der 

beabsichtigten neuen kartellbehördlichen Vollzugspraxis ist 
1 vor allem durch die beiden Grundsatzentscheidungen des 

Bundesgerichtshofs vom 15. April 1986 zum "Gespaltenen Wege
recht" und zur "Eintrittsklausel" notwendig geworden und be

rücksichtigt auch die sich daran anschließende Rechtsdiskus

sion unter den Kartellbehörden des Bundes und der Länder. 

Der Entwurf des neuen Merkblattes ist insbesondere durch eine 
dem rechtlichen Beurteilungsstand entsprechende diffe

renzierende Betrachtungsweise der einzelnen Probleme gekenn

zeichnet, das heißt, es wird unterschieden zwischen solchen 
Vereinbarungen bzw. Klauseln, deren Unzulässigkelt unter den 

Kartellbehörden hinreichend geklärt ist, und solchen, deren 

rechtliche Problematik im Hinblick auf die Befristungsregelung 

gegenwärtig mangels Rechtsprechung bzw. eindeutiger Rechtspre

chung noch nicht abschließend beurteilt werden kann. 

Unter Hinweis auf die Rechtsfolgen zu den erstgenannten Ver

einbarungen werden klare Aussagen zu einer konsequenten kar

tellbehördlichen Vollzugspraxis und zu den Handlungsmöglich

keiten der Vertragsparteien zur Vermeidung dieser Rechtsfolgen 

gemacht. 

Hinsichtlich der sog. problematischen Vereinbarungen wird aus

geführt, daß die Landeskartellbehörde zwar unter Hinweis auf 

ihren grundsätzlichen Rechtsstandpunkt rechtliche Bedenken an

meldet, allerdings zunächst von einer rechtsförmlichen Bean
standung absehen wird. Sie behält sich jedoch ausdrücklich 

eine erneute kartellrechtliche Prüfung und ein Einschreiten 

für den Fall vor, daß die Unklarheiten hinsichtlich dieser 
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Vertragsgestaltung durch gerichtliche Entscheidungen oder in 

sonstiger Weise in Abstimmung mit den anderen Kartellbehörden 

von Bund und Ländern ausgeräumt werden. 

Im Rahmen der systematischen Vertragskontrolle wurden alle in 

Hessen tätigen EVU aufgefordert, ihre nach dem Inkrafttreten 
der 4. Kartellgesetznovelle im Jahre 1980 angemeldeten Neuver

träge unter Berücksichtigung der kartellbehördlichen 

Grundsätze nach den beiden genannten Grundsatzentscheidungen 

des BGH erneut zu überprüfen und ggf. - soweit dies nicht 

bereits geschehen ist - auch die notwendigen Erklärungen bzw. 

Nachmeldungen gegenüber der Landeskartellbehörde abzugeben. 

Allen Betroffenen bot die Kartellbehörde schriftlich ihre 
Beratung zur Erläuterung und Behandlung von konkreten 

kartellrechtlichen Problemen an. Andererseits hat die 
Landeskartellbehörde keine Zweifel daran gelassen, daß sie 

nach Ablauf des Termins für eine freiwillige Selbstkontrolle 

der angemeldeten Versorgungsverträge an die jeweiligen 

Vertragsparteien wegen weiterhin aufrechterhaltener 

unzulässiger Vertragsgestaltungen mit konkreten kartell

behördlichen Vollzugsmaßnahmen herantreten wird. 

Die bereits unmittelbar nach der Veröffentlichung des neuen 

Merkblattes einsetzende Reaktion der EVU und Kommunen zeigte 

sich in einer Vielzahl von Anfragen beider Vertragsparteien 

zur Vor- bzw. Überprüfung von neuen bzw. bereits abgeschlos

senen Energieversorgungsverträgen, zur kartellrechtlichen 

Abklärung von Vertragskorrekturen und -ergänzungen in der 

Phnse der freiwilligen Vertragsanpassung sowie zur inhaltli

chen Erörterung von Musterverträgen der EVU mit der Kartell

behörde. 

Diese im Jahre 1988 eingeleitete systematische kartellrechtli

che Vertragskontrolle aller nach der 4. Kartellgesetznovelle 

im Jahre 1980 angemeldeten Konzessions- und Demarkationsver

träge der in Hessen tätigen EVU ist nunmehr praktisch 

abgeschlossen. Als Ergebnis dieses umfassenden Prüfverfahrens 

der Landeskartellbehörde, das 370 sogenannte Neuverträge 

erfaßt hat, ist festzuhalten, daß mehr als 3/4 dieser Verträge 
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wegen teilweise bis zu fünf unzulässigen bzw. nicht 
freigestellten Vertragsvereinbarungen beanstandet wurden. Alle 

betroffenen EVU waren zu den jeweils erforderlichen 

Vertragskorrekturen zur Beseitigung bzw. zur Ersetzung 

freistellungshindernder Vertragsgestaltungen auf freiwilliger 

Basis bereit. Bis heute wurden dementsprechend mehr als 270 

beanstandete Verträge durch Neuabschlüsse, Vertragsänderungen 

bzw. durch Abgabe von Verzichtserklärungen oder Klarstellungen 
korrigiert. 

Im Rahmen der Vertragskontrolle gaben insbesondere folgende 

Klauseln Anlaß zu kartellbehördlichen Beanstandungen: Ein
trittsklauseln, offene Verlängerungsklauseln, Weiterbeliefe

rungsvorbehalte, Herbeiführungsklauseln, Eigenerzeugungsver

bote und -beschränkungen, Gesamtbedarfsdeckungsklauseln und 
Gasoptionsklauseln. 

Eine detaillierte kartellrechtliche Bewertung dieser Klauseln 
findet sich bereits im oben erwähnten neuen Merkblatt der Hes

sischen Kartellbehörde. Darüber hinausgehend hatte die Kar

tellbehörde Anlaß auch zu folgenden Klauseln Stellung zu neh

men: Eingemeindungsklauseln, Verlustausgleichsklauseln sowie 

"Zumindest Sachzeitwert"-Klauseln im Rahmen von End
schaftsbestimmungen. 

Die Eingemeindungsklauseln erweitern das Vertragsgebiet bei 

Eingemeindungen automatisch auf die eingemeindeten Gebiets

teile, ohne daß es einer besonderen Vereinbarung bedarf. 

Voraussetzung für die Freistellbarkeit wettbewerbsbeschrän

kender Abreden nach § 103 Abs. 1 GWB ist, daß das Gebiet der 

Wettbewerbsbeschränkung bestimmt ist. Die Eingemeindungs

klausel ist mithin unzulässig, weil die Wettbewerbsbeschrän

kung aufgrund eines Konzessions- bzw. Demarkationsvertrages im 

Zeitpunkt des Vertragsabschlusses räumlich nicht hinreichend 

bestimmt oder bestimmbar ist. 

Die sogenannten Verlustausgleichsklauseln bezeichnen eine Ver

pflichtung des Vertragspartners - insbesondere der Ge-
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bietskörperschaften - oder eines Dritten, bei Übergang der En

ergieversorgung nach Vertragsablauf alle entstandenen Jah

resfehlbeträge zu erstatten. Derartige Klauseln sind vor allem 

in den Endschaftsbestimmungen von neuen Gas-Konzessions

verträgen aufgetreten. 

Diese Klauseln sind nach Auffassung der Landeskartellbehörde 
mit der gesetzlichen Befristungsregelung des § 103 a Abs. 1 

GWB nicht zu vereinbaren. Die Verpflichtung zum Verlustaus

gleich wälzt das Unternehmerische Riskio des Gasversorgungs

unternehmens im Ergebnis vollständig auf die Gebietskörper

schaft als Konzessionsgeberin bzw. einen übernahmebereiten 
Dritten ab. Sie hat damit für den Wettbewerb um Versorgungs
gebiete prohibitive Wirkung und ist daher geeignet, nach ihren 

tatsächlichen Auswirkungen eine 20 Jahre überdauernde Bindung 
zwischen den Vertragsparteien herbeizuführen. Aufgrund der Be

fristungsregelung ist von einem 20jährigen Planungszeitraum 

für Investitions- und Wirtschaftlichkeitsrechnungen 

auszugehen. Zu bedenken ist zudem, daß bei einem vereinbarten 

Übernahmepreis "Sachzeitwert" bei Auslaufen des 
Versorgungsvertrages für darüber hinausgehende zusätzliche 

Ertragswertbetrachtungen sowohl bezüglich der Versorgungstä
tigkeit in der Vergangenheit als auch in der Zukunft kein Raum 

mehr besteht. Mögen auch die Anlaufkosten und -risiken beim 

Aufbau einer Gasversorgung im Vergleich zur Stromversorgung 

als grundsätzlich höher zu bewerten sein, so besteht 
jedenfalls auf der Grundlage eines die gesetzliche Laufzeit

begrenzung von 20 Jahren voll ausschöpfenden Vertrages kein 

Grund mehr zu einem Verlustausgleich. 

In den bei der Kartellbehörde angemeldeten Neuverträgen wird 

teilweise in den Endschaftsbestimmungen als Regelung des Ent

gelts für eine eventuelle Übernahme der Versorgungsanlagen 

nach vertragsablauf vereinbart, daß "mindestens der 

Sachzeitwert" zu zahlen sei. 

Nach Auffassung der Landeskartellbehörde ist; diese "Zumindest 
Sachzeitwert"-Klausel im Hinblick auf die Befristungsregelung 

nach § 103 a Abs. 1 Satz 1 GWB ebenfalls kartellrechtlich 
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relevant. Zumindest in Kombination und durch Kumulation mit 

anderen Erschwernissen eines Wechsels in der Gebietsversorgung 

ist diese Vereinbarung geeignet, eine über 20 Jahre 

hinausgehende Bindung der Vertragsparteien herbeizuführen. 

Denn soweit in den Gebietsschutzverträgen "mindestens der 

Sachzeitwert" als Übernahmepreis vereinbart wird, ist das 

Übernahmeentgelt nach oben völlig unbestimmt und damit 

einseitig zu Lasten des anderen Vertragspartners jede 

Möglichkeit eröffnet, ein höheres Entgelt zu fordern, als es 

für einen angemessenen Interessenausgleich auf der Grundlage 

des Bachzeitwertes nötig wäre. Die unbestimmte Entgeltregelung 
ist daher geeignet, beim Vertragspartner einen Abschreckungs

und Droheffekt hinsichtlich ihrer Übernahmebereitschaft nach 

Vertragsablauf zu bewirken, der sich als spürbares Hindernis 

für die Vertragsbeendigung und damit für den vom Gesetzgeber 
gewollten Wettbewerb um Versorgungsgebiete darstellt. 

Überdies weist die Landeskartellbehörde in diesem Zusammenhang 

stets darauf hin, daß bei der Ermittlung des Übergabeentgeltes 

etwaige Zuschüsse Dritter, wie Baukostenzuschüsse und 

öffentliche Finanzierungshilfen zu berücksichtigen sind. Dies 
ist angesichts der Höhe dieser kaufpreismindernd zu 

berücksichtigenden Zuschüsse von nicht zu unterschätzender 

wirtschaftlicher Bedeutung. Im Hinblick auf den Umfang der 

Übernahmepflicht hält die Kartellbehörde zudem eine 

Verpflichtung zur uneingeschränkten Übernahme aller der 
Gebietsversorgung dienenden Anlagen für bedenklich, soweit 

dabei nicht berücksichtigt wird, ob diese Anlagen zur Ver

sorgung notwendig waren und von der Gebietskörperschaft bei 
rationeller Betriebsführung weiter verwendet werden können. 

2.2.2 Energiekartellrechtliche Mißbrauchsaufsicht 

Nicht nur die Vertragsprüfung, sondern auch Eingaben und Be

schwerden gaben wiederholt Anlaß zur Überprüfung und Bean

standung des Wettbewerbsverhaltens von Energieversorungsun

ternehmen. 



- 76 -

In den letzten Jahren erhielt die Landeskartellbehörde in zu

nehmendem Maße Eingaben von Betreibern einer Eigenerzeu
gungsanlage auf der Basis rationeller Energieverwendung. Im 

Mittelpunkt standen dabei insbesondere 

- die Verweigerung der Zusatz- und Reservestromversorgung, 

- die Konditionen der Zusatz- und Reservestromversorgung, 

- die technischen Anschlußbedingungen, 

die Zulässigkeit der Versorgung Dritter sowie deren Ver

einbarkeit mit Gebietsschutzverträgen der Versorgungs

unternehmen. 

In diesem Zusammenhang beabsichtigte beispielsweise der Be

treiber einer Wasserkraftanlage eine in seiner unmittelbaren 

Nachbarschaft geplante kommunale Einrichtung mit Elektrizität 

zu versorgen und beantragt dazu die zur Drittversorgung erfor

derliche energierechtliche Genehmigung nach § 5 Ener

giewirtschaftsgesetz (EnWG) bei der Energieaufsicht. Da für 

die geplante Drittversorgung eine Inanspruchnahme kommunaler 

Wegerechte nicht erforderlich war, konnte das die öffentliche 

Stromversorgung wahrnehmende regionale Versorgungsunternehmen 
auch nicht die beabsichtige Belieferung Dritter aufgrund des 

Konzessionsvertrages unterbinden. zu prüfen war indessen, ob 

es berechtigt ist, für diesen Fall die Belieferung von zusatz

und Reservestrom zu verweigern. 

Eine Versorgungspflicht nach den Bestimmungen des Energie

wirtschaftsgesetz (§ 6 Abs. 3 Satz 2 EnWG) besteht unstreitig 
nicht. Gleichwohl vertritt die Kartellbehörde die Auffassung, 

daß in der Verweigerung der Belieferung eines Eigenerzeugers, 

der nicht lediglich das Gebiets-EVU (Einspeisung), sondern 

auch Dritte beliefern will und kann, ein mißbräuchiches 

Verhalten nach § 26 Abs. 2, 103 Abs. 5 GWB liegt. 

Wettbewerbliehe Spielräume, die im Rahmen der versorgungs

wirtschaftlichen Ausnahmebestimmungen des § 103 GWB nicht zu

lässigerweise beschränkt werden können, sind auch innerhalb 

des ansonsten geschlossenen Versorgungsgebietes kar

tellrechtlich zu gewährleisten und zu schützen. 
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Darüber hinaus darf ein insoweit in Einzelfällen "zufällig" 

möglicher Absatz an Dritte gemäß § 103 Abs. 5 Satz 2 Nr. 3 GWB 

als "Verwertung von in eigenen Anlagen erzeugter Energie" 

nicht unbillig behindert werden. Zwar ist die Weigerung eines 

Unternehmens, potentielle Konkurrenten zu unterstützen, unter 

den Bedingungen wirksamen Wettbewerbs grundsätzlich nicht zu 

mißbilligen. Dies gilt aber jedenfalls dann nicht wenn - wie 

im aufgezeigten Fall - ein Abnehmer auf einen einzigen 

Stromlieferanten angewiesen ist bzw. es sich um einen Markt 

mit Monopolstruktur handelt. Unter diesen Umständen muß eine 

Nichtbelieferung als mißbräuchlich bezeichnet werden. Die 

notwendige Zusatz- und Reservestromversorgung ist daher dem 

Eigenerzeuger zu den üblichen Bedingungen wie gleichartigen 
-Stromabnehmern ohne Eigenerzeugung zu gewährleisten. 

Als weiterer Arbeitsschwerpunkt der Landeskartellbehörde sind 
die aufgrund von Strompreisdifferenzierungen gegenüber gleich

artigen Sondervertragskunden im Zusammenhang mit der Übernahme 

von Versorgungsgebieten auftretenden Probleme zu nennen. Beab

sichtigt eine Stadt nach dem Auslaufen bzw. der Kündigung der 
Konzessionsverträge mit dem regionalen EVU die Stromversorgung 

zu übernehmen, so stellt sich die Frage, ob das regionale EVU 

unter diesen Umständen mit den bedeutendsten Sonderabnehmern 

seines bisherigen Versorgungsgebietes neue Stromlieferungsver

träge bzw. Nachtragsverträge mit wesentlich günstigeren Strom

bezugskonditionen abschließen darf, als es seinen anderen 

(nicht weiterverteilenden) Sondervertragskunden außerhalb des 
Gebietes der betreffenden Stadt unter vergleichbaren Bedingun

gen gewährt. Die kartellrechtiche Problematik hierbei lag im 

konkreten Fall nicht im "Ob" der Versorgungstätigkeit, sondern 
in der Art und Weise ihrer Durchführung, d.h. zu welchen 

Bedingungen die Versorgung der fraglichen Sonderabnehmer durch 

das regionale EVU erfolgen durfte. 

Ein gewisser Differenzierungsspielraum bei der Ausgestaltung 

eines neuen Stromlieferungsvertrages mit den Sonderkunden im 

Verhältnis zu gleichartigen Sonderabnehmern im Gesamtgebiet 

kann grundsätzlich nicht ausgeschlossen werden; eine enge kar-
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tellrechtiche Grenze für eine zulässige Differenzierung der 
Vertragsbedingungen und Preise stellen jedoch die kar

tellrechtlichen Mißbrauchstatbestände der §§ 103 Abs. 5, 7 

i.V.m. 22 Abs. 5 GWB und das Diskriminierungsverbot nach § 26 
Abs. 2 GWB dar. 

Die Kartellbehörde vertritt die Ansicht, daß eine erhebliche 

preisgünstigere Belieferung der fraglichen Sonderabnehmer auch 

in einer zufällig möglichen Konkurrenzsituation um einzelne 

lukrative Sonderabnehmer nicht zu einer wettbewerbswidrigen 

Quersubventionierung VerschiedenerAbnehmergruppen und zu einer 

Verletzung des Gleichbehandlungsgrundsatzes gegenüber allen 

anderen Stromabnehmern insbesondere gleichartigen 

Sondervertragskunden des Gesamtgebietes führen dar. Eine 
preisliche Differenzierung und Ungleichbehandlung von 

Sonderabnehmern muß daher durch entsprechende unterschiedliche 

kostenrelevante Bedingungen der Abnahmeverhältnisse sachlich 

begründet sein. 

Unabhängig von diesen kostenrelevanten Unterschieden sind sol

che Preisdifferenzierungen nur dann gerechtfertigt, wenn der 

ansonsten eintretende Absatzverlust für das Gesamtpreisgefüge 

des Versorgungsgebietes so erhebliche Kostenwirkungen hätte, 

daß dieser Kundenverlust selbst im Interesse der teurer belie

ferten Sonderabnehmer abzuwehren ist. Mit Rücksicht auf die 

erwähnten kartellrechtichen Grundsätze kann dies lediglich 
beim drohenden Verlust bedeutsamer, vor allem stromintensiver 

Abnehmerbereiche angenommen werden, soweit damit den 

besonderen Bezug- bzw. Erzeugungsverhältnissen des EVU für 
einen überschaubaren Zeitraum Rechnung getragen wird und neben 

der Abdeckung der variablen Kosten noch ein Deckungsbeitrag zu 

den fixen Kosten geleistet werden kann. Im übrigen darf der 

Wettbewerb um einzelne lukrative Sonderabnehmer nicht zur 

Folge haben, daß der durch die kartellrechtliche 
Befristungsregelung nach § 103 a Abs. 1 GWB mögliche und vom 

Gesetzgeber verstärkt angestrebte Wettbewerb um Versorgungs
gebiete unterlaufen wird. 
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Die Landeskartellbehörde hat darüber hinaus Mitte 1989 ange
sichts erheblicher Gaspreiserhöhungen und zunehmender Be

schwerden von Bürgern eine landesweite Umfrage zur Gaspreis

entwicklung für Erdgas bei den in Hessen tätigen Gasversor

gungsunternehmen (GVU) durchgeführt und auf Grund einer er
neuten Umfrage im Dezember die Erdgaspreise für Vollversor

gungskunden zu zwei konkreten Abnehmertypen (Einfamilienhaus; 
12-Familienhaus) ermittelt, um so einen landesweiten Gas

preisvergleich unter den in Hessen tätigen GVU und einen Ver

gleich mit der Konkurrenzenergie Heizöl zum 01.01.1990 durch-

•führen zu können. 

Die Ergebnisse dieses landesweiten Gaspreisvergleichs lassen 

sich wie folgt zusammenfassen: 

Der brancheninterne Vergleich ergab Abweichungen zwischen dem 

günstigsten und ungünstigsten GVU in Hessen um mehr als 31 % 

bei der Vollversorgung eines Einfamilienhauses und bei der 

Vollversorgung eines 12-Familienhauses um mehr als 

78 %. Die bemerkenswertesten Unterschiede mußten im Rahmen des 

Preisstrukturvergleichs hinsichtlich der berechneten Grund

gebühren für die Vollversorgung festgestellt werden. Für 
Einfamilienhäuser betrug der niedrigste Grundpreis 120,00 

DM/a, der höchste Grundpreis 432,00 DM/a (Abweichung: 360 %) . 

Für 12-Familienhäuser betrug der niedrigste Grundpreis 46,00 

DM/a, der höchste Grundpreis 3.438,00 DM/a (Abweichung: knapp 

7. 500 %! ) . 

Der branchenübergreifende Vergleich wurde auf der Grundlage 

eines sogenannten modifizierten Vollkostenvergleichs durch

geführt, d. h., die aus verbrauchsorientierter Sicht nicht 
vergleichsrelevanten kapialgebundenen Kosten blieben unbe

rücksichtigt. Ergebnis dieses Vergleichs war bei Einfamili

enhäusern eine um bis zu 12 % ungünstigere Vollversorgung bei 

etwa 50 % aller GVU. Davon waren 12 Unternehmen um mehr als 3 

% ungünstiger, 4 Unternehmen um mehr als 5 % ungünstiger. 

Bei der Vollversorgung von 12-Familienhäusern ist der Ver

gleich wesentlich günstiger ausgefallen. Nur bei 4 GVU stellte 
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sich der Vollversorgungspreis mit Gas um mehr als 3 % 

ungünstiger dar als bei entsprechender Ölheizung Vollversor

gung (höchste Abweichung allerdings: + 37 %) . 

Eine rationale Erklärung für die festgestellten Unterschiede 

hinsichtlich Preishöhe und Preisstruktur war der Kartellbe
hörde nicht möglich. Dies galt insbesondere für die außeror

dentlich hohen Unterschiede bei der Berechnung des Grund

preises für die Gasvollversorgung. Auch eine Differenzierung 

zwischen kommunalen und regionalen GVU oder eine Zuordnung zu 

den jeweiligen Vorlieferanten für Erdgas konnte keine Er

klärung bieten. Die ganz erheblichen Preisdifferenzen zeigten 

deutlich, daß die Gaspreisgestaltung im Sinne des sog. 
Anlegbarkeitsprinzips zur Konkurrenzenergie Heizöl von den GVU 

völlig unterschiedlich gehandhabt wird und möglicherweise bei 

vielen GVU ganz anderen als wettbewerbliehen Prinzipien bei 

der Preisgestaltung gefolgt wird. 

Demgemäß bestand Handlungsbedarf hinsichtich 

a) der Angleichung der Gaspreise an das Ölpreisniveau insbe

sondere bei der Versorgung von Einfamilienhäuser (Erheb

lichkei tsschwelle 5 % bzw. 3 %) , 

b) der Reduzierung der erheblichen bracheninternen Preis

unterschiede - soweit sie nicht strukturell bedingt 

sind - und 
c) bezüglich der völlig unterschiedlich gehandhabten Grund

preisgestaltung. 

Zunächst wurden jene Gasversorgungsunternehmen um Stellung

nahme gebeten, deren Vollversorgungspreise für Erdgas sich im 

branchenexternen Vergleich um mehr als 5 % ungünstiger als 

eine Vollversorgung mit Heizöl darstellen. 

Davon betroffen waren 4 GVU im Hinblick auf die Vollversorgung 
bei Einfamilienhäusern und 3 GVU im Hinblick auf die 

Versorgung von 12-Familienhäusern. 
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Zeitlich parallel dazu wurden Gespräche zur Erläuterung der 

kartellbehör.dlichen Beurteilungsansätze mit den betroffenen 

Versorgungsunternehmen und bereits frühzeitig ein Gespräch mit 

dem Bundesverband der deutschen Gas- und Wasserwirt

schaft/Landesgruppe Hessen geführt. 

Von allen betroffenen 7 GVU liegen zwischenzeitlich Stel

lungnahmen vor, die jedenfalls auf der Basis der zugrundege

legten Erheblichkeitsschwelle von je < 5 % im branchenexternen 

Vergleich den kartellbehördlichen Bedenken weitestgehend Rech

nung tragen. Die Extremfälle in der Grundpreisgestaltung bei 

der Vollversorgung von Mehrfamilienhäusern (<1000,00 DM) 

wurden darüber hinaus korrigiert. Im Ergebnis unbefriedigend 

verbleibt trotz Preisreduzierung und Preiserhöhungsverzicht 

' zum 1.' April 1990 allein die Situation bei einem GVU. 

Die Einleitung förmlicher Verfahrensschritte wird hier unter 

Berücksichtigung des zwischenzeitlich veränderten hessischen 

Gaspreisniveaus sowie laufender Verhandlungen mit dem Vor

lieferanten maßgeblich davon abhängen, ob dieses GVU auch bei 

den anstehenden Preisanpassungsterminen die gebotene 

Zurückhaltung übt. 

Unabhängig von der Nivellierung der ungünstigen Preisstellung 

im branchenexternen Vergleich mit Heizöl bleiben im Rahmen des 

brancheninternen Vergleichs (§ 103 Abs. 5, S, 2, Nr. 2 GWB) 

zwar reduzierte, aber dennoch erhebliche Preis

differenzierungen bestehen, die einer nachvollziehbaren Er

klärung unter kartellrechtlichen Gesichtspunkten ebenfalls 

nicht zugänglich sind. 

So betragen die Abweichungen zwischen dem günstigsten und dem 

ungünstigen GVU in Hessen weiterhin 

bei der Vollversorgung eines Einfamilienhauses mehr als 

26 % (vorher: 32 %) , 

bei der Vollversorgung eines 12-Familienhauses mehr als 

35 % (vorher 78 %) . 
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Die Spreizung der Grundpreise bleibt insbesondere unter den 
Gesichtspunkten der kartellrechtlichen unzulässigen Quersub

ventionierung, aber auch der energiepolitischen Zielsetzungen 

Energieeinsparung bedenklich und beträgt für Einfamilienhäuser 
wie vorher 360% und für 12-Familienhäuser mehr als 2.000% 

(vorher: 7.500 %) . 

Insoweit hat sich der Handlungsbedarf zwar reduziert, aber 

nicht erledigt. Dieser Handlungsbedarf ist in erster Linie 
kartellbehördlicher und nicht energierechtlicher oder gar le

gislativer Art. Dies gilt aufgrund der Anbindung der Miß

brauchsaufsicht in § 103 Abs. 5 GWB an die Zielsetzung einer 

möglichst sicheren Energieversorgung durchaus auch hinsicht

lich der energiepolitischen Zielsetzung nach einsparungsori

entierter Gestaltung des Grundpreisniveaus. Nach heute ein

helliger Rechtsauffassung werden die Ziele der Energieein

sparung und des Ressourcenschutzes aus dem Prinzip der Ver

sorgungssicherheit abgeleitet. 

Es wäre daher - nicht nur unter ordnungspolitischen Grund

sätzen - verfehlt, in dieser Situation unter Hinweis auf eine 

sehr unterschiedliche Gaspreisstruktur und -höhe unter rein 
energiepolitischen Aspekten gleich auf eine Verdichtung und 

Verschärfung des Ordnungsrahmens und ggf. Einführung einer 

neuen staatlichen Preisaufsicht im Gasbereich hinzuarbeiten, 

ohne vorher die bereits gegebenen kartellrechtlichen Mög

lichkeiten auszuschöpfen. Andererseits bedeutet dies auch, daß 

diese kartellrechtlichen Möglichkeiten unter den vorliegenden 

Umständen zur Vermeidung anderer Regelungen der Preissetzung 
und Preisaufsicht auch konsequent auszuschöpfen sind. 

Eine unter diesen Gesichtspunkten vorgenommene freiwillige 

Reduzierung (nicht: Beseitigung) der erheblichen branchenin

ternen Spreizung hinsichtlich Preishöhe und Preisstruktur im 

Sinne des Anlegbarkeitsprinzips ist selbstverständlich auch 

für die Landeskartellbehörde die mit Abstand beste Lösung. 

Unabhängig davon - auch um den begründeten Bedenken gegen 

einen sog. Stichtagsvergleich entgegenzuwirken und eine 

Zeitreihenbetrachtung zu ermöglichen - ist jedoch spätestens 
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zum 01.01. 1991 ein erneuter landesweiter Gaspreisvergleich 

vorgesehen. 

Desweiteren wurde im Rahmen der Mißbrauchsaufsicht nach § 103 
Abs. 5 GWB das Wettbewerbsverhalten von EVU aus den ver

schiedensten Gründen wiederholt überprüft und ggf. beanstan

det. Dabei ging es vor allem um 

- die Überprüfung überdurchschnittlich hoher Preiserhö
hungen, 

-die Inanspruchnahme sog. "offener Preiserhöhungsspiel-
räumeil, 

- die zwangsweise Kopplung der Abgabe von leitungs
gebundener Energie mit der Inanspruchnahme von anderen 

Leistungen des EVU oder Dritter (Preis- und Konditionen

mißbrauch) , 

- die Festsetzung der Anschlußwerte zur Bemessung des Lei

stungspreises, 

- die Abwälzung der Erdgassteuer, 

- die Weitergabe der Investitionskosten von Umwelt-
schutzanlagen aufgrund der Großfeuerungsanlagenverordnung, 

- die Preisgestaltung für elektrische Speicher- und 

Direktleitungen, 

- die Einstufung von gewerblichen Stromkunden als Sonder

bzw. Tarifabnehmer, 
- die Strombezugskonditionen weiterverteilender Sonderab

nehmer sowie 
- die Berechnung von Zuschlägen für Sonderabnehmer mit nie

derspannungsseitiger Versorgung. 

Zumeist konnte bereits im Vorfeld eines Verfahrens auf eine 

Korrektur des beanstandeten Wettbewerbsverhaltens der Ver
sorgungsunternehmen hingewirkt werden. In mehreren Fällen 

wurde gegenüber überwiegend weiterverteilenden EVU veranlaßt, 

daß die Preise dieser Unternehmen gemäß der 
Vertikalentschließung der Kartellbehörden keine wesentliche 

Abweichung vom Preisniveau des Vorlieferanten für dessen 

Letztverbraucher aufweisen. 
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Die Landeskartellbehörde hat darüber hinaus im Berichtszeit

raum eine Umfrage bei allen hessischen EVU zur Ermittlung der 

Rechtsform, der Eigentums- und Beteiligungsverhältnisse sowie 

der Eigenerzeugungsquote durchgeführt. 
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2.3 Förderung der Energieeinsparung nach dem Hessischen 
Energiegesetz 

2.3.1 Energieeinsparen in landeseigenen Gebäuden und Einrichtungen 

Das Land Hessen besitzt einen beachtlichen Gebäudebestand. Die 

Brennstoffkosten für landeseigene Liegenschaften betragen 
beispielsweise mehr als 60 Mio. DM pro Jahr. Der 

Energieverbrauch der landeseigenen Liegenschaften ist daher 
einerseits ein erheblicher Kostenfaktor, andererseits bietet 
sich hier ein Feld, auf dem die energiepolitische Konzeption 
der Landesregierung - insbesondere die Energie-Einsparpolitik 

- vorbildhaft umgesetzt werden kann. Die vorbildliche 

Umsetzung der eigenen energiepolitischen Grundsätze ist eine 

Voraussetzung für deren Akzeptanz in der Bevölkerung und in 

der Wirtschaft. 

Und schließlich kann das Land mit Energiesparmaßnahmen, die 

über die bundesrechtlichen Anforderungen hinausgehen und sich 

dennoch als wirtschaftlich erweisen, Maßstäbe setzen. 

Neben den positiven Auswirkungen einer Vorbildfunktion des 

Landes ist zu erwarten, daß die Umsetzung entsprechender 

baulicher, technischer und betrieblicher Anforderungen bei 

Gebäuden des Landes über die damit beauftragten Planer, 

Architekten, Bauunternehmen usw. auch Wirkungen in der 

privaten Wirtschaft zeigen wird. Wenn die Bauwirtschaft im 
öffentlichen Bereich die Gelegenheit erhält, neue 

energiesparende Bauweisen und Maßnahmen kennenzulernen und zu 

praktizieren, wird sich die Akzeptanz für entsprechende 

Maßnahmen bei privaten Bauträgern erhöhen. 

In der Konsequenz hat die Landesregierung in die Novellierung 

des Hessischen Energiegesetzes eine Selbstverpflichtung des 

Landes eingebracht mit dem Ziel, alle nach dem Stand der 

Technik möglichen Maßnahmen durchzuführen, die einen 

langfristig wirtschaftlichen, sparsamen und umweltschonenden 

Einsatz nichterneuerbarer Primärenergieträger bei der Nutzung 

der Gebäude gewährleisten. Diese Selbstverpflichtung der 
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Landesregierung ist vom Hessischen Landtag mit der 

Verabschiedung der Novellierung des Hessischen Energiegesetzes 

angenommen worden. 

Im Ergebnis wird diese Selbstverpflichtung der Landesregierung 

zu erheblichen Energieeinsparungen im Neubaubereich und im 

Baubestand des Landes beitragen. 

Wie bereits angesprochen, stellen Energiekosten einen 

erheblichen Ausgabenposten für den Landeshaushalt dar. Der 

Umfang der Kosten folgte der allgemeinen 
Energiepreissituation. Die Auswirkungen der "Energiekrisen" in 

den Jahren 1973 und 1979 haben zu einer deutlichen 

Mehrbelastung des Landeshaushaltes durch stark ansteigende 
Gebäudebewirtschaftungskosten geführt. 

Bis Mitte der BOiger Jahre war der Anteil der Heizenergie an 

den Gebäudebewirtschaftungskosten besonders hoch. Nicht 

zuletzt in Abhängigkeit von den Brennstoffpreisen haben sich 

die Relationen seither verschoben (siehe Abb. 7). Der Anteil 

der Heizenergie beträgt heute etwa ein Drittel. Ein weiteres 

Drittel nehmen die Kosten für Strom und Wasser ein. Die letzte 

Gruppe, Sonstige, wird durch die Kosten für Gebäudereinigung, 

Instandhaltung von technischen Anlagen und Grünflächen 

bestimmt. 

Um wirkungsvoll auf eine Reduzierung der Kosten durch 

energieverbrauchssenkende Maßnahmen hinzuarbeiten, wurde 
bereits im Jahr 1979 im Rahmen der Energiesparprogramme der 

Landesregierung die Staatliche Hochbauverwaltung angewiesen, 
zunächst den Verbrauch an Energie bei allen bedeutenden 

staatlichen Liegenschaften zu erfassen und auszuwerten, eine 

gezielte Betriebsüberwachung und Beratung der Nutzer 

durchzuführen und Verbesserungen im Rahmen der technischen und 

finanziellen Möglichkeiten vorzuschlagen. 
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Im Jahr 1988 war die Erfassung der bedeutenden Liegenschaften 
soweit abgeschlossen, daß die Erfassung auf alle weiteren 

Liegenschaften des Landes, ca. 8.000 Gebäude, ausgedehnt 
werden konnte. 

Zur Erleichterung der Arbeiten wurde hierfür das EDV-Programm 

"Erfassung und Auswertung der Energiekennzahlen von Gebäuden -

EKGeb -" entwickelt. Dieses Programm ermöglicht die Erfassung 

aller für die Kostensituation verantwortlichen Daten einer 

Liegenschaft. Bis heute sind etwa 900 Liegenschaften mit rd. 
2.500 Gebäuden erfaßt. Die Analyse der Daten ermöglicht 

ebenfalls eine bauphysikalische Auflistung der Liegenschaften, 
geordnet nach dem jeweiligen Energieverbrauch. Dies erlaubt, 

Liegenschaften mit hohem Energieverbrauch für gezielte 
Energiesparmaßnahmen auzuwählen. 

Es hat sich herausgestellt, daß bereits diese Form der 
Kontrolle von Energieverbräuchen eine Motivation der Nutzer zu 

energiesparendem Verhalten bewirkt. Diese Motivation ist zu 

einer bedeutenden Aufgabe geworden, weil das Nutzerverhalten 

für 30 % des Energieverbrauchs eines Gebäudes verantwortlich 

sein kann. Unerfreulicherweise ist jedoch in jüngster Zeit ein 

Gewöhnungseffekt zu weniger energiesparendem Verhalten 

feststellbar, der durch die Phase niedriger Energiepreise noch 

verstärkt wird. Abhilfe bringen hier - neben der 

angesprochenen Kontrolle - in regelmäßigen Abständen zu 

wiederholende Appelle an den sinnvollen Umgang mit Energie, 

wie zuletzt mit einer Energiesparcheckliste in 1989, Es ist 

davon auszugehen, daß die jüngsten politischen Entwicklungen 

im Bereich des Persischen Golfes das Bewußtsein für die 

Notwendigkeit eines sparsamen Umgangs mit knappen 

Energieressourcen wieder verstärken wird. 

Der Schwerpunkt der Bemühungen zur Energieeinsparung lag 

zunächst in der Reduzierung des Verbrauchs an Brennstoffen, 

später nahm auch die Verminderung des Verbrauchs von Strom und 

Wasser an Bedeutung zu. 
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Um eine Rückkopplung von den durchgeführten Maßnahmen zur 
Energieeinsparung auf den Energieverbrauch zu erhalten, wurde 

haushaltsmäßig eine gesonderte Ausweisung der Heizenergie aus 
den Gebäudebewirtschaftungskosten vorgenommen, 1988 folgte 

dann die gesonderte Ausweisung des Stroms. 

Weiterhin wird für die Liegenschaften mit jährlichen 

Stromkosten von über 20.000,-- DM ein auf die Besonderheiten 
des Stromverbrauchs zugeschnittenes EDV-Programm eingesetzt. 
Bei der Oberfinanzdirektion Frankfurt a.M. werden diese 

Liegenschaften erfaßt, ihr Stromverbrauchsverhalten analysiert 

und entsprechende Verbesserungsvorschläge zur Reduzierung des 

Verbrauchs gemacht. Jährlich werden etwa 400 Liegenschaften 
' ausgewertet. 

Das Auswertungsverfahren der jährlichen stromkosten durch die 
Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main hat seit Jahren 
Pilotcharakter, die hieraus gesammelten Erfahrungen werden 

demnächst über die ARGEBAU allen Bundesländern zur Verfügung 

gestellt. 

2.3.1.1 Förderung der Energieeinsparung in landeseigenen Gebäuden 

Die Landesregierung fördert die Energieeinsparung in ihren 

Gebäuden im Rahmen der ihr zur Verfügung stehenden Mittel über 

- große Umbau- und Sanierungsmaßnahmen im Rahmen des 

Einzelplans 18. Hier werden alle großen Baumaßnahmen über 

500.000,-- DM Bausumme gesondert ausgewiesen, in der Regel 

rd. 7 Mio. DM pro Jahr für bestehende Gebäude; bei allen 

Neubaumaßnahmen werden darüber hinaus bauliche und 

anlagentechnische Einsparmaßnahmen berücksichtigt, 

- Bauunterhaltungsmaßnahmen in bestehenden Gebäuden; 

Bei bestehenden Gebäuden müssen mindestens 6 % der zur 

Verfügung stehenden Bauunterhaltungsmittel für 

Energiesparmaßnahmen aufgewendet werden, etwa 10 Mio. DM pro 

Jahr, 
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- Maßnahmen zu Beratung der nutzenden Verwaltungen; 
eine fachgerechte, auf die Energieoptimierung gerichtete 

Bedienung der technischen Anlagen erfordert eine dauernde 

Beratung des Bedienungspersonals der nutzenden Verwaltungen. 

Diese Beratung wird durch die systematische Schulung des 

Bedienungspersonals durch die Zentrale Energiewirtschaft

liehe Stelle der Oberfinanzdirektion Frankfurt a.M. mit 

Unterstützung der Bauämter ergänzt. Jährlich werden in 

Tagesseminaren etwa 200 Personen geschult, insgesamt bisher 
über 1.600 Teilnehmer; im Rahmen dieser Schulungsmaßnahmen 

wurden als Dienstleistung für den kommunalen Bereich 
Schulungen für 450 Nutzer durchgeführt, 

- Auszeichnung vorbildlichen Verhaltens des Bedienungs

personals; seit 1985 werden jährlich 3 "Hausmeister" durch 

die Überreichung einer Urkunde und einer Prämie für 
hervorragende Leistungen bei der Einsparung von Energie 

durch den Finanzminister belobigt. Die Auszeichnung und die 
entsprechende Presseveröffentlichung dienen der Motivation 

der Bediensteten und betonen die Bedeutung der "Kleinen 

Leute" bei den Einsparbemühungen der Landesregierung. 

2.3.1.2 Förderung der Energieeinsparung durch Energiekonzepte 

Bei der Errichtung, Erweiterung, Sanierung oder bei sonstigen 

für die Energienutzung wesentlichen Veränderungen von 

Gebäuden, Einrichtungen und Anlagen des Landes sind alle nach 

dem Stand der Technik möglichen Maßnahmen durchzuführen, die 

einen langfristig wirtschaftlichen, sparsamen und 

umweltschonenden Einsatz nichterneuerbarer Primärenergieträger 

bei der Nutzung der Gebäude gewährleisten. Derartigen 

Maßnahmen soll ein Energiekonzept zugrunde liegen. Weiterhin 

sollen diese liegenschaftsbezogenen Energiekonzepte in 

ör~liche Energiekonzepte eingebunden werden, sofern solche 

vorhanden sind. 
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Wegen der Bedeutung der landeseigenen Liegenschaften für die 
Realisierung von örtlichen Energiekonzepten wirkt die 

staatliche Hochbauverwaltung bei deren Erstellung nach 
Möglichkeit mit. 

Hervorzuheben sind die Energiekonzepte für die Staatsbäder Bad 

Schwalbach, Bad Wildungen und die Universitäten Marburg, 

Gießen und Darmstadt. In Kassel und Frankfurt wird geprüft, 
weitere landeseigene Liegenschaften mit Fernwärme aus Kraft
wärme-Kopplungsanlagen zu versorgen oder einen 

Fernwärmeverbund einzugehen. 

Gerade hinsichtlich der Abwärmenutzung aus Kraft-Wärme
Kopplungsanlagen haben die Landesliegenschaften Pilotfunktion 

für andere Projekte auch außerhalb Hessens erreicht. So stellt 

das enorme Wärmebedarfspotential der Landesliegenschaften in 
Kassel einen bedeutenden Absatzmarkt für die Abwärmenutzung 
aus den Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen der Städtischen Werke 

dar. 

In der Fachhochschule Frankfurt werden im Rahmen eines 

Neubauprojektes die Stadtwerke und das Land Hessen ein 
Blockheizkraftwerk errichten, bei dem das Land den baulichen 

Teil und die Stadtwerke den maschinentechnischen Teil 
übernehmen. Weiterhin soll das universitäre Heizwerk 

Niederurseier Hang als Spitzenheizwerk die Grundlastversorgung 

durch das benachbarte Müllheizkraftwerk ergänzen. 

Als bedeutende ausschließlich liegenschaftsbezogene 

Energiekonzepte wurden von der staatlichen Hochbauverwaltung 

u.a. Konzepte für das staatsbad Bad Nauheim, das 

Behördenzentrum Schiersteiner Berg in Wiesbaden, die 

Fachhochschule Wiesbaden in Rüsselsheim, das Staatsbad 

Schlangenbad, die Justizvollzugsanstalten in Weiterstadt und 

Frankfurt Preungesheim in Auftrag gegeben. Die 

Realisierungsphase für die meisten der o.g, Energiekonzepte 

hat bereits begonnen. 
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2.3.1.3 Erfolge aus den Enerqieeinsparbemühunqen 

Das Hessische Ministerium der Finanzen legt für die 

landeseigenen Liegenschaften zur Dokumentation des 

Verbrauchsverhaltens jährlich einen Bericht vor(siehe Anlage 
4. 7) . 

In diesem Jahresbericht werden die für die jeweiligen Ressorts 
sowie für weitere bedeutende Einrichtungen die Verbräuche 
analysiert und einer Gesamtbetrachtung zugeführt. 

Für den Bereich Heizenergie (Abb. 8) ist z.B. zu erkennen, daß 

trotz des Anstiegs der Zahl der Gebäude (Steigerungsrate 

Friedensneubauwerte) und des Preisindex für Brennstoffe die 

Kosten für Heizstoffe nicht in dem zu erwartenden Maße 

gestiegen sind. Die Kosten sind hier bis 1986 etwa gleich 

geblieben und seither stärker gesunken als die Ölpreise: ein 
Beweis für den Erfolg energiesparender Maßnahmen. 

Die Sicherheit der Energieversorgung wurde durch die 

gesteigerten Anteile der Energieträger Erdgas und vor allem 

Fernwärme erhöht. Gleichzeitig konnten durch den verstärkten 

Einsatz dieser besonders umweltfreundlichen Energieträger die 

Emissionen aus landeseigenen Anlagen vermindert werden. 

Sowohl der Umweltentlastung wie auch der Verbesserung der 

Sicherheit der Energieversorgung dienten die Fortschritte, die 

auf dem Gebiet der Energieeinsparung erzielt wurden. Im 

einzelnen stellt sich die Energieverbrauchsentwicklung in 

landeseigenen Liegenschaften folgendermaßen dar: 

- Der Energieverbrauch zu Heizzwecken konnte im 

Berichtszeitraum erheblich reduziert werden (Siehe Abb. 9). 

Die spezifischen Verbrauchsminderungen schwanken 

beispielsweise für das Jahr 1988, bezogen auf die einzelnen 

Ressorts der Landesregierung, zwischen 10 % (Ministerium der 

Justiz) und 22 % (Ministerium für Umwelt und 

Reaktorsicherheit). Diese Einsparraten müssen zum Teil auch 

auf die milde Witterung zurückgeführt werden. 
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Sie sind darüber hinaus das Ergebnis von 
technischen Energiesparmaßnahmen 

und von 

Maßnahmen zur Beeinflussung des Nutzerverhaltens. 

Einsparerfolge zeigen sich besonders ausgeprägt bei Ressorts 

mit einer großen Zahl nutzungsgleicher, relativ kleiner 

Dienststellen. Beispielsweise betrug die Einsparrate des 

Ministeriums für Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz mit 

seinen 900 Forstämtern witterungsbereinigt 10 %. 

- Beim Stromverbrauch werden die Anstrengungen zur 

Verbrauchsminderung fortgesetzt. Tab. 4 gibt einen Oberblick 
über die 1988 durchgeführten Maßnahmen zur 
Stromverbrauchsreduzierung. 

Darüber hinaus werden strombezugskosten durch eine 

routinemäßge Oberprüfung der Stromlieferungsverträge für 

Liegenschaften mit einem Stromverbrauch von über 20.000,-- DM 

pro Jahr erzielt. Zuständige Stelle innerhalb der 
Landesregierung hierfür ist die Zentrale 

Energiewirtschaftliche Beratungsstelle bei der 

Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main. Durch diese Maßnahme 
konnten allein 1988 ca. 600.000,-- DM eingespart werden. 

In einigen Ressorts ist jedoch beim Strom ein leichtes 

Ansteigen des Verbrauchs zu beobachten (Siehe Abb. 10). Einer 
der Gründe dürfte in der vermehrten Ausstattung von 

Verwaltungsgebäuden mit elektronischen 

Datenverarbeitungsgeräten zurückzuführen sein. 
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Tab. 4: 

Kosteneinsparung durch Energiesparmaßnahmen: Strom 

Liegenschaft Maßnahme Einsparung 
(MWh/a bzw. (DM/a) 

------------------------------------------------------~~i~l ______________________ _ 
Regierungspräsidium 
Kassel 
Hess. Landesfeuerwehr

;, schu 1 e Kasse 1 

:Finanzamt Korbach 

Behördenhaus Ludw(g
Mond-Str. Kassel 

Behördenzentrum Hanau 
JVA Butzbach, 
Zweiganstalt Gießen 

Hessenkolleg Rüssels
heim 

Neue Galerie Kassel 
Schloß Wilhelmshöhe 
Kassel 
Staatstheater Kassel 

J.W.G.-Uni Frankfurt a.M: 
Institut f. Physik 
Institut f. 
Mathematik 
Sportinstitut 
Chem. Institute 

Institut f. angewandte 
Geodäsie 

Phiiipps-Uni Marburg 
Institut f. Geistes
wissenschaften 
Pharmazie 
Naturwissenschaften 
Lahnberge 

Minderverbrauch 

Minderverbrauch 
Minderverbrauch u. Ein
bau einer Blindstrom
kompensationsanlage 

Minderleistung 

Minderverbrauch 

Sollwerteinstellung der 
Leistungsbegrenzungsanlg. 
verbessert 

Erneuerung der Beleuch
tungsanlage 
Minderverbrauch 

Minderleistung 
Minderleistung, Ver
tragsänderung 

Minderverbrauch 
Einbau einer Blindstrom
kompensationsanlage 
Minderverbrauch 
Einbau einer Blindstrom
kompensationsanlage 
Minderverbrauch, 
Minderleistung 

Minderverbrauch 
Minderverbrauch 
Minderverbrauch, 
Minderleistung 

3,2 

6,3 

3,2 

6,5 bzw. 
28 

33,5 

48,4 

15,3 

17' 7 

9,6 bzw. 26 

23, 1 bzw. 16 

14,4 

94,0 

204,5 

44,7 

33,4 bzw. 16 

3.900,-

6.300,-

3.000,-

7. 100'-

11 . 600'-

4.400,-

2.500,-

8.900,-

6. 100'-

18.000,-

2.200,-

20.500,-

10.300,-

19.400,-

4.800,-

22' 6 6. 300'-

97' 2 9. 100'-

345,8 bzw. 392 106.600,-
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Liegenschaft Maßnahme Einsparung 
(MWh/a bzw. (DM/a) 
kW/a) 

------------------------------------------------------------~---------------------

Studentenwohnheim 
Ernst-Lämmer-Str. Minderverbrauch 60,3 

StudPntenwohnheim 
Fuchspaß Minderverbrauch 44,0 

Fachhochschule Fulda Minderverbrauch 29,5 

Fachhochschule Gießen, 
Wiesenstr. Minderverbrauch 119' 5 

TUH Frankfurt a.M. 
Theodor-Heuss-Allee Minderverbrauch 3,0 

Stromkosteneinsparung durch Anpassung der Stromlieferverträge 

V. Hess. Bereitschaftsnolizeiabteilung Kassel 
Polizeistation Rotenburg 
Polizeistaton Cölbe 
4. Polizeirevier Frankfurt a.M. 
14. Polizeirevier Frankfurt a.M. 
Polizeistation Rossittener Str., Frankfurt a.M. 
Behördenzentrum Schiersteiner Berg, Wiesbaden 
Behördenhaus Adolfsallee, Wiesbaden 
Amtsgericht Gießen 
Staatl. Landesbildstelle Hessen, Frankfurt a.M. 
Straßenbauamt Arolsen 
Obergangswohnheim f. Aus- u. Ubersiedler, Langen 

2.800,- DM 
3.200,- DM 
2. 100,- DM 

12.400,- DM 
4.200,- DM 

13.200,- DM 
120.200,- DM 
20.500,- DM 
7.400,- DM 
9.200,- DM 
9. 900,- DM 

34.200,- DM 
239. 300,- DM 

5.000,-

5.500,-

6.000,-

33.000,-

? . 100'-
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2.3.2 Energieeinsparung in mit öffentlichen Mitteln geförderten 
Gebäuden und Einrichtungen 

Für die öffentliche Förderung im Rahmen des sozialen 

Wohnungsbaus sind nach den maßgeblichen Vorschriften alle 

vertretbaren Möglichkeiten der Baukostensenkung auzuschöpfen. 

Das ist in der Regel der Fall, wenn die Mindestanforderungen 
der DIN und der Wärmeschutzverordnung 1982 eingehalten werden. 

Die Erfahrungen mit der Anwendung der Wärmeschutzverordnung 

haben allerdings gezeigt, daß deren Anforderungen nach dem 

heutigen Stand der Technik vielfach unterschritten werden 

können, ohne daß dadurch die Wirtschaftlichkeit entsprechender 

Maßnahmen verlorengeht. Wie für landeseigene Liegenschaften 

sollen auch für Gebäude, Einrichtungen und Anlagen, die ganz 

oder teilweise mit Mitteln des Landes errichtet, erweitert, 
saniert oder in sonstiger für die Energienutzung wesentlichen 

Weise verändert werden, energiesparende Maßnahmen, die über 

die Wärmeschutzverordnung hinausgehen, durchgeführt werden (§ 

3 des Hessischen Energiegesetzes vom 25.05.1990). Hier sind 

allerdings Schranken zu beachten, die sich gegebenenfalls aus 

dem Bundesrecht, vor allem aber auch aus kommunalrechtlichen 
Überlegungen ergeben könnten. Die Ressorts der Landesregierung 

sind in Gespräche eingetreten mit dem Ziel, eine Richtlinie 

für diese außerordentlich vielgestaltige Problematik zu 

erarbeiten. 

Gegenwärtig erprobt die Landesregierung an einem Pilotprojekt 

in Wiesbaden Möglichkeiten der Optimierung und Verminderung 

des Energieverbrauchs. Um die Wirksamkeit der Maßnahme 
überprüfen zu können, wird das 24 Wohneinheiten umfassende 

Projekt in zwei Teile aufgeteilt. Bei 12 Wohneinheiten werden 

Wärmedämmaßnahmen durchgeführt, die über die Anforderungen der 

Wärmeschutzverordnung 1982 hinausgehen; der andere Teil der 

Wohnungen wird als Versuchsobjekt konventionell erstellt. Ob 

aus dem Pilotprojekt für künftige Bauprogramme allgemein 

gültige Schlüsse abgeleitet werden können, bleibt abzuwarten. 
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Entscheidende Hinweise werden jedoch aus dem Förderprogramm 
Niedrigenergiehäuser erwartet. 

2.3.3 Förderung des Energiesparens im Wohnungsbestand 

Trotz bereits erzielter Erfolge bestehen gerade im Bereich 

Raumheizung und Warmwasserbereitung noch erhebliche 
Möglichkeiten, Energie einzusparen (Siehe Abb. 11). Deshalb 

bleibt die nachhaltige und wesentliche Einsparung von 

Heizenergie im Wohnungsbestand ein vorrangiges Ziel der 

Landesregierung. 

Abb. 11: 
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Auf der Grundlage der am 9. Dezember 1987 in Kraft getretenen 

Förderungsrichtlinien werden in Wohnungen, die vor dem 1. 

Januar 1978 bezugsfertig wurden, Maßnahmen der Wärmedämmung, 

kombiniert mit heizungstechnischen Maßnahmen, wie z.B. der 
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Ersatz alter Heizkessel und -brenner, die Reduzierung der 
Brennerleistung sowie Maßnahmen zur Reduzierung von 

Wärmeverlusten, gefördert. Diese Kombinationsanforderung ist 
technisch uno energetisch begründet, weil Wärmebedarf und 

Wärmeangebot aufeinander abzustimmen sind. 

Es können auch für Einzelmaßnahmen- wie z.B. für den den 
Einbau von brennstoffbetriebenen Wärmepumpen, 

Brennwertgeräten, Solaranlagen oder die Umstellung auf 
Fernwärme - Fördermittel bewilligt werden. 

Die Förderung besteht in Form von Kostenzuschüssen in Höhe von 

25 % der förderfähigen Kosten. Sie kann Eigentümern für 

Maßnahmen in deren Eigenheimen gewährt werden. Für Maßnahmen 

von Vermietern in deren Mietwohnungen kann eine Förderung in 

Form von Darlehen mit bis zu 85 % der förderfähigen Kosten 

gewährt werden. 

Für die Förderung von Modernisierung, Energieeinsparung und 

Instandsetzung stehen für das Programmjahr 1990 insgesamt 47,5 

Mio DM zur Verfügung. 

2.3.4 Förderung von Energienutzungsanlagen 

Das wirtschaftliche Potential von energiesparenden 

Technologien ist noch keineswegs ausgeschöpft. Mit der 
Landesförderung nach § 5 des Hessischen Energiegesetzes werden 
Anreize zur beschleunigten Einführung und Marktdurchdringung 

bestimmter Technologien geboten. Im Mittelpunkt stehen dabei 

Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung und der zugehörige 

Leitungsbau. Ein weiterer Schwerpunkt der Förderung ist die 

Nutzung regenerativer Energiequellen. 

Die Förderung wird in Form eines verlorenen 

Investitionszuschusses gewährt, in Ausnahmefällen auch in Form 
einer Zinsverbilligung von Krediten. 
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Die Energieförderung kann angesichts der engen Verknüpfung 

zwischen Energieeinsatz und Umweltbelastung nicht bei rein 

energiepolitischen Zielen stehenbleiben, sondern sie muß 

darüber hinaus den umwelttechnischen Fortschritt forcieren. 

Die Landesförderung trägt diesem Gedanken dadurch Rechnung, 
daß die finanzielle Unterstützung von sparsamen Energieanlagen 
auch an die Einhaltung bestimmter Emissionsgrenzwerte gebunden 

wird. Dies Emissionsgrenzwerte unterschreiten die 
bundesrechtlich geforderten Werte zum Teil erheblich. 

Als hilfreich in Sinne einer Rationalisierung der 

Investitionsentscheidung hat sich die im Energiegesetz 

vorgesehene Verknüpfung der Anlagenförderung mit einem 

zumindest anlagenbezogenen Energiekonzept erwiesen. 

Die Förderung von Investitionen in Energietechnologien nach § 

5 Hess. Energiegesetz wurde seit Beginn der Legislaturperiode 

kontinuierlich fortgeführt und in einigen Bereichen verstärkt. 

Einen Überblick zu den in diesem Zeitraum neu bewilligten 

Mitteln und zu ihrer Verteilung auf technologische 

Schwerpunkte gibt die Tabelle 5. 

Das mit den Bewilligungen geförderte Investitionsvolumen liegt 

bei etwa 172 Mio. DM. Da viele der geförderten 
Investitionsvorhaben recht zeitaufwendig sind, erstreckt sich 

die Durchführung oft über mehrere Jahre, 

Gefördert wurde in diesem Zeitraum im Bereich Gas

Heizkraftwerke und Fernwärmeausbau ein Investitionsvolumen von 

ca. 53,2 Mio. DM. 

Bei den 85 Investitionsvorhaben im Bereich der Wasser- und 

Windkraftnutzung mit einem Investitionsvolumen von ca. 25,1 

Mio. DM handelt es sich durchweg um Wasserkraftanlagen 

klei~erer Leistung. zumeist geht es hier um die Reaktivierung 

von Kleinwasserkraftwerken an früher genutzten Standorten oder 

um die Erweiterung vorhandener und im Betrieb befindlicher 

Anlagen. Neubauten machen hingegen nur einen kleinen Teil 
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dieser Projekte aus. vorbereitet wurden solche Maßnahmen in 
vielen Fällen von den Reaktivierungsstudien, die im Auftrag 

des Landes Hessen für zahlreiche Regionen durchgeführt worden 
sind. 

Vor allem an Blockheizkraftwerken (BHKW) für Hallenbäder, 
Krankenhäuser oder auch für ganze Nahwärmezentren besteht auf 

kommunaler Ebene großes Interesse. Aber auch Gewerbebetriebe 

mit einem entsprechenden Strom- und Wärmebedarf prüfen 
verstärkt die Chancen für einen BHKW-Einsatz. Gefördert wurden 
hier 37 zumeist mit Erdgas betriebene Anlagen 

(Investitionsvolumen ca. 49,1 Mio. DM), die zur Verminderung 

der beim BHKW-Betrieb entstehenden Schadstoffe sämtlich mit 

Drei-Wege-Katalysatoren ausgerüstet wurden. 

Die in Hessen bereits recht stattliche Anzahl von - auch 

kleineren - Kläranlagen, in denen zur Deckung des Strom- und 

Wärmebedarfs ein mit Klärgas betriebenes BHKW installiert 

wurde, hat sich insgesamt um 13 erhöht. Ihre 

Anschaffungskosten betrugen insgesamt etwa 8,6 Mio. DM. 

Für Investitionen in zwei Deponiegasanlagen in Höhe von 29,7 

Mio. DM wurden Zuschüsse von 5,1 Mio. DM bewilligt. 

Die geförderten 14 solarthermischen Anlagen 

(Investitionsvolumen ca. 1,8 Mio. DM) dienen zur 

Beckenwassererwärmung in Freibädern sowie zur 

Duschwassererwärmung in Sportanlagen, in einem Fall auch zur 
Getreidetrocknung. 
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Tab. 5: Geförderte Anlagen nach § 5 Hess. Energiegesetz in der 
12. Legislaturperiode 
Stand: 30.06.1990 

Anzahl der 
Vorhaben 

Gasheizkraftwerke, 
Fernwärmeausbau 

Wasser- und Wind
kraftanlagen 

Abwärmenutzung 

BHKWs und Nahwärme-

6 

85 

1 

netze 37 

Anlagen zur Klärgas-
nutzung 13 

Anlagen zur Deponie-
gasnutzung 2 

Anlagen zur Nutzung 
von Solarenergie 14 

Anlagen zur Biomasse-
nutzung 5 

Insgesamt 163 

Investitions
volumen 

DM 

53.188.400 

25.104.100 

1. 300. 000 

49.106.400 

8.604.900 

29.668.615 

1. 826. 000 

3.548.300 

172.346.715 

Bewilligte 
Fördermittel 

DM 

7.550.100 

6.218.300 

236.900 

13.494.300 

2.560.800 

5.078.100 

512.000 

1. 040.700 

36.691.200 

2.3.5 Förderung von Forschung und Entwicklung. Pilot- und Demon
strationsanlagen 

Grundsätze der Förderpolitik 

Die Landesregierung will mit ihrer Forschungs- und Technolo

giepolitik im Energiebereich zum wissenschaftlichen Fort

schritt, zum sparsamen und umweltschonenden Umgang mit knappen 

Energieressourcen und zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 

der hessischen Wirtschaft beitragen. 
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Die Entwicklung neuer Energietechnologien übersteigt die Lei
stungsfähigkeit einzelner Bundesländer und sie ist mit ausge
prägten externen Effekten verbunden. Hier sind daher die Eu
ropäische Gemeinschaft sowie die Bundesregierung gefordert. 
Die Aufgabe des Landes Hessen besteht darin, im Rahmen seiner 
finanziellen Möglichkeiten Entwicklungslinien zu beeinflussen 
sowie hessische Forschungsansätze und -institutionen zu un
terstützen und deren Anpassungsfähigkeit an sich ändernde 
Rahmendaten zu verbessern. 

Forschung und Entwicklung können nicht nur der Privatwirt
schaft überlassen bleiben. Die von der Energienutzung ausge
henden Umweltwirkungen sowie die fundamtentale Bedeutung einer 
preiswerten und jederzeit ausreichenden Energieversorgung 
erfordern neben privaten Initiativen eine staatliche Unter
stützung. Hierbei sind auch die erheblichen Entwicklungszeiten 
neuer Energietechnologien, die den Planungshorizont der 

Privatwirtschaft häufig überschreiten, zu berücksichtigen. 

Sowohl die Europäische Gemeinschaft wie auch die Bundesregie
rung sind auf den Gebieten der Energieforschung und -entwick
lung mit erheblichem Mittelaufkommen tätig. Darüber hinaus 

wurden auch auf Länderebene entsprechende Förderprogramme 
eingerichtet. Diese Aktivitäten der unterschiedlichen Ge

bietskörperschaften sollten künftig besser koordiniert werden, 
um Synergieeffekte nutzen zu können. Dem steht ein Wettbewerb 
der Ideen und Verfahren auch in einem solchen Rahmen nicht 
entgegen. 

Instrumentell stehen der Landesregierung die finanzielle 
Förderung von Pilot- und Demonstrationsanlagen, von For

schungs- und Entwicklungsprojekten sowie die Finanzierung des 
know-how-Transfers in Form von Technologie-Monitoren zur Ver
fügung. 

Die Förderung des Landes erfolgt subsidiär, d.h., finanzielle 
Hilfen des Landes werden nicht in Konkurrenz zu Mitteln der 
EG, des Bundes oder anderer Länder gewährt. Die Beschaffung 
von Drittmitteln soll jedoch für Empfänger hessischer Landes-
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gelder interessant bleiben. Drittmittel von öffentlichen In
stitutionen sollen aber auf den Betrag der förderfähigen Ko

sten angerechnet werden. Es wird dadurch vermieden, daß durch 

Kumulierung Fördersätze erreicht werden, die den Rahmen einer 

notwendigen oder sinnvollen öffentlichen Förderung verlassen. 

Angesichts der zur Verfügung stehenden finanziellen Ressourcen 

des Landes und der Vielzahl sinnvoller Aufgaben auf dem Gebiet 
der Energieförderung ist eine strenge Auswahl unter 

Förderprojekten und eine laufende Überprüfung der Schwerpunkte 

erforderlich. Bei dieser Auswahl sind insbesondere 

- der Zeitraum bis zur erwarteten Marktreife, 

- der spezifische Förderbedarf, bezogen auf die Ziele 

Energieeinsparung und Umweltentlastung, 

- der Umfang des Marktpotentials sowie 

- der landespolitische Bezug 

zugrunde zu legen. Daraus folgt, daß sich die Energieförderung 

des Landes schwerpunktmäßig auf die Bereiche "Rationelle 

Energienutzung" und "Erneuerbare Energiequellen" konzentriert. 

Die Forschungsförderung unterstützt diese Bereiche. 

Die Förderung der Forschung und Entwicklung, von Pilot- und 
Demonstrationsanlagen erfolgt auf der Grundlage des Hessischen 

Energiegesetzes. Der inhaltliche Rahmen wird durch das 

Hessische Energie-Technologie-Programm vorgegeben. Eine 
zeitlich befristete Schwerpunktbildung erhöht die Effizienz 

der Mittelverwendung. Die Förderschwerpunkte werden aus den 

Ergebnissen der verschiedenen Technologie-Monitore sowie aus 

der Antragslage heraus entwickelt. Derartige Schwerpunkte sind 

in der Vergangenheit für die Bereiche Photovoltaik und 

Windenergie gesetzt worden. Die Wasserstofftechnik kam als 

weiterer Schwerpunkt hinzu. 



- 106 -

Die finanziellen Möglichkeiten des Landes verbieten die För
derung von Großprojekten sowie von Vorhaben, die der Grundla

genforschung zuzurechnen sind. Ausnahmen von dieser Regel sind 

bei Vorliegen eines besonderen landespolitischen Interesses 
möglich. 

Entsprechend werden Landesmittel in solche Projekte gelenkt, 
deren Marktpotential erkennbar ist und deren technische Reife 

im Rahmen zeitlich begrenzter Projekte erreicht werden kann. 

Bei konkurrierenden Projekten ist der Grad der bereits er

reichten technischen Reife eines der wesentlichen Auswahlkri
terien. Unabdingbar ist der Bezug zu hessischen Problemfel

dern. 

Hessisches Energie-Technologie-Programm 

Das Hessische Energie-Technologie-Programm wurde 1988 formu

liert und nach Abstimmung mit dem Hessischen Ministerium für 

Wissenschaft und Kunst im August 1989 überarbeitet, um die 

Schwerpunkte der Förderung von Forschung und Entwicklung, Pi

lot- und Demonstrationsanlagen im Energiebereich gemäß § 6 

des Hessischen Energiespargesetzes für die kommenden Jahre 

festzulegen. Damit sollen wesentliche technische Fortschritte 

in den Bereichen 

- rationelle Energieverwendung/Energieeinsparung 

- Solarenergie/Photovoltaik 

- Wasserstofftechnologie 
- Windenergie 

- Biomasse 

erzielt werden. Gleichzeitig wird eine Stärkung der Innovati

onsbereitschaft der hessischen Unternehmen erwartet. Neben der 

Realisierung konkreter Einzelvorhaben soll das Energie

Technologie-Programm den Entscheidungsträgern in Wirtschaft 

und Verwaltung deutlich machen, daß langfristig eine ökolo
gisch verträgliche Energieversorgung weltweit auf eine erheb

liche Reduzierung des Energieverbrauchs, auf rationellere En

ergieverwendung und Energieeinsparung und die Nutzung erneu-
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erbarer Energien nicht verzichten kann. Hessische Unternehmen 
können einen Beitrag zur langfristigen Sicherung Ihrer Exi

stenz leisten, indem sie sich rechtzeitig auf die künftigen 

Bedürfnisse der Weltwirtschaft einrichten. Im Energiebereich 

sind die Trends dafür bereits erkennbar. Dabei muß berück
sichtigt werden, daß die Bundesrepublik Deutschland ein ener

giearmes Land ist und die langfristige Energieversorgung 
sowohl hinsichtlich der Menge als auch der Preise Unsicherheit 

aufweist. 

In der Frage der Umweltbelastung durch Energieversorungssy

steme (Umwandlung, Verteilung, Nutzung, Entsorgung) hat sich 

neben den seit langem bekannten Luftschadstoffen (so2 , NOx) 
das C02-Thema in den Vordergrund geschoben. Auf diese 

Problematik wurde bereits hingewiesen. 

Die direkte Nutzung der Sonnenenergie und des mit Sonnenener

gie gewonnenen Wasserstoffes könnten langfristig eine Option 

zur Lösung dieses Problems sein. Die durch intensive Forschung 

und Entwicklung in den Industrieländern erzielbaren 
technischen Fortschritte bei der rationellen Energieverwendung 

sowie der Nutzung erneuerbarer Energien könnten die Grundlage 

für den Aufbau einer ökologisch verträglichen 

Energieversorgung in den Entwicklungsländern sein. Für die 

Industrieländer steht zu erwarten, daß die rationelle 

Energieverwendung und die Nutzung erneuerbarer Energien 

zunehmend wirtschaftlich werden. Dies würde unterstützt, wenn 

die externen Kosten der herkömmlichen Energieverwendung den 

Energiepreisen zugerechnet würden. 

Förderproiekte 

Zur Verdeutlichung des vielfältigen Spektrums der Projekte, 

die im Rahmen des Hessischen Energie-Technologie-Programms 
gefördert werden, einige Beispiele: 

- Technologie-Monitor Solarenergie und Wasserstofftechnik: 
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Der Technologie-Monitor dient der Beschaffung und Auswertung 

von Informationen eines Technikbereiches, der Ermittlung von 

Trends, der Abschätzung von Potentialen, der Aufbereitung zu 

einer entscheidungsunterstützenden Datenbasis als 
Informationsgrundlage für Wirtschaft, Politik und Verwaltung. 

Mit der Realisierung des Technologie-Monitors Solarenergie 

und Wasserstofftechnik wurde bereits 1987 begonnen. Unter der 

Projektleitung des Battelle-Instituts werden die 
Informationen durch Professoren der Gesamthochschule Kassel, 

der Universität Gießen, der Fachhochschule Wiesba

den/Rüsselsheim und der Technischen Hochschule Darmstadt zu
sammengetragen. Zusätzlich zu den bisher beteiligten Hoch

schulen wird seit 1989 auch die Photovoltaik-Forschungsgruppe 

der Firma NUKEM beteiligt. 

Wie schon 1988 wurde auch im Herbst 1989 ein Status-Seminar 

durchgeführt, das viel Beachtung fand. Die zu beiden Semi
naren herausgegebenen Tagungsbände stellen den Stand der 

Technik in knapper Form dar. Für 1990 ist ein Status-Seminar 

an der Technischen Hochschule Ilmenau geplant. 

- Technologie-Monitor Rationelle Energieverwendung: 

Der Technologie-Monitor soll ebenfalls der Verbesserung der 
Informationsbasis für Wirtschaft, Politik und Verwaltung 

dienen. Da die rationelle Energieverwendung grundsätzlich in 

allen Technikbereichen möglich und erforderlich ist, wird die 

Konzeption dieses Technologie-Monitors zunächst sehr breit 
angelegt sein. Die Projektleitung wird vom Wissen

schaftszentrum III der Gesamthochschule Kassel übernommen. 

Namhafte Experten hessischer Hochschulen werden beteiligt 
sein. Es sollen schwerpunktmäßig neue Technologien in den 
Bereichen Umwandlung, Speicherung und Verwendung von Energie 

behandelt werden. Die rationelle Energieverwendung in der 

Produktion soll durch die Entwicklung sparsamerer Pro

duktionstechnologien und durch die Entwicklung von Materia

lien und Verfahren, die sowohl der Produktverbesserung als 

auch der Energieeinsparung dienen, verbessert werden. Die 



- 109 -

Realisierung des Technologie-Monitors soll in zwei Stufen 

durchgeführt werden. In der Stufe I sollen zunächst die In

formationen beschafft und ausgewertet werden. In der Stufe II 

sollen Ansätze ermittelt und Maßnahmen zur Realisierung 

begonnen werden. Erste Ergebnisse werden 1990 erwartet. 

- Wind-Energie-Park Vogelsberg (WPEV) : 

Ziel des WEPV ist die Errichtung und der Betrieb einer 

Vielzahl unterschiedlicher Anlagen und die Ermittlung der

jenigen Anlagen, die für den Betrieb in schwach windigen 
Mittelgebirgsregionen besonders geeignet sind. In diesem 

Sinne wird der WEPV die Funktion einer Musterausstellung 
haben. Räumlich angegliedert soll ein Windenergie-Testgelände 

mit entsprechenden Infrastruktureinrichtungen durch das 

Institut Solar-Energie-Technik und Fraunhofer 

Gesellschaft/Labor für Betriebsfestigkeit unter Beteiligung 

hessischer Hochschulen und Forschungseinrichtungen 
eingerichtet werden. Zur Verbesserung der Auslastung des 

Testfeldes sollen die wesentlichen Meßeinrichtungen für Me
teorologie, Arbeit, Leistung, Regelung und Festigkeit mobil 

sein und an verschiedenen Standorten zum Einsatz gelangen 

können. 

Der Windenergiepark Vogelsberg soll in Hartmannshain er

richtet werden. Im Rahmen des Windenergieparks werden kleine 

bis mittlere Windkraftanlagen (30 kWbis 250 kW) als 

Demonstrationsanlagen betrieben. Die Gesamtkosten des WEPV 

sollen 6 Mio. DM nicht übersteigen. Das Land und die Ober

hessische Versorgungsbetriebe AG, Friedberg, übernehmen je 

50 % der Kosten. Die Ausschreibung und Auswahl der geeigneten 

Anlagen erfolgte Anfang 1989. Die Abwicklung der erfor

derlichen Genehmigungsverfahren stellte sich als kompliziert 

und zeitaufwendig heraus. Die offizielle Einweihung des WEPV 

erfolgt im November 1990. 

- Wind-Meß-Programm: 

Seitens des Bundesministeriums für Forschung und Technolgie 
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wurde 1989 ein Wind-Energie-Demonstrationsprogramm begonnen, 

das die Schaffung einer installierten Leistung von insgesamt 
100 MW zum Ziel hat. Zur Unterstützung hessischer 

Antragsteller erscheint es sinnvoll, rechtzeitig an ge

eigneten hessischen Standorten Windmessungen durchzuführen. 

Das vorliegen genauer Windmeßdaten ist für die Entscheidung 

möglicher Investoren von besonderer Bedeutung, um die Wirt
schaftlichkeit der Projekte abschätzen zu können. Die Kosten 

für Windmeßgeräte betragen 10.000 bis 20.000 DM und fallen 

unabhängig von der Realisierung der Projekte an. Das 

Hessische Ministerium für Wirtschaft und Technik hat daher 
1989 Meßeinrichtungen angeschafft und verleiht sie gegen eine 

geringe Gebühr. Das Windmeßprogramm wird vom ISET an der 

Gesamthochschule Kassel durchgeführt. Das Meßprogramm ist 

zunächst auf zwei Jahre angelegt, soll aber bei guter Nach

frage weitergeführt werden. 

- Forschungsvorhaben Vertikalachs-Windkraftanlagen: 

Das der Fachhochschule Wiesbaden laufende Forschungsvorhaben 

zum Aufbau eines kompletten Windkraft-Wasserstoff
Nutzungssystems erhielt ebenfalls eine Mittelaufstockung. Als 

wesentliche Ergebnisse sind hier die erfolgreiche 

Konstruktion verschiedener Elektrolyseure zu nennen sowie die 

Umstellung eines Pkw-Motors auf den Betrieb mit Wasserstoff. 

Für 1990 und die folgenden Jahre ist ein Anschlußprojekt 

geplant, in welchem ein komplettes System mit Photovoltaik, 

Elektrolyseur, Druckspeicher und Brennstoffzelle mit 

geschlossenem Flüssigkeitskreislauf realisiert werden soll. 

- Forschungsvorhaben Passiv-Energie-Haus: 

Für die Entwicklung verschiedener Konstruktionselemente, die 

im Rahmen des Forschungsvorhabens Passiv-Energie-Haus 
eingesetzt werden sollen, wurden Fördermittel bereitgestellt. 

Das Institut für Wohnen und Umwelt in Darmstadt koordiniert 

die Entwicklungsvorhaben. Das Passiv-Energie-Haus soll u. a. 

durch besonders gute Wärmedämmung praktisch keine Heizenergie 
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mehr benötigen. Die Grundsteinlegung für das erste Bauprojekt 

erfolgte am 22.10.1990 in Darmstadt. 

- Forschungsvorhaben Festkörper-Brennstoffzellen: 

In dem Forschungsvorhaben werden die Eigenschaften ver
schiedener protonenleitender Stoffe auf ihre Eignung für die 

Verwendung in Brennstoffzellen untersucht. Dieses beim 

Battelle Institut in Frankfurt begonnene Vorhaben ist der 
Grundlagenforschung zuzuordnen und wird in mehreren Teilab

schnitten voraussichtlich bis 1991/92 fortgeführt. Ziel ist 

die Ermittlung neuer Stoffkombinationen für die preisgünstige 

Herstellung von Brennstoffzellen. 

- Forschungsvorhaben Wasserstoff Metall-Hydrid-Speicher: 

Das ebenfalls beim Battelle-Institut in Frankfurt begonnene 

Vorhaben hat das Ziel, die Menge des in Metallhydriden 

speicherbaren Wasserstoffes zu verdoppeln und damit die 

Reichweite von wasserstoffbetriebenen Autos zu erhöhen. 

- Photovoltaik-Kleinanlagen: 

Das Institut für solare Energieversorgungstechnik ISET an der 

Gesamthochschule Kassel erhielt vom Hessischen Ministerium 

für Wirtschaft und Technik den Auftrag, die Möglichkeit für 

Kostenreduzierungen durch Standardisierungen im Bereich der 

Systemtechnik zu untersuchen. Im Zuge dieses Auftrages werden 

10 bis 20 kleinere Photovoltaikanlagen zwischen 0,5 und 5 kW 

Leistung errichtet. Es werden damit gute Voraussetzungen für 

ein breit angelegtes Photovoltaik-Erprobungsprogramm ab 

1990/91 geschaffen. 

- Solarmobil-Rallye Frankfurt - Darmstadt - Frankfurt: 

Erstmals in Hessen wurde 1989 eine Solar-Mobil-Rallye ausge

tragen. Im Rahmen der Veranstaltung Solar + Mobil Frankfurt 

1989 fand nicht nur die 2-tägige Rallye als Wertungslauf für 

den Solar World Cup statt; auch eine Ausstellung sowie ein 
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Seminar über Anforderungen an Solarmobile im Alltag fand 

reges Interesse der Öffentlichkeit. 1990 wurde eine ebenso 
erfolgreiche Solarmobil-Rallye Frankfurt - Wiesbaden -

Frankfurt durchgeführt. 

- Entwicklung von Solar-Elektro-Mobilen: 

Erstmals in Hessen wurden 1989 auch zwei Entwicklungsvorhaben 

für Solar-Elektro-Mobile gefördert. Ob es möglich sein wird, 

die Prototypen in geringer Stückzahl für eine All
tagserprobung zu produzieren, hängt vom Entwicklungsergebnis 

ab. Für 1990 plant das Hessische Ministerium für Wirtschaft 
und Technik in seinen Fuhrpark zwei Solar-Elektro-Mobile zur 
Erprobung aufzunehmen. Es kann erwartet werden, daß andere 

Behörden diesem Beispiel folgen werden. 

- Solarauto-Pflichtenheft: 

zur Unterstützung der kleinen Hersteller und Konstrukteure 

von Solarautos wurden auf Initiative des Hessischen Mini
steriums für Wirtschaft und Technik für künftige Solarautos 
diskutiert und in einem Pflichtenheft veröffentlicht. 

Förderzahlen 1988 bis 1990 

Forschung und Entwicklung, Pilot- und Demonstrationsvorhaben 

im Energiebereich wurden 1988 mit ca. 3,7 Mio. DM für 11 Vor

haben gefördert. 1989 wurden 20 Vorhaben mit ca. 6,8 Mio. DM 

gefördert. Für 1990 stehen für diesen Bereich ca. 11 Mio. DM 

zur Verfügung, die Schwerpunktmäßig in den Bereichen Photo

voltaik mit ca. 4,2 Mio. DM und Wasserstofftechnik mit ca. 2,9 

Mio. DM eingesetzt werden. 

Die Schwerpunktbildung entsprechend den Bereichen des Hessi

schen Energie-Technologie-Programms wird besonders deutlich 

bei der Förderung von Photovoltaikanlagen. 

1985 wurde erstmals in Hessen eine Photovoltaik-Demonstrati

onsanalge für ein Wohn- und Geschäftshaus gefördert. Erst im 
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Dezember 1988 folgten weitere 4 Photovoltaik-Demonstrations
vorhaben und im Jahr 1989 weitere 5 Photovoltaikanlagen. 1990 

werden bis Ende September 13 Photovoltaik-Demonstrationsanla

gen in Hessen gefördert. Diese Zahl kann sich bis Ende 1990 

noch weiter erhöhen. Zusätzlich zu der weiterlaufenden rein 

hessischen Förderung von Photovoltaik-Demonstrationsanlagen 

werden in den Jahren 1990 bis 1992 im Rahmen des Bund-Länder

programmes "1000-Dächer Photovoltaik" auf Ein- und Zweifami

lienhäusern in Hessen 150 Photovoltaik-Demonstrationsanlagen 

mit Stromeinspeisung in das öffentliche Netz errichtet werden. 

2.3.6. Förderung von Energiekonzepten 

Energiekonzepte liefern Entscheidungsgrundlagen, um Maßnahmen 
zur sparsamen und umweltfreundlichen Energienutzung 

wirtschaftlich, abgestimmt mit anderen kommunalen und/oder 

betriebswirtschaftliehen Maßnahmen und auf eine an die 
(begrenzten) Ressourcen der Entscheidungsträger angepaßten Art 

und Weise durchführen zu können. 

Die Grundziele der Energiepolitik - langfristige Sicherung, 

Preiswürdigkeit und Umweltfreundlichkeit der Energieversorgung 
- stellen die inhaltliche Grundlage der Energiekonzepte dar, 

zu deren Umsetzung die Konzepte beitragen sollen. Über den 

energiepolitischen Bereich hinaus beinhaltet die integrierte 

Betrachtungsweise der Energiekonzepte die Beachtung von 

Zielsetzungen benachbarter Politikbereiche. Neben den 

umweltpolitischen Zielen werden künftig vor allem struktur

und wettbewerbspolitische sowie regionalwirtschaftliche Ziele 

mit einbezogen. 

Energiekonzepte als Mittel zur Umsetzung inhaltlicher Ziele 

sind darüber hinaus quasi durch ihre "Funktion", den 

Umsetzungserfolg bereits im Vorfeld möglichst weitgehend 

sicherzustellen, explizit auf eine planvolle Vergehensweise 
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ausgerichtet. Mit der Erarbeitung von Energiekonzepten werden 

also auch bestimmte instrumentelle Ziele verbunden. 

Die Entwicklung, Erarbeitung und Umsetzung von 

Energiekonzepten wird seit 1981 von der Hessischen 

Landesregierung gefördert. 

Seit Beginn der 12. Legislaturperiode wurde die Erarbeitung 

von insgesamt 31 Energiekonzepten gefördert (vgl. Tab. 6). 

Vier dieser Konzepte beinhalteten mehrere Fragestellungen für 

eine Gemeinde oder einen Kreis (örtliche bzw. regionale 

Konzepte), die übrigen bezogen sich auf eine konkrete 
teilörtliche oder betriebsbezogene Aufgabenstellung. 

Die Kosten für diese energiebezogenen Fachplanungen betrugen 

insgesamt rund 2,3 Mio. DM. Vom Land wurden dafür knapp 1,2 

Mio. DM an Fördermitteln bereitgestellt. Die Regelförderquote 

belief sich dabei zunächst auf 50 % der förderfähigen 
Ausgaben, konnte aber ab 1989 auf 40 % für Konzepte im 

ländlichen Raum und 30 % für Konzepte in Verdichtungsgebieten 

gesenkt werden. Energiekonzepte mit bisher nicht untersuchten 
Fragestellungen und innovativen Problemlösungen wurden höher 

gefördert. Das betraf vor allem diejenigen Konzepte und 

Konzeptteile, die sich mit den Möglichkeiten der 

Biomassenutzung beschäftigten. 

19 der Projektpartner waren Gebietskörperschaften, drei waren 
Stadtwerke und sechs private Unternehmen oder sonstige 

Institutionen. Die Energiekonzepte stellten in der Regel 

vergleichende Voruntersuchungen für geplante Neu- oder 

Ersatzinvestitionen in Heiz- und Kraftanlagen dar. Ihre 

Aufgabe war es, Möglichkeiten der Energieeinsparung und der 

rationelleren und umweltfreundlicheren Nutzung im jeweiligen 

Fall aufzuzeigen und verschiedene varianten für die künftige 

Versorgung des verbleibenden Energiebedarfs zu untersuchen. 

Deren Auswirkungen auf den künftigen Energieverbrauch, die 

Kosten und die Schadstoffemissionen waren jeweils aufzuzeigen. 
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Tab. 6: Geförderte Energiekonzepte in der 12. Legislatur
periode 
Stand 30.06.1990 

Anzahl Bereich Gesamtkosten Zuwendung 

2 
2 

14 

4 

3 

2 
2 

1 

1 

8 
13 
10 

25 
3 

3 

15 
4 
3 
6 

3 

31 

DM DM 

Regionale Konzepte 380.100 
örtliche Konzepte 307.000 
Konzepte zur Nahwärmeversorgung 
auf Basis Kraft-Wärme-Kopplung 571.800 
Konzepte zu regenerativen Ener
giequellen, Biomassen und 
ökologischem Bauen 153,800 
Konzepte zu öffentlichen 
Gebäuden 73.300 
Konzepte für Industriebetriebe 177.000 
Konzepte für landeseigene 
Einrichtungen 160.800 
Konzept für ein Sanierungs-
gebiet 60.100 
Konzept zur Fernwärmeversor-
qung 

Konzepte in Südhessen 
Konzepte in Mittelhessen 
Konzepte in Nordhessen 

Konzepte im ländlichen Raum 
Konzepte in Verdichtungs
gebieten 
Konzepte für Oberzentren im 
ländlichen Raum 
Konzepte von Gemeinden 
Konzepte von Kreisen 
Konzepte von Stadtwerken 
Konzepte von Betrieben und 
sonstigen Institutionen 
Konzepte des Landes 

Konzepte insgesamt 

460.600 

771.900 
1. 057' 000 

515.600 

1. 515' 500 

545.000 

284.000 
613.200 
455.300 
302.900 

351.700 
621.400 

2.344,500 

205.000 
148.800 

277.200 

102.000 

28.900 
72' 600 

160.800 

30.000 

138.200 

351.900 
511.100 
300.500 

853.900 

172.100 

137.500 
312.300 
260.000 
146.900 

145.300 
299.000 

1. 163' 500 

Insgesamt zeigt die summarische Auswertung der Energiekonzepte 

über die vergangeneu Jahre, daß sie eine geeignete 

Vergehensweise darstellen, sowohl die energiewirtschaftliehen 

als auch die in diesem Zusammenhang relevanten 

wirtschaftspolitischen Zielsetzungen angemessen einzubringen 

und daß das fachliche Wissen und Instrumentarium für die in 
Frage kommenden technisch/wirtschaftlichen Optionen und deren 

Bewertung nach den Zielen im großen und ganzen vorhanden ist 

und angewendet wird. Gleichwohl sind noch einzelne Bereiche 
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vorhanden, in denen noch Verbesserungen und vertiefende 
Betrachtungen anzustreben sind. 

''Qualifizierte Fntscheidungsvorbereitung'' als wesentliche 

Aufgabe der Energiekonzepte bezieht sich nicht nur auf die 

angemessene Berücksichtigung der inhaltlichen Zielsetzung, 
sondern stellt auch die Anforderung, die Probleme mehr 

praktischer Natur anzugehen, die aus den gegebenen 
Rahmenbedingungen resultieren. Diesen Schwierigkeiten, wie zum 

Beispiel mangelhafter Informationsstand, nicht problemgerechte 

Organisation, unzureichend geregelte Zuständigkeiten, knapper 

finanzieller Spielraum, wird versucht, durch bestimmte 

Verfahrensweisen und Grundsätze zu begegnen. Deren wichtigste 
sind das Prinzip der Freiwilligkeit der Konzepterstellung und 

Umsetzung der Vorschläge sowie die aktive Mitwirkung aller 
Beteiligten. Diese Verfahrensweisen haben sich sehr bewährt 

und werden auch bei künftigen Konzepten beibehalten. 

Darüber hinaus steht die Erarbeitung der Energiekonzepte 

unabhängig von der jeweiligen fachlichen Aufgabenstellung 
unter zwei allgemeinen Anforderungen: 

- der zeitlichen und sachlichen Priorität der energiesparenden 

Maßnahmen vor den Überlegungen zur "aktiven" Bedarfsdeckung 

durch Anlagen, 

- der Bewertung der Maßnahmenvorschläge nach technisch
wirtschaftlichen und nach energetisch-umweltseitigen 

Aspekten. 

Nach der ersten Phase mit den beiden größeren Konzepten der 

Verdichtungsgebiete Kassel und Rhein-Main ist es in der 

Folgezeit gelungen, den Schwerpunkt der Konzeptförderung mehr 

und mehr in den ländlichen Raum zu verlagern. Insgesamt findet 

heute weitaus die Mehrzahl der Energiekonzepte sowohl von der 

Anzahl als auch von der Fördersumme her in Gemeinden des 
ländlichen Raums statt. In dieser Legislaturperiode machten 
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die Energiekonzepte für den ländlichen Raum rein zahlenmäßig 
mehr als 89 % der gesamten Förderkonzepte aus. 

Aus dem Wissens- und Erfahrungsstand ergibt sich insgesamt ein 

bestimmter Rahmen für die künftige Arbeit und die 

Förderpolitik hinsichtlich der Energiekonzepte. Aus diesem 

allgemeinen Rahmen kristallisierten sich einige Arbeits- und 

Förderschwerkunkte heraus, denen über die normale Arbeit an 

der Weiterentwicklung der Konzepte hinaus besonderes 
Engagement gewidmet wurde. 

Der erreichte Kenntnis- und Informationsstand erlaubte es, die 
finanzielle Förderung auf etwas niedrigerem Niveau als bisher 

festzusetzen. Mindestens ebenso wichtig wie die finanzielle 

Förderung war d~e fachliche Unterstützung der 
Konzepterarbeitung. Die bisherigen Konzepte haben klar 

gezeigt, daß ein Er~olg finanzieller Förderung nicht denkbar 

ist ohne die parallele fachliche Begleitung. 

Die Unterstützung der Landesregierung wird auch weiterhin vor 
allem dort gezielt Schwerpunkte setzen, wo dies energie- und 

wirtschaftspolitisch besonders wünschenswert ist und/oder wo 

noch besondere Defizite bestehen. So insbesondere 

- in bezug auf die inhaltlichen Zielsetzungen: die Betonung 

der längerfristigen Aspekte (Versorgungssicherheit), der 

struktur- und wettbewerbspolitischen sowie 

regionalwirtschaftlichen Zielsetzungen, 

- in bezug auf die Inhalte: Einsatz der örtlich und regional 

vorhandenen Energieträger sowie die Entwicklung und der 

Einsatz innovativer Technologien einschließlich der 

organisatorischen Konzeptionen, 

- in bezug auf die Träger bzw. Beteiligten: die regionalen 

Versorgungsunternehmen sowie die örtliche und regionale 
Wirtschaft, 
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- in bezug auf die räumlichen Strukturmerkmale: der ländliche 

Raum. 

Bei der Verfolgung der inhaltlichen Zielsetzungen in den 
bisherigen Energiekonzepten wurde ein gewisses Defizit bei der 

Betrachtung der längerfristigen energiewirtschaftliehen 

Aspekte wie der Versorgungssicherheit festgestellt. Weiterhin 
ist die explizite Einbeziehung wirtschaftspolitischer 

Zielsetzungen wünschenswert, da der Energiebereich auch auf 

der örtlichen und regionalen Ebene imstande ist, struktur- und 
wettbewerbspolitisch positive Signale zu geben. 

Diesen Zielen dienen u.a. der Einsatz der örtlichen und 

regional vorhandenen Energieträger sowie die Einbeziehung und 
der Einsatz innovativer Technologien. Den organisatorischen 

Konzeptionen wird dabei ein besonderes Augenmerk geschenkt, 

und auch hier wird auf "Innovation" Wert gelegt werden müssen. 

In bezug auf den aktiven Kreis der Beteiligten an 

Energiekonzepten sollen vor allem die regionalen 

Versorgungsunternehmen im ländlichen Raum noch gezielter 
angesprochen werden. Die örtliche und regionale Wirtschaft 

insgesamt ist in mehrfacher Hinsicht (als Energieverbraucher, 

als Hersteller und Händler, als möglicher Wärmeversorger, die 

Bauwirtschaft und das Installationsgewerbe als ausführendes 

Handwerk) von Energiekonzepten betroffen. Demzufolge muß sie 

auch stärker in die Erarbeitung der Konzepte eingebunden 

werden. 

Dies geht einher mit der Forderung, daß sich die Entwicklung 

der Energiekonzepte nach wie vor auf den ländlichen Raum 

konzentrieren sollte. Die Verbindung mit den Bestrebungen zur 

Wirtschaftsförderung kann zum Beispiel so aussehen: Die 

Energiekonzepte zeigen zum einen explizit die Beiträge 

sparsamer und umweltfreundlicher Energienutzung zur 

wirtschaftlichen Entwicklung in den Gemeinden und Regionen 

auf. zum zweiten werden in geeigneten Konzepten Vorschläge 

entwickelt, die beispielsweise abzielen können auf bessere 

Informationsvermittlung zu den Betrieben, deren fachlicher 
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Weiterbildung, Zusammenarbeit mit den Betrieben, sowohl des 
Anlagenbaus (z.B. beim Einsatz innovativer Technologien) als 

auch des Handwerks. 

Speziell in Nordhessen sollen potentielle Träger (wie z. B. 

die regionalen Versorgungsunternehmen) zur stärkeren 

Mitwirkung an Energiekonzepten angeregt werden. Auch sollen 

dort Anreize zu Energiekonzepten mit mehr innovativem 

Charakter gegeben werden. Die in dieser Hinsicht schon 

vorhandenen Ansätze in Mittelhessen sollen verstärkt werden. 

Ziel aller Maßnahmen in diesem Bereich muß es sein, die 

Gebietskörperschaften und die Unternehmen mehr und mehr in die 
Lage zu versetzen, die kommunalen und regionalen Fragen der 

Energienutzung in der dargestellten Weise selbständig 

anzugehen und zu lösen. 

2.3.7 Energieberatunq 

Notwendigkeit einer qualifizierten Energieberatung 

Angesichts ernüchternder globaler Perspektiven, wie 

- klimabedrohende Anreicherung der Atmosphäre mit Stoffen wie 

co2 und Methan, 

- Endlichkeit fossiler Ressourcen 

- und Zunahme der Weltbevölkerung mit den entsprechenden Aus

wirkungen auf den Weltenergieverbrauch 

sind auch weiterhin größte Anstrengungen nötig, jeglichen 

Einsatz von Energie zu optimieren. 

Künftige Sparerfolge erfordern jedoch einen steigenden Einsatz 

von Wissen und Kapital für aufwendige und komplexe Lösungen. 
Bei stagnierenden und sogar rückläufigen Energiepreisen 

besteht allerdings die Gefahr eines wieder sorgloseren Umgangs 
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mit Energie. Die Hessische Landesregierung unterstützt deshalb 

im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel alle sinnvollen und 

finanziell vertretbaren Maßnahmen für einen rationellen 

Energieeinsatz. Hierzu gehört insbesondere auch die Aufklärung 

und Information der Energieverbraucher durch Maßnahmen einer 
qualifizierten Energieberatung. 

Unterstützung der Energieberatung in Hessen 

Zur Förderung der Energieberatung hat das Hessische Ministe

rium für Wirtschaft und Technik 1989 rd. 1,9 Mio. DM und 1990 

rd. 1,75 Mio. DM zur Verfügung gestellt. Unterstützt werden 
mit diesen Mitteln u. a. die Energieberatungsstellen in den 

Landkreisen Bergstraße, Marburg-Biedenkopf, Vogelsberg und 

Schwalm-Eder sowie in der Stadt Groß-Gerau. 
Für Energieeinsparberatungen kleiner und mittlerer Unternehmen 

wurden 691.400,-- DM in 1989 und 658.300,-- DM in 1990 

bereitgestellt. Für das mit Beginn des Jahres 1989 angelaufene 

Beratungsprogramm zur rationellen Energieverwendung im 

Wohnbereich betragen die bereitgestellten Beträge für 1989 rd. 

1 Mio. DM und für das laufende Jahr rd. 1,4 Mio. DM. 

In allen Bereichen der Energienutzung durch Endabnehmer liegen 

noch große Energieeinsparpotentiale brach. Hier kommt der 

fundierten Energieberatung eine wichtige Aufgabe zu. Denn wie 

die Erfahrung zeigt, scheitert die Nutzung der zweifellos noch 

vorhandenen beträchtlichen Energieeinsparmöglichkeiten häufig 
nicht an fehlenden technischen Voraussetzungen oder mangelnder 

Wirtschaftlichkeit, sondern an Informationsdefiziten. 

Ungenügende Marktübersicht und die Vielfalt des Angebots 

gehören ebenso dazu, wie unzureichende energietechnische 

Kenntnisse oder die Unkenntnis über staatliche 

und Investitionshilfen. Hier wird deutlich, daß 

Förderpraxis 

die 

fachgerechte und wirtschaftliche Ausschöpfung des Substi

tutions- und Energieeinsparpotentials ausreichende Informa

tionen und Beratungen voraussetzt. Beratung und Information 

dürfen sich aber nach Ansicht der Hessischen Landesregierung 

nicht nur auf Bauherren, Wohnungseigentümer, Mieter, gewerb

liche und kommunale Investoren beschränken, sondern müssen 
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auch die Planer, Architekten, Ingenieure und das Fachhandwerk 

einbeziehen. Die hessische Beratungskonzeption ist Ergebnis 
dieser Überlegungen. 

Konzeption und Bausteine der hessischen Energieberatung 

Das Land Hessen unternimmt mit seiner Konzeption der Energie
beratung den Versuch, in Kooperation mit verschiedenen 

Handwerkssparten, freien Berufen (Beraterbüros, Architekten, 

Ingenieuren), von Sparten und Querverbundunternehmen der 

Energiewirtschaft zu einer unabhängigen Beratung zu gelangen. 

zwar hat jeder dieser Partner eigene, firmen- und 

verbandsspezifische Interessen, eine anbieterunabhängige, 
fachübergreifende Beratung läßt sich jedoch über die Inhalte 

der Beratung, die Beratungsbedingungen und über die 

Beratungsinstrumentarien sicherstellen. 

Angestrebt wird damit eine Konstruktion, die eine bereits 

vorhandene und gut arbeitende Energieberatung mit einbezieht 

und - im Dialog mit allen Beteiligten - zusätzliche Vorstel

lungen mit aufnimmt. Daß dies möglich ist, zeigen eine Reihe 

aktueller Beispiele. Grundlage der Förderung ist die neuge
schaffene "Konzeption der Energieberatung in Hessen" mit den 

Schwerpunkten: 

a) "Energieberatung nach Maß". das Kurzberatungsprogramm des 
Hessischen Ministeriums für Wirtschaft und Technik über 

energiesparende Maßnahmen im Wohnbereich 

Die Privathaushalte sind bundesweit nach der Industrie der 

zweitgrößte Energieverbraucher mit einem Anteil in 1988 von 
knapp 27 %. Um die hier allgemein bei der Wärmeversorgung im 

Wohngebäudebestand brachliegenden Energiesparpotentiale 

verstärkt auszuschöpfen, hat das Hessische Ministerium für 

Wirtschaft und Technik ein Energiekurzberatungsprogramm 

aufgelegt. Diese Kurzberatung zeigt Haus- und 

Wohnungseigentümern Schwachstellen in der Wärmeversorgung 

ihrer Wohnunterkünfte auf und unterbreitet ihnen Vorschläge 

für energie- und kostensparende Maßnahmen. Der weitaus 
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überwiegende Teil der Beratungskosten wird in Form eines 
Zuschusses durch das Hessische Ministerium für Wirtschaft und 

Technik getragen. 

b) "Energiekosten senken". das Förderprogramm zur Energieein 

Sparberatung für kleine und mittlere Unternehmen 

Die Hessische Landesregierung unterstützt auch die be

triebliche Energieeinsparberatung für kleine und mittJ.ere 

Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft. Dabei soll das 

Interesse der Betriebe an einem rationellen Energieeinsatz 

durch konkrete Vorschläge für kostendämpfende Energieein

sparmaßnahmen geweckt werden. Die Höchstgrenze der förde

rungsfähigen Beratungskosten beträgt 850,-- DM je Tagewerk. 

Das Land Hessen kann hierzu einen zuschuß in Höhe von 750,-

DM je Tagewerk gewähren. 

c) Weiterbildungsangebote der hessischen Hochschulen 

Das Land Hessen hat mit dem Modellversuch "Weiterbildendes 

Studium Energietechnik" mit Förderung des Bundes eine um

fassende Fortbildungskonzeption erprobt. Die Gesamthochschule 

Kassel führt diesen Studiengang inzwischen als reguläres 
Weiterbildungsangebot durch. Außerdem erhält die 

Gesamthochschule Kassel Mittel des Hessischen Ministeriums für 

Wirtschaft und Technik zu Ausarbeitung eines Weiter

bildungsprogramms über Möglichkeiten der Wärmedämmung im 

Hochbau und der verstärkten Solarnutzung an Gebäuden. Das 
Programm richtet sich an das einschlägige Handwerk, an Ar

chitekten, Ingenieure, Techniker und Energieberater. 

Der Fachhochschule Darmstadt wurden Fördermittel für die 

Entwicklung und Durchführung eines computergestützten Wei

terbildungsprogramms "Rationelle Energienutzung im kommunalen 

Bereich" bewilligt. Dieses Programm ist insbesondere für mit 

Fragen der kommunalen Energiewirtschaft befaßte Fachleute aus 

der Versorgungswirtschaft, aus Verbänden und aus öffentlichen 

Verwaltungen gedacht. 
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Soweit zusätzlicher Bedarf an derartigen Weiterbildungsan

geboten erkennbar ist, können auch weitere hessische Hoch

schulen bei der Durchführung solcher Studiengänge, aber auch 

bei Seminaren und begrenzten Veranstaltungen zu Einzelthemen 

unterstützt werden. 

d) Wissenschaftliche Begleitung der Energieberatung durch das 

Institut Wohnen und Umwelt in Darmstadt 

Die Energieberatung in Hessen wird durch das vom Land fi

nanzierte Institut Wohnen und Umwelt in Darmstadt in ihrer 

Arbeit unterstützt. Beim Institut Wohnen und Umwelt ist ein 

"Arbeitskreis Energieberatung" gebildet worden. Dieser 

Arbeitskreis nimmt insbesondere folgende Aufgaben wahr: 

- Förderung des Informations- und Erfahrungsaustausches 

zwischen den in Hessen tätigen Energieberatern. 

- Weiterbildung der Berater. 

- Bereitstellung von Beratungsunterlagen/Beratungspaketen. 

Außerdem sammelt, erstellt, koordiniert und vermittelt das 

Institut Wohnen und Umwelt Unterlagen für den Einsatz bei der 
Energieberatung. 

e) Förderhilfen für Aus- und Fortbildungsmaßnahmen 

Fördermittel des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft und 
Technik wurden auch für die Durchführung von Aus- und 

Fortbildungsveranstaltungen sowie von Informationsveran

staltungen zur rationellen und umweltfreundlichen Energie

nutzung vergeben. Für Schulungsveranstaltungen können nur 

Organisationen der gewerblichen Wirtschaft (z. B. Kammern, 

Innungen, Verbände) sowie kommunale Gebietskörperschaften 

Zuwendungen erhalten. Für Informationsveranstaltungen können 

darüber hinaus auch wissenschaftliche und andere fachlich 

geeignete Institutionen, die sich in besonderem maße mit 

Fragen der Energieberatung befassen, Zuwendungen erhalten. 
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f) Energieberatungsstellen 

Das Land unterstützt die Einrichtung von Energieberatungs

stellen, für die keine besonderen Organisationsformen vor

geschrieben werden. Vielmehr sollen bewußt unterschiedliche 

Trägerschatten möglich sein. Angestrebt werden soll eine 

möglichst breite Kooperationsbasis unter Beteiligung 

kommunaler Gebietskörperschaften, Handwerksorganisationen, 
privater Beraterbüros von Sparten und Querverbundunternehmen 
der Energiewirtschaft von Industrie- und Handelskammern, von 

Finanzierungsinstituten und anderen Akteuren im Bereich der 

Energienutzung. Das Hessische Ministerium für Wirtschaft und 

Technik kann als Starthilfe einen einmaligen Förderzuschuß für 

die sächliche Ausstattung von Beratungsstellen gewähren, wenn 
deren Fortbestand als ständige Einrichtung durch den Träger 

' bzw. die Kooperationspartner sichergestellt ist. 

Als erste Einrichtung erhielt nach den neuen Fördergrundsätzen 

die Solar- und Energieberatungsstelle des Landkreises 

Bergstraße, die im Mai 1988 unter der Trägerschaft des 

Landkreises Bergstraße, der Kreisstadt Heppenheim und der 

Arbeitsgemeinschaft Solartechnik Bergstraße e. V. ihre Tä

tigkeit aufgenommen hat, eine Starthilfe des Landes. Weitere 

Fördermittel erhielten Energieberatungsstellen in Marburg

Biedenkopf, Schwalm-Eder, Vogelsberg sowie Groß-Gerau. 

g) Landesförderung und Bereitstellung von Hilfsmitteln für die 

Energieberatung 

Das Land hat in einer Reihe von Fällen Zuschüsse für sächliche 

Hilfsmittel, wie Computerprogramme, Demonstrationsmodelle, 

Ausstellungen, Informationsstände, Broschüren, Merkblätter, 

Handbücher etc. gewährt. Gefördert wurden auch Maßnahmen, die 

der Aufklärung der Öffentlichkeit über Energiesparen dienen. 

Darüberhinaus unterstützte das Hessische Ministerium für 

Wirtschaft und Technik Energieberatungsaktivitäten durch die 

Bereitstellung verschiedenster Materialien. Stellvertretend 

sei hier auf die Schriftenreihe ''Energieinformationen'', die 11 

Hefte zu verschiedenen energiesparrelevanten Themen umfaßt, 
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sowie auf diverse Ausstellungen hingewiesen, die 

Interessierten zur Verfügung gestellt werden können. 

h) Energieberatungsförderung nach den Richtlinien des Hessi

schen Ministeriums des rnnern 

Die Fördermöglichkeiten für eine Kurzberatung (siehe a) können 

nur in Anspruch genommen werden, wenn eine Finanzierungshilfe 

nach den Richtlinien des Hessischen Innenministeriums zur 

Förderung von Modernisierungs-, Energieeinsparungs- und 

Instandsetzungsmaßnahmen an Wohngebäuden (Modernisierungs

richtlinien) nicht in Frage kommt. Nach den Richtlinien des 

Innenministeriums besteht die Möglichkeit einer staatlichen 

Beratungsförderung, sofern die Beratung im Zusammenhang mit 

der Durchführung von geförderten Maßnahmen erfolgt und der 

Antragsteller die Fördervoraussetzungen erfüllt. 

i) "Schwachstellenanalyse" des hessischen Schornsteinfeger 

handwerks 

Im Rahmen der hessischen Energieberatung hat das Hessische 
Schornsteinfegerhandwerk eine besondere Funktion übernommen. 

Mit der vom Hessischen Ministerium für Wirtschaft und Technik 

unterstützten landesweiten Aktion zur Schwachstellenanalyse 

von Heizungsanlagen ist ein solides Fundament für eine 

landesweite und flächendeckende Energieberatung in Hessen 
gelegt worden. Das bundesweit einmalige Konzept der 

Schornsteinfeger hat über die Landesgrenzen Hessens hinaus 

Beachtung gefunden. Mit der Schwachstellenanalyse soll 
Auskunft über Zustand und Wirkungsgrad von Heizungsanlagen 

gegeben werden. Sie zeigt darüber hinaus auch gravierende 

Mängel bei der Wärmedämmung eines Hauses auf und gibt Tips, wo 
Energie und Geld gespart werden kann. Die 

Schwachstellenanalyse ist eine Aufschlußberatung, die einen 

ersten Überblick vermittelt. Zur Beseitigung der aufgezeigten 

Mängel bedarf es der Unterstützung weiterer Fachleute. 

j) .!.lnt&rstützung der Energieberatung der Verbraucherzentrale 

Hessen 
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j) Unterstützung der Energieberatung der Verbraucherzentrale 

Hessen 

Die Verbraucherzentrale Hessen e. V. und die ihr ange
schlossenen lokalen Beratungsstellen haben mit ihrer Ener

gieeinsparberatung im Bereich der privaten Haushalte bereits 

in der Vergangenheit eine wichtige Aufgabe erfüllt. Das 
Hessische Ministerium für Wirtschaft und Technik trägt durch 
geeignete Maßnahmen zu einer Effizienzsteigerung dieser 
Energieberatung bei, so unter anderem durch eine Unterstützung 

bei der Schulung und Fortbildung der im Energiebereich tätigen 

Beratungskräfte sowie bei der Verstärkung der 
Öffentlichkeitsarbeit der Verbraucherzentrale. 

k) Energiesparberatungen für kleine und mittlere Unternehmen 

in Thüringen 

Seit der Öffnung der Grenze zur DDR wurden die Energieein

sparberatungen für kleine und mittlere Unternehmen auch auf 

das benachbarte Thüringen ausgedehnt. Zunächst sind dafür 

1990/91 ca. 300.000,-- DM vorgesehen. Diese Mittel werden in 

den Bezirken Gera, Suhl und Erfurt für die Beratungen von 

vorerst 90 Klein- und Mittelbetrieben eingesetzt. Aus Mitteln 

für die Energieberatung wurden ferner 

Informationsveranstaltungen für Bezirksschornsteinfegermeister 

aus Thüringen gefördert. Die thüringischen Be

zirksschornsteinfegermeister wurden dabei im.Rahmen von 

Kurzlehrgängen über grundlegende Energieeinsparmöglichkeiten 

und insbesondere über das vom hessischen Schornsteinfe

gerhandwerk durchgeführte "Schwachstellenanalyse"-Programm 

informiert. 
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2.3.8 Förderung von energiebezogenen Untersuchungen 

In dieser Legislaturperiode wurden die laufenden 

Untersuchungen fachlich betreut und ausgewertet. Im 

Mittelpunkt standen dabei die Studien zur Reaktivierung 

kleiner Wasserkraftanlagen in 10 hessischen Landkreisen. Zur 
gleichen Thematik gehört die Studie zur Leistungsbeobachtung 
kleiner Wasserkraftanlagen. Alle Studien wurden 

veröffentlicht. Im November 1988 veranstaltete die 
Landesregierung ein dreitägiges Seminar, auf dem die 
Ergebnisse der Studien vorgestellt wurden und Gelegenheit zu 

einem intensiven Erfahrungsaustausch zwischen 
Anlagenbetreibern, Herstellern, Planern und Behörden gegeben 

war. 

Mit den Ergebnissen aus diesen Untersuchungen sowie den 

Ergebnissen aus der Forschung und Entwicklung verfügt die 

Landesregierung vor allem für den Bereich regenerative 

Energiequellen über eine beachtliche Informationsgrundlage. 

Die Studien umfassen, jeweils räumlich verortet, das Potential 

an möglicher Ausnutzung dieser Energiequellen und unterbreiten 

konkrete Vorschläge zu technisch-wirtschaftlichen 

Konzeptionen. 

Eine weitere interessante Studie wurde in diesem Jahr 

veröffentlicht : '"umweltwirkungsanalyse von Energiesystemen". 

Hier werden in leicht faßlicher Weise die Prozeßketten der 

Energieträger bis zur Primärenergiegewinnung dargestellt sowie 

die Emissionen der heute verfügbaren Techniken zur 

Energieumwandlung und -nutzung aufgezeigt. Mittels eines EDV

Modelle sind verschiedene Szenarien beispielsweise für 

konkrete örtliche Situationen darstellbar und die 

Umweltauswirkungen der in Betracht kommenden technischen 

Varianten abzuleiten. 



- 128 -

2.4 Förderung nach dem Kohleheizkraftwerks- und 

Fernwärmeausbauprogramm 

Das Ziel dieses Förderprogramms von Bund und Ländern bestand 

darin, finanzielle ''Starthilfen'' für den weiteren Ausbau von 

Kohleheizkraftwerken und Fernwärmeleitungen zu geben. Das 

Förderprogramm lief vom 01.01.1982 bis zum 31.12.1987. Nach 

einer Änderung der Verwaltungsvereinbarung im Dezember 1987 

standen dem Land insgesamt 57,72 Mio. DM (von Bund und Land 

jeweils zur Hälfte) an Fördermitteln zur Verfügung. Diese 

Mittel wurden fast vollständig ausgeschöpft. 1987 wurden drei 

Vorhaben beschieden: Die Förderung von Leitungsvorhaben der 
Stadtwerke Frankfurt am Main, der Gemeinde Großkratzenburg und 

der Städtischen Werke AG, Kassel. Tab. 7 gibt einen Überblick 

über die geförderten Vorhaben. 

Insgesamt wurden mit den Fördermitteln 15 Vorhaben 

hauptsächlich des Fernwärmeleitungsbaus bezuschußt und knapp 

180 Investitionen initiiert. Den wesentlichen Anteil der 
Fördermittel (ca. 70 %) erhielten die Stadtwerke Frankfurt für 

5 Vorhaben des Leitungsbaus; knapp über ein Fünftel der Mittel 

floß an die Städtischen Werke Kassel für fünf Vorhaben des 
Ausbaus und der Umrüstung der Müllverwertungsanlage. Außerdem 

erhielten die Energieversorgung Offenbach Zuschüsse für die 

Vorhaben von Anschlüssen an die bestehende Versorgung sowie 

Firma Buderus für die Abwärmenutzung aus dem Kupolofen. 

Besonders hervorzuheben ist das Projekt der Gemeinde 
Großkrotzenburg. Fernwärme wird aus dem Großkraftwerk 

Staudinger ausgekoppelt, zum Ortszentrum der Gemeinde geleitet 

und dient dort zur Wärmeversorgung öffentlicher Gebäude. 

Das Programm leistete insgesamt einen erheblichen Beitrag zur 

rationelleren und umweltfreundlicheren Energieversorgung vor 

allem in den Ballungsräumen Hessens. 
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Tab 7; Förderung nach dem Kohleheizkraftwerks- und Fernwärme
ausbauprogramm 

Zuwendungs
empfänqer 

Bauvorhaben Investitions
volumen 

Zuwen
dung 

Buderus AG, Abwärmenutzung 3.250.000 
Wetzlar 

Stadtwerk Fernwärmeversor- 23.000.000 
Frankfurt a.M gung Nied-Ost 

Stadtwerke Leitung HKW West- 56.825.000 
Frankfurt a.M Messe - Innenstadt 

Stadtwerke Leitung Via Mobile 6. 350.000 
Frankfurt a.M 

Stadtwerke 
FranJÜurt a. M 

Stadtwerke 
Frankfurt a.M 

Gemeinde Groß 
krotzenburg 

Städt. Werke 
AG, Kassel 

städt. Werke 
AG, Kassel 

Städt. Werke 
AG, Kassel 

Städt. Werke 
AG, Kassel 

Städt. Werke 
AG, Kassel 

Fernwärmevers. 
Heddernheim-Nord 

Fernwärmeausbau 
Münchner Straße 

Ferwärmeauskopp. 
KW Staudinger 

39.000.000 

315.800 

1.800.000 

Rückkühlanlage MVA 10.278.000 
Ausb. d. Fernw. 

Fernwärmeversorg. 23.735.000 
Nordstadt 

Fernwärmeversorg. 3.278.000 
Bettenhausen 

Fernwärmeversorg. 456.000 
City Ost 

Fernwärmeversorg. 1.748.000 
Bommerweg 

Energieversorg. Hausanschlüsse 
Offenbach 

3.000.000 

Energieversorg. Fernwärmeversorg. 4.400.000 
Offenbach östliche Innenstadt 

Energieversorg. Anschluß Stadt- 757.500 
Offenbach krankenhaus 

15 Vorhaben 177.193.000 

883.400 

6.825.000 

19.888.000 

2.222.000 

10.920.000 

108.000 

615.000 

3.402.500 

7.583.000 

968.700 

102.000 

321.500 

770.000 

1.295.000 

198.800 

56.102.900 
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2.5 Förderung der Energieeinsparung nach den Richtlinien für 

die Förderung von einzelbetrieblichen Investitionen in 

der Landwirtschaft 

Die Zahl der in dem Zeitraum 1987 bis 1989 geförderten 

Energieeinsparungsmaßnahmen im Rahmen der einzelbetrieblichen 

Förderung hat einen Größenumfang, der sich nur geringfügig 

nach unten entwickelt hat; dies zeigt die nachfolgende 

Übersicht: 

Tab. 8: Förderung von Energiesparmaßnahmen im Rahmen der 
einzelbetrieblichen Förderung von 1987 bis 1989 

Jahr Gesamt- davon Anträge Gesamtinvestitions-
zahl der für volumen 
Anträge Landwirt- Garten- Landwirt- Garten-

schaft bau scho.ft bau 
DM DM 

1987 32 14 18 148.400 836.800 

1988 26 11 15 164.000 872. 000 

1989 28 15 13 144.700 511.800 

insgesam 
ausge-
zahlte 

zuschüssß 
DM 

163.500 

159.001 

96.300 

Auch in der längerfristigen Betrachtung der gesamten BOiger 

Jahre hebt sich lediglich das Jahr 1986 (= 40 Anträge) etwas 

aus dem Bild ab. In diesem Jahr wurde die 

Mindestinvestitionssumme pro Einzelmaßnahme von 10.000 DM auf 

5.000 DM herabgesetzt, ohne daß sich daraus aber eine 
längerfristige Investitionsbereitschaft im Bereich der 

Energieeinsparung hat erzielen lassen. 

Nach wie vor wird der überwiegende Anteil in dem Bereich der 

Gartenbaubetriebe zur Verbesserung von Wärmedämmung und 

Regeltechnik investiert und konzentriert sich damit auf die 

Kreise Lahn-Dill und südlich davon. Das 

Gesamtinvestitionsvolumen hat sich aber von 1988 zu 1989 bei 

diesen Antragstellern um rund 350.000 DM vermindert, was auch 
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eine Reduzierung der gezahlten Zuschüsse um ca. 60.000 DM 
einschließt. 

Demgegenüber konzentrieren sich die Anträge 

landwirtschaftlicher Betriebe fast ausschließlich auf den 

nordhessischen Bereich und haben sich im Investitionsvolumen 
nicht wesentlich vermindert. 

Diese Tendenzdarstellung sollte aber nicht als Abkehr der 

landwirtschaftlichen und gartenbauliehen Betriebe von 
energieeinsparenden Investitionen verstanden werden. Die 

Tatsache, daß richtliniengemäß Energieeinsparungsmaßnahmen 

nicht isoliert gefördert werden dürfen, wenn diese im 

Zusammenhang mit Maßnahmen nach anderen Programmen stehen, muß 
in die Überlegungen mit einbezogen werden. Wird beispielsweise 

im Rahmen des Agrarkreditprogrammes eine Stallbaumaßnahme 
durchgeführt, in deren Zusammenhang eine Milchabsauganlage mit 

Wärmerückgewinnung installiert wird, so wird die 
Energieeinsparungsmaßnahme nicht isoliert erfaßt und 

gefördert, sondern nur in den Zuschuß des 
Agrarkreditprogrammes mit einbezogen. Statistiken über diesen 

Anteil energiesparender Maßnahmen lassen sich aus vorgenannten 

Gründen hier nicht anführen. 

2.6 Förderung der Energieforschunq im Hochschulbereich 

Die Sicherstellung der Energieversorgung liegt im öffentlichen 

Interesse und bedurfte seit jeher staatlicher 

Forschungsmittel. Die Endlichkeit fossiler Brennstoffe mit dem 

daraus ableitbaren Gebot der Ressourcenschonung und die 

Notwendigkeit zur Entwicklung umweltverträglicher 

Energienutzungsverfahren sowie die drängenden Probleme der 
Energiebereitstellung in der Dritten Welt erhöhen die 

Bedeutung der Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der 

Nutzung regenerativer Energiequellen. 

Die hessischen Hochschulen haben die Probleme der 

Energietechnik und die Erschließung regenerativer 
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Energieressourcen in vielen technischen und 

naturwissenschaftlichen Fachgebieten aufgegriffen. An allen 
technisch orientierten Hochschulen ist die Energietechnik 

heute ein fester Bestandteil der Forschungssarbeit und der 
Lehre. 

Im Rahmen der Förderung von Forschungsschwerpunkten hat das 

Hessische Ministerium für Wissenschaft und Kunst seit 1986 

zahlreiche leistungsfähige Arbeitsgruppen an hessischen 
Universitäten und Hochschulen unterstützt und ihnen durch 

finanzielle Zuwendungen die Anwerbung von Drittmitteln 
erleichtert. Dazu gehört u. a. die Förderung der Technischen 

Hochschule Darmstadt zur Beteiligung der Forschergruppe 
"Schadstoffarme Verbrennung" am Forschungsprogramm "TECFLAM". 

Darüber hinaus wurden 1989 auch erstmals zwei 
Entwicklungsvorhaben für Solar-Elektromobile im Rahmen des 
Energie-Technologie-Förderprogramms des Landes Hessen 

finanziert, an denen der Fachbereich Elektrotechnik der 

Technischen Hochschule Darmstadt maßgeblich mit beteiligt war. 

Weitere Forschungsprojekte zur Nutzung von Solarenergie sind 

im Fachbereich Architektur der Technischen Hochschule 

Darmstadt entstanden. Dort wird an der Entwicklung neuer 

Energiekonzepte für Solarenergiehäuser gearbeitet. 

Mit der Nutzung regenerativer Energiequellen befaßt sich eine 

Arbeitsgruppe auf dem Gebiet der Wärme und Energietechnik im 

Fachbereich Maschinenbau der Gesamthochschule Kassel (GhK) . 

Eine spezielle Form der regenerativen Energie wird im 

Fachbereich Landwirtschaft der GhK untersucht: Wärme aus 

Biomasse. 

Auf Anregung des Hessischen Landtags wurde im Jahre 1990 vom 

Ministerium für Wissenschaft und Kunst eine Arbeitsgruppe 

"Nachwachsende Rohstoffe" eingerichtet; sie soll versuchen, 
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das Gebiet in Forschung und Lehre in Hessen zu verstärken. 
Dabei spielen auch nachwachsende Rohstoffe als 

Energielieferanten eine wichtige Rolle. 

Auch an den hessischen Fachhochschulen sind Lehr- und 
Forschungszentren entstanden, die auf dem Gebiet alternativer 
Energiesysteme tätig sind. 

Seit 1988 wird an der Fachhochschule Gießen-Friedberg in 

Zusammenarbeit mit den Fachrichtungen Agrarwissenschaft und 

Umweltsicherung der Justus-Liebig-Universität Gießen ein 

Biogas~zentrum aufgebaut. Neben der Grundlagenforschung auf 

dem Gebiet der an-aeroben bakteriellen Abbauvorgänge stehen 

die verfahrenstechnische Weiterentwicklung von Biogassystemen, 

die Erhöhung der Biogasproduktion durch Cofermentation 

unterschiedlicher Substrate und die Nutzung von Faulgasen 

unter Berücksichtigung wirtschaftlicher, technologischer und 
ökologischer Aspekte im Vordergrund der Arbeit. Aber auch 

Weiterbildung von Ingenieuren und Fachleuten in öffentlichen 

und privaten Institutionen sowie die Zusammenarbeit und 

Beratung von Firmen, die Biogasanlagen und Einrichtungen zur 

Gasverwertung planen und erstellen, sind Anliegen der Gießen

Friedberger Fachhochschule. 

Im Rahmen der technischen Ausbildung bietet Gießen-Friedberg 

als einzige hessische Fachhochschule einen Studiengang 

Energie- und Wärmetechnik an. 

Hervorzuheben ist schließlich noch ein Studienangebot der 

Fachhochschule Darmstadt auf dem Gebiet der Energiewirtschaft. 

In diesem seit 1989 eingerichteten Modellversuch "Entwicklung 

und Verknüpfung von Studien- und Weiterbildungsangeboten im 

Bereich Energiewirtschaft und kommunale Umweltplanung" ist es 

eines der Hauptziele, ausgebildeten Ingenieuren und 

Naturwissenschaftlern im dreisemestrigen Aufbaustudiengang 

"Energiewirtschaft" zusätzliche Kenntnisse und Fähigkeiten zu 

Problemlösungen im Bereich der Gewinnung, Verteilung und 

Verwendung von Energie zu vermitteln. In der bestehenden 

Konzeption ist das Studienangebot bundesweit einmalig. 
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Nach gründlicher Vorbereitung und Abstimmung mit Aktivitäten 

in anderen Bundesländern ist in Kassel das Institut für Solare 

Energieversorgungstechnik (ISET) gegründet worden. Das 

Institut, das an fachlich ausgewiesenen Vorarbeiten im 

Fachgebiet Elektrische Energieversorgungstechnik der 

Gesamthochschule Kassel anknüpfen kann, wird sich durch betont 

ingenieurwissenschaftlichen Anwendungsbezug auszeichnen. Sein 

Tätigkeitsschwerpunkt soll in der Systematik bei der Nutzung 
erneuerbarer Energiequellen mit dem allgemeinen Ziel liegen, 
die Energieausbeute bei gegebenem Energieangebot zu 

maximieren. Dieser Aspekt, einen höheren Nutzungsgrad zu 

erzielen, ist sowohl für die Hersteller entsprechender Anlagen 

als auch für Energieversorgungsunternehmen von besonderer 

Bedeutung, da eine Systemtechnik angestrebt wird, die in die 

herkömmlichen Versorgungsnetze dieser Unternehmen integriert 
werden kann. Der Bedarf an regelungs-, system- und 

anlagentechnisch orientierten Tätigkeiten ist im Bereich der 
Solarenergieforschung insgesamt sehr groß und wegen der 

schwierigen Randbedingungen, welche die Nutzung der im 

Potential schwankenden regenerativen Energiequellen mit sich 

bringen, fachlich so umfassend, daß hier ein originäres 

Aufgabengebiet des Forschungsinstituts liegen soll. Das 

Institut ist zur Verbund- und Auftragsforschung bereit. Eine 
Beteiligung von Unternehmen als Mitglieder ist ausdrücklich 

erwünscht. Das Land unterstützt den Aufbau und die 

Grundfinanzierung des Instituts jährlich mit 2 Mio. DM. Die 

Stadt Kassel hat die Institutsgründung mit einem Zuschuß von 

0,5 Mio. DM unterstützt. 

Mit der Institutsgründung ist eine zukunftsträchtige 

Infrastruktureinrichtung, die Zukunftstechnologien erforscht, 

in Nordhessen errichtet worden. 

1990 ist das Institut mit seinen inzwischen 43 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in einen Neubau gegenüber 

dem Fachbereich Elektrotechnik der Gesamthochschule Kassel 

umgezogen. Das Institut wird im Jahr 1990 über 7 Mio. DM an 

Drittmitteln einsetzen. 
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2.7 Förderung von Niedrigenergiehäusern 

Die Landesregierung hat in den Jahren 1989 und 1990 Bauherren, 

die bereit waren, Mehrkosten für eine überdurchschnittliche 

Wärmedämmung und eine kontrollierte Raumlüftung für ihr neues 

Haus zu übernehmen, mit Zuschüssen unterstützt. 

Auf diese Weise wurden in Hessen 30 Niedrigenergiehäuser 

mitfinanziert. Die Landesregierung geht davon aus, daß 

hierdurch auch Signale für Architekten/Planer, Handwerker und 
weitere Bauwillige, sich verstärkt mit der Energieeinsparung 

im Gebäudebereich zu befassen, gesetzt wurden. Impulse für die 

wärmetechnische Gebäudesanierung werden erwartet. 

Für die Gebäude war der Wärmeschutznachweis nach der 
Wärmeschutzverordnung 1982 (BGBl. I S. 209) in der Weise zu 

führen, daß der für das Verhältnis A/V einzuhaltende Wert 

km,max (maximaler mittlerer Wärmedurchgangskoeffizient) um 50 

% unterschritten wird. Die Umfassungsfläche des Gebäudes 
(Wände, Fenster, Dach und Fußboden) müssen etwa gleichwertig 

die Forderung nach 0,5 x km,max erfüllen. 

Gefördert wurden vorhaben, die folgende Anforderungen 

erfüllten: 

- winddichte Ausführung der wärmetauschenden Flächen, z.B. 

durch innenliegende Folien wie bei der Dampfbremse, 

- Verminderung des Einflusses von Wärmebrücken, 

- die Lüftung aller Räume, auch Küchen, des Gebäudes muß 

kontrolliert über ein fest installiertes System erfolgen, das 

einen ständigen, hygienisch einwandfreien Luftwechsel 

gewährleistet. Eine Wärmerückgewinnung, die energetisch sehr 

sinnvoll sein kann, war aus wirtschaftlichen Gründen keine 

Fördervoraussetzung. 
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Im Auftrag des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft und 

Technik wird das Förderprogramm in den Jahren 1989 bis 1992 

wissenschaftlich begleitet (siehe hierzu Anlage 4.5). 
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3. Hessische Energiebilanz 

3.1 Entwicklung des Energieverbrauchs 1988/89 

Im Jahr 1988 gab es in Hessen mit 4,2% das höchste Wirt

schaftswachstum seit 1979. Hierbei gingen die Impulse im 

Gegensatz zu 1987 besonders vom Produktionssektor aus. So nahm 

die Nettoproduktion im verarbeitenden Gewerbe um 5,0% zu, 

wobei das besonders energieintensive Grundstoff- und 
Produktionsgütergewerbe ein überdurchschnittliches Wachstum 

von 7,1% zeigte. Die Chemische Industrie erhöhte den 

Produktionsausstoß sogar um 8,0 %. 

Diese gute wirtschaftliche Entwicklung hätte sicherlich zu 

einer recht kräftigen Steigerung des Energieverbrauchs 

geführt. Dem entgegen stand aber die sehr milde Witterung 
sowie die anhaltende Enrkopplung von Wirtschaftswachstum und 

Energieverbrauch. Die Durchschnittstemperatur in Hessen lag 
1988 mit 9' C um mehr als 1,6' c höher als im Jahr zuvor und 

übertraf den langjährigen Durchschnittswert noch um 0,9' C. 

Eine höhere Durchschnittstemperatur war in den achtziger 

Jahren noch nicht registriert worden. 

Keine verbrauchsdämpfenden Impulse dürften dagegen von den 

Energiepreisen ausgegangen sein. Zwar stiegen die Strompreise 
1988 um knapp 2 % an, bei den meisten anderen Energieträgern 

gab es für die Verbraucher dagegen eher Preissenkungen. So 

mußten für leichtes Heizöl im Durchschnitt 14 %, für 

Kraftstoffe 4 % und für Erdgas 3 % weniger bezahlt werden als 

1987. Auch bei den festen Brennstoffen wie Stein- und 

Braunkohle war die Preisentwicklung nach unten gerichtet. 

Geringer Zuwachs beim Primärenergieverbrauch 

Der Primärenergieverbrauch in Hessen nahm im Zuge dieser Ent

wicklungen 1988 somit nur um 0,1% auf über 925 000 Terajoule 

(TJ) zu. 
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Wegen eines überdurchschnittlichen Zuwachses von 2,5% erhöhte 

das Mineralöl als wichtigster Primärenergieträger seinen 

Anteilwert auf 47,9 %. Seit Mitte der achtziger Jahre 

schwankte dieser Anteil um 48 %, so daß der bis dahin beobach

tete Trend "weg vom Öl" gestoppt wurde. Hierzu haben nicht zu

letzt die 1985 begonnenen kräftigen Preissenkungen für 

Mineralölprodukte beigetragen aber auch die 

überdurchschnittlichen Bedarfszuwächse im Verkehrsbereich. 

Der zweitwichtigste Primärenergieträger, das Erdgas, mußte 

nach kräftigen Zunahmen in den Jahren 1986 und 1987 im 

Berichtsjahr wieder einen Verbrauchsrückgang um 4,7% 

hinnehmen. Damit sank der Anteilwert wieder auf 17,9 %. 

Da bei der Kernenergie auch 1988 nochmals eine Abnahme um 11,0 

%auftrat, rutschte dieser Energieträger mit anteilig 12,8% 

auf den vierten Rang. Sie wurde verdrängt von den "sonstigen" 

Primärenergieträgern, wozu vor allem der Saldo des 

Stromaustauschs mit anderen Bundesländern gehört. 

In dem Maße, in dem die zur Stromerzeugung eingesetzte 

Kernenergie an Bedeutung verlor, gewannen die "sonstigen" 

Primärenergieträger hinzu. 1988 stieg ihr verbrauch nochmals 

um 20 %, so daß ein Anteilwert von 14, 7 % erreicht wurde. 

Die Kohle büßte weiter an Bedeutung ein. Bei der Steinkohle 
sank der Verbrauch erneut um 14, 2 %, so daß ihr Anteil am 

gesamten Primärenergieverbrauch auf 4,8% zurückging. Auch die 

Braunkohle erreichte anteilig nur noch 2,0 %, da der Verbrauch 

1988 nochmals um 9,2 %niedriger war als im Vorjahr. 

Höherer Endenergieverbrauch nur im Verkehrssektor 

Da der Verbrauch und die Verluste im Energiesektor ebenso 

rückläufig waren wie der nichtenergetische Verbrauch, fiel der 

zuwachs im Endenergieverbrauch mit 0,8% etwas höher aus als 

beim Primärenergieverbrauch. Insgesamt wurden an Endenergie 

fast 716.000 TJ verbraucht. 
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Den höchsten zuwachs verzeichnete hierbei mit 3,3% das 
Mineralöl, das damit seine Stellung als wichtigster 

Endenergieträger auf anteilig 58,9 %ausbaute. Beim zweit
wichtigsten Endenergieträger, dem Gas, gab es dagegen einen 

Bedeutungsrückgang auf anteilig 21,0 %, da der Verbrauch 1988 

um 4,1% eingeschränkt wurde. Ein Zuwachs von 2,1% konnte 

wieder beim Strom registriert werden, so daß der Anteilwert 

auf 15,5% anstieg. Einen höheren Anteil des Stromsam 

gesamten Endenergieverbrauch hatte es bis dahin noch nicht 

gegeben. Die Kohle verlor 1988 auch als Endenergieträger 

weiter an Bedeutung. Bei Verbrauchseinbußen von jeweils mehr 

als 15% sank der Anteilwert der Steinkohle auf 1,8% und der 

der Braunkohle auf 1,1 %. Die "sonstigen" Endenergieträger wie 

Fernwärme und Holz konnten durch einen Verbrauchszuwachs um 

1,7% ihren Anteilwert bei 1,7% halten. 

Von den drei Verbrauchergruppen hatte 1988 lediglich der Ver

kehr einen Verbrauchszuwachs. Dieser lag jedoch mit 9,1% au

ßergewähnlich hoch, nachdem bereits seit 1984 jeweils Zuwachs

raten zwischen 5,7 % und 4,4 % ermittelt worden waren. Aus

schlaggebend war ein um 16,3 %höherer Verbrauch an Flugkraft

stoffen. Aber auch der Benzinverbrauch nahm noch um 5,4 %und 

der Dieselverbrauch um 4,6 % zu. Somit stieg der Anteilwert 
des Verkehrs am gesamten Endenergieverbrauch um fast drei 

Prozentpunkte auf nunmehr 38,5 % an. Die Haushalte und 

Kleinverbraucher schränkten dagegen 1988 ihren Verbrauch, 
hauptsächlich witterungsbedingt, um 5,0% ein, so daß ihr 

Anteilwert auf 42,6% abnahm. Einen niedrigeren Wert hatte es 

für diese Verbrauchergruppe in den siebziger und achtziger 

Jahren nicht gegeben. verbrauchsabnahmen gab es bei Mineralöl 

um 5,7% und bei Gas um 5,8 %. Dagegen nahm der Stromverbrauch 

noch leicht zu. Die Kohle und die "sonstigen" Endenergieträger 

spielten in dieser Verbrauchergruppe nur eine untergeordnete 
Rolle. 

Trotz der guten Produktionsentwicklung war der Endenergiever

brauch auch im verarbeitenden Gewerbe um 1,0 % rückläufig, Der 

verbrauchsfördernde Einfluß des Produktionswachstums dürfte 
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von der verbrauchsmindernden Wirkung der milden Witterung 

überkompensiert worden sein. Hierfür spricht der sehr starkte 
Rückgang beim Mineralöl um 8,0 %. Darüber hinaus ist die 

Erneuerung des Anlagenbestandes durch energieeffiziente 

Techniken im vergangenen Jahr weiter vorangeschritten. Aber 

auch der Gasverbrauch nahm noch um 1,3% ab. Rückgänge gab es 

ebenfalls bei der Steinkohle um 1,4 %, bei der Braunkohle um 

3,8% und bei den "sonstigen" Endenergieträgern um 16,3 %. 

Dagegen stieg der Stromverbrauch um 4,3% an, was für eine 

gute Produktionsentwicklung spricht. Wichtigster Energieträger 

blieben mit anteilig 43,5 % die Gase. Während sich der Strom 
auf anteilig 30,5% verbesserte, nahm das Mineralöl auf 13,4% 

ab. Die Steinkohle verharrte bei 7,5 %, die Braunkohle nahm 

leicht auf 3,8% und die "sonstigen" Energieträger etwas 
stärker auf 1,3 % ab. 

Unterschiedliche Verbrauchsentwicklung im Bundesgebiet 

Die Energieverbrauchsentwicklung verlief im gesamten Bundesge

biet im vergleich zu Hessen recht unterschiedlich. Beim 

Primärenergieverbrauch gab es im Gegensatz zu den 
vorangegangenen Jahren bundesweit mit 0,5% einen leicht 

höheren Zuwachs als in Hessen, obwohl das 

gesamtwirtschaftliche Wachstum nicht so hoch war. Außer beim 

Minderalöl und bei den "sonstigen" Primärenergieträgern 

tendierten die Veränderungen bei allen anderen 

Primärenergieträgern in Hessen stärker nach unten als im 

Bundesgebiet, wo diesen Rückgängen teilweise auch Zunahmen 

gegenüberstanden. So wuchs die Kernenergie durch die 

Inbetriebnahme der Kernkraftwerke Isar 2 und Erosland 
bundesweit um 11,5 %. Auch bei der Braunkohle gab es im 

Gegensatz zu Hessen bundesweit noch einen leichten zuwachs. 

Dagegen gingen 1988 sowohl der Gas- als auch der 

Steinkohleverbrauch bundesweit ebenfalls zurück, allerdings 

nicht so stark wie in Hessen. Obwohl die Kernenergie deutlich 

an Boden gewann, blieb die Rangfolge der Primärenergieträger 

im Bundesgebiet wie in den Vorjahren bestehen. Das Mineralöl 

hielt mit anteilig 41,9 % vor der Steinkohle und dem Gas den 
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ersten Rang. Danach folgten die Kernenergie, die Braunkohle 
und die ''sonstigen'' Primärenergieträger. 

Wegen gestiegener Verluste und Verbräuche im Energiesektor -

hauptsächlich bedingt durch die Inbetriebnahme neuer 

Kernkraftwerke - und auf Grund eines höheren 

nichtenergetischen Verbrauchs gab es beim Endenergieverbrauch 

bundesweit einen Rückgang von 1,1 %. Verbrauchsabnahmen bzw. 

geringere Zuwachse wurden beim Mineralöl, den "sonstigen" 
Endenergieträgern und beim Strom registriert. Dagegen lagen 

die Abnahmeraten bei der Braunkohle und beim Gas bundesweit 

nicht so niedrig wie in Hessen, und bei der Steinkohle stieg 

der Verbrauch im Bundesgebiet wegen der recht guten 

Stahlkonjunktur sogar an. Die Rangfolge bei den 

Endenergieträgern stimmte 1988 in Hessen und im Bundesgebiet 

wiederum überein, wobei das Mineralöl in Hessen eine um 9 

Prozentpunkte stärkere Dominanz aufwies. Bei den Verbraucher

gruppen hatte das verarbeitende Gewerbe im Bundesgebiet eine 

deutlich stärkere Bedeutung als in Hessen. Beim Verkehr war es 

dagegen umgekehrt, während die Haushalte und Kleinverbracher 

in etwa die gleiche Bedeutung aufwiesen. Bei der zuletzt 

genannten Gruppe gab es 1988 auch bundesweit einen 
Verbrauchsrückgang um 6,1 %. Dagegen erhöhte im Bundesgebiet 

neben den Verkehr auch das Verarbeitende Gewerbe seinen 

Endenergieverbrauch. 

Ausblick auf das Jahr 1989 

1989 wird der Primärenergieverbrauch im Bundesgebiet trotz ei

nes weiterhin kräftigen Wirtschaftswachstums um 1,6 % 

niedriger als im Vorjahr sein. Maßgebend hierfür war u.a. die 
wiederum sehr milde Witterung und ein Nachfrageausfall durch 

den Abbau von hohen Heizölbeständen bei den privaten 

Haushalten. Während es beim Erdgas (4,2 %), bei der Braunkohle 
(2,9 %) und bei der Kernenergie (2,4 %) zu Verbrauchszunahmen 

kam, sanken der Steinkohle- (-1,6 %) und vor allem der 

Mineralölverbrauch (-5,5 %). Eine Abschätzung der Entwicklung 

des Primärenergieverbrauchs in Hessen ist wegen fehlender 

Basisdaten noch nicht möglich. Bei der Kernenergie wurde das 
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Vorjahresergebnis nur leicht um 0,1% übertroffen. Die sehr 
gute Produktionsentwicklung im Verarbeitenden Gewerbe brachte 

einen um fast 3 % erhöhten Energieverbrauch. Da auch im 

Verkehr mit einem weiterhin überdurchschnittlich steigenden 
Verbrauch zu rechnen ist und aus den öffentlichen Netzen 2,6% 
mehr Strom und 2,9 %mehr Gas verbraucht wurde, dürfte der 

Primärenergieverbrauch in Hessen auch 1989 wiederum nur leicht 

über dem Vorjahresergebnis liegen. 

3.2 Erläuterungen zur Hessischen Energiebilanz 

Energiebilanz und Energieträger 

In der Hessischen Energiebilanz wird das Aufkommen und die 

Verwendung von Energieträgern in Hessen für jeweils ein Jahr 

möglichst lückenlos und detailliert nachgewiesen. Unter 

Energieträgern werden alle Quellen verstanden, aus denen 

direkt oder durch Umwandlung Energie gewonnen wird. Dabei wird 

nach Primär- und Sekundärenergieträgern entschieden. 

Primärenergieträger sind Energieträger, die keiner Umwandlung 

unterworfen wurden. Das sind in dieser Bilanz Steinkohke, Roh
braunkohle, Erdöl, Erdgas, Klärgas, Brennholz und Brenntorf. 

Wasserkraft, Kernenergie und Müll werden als 

Prmärenergieträger behandelt, wenn sie zur Stromerzeugung 

verwendet werden. 

Umwandlung bedeutet Änderung der chemischen und/oder 

physikalischen Struktur von Energieträgern. Als 

Umwandlungsprodukte fallen Sekundärenergieträger und nicht 

energetisch verwendbare Produkte (z. B. Bitumen) an. 

Sekundärenergieträger sind in dieser Bilanz Steinkohlenkoks 

und -briketts, Braunkohlenbriketts, -koks, -staub und 

-trockenkohle, Motorenbenzin, Rohbenzin, Flugkraftstoffe, 

Dieselkraftstoffe, leichtes und schweres Heizöl, Petrolkoks, 

Flüssiggas, Raffineriegas, Stadtgas und Fernwärme. Einbezogen 

sind auch Mineralölprodukte als Nichtenergieträger. 
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Das Schema der Energiebilanz 

Die Energiebilanz ist vertikal (Spalten) in Primär- und Sekun

därenergieträger sowie in die aus diesen Energieträgern 
erzeugten nichtenergetischen Produkte gegliedert. 

In der horizontalen Gliederung (Zeilen) werden das Energieauf
kommen, die Energieumwandlung und der Endenergieverbrauch dar

gestellt. 

Jede einzelne Spalte gibt damit für den jeweiligen Energieträ

ger den Nachweis über dessen Aufkommen und die Verwendung wie

der. 

Somit kann die Energiebilanz in drei Hauptteile gegliedert 

werden, nämlich in 

- die Primärenergiebilanz, 

- die Umwandlungsbilanz und 

- den Endenergieverbrauch. 

Die Primärenergiebilanz ist eine Bilanz der Energiedarbietung 

der ersten Stufe. In ihr werden Primärenergieträger, aber auch 

Sekundärenergieträger nach folgendem Schema erfaßt: 

- Gewinnung von Primärenergieträgern in Hessen 

- Handel mit Energieträgern über die Landesgrenzen, soweit Da 

ten vorhanden, unterteilt nach Bezügen und Lieferungen 

(Primär- und Sekundärenergieträger), 

- Bestandsänderungen soweit Daten vorhanden, unterteilt nach 

Bestandsentnahme und -aufstockungen (neben Primär- auch 

Sekundärenergieträger) . 
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Der Primärenergieverbrauch ergibt sich von der 
Entstehungsseite her als die summe aus Gewinnung in Hessen, 
den Bestandsveränderungen sowie dem Saldo aus Bezügen und 
Lieferungen. 

In der Umwandlungsbilanz werden Einsatz und Ausstoß der ver

schiedenen Umwandlungsprozesse, der Verbrauch an 

Energieträgern in der Energiegewinnung und im 

Umwandlungsbereich sowie die Fackel- und Leistungsverluste 

ausgewiesen. 

Bei der Umwandlung fallen auch Stoffe an, bei deren Verwendung 

es nicht auf ihren Energiegehalt, sondern auf ihre stofflichen 

Eigenschaften ankommt (z. B. Bitumen für den Straßenbau, 

Schmierstoffel. Diese sog. Nichtenergieträger werden in der 

Spalte "Andere Mineralölprodukte" ausgewiesen, um Einsatz und 

Ausstoß der Umwandlung vollständig darstellen zu können. 

Ebenso wie die "Nichtenergieträger" wird auch ein Teil der 

Energieträger, z. B. Rohbenzin, Raffineriegas und Flüssiggas, 

als Rohstoff chemischer Prozesse nicht energetisch genutzt. 

"Nichtenergieträger" und nichtenergetisch genutzte Energieträ

ger werden als "Nichtenergetischer Verbrauch" in einer 

besonderen Zeile verbucht. Erreicht wird dadurch, daß im 

Energieverbrauch nur der Verbrauch energetisch genutzter 

Energieträger ausgewiesen wird. 

Im Endenergieverbrauch wird folglich nur die Verwendung derje

nigen Energieträger aufgeführt, die unmittelbar der Erzeugung 

von Nutzenergie dienen. Der Endenergieverbrauch wird nach Ver

brauchergruppen und Wirtschaftszweigen aufgeschlüsselt. 

Die Energiebilanz hat damit folgenden Aufbau: 
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Gewinnung im Lande (Primärenergieträger) 

+ Bezüge (Primär- und Sekundärenergieträger) 

+ Bestandsentnahme (Primär- und Sekundärenergieträger) 

= Energieaufkommen (Primär- und Sekundärenergieträger) 

- Lieferungen (Primär- und Sekundärenergieträger) 

- Bestandsaufstockungen (Primär- und Sekundärenergieträger) 

= Primärenergieverbrauch (Primärenergieträger aus heimischer 
Gewinnung sowie Primär- und Sekundärenergieträger aus Be
zügen und Beständen) 

- Umwandlungseinsatz (Primär- und Sekundärenergieträger) 

+ Umwandlungsausstoß (Sekundärenergieträger) 

- Verbrauch in der Energiegewinnung und in den Umwandlungs
bereichen (Primär- und Sekundärenergieträger) 

- Fackel- und Leitungsverluste, Bewertungsdifferenzen (Pri
mär und Sekundärenergieträger) 

= Energieangebot nach Umwandlungsbilanz (Primär- und Sekun
därenergieträger) 

- Nichtenergetischer Verbrauch (Primär- und Sekun
därenergieträger) 

+/- Statistische Differenzen (Primär- und Sekundär
energieträger) 

= Energieverbrauch (Primär- und Sekundärenergieträger) 

Der Energieverbrauch im Sinne der Energiebilanz ist 

energetisch und energieökonomisch noch nicht die letzte Stufe 
der Energieverwendung. Es folgt noch die Nutzenergiestufe und 

die Energiedienstleistungen. 

Unter Nutzenergie wird allgemein die Energie verstanden, die 

nach der letzten Umwandlung ab dem Endverbraucher für den je

weiligen Nutzungszweck (z. B. Strom für Licht und Kraft, Gas 
für Wärmeerzeugung) zur Verfügung steht. 

Energiedienstleistungen schließlich sind das, was der Verbrau

cher von der Energie erwartet. So wird z. B. bei einem 
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Beleuchtungskörper der durchfließende Strom als Nutzenergie 

bezeichnet und die von ihm ausgehende Strahlung im sichtbaren 

Bereich als Energiedienstleistung bezeichnet. Bei gleicher 

Energiedienstleistung ist die aufzuwendende Nutzenergie von 
der verwendeten Technik abhängig (Kerze, Kohlefadenlampe, 
Glühlampe, Leuchtstoffröhre). 

Die vorliegende Energiebilanz enthält keinen Nachweis über den 

Nutzenergieverbrauch und den Energiedienstleistungsverbrauch, 

da hierfür gegenwärtig weder ausreichende statistische 

Erhebungen noch hinreichend gesicherte und umfassende andere 
Quantifizierungsmöglichkeiten vorhanden sind. Der Wert 

verbesserter Informationen und Erkenntnisse über die 
tatsächliche Nutzung von Energie wird hierdurch jedoch nicht 
in Frage gestellt. 

Ausführliche Erläuterungen zu den einzelnen Bilanzposten sowie 
ein Vergleich der Bilanzierungsmethodik der Energiebilanz des 

Landes Hessen mit der für die Bundesrepublik erstellten sind 

im Energiebericht 1985 enthalten. sie sind ferner Bestandteil 
einer Veröffentlichung des Hessischen Statistischen 

Landesamtes zur Energiebilanz 1975 bis 1983. 1 ) 

Die Umrechnungsfaktoren für die einheitliche Bewertung der 

Energieträger 

In der Energiebilanz werden die Energieträger zunächst in 

ihren spezifischen Einheiten ausgewiesen und vertikal in 

Zwischen- und Endzeilen addiert. Die dabei verwendeten 

Maßeinheiten sind die Tonne (t), der Kubikmeter (m3), die 

Kilowattstunde (kWH) und das Joule (J) . 

1 l Hessische Energiebilanz 1975 bis 1983, Beiträge zur Stati
stik Hessens, Neue Folge Nr. 172, herausgegeben vom Hessi
schen Statistischen Landesamt, Wiesbaden 1985 



- 147 -

Um die in verschiedenen Maßeinheiten ausgewiesenen Energieträ

ger vergleichbar und additionsfähig zu machen, müssen diese 

auf einen einheitlichen Nenner gebracht werden. Diese 

Umrechnung erfolgt mit Hilfe von Umrechnungsfaktoren. 

Dazu werden die in spezifischen Einheiten erfaßten Mengen in 
"Joule" umgerechnet. Diese Maßeinheit entspricht den gesetzli

chen Erfordernissen und löst die früher verwendete 

''Steinkohleeinheit'' (SKE) ab. 1 l Neben den Joule-Bilanzen wer

den jedoch für eine Übergangszeit auch weiterhin SKE-Bilanzen 
und -Auswertungstabellen erstellt. 

Das Wärmeäquivalent von einem Joule beträgt 0,2388 Kalorien 
( cal) . 

Einheiten für Energie 

Joule ( J) für Energie, Arbeit, Wärmemenge 

Watt (W) für Leistung, Energiestrom, Wärmestrom 

1 Joule ( J) = 1 Newtonmeter (Nm) 

= 1 Wattsekunde (Ws) 

Vorsätze und Vorsatzzeichen für Energieeinheiten 

Kilo ( K) 103 Tausend 
Mega (M) 106 Million 
Giga ( G) 109 Milliarde 
Tera (T) 1012 Billion 
Peta ( p) 1015 Billiarde 

1 l Am 2. Juli 1969 wurde das "Gesetz über die Einheiten im 
Meßwesen" erlassen. Hierin und in den nachfolgenden 
Verordnungen wird für den geschäftlichen und amtlichen 
Verkehr in der Bundesrepublik Deutschland die Umstelung 
von Einheiten des technischen Meßsystems auf das inter
nationale System von Einheiten (Systeme International 
d'Unites, Abkürzung SI) geregelt. Die Einheiten des 
internationalen Systems sind für die Bundesrepublik 
Deutschland als gesetzliche Einheiten ab 1. Januar 1978 
verbindlich. 
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Zum Vergleich der Maßeinheiten dient folgende Tabelle: 

Einheit 

1 kJ 

1 kcal 

1 kWh 
1 kg SKE 

kJ 

4,1868 

3.600 

29.308 

kWh 

0,000278 

0,001163 

8,14 

kcal 

0,2388 

860 

'1.000 

Die Umrechnung der einzelnen Energieträger von spezifischen 

Mengeneinheiten in Joule erfolgt auf der Grundlage ihrer Heiz

werte (Hu), die in Kilojoule ausgedrückt werden. In den Ener

giebilanzen werden als Einheit Terajoule (TJ = 10 12 J) verwen

det. Wegen ihrer Herkunft weichen bei einigen Energieträgern 

(z. B. Braunkohle) die Umrechnungsfaktoren in der Hessischen 

Energiebilanz von denen der Bundesbilanz ab. 

Da sich die Qualität mancher Energieträger im Zeitablauf än

dert, ändern sich auch ihre Heizwerte. Ein konstanter durch

schnittlicher Heizwert kann nur dann zugrunde gelegt werden, 

wenn die qualitative Zusammensetzung der einzelnen Energieträ

ger konstant bleibt oder geringfügig um den Durchschnitt 

schwankt. Dies ist bei den meisten Energieträgern der Fall. 

Bei Energieträgern mit größeren Qualitätsänderungen sind aber 
Anpassungen der Umrechnungsfaktoren notwendig. 

So ist der durchschnittliche Heizwert des in der 

Bundesrepublik verarbeitenden Rohöls mit dem zunehmenden 

Einsatz leichter Rohöle im Laufe der Jahre gestiegen. 

Auch der durchschnittliche Heizwert der Rohbraunkohle 
veränd8rt sich mit den geologischen Verhältnissen und der 
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Verlagerung der Förderung in tiefer gelegene Flöze, deren 
Kohle in der Regel einen höheren Heizwert hat. 

Für die Bewertung der Bezüge und Lieferungen des Außenhandels 
von Strom über die Landesgrenze sowie für die Bewertung von 

Wasserkraft, Kernenergie und Müll, die zur Stromerzeugung ein
gesetzt werden, gibt es keinen einheitlichen 

Umrechnungsmaßstab wie den Heizwert. Da eigenständige 

Bewertungsmethoden für diese 
Formen des Stromaufkommens - und hier vor allem für die Kern

energie - nach wie vor fehlen, wird für die 
Primärenergiebilanz von der methodischen Überlegung 

ausgegangen, daß die Stromerzeugung aus Wasserkraft, 

Kernenergie und Müll sowie ein Einfuhrüberschuß beim 
Stromaußenhandel eine entsprechende Stromerzeugung in 

konventionellen Wärmekraftwerken substituiert. 

Es wird daher der durchschnittliche spezifische Brennstoffver

brauch in konventionellen öffentlichen Wärmekraftwerken als 

vereinfachende Hilfsgröße für die Bewertung der zur 

Stromerzeugung eingesetzten Wasserkraft, Kernenergie und Müll 

sowie des Stromaußenhandels herangezogen. Da sich der 

spezifische Brennstoffverbrauch der öffentlichen 

Wärmekraftwerke aus technischen und wirtschaftlichen Gründen 

laufend ändert, ist es allerdings notwendig, in jedem Jahr mit 

einem anderen Umrechnungsfaktor zu rechnen. 

Dieser Umrechnungsfaktor wird aus der Energiebilanz der 

Bundesrepublik Deutschland übernommen. 

In der Primärenergiebilanz wird bei der Stromerzeugung aus 

Wasserkraft die Stromerzeugung der Pumpspeicherwerke nicht 
berücksichtigt, da es sich dabei um einen Umwandlungsprozeß 

von Strom handelt, der in der Umwandlungsbilanz in der Spalte 

Strom ausgewiesen wird. Als Umwandlungseinsatz wird der 

Pumpstromaufwand verbucht, als Umwandlungsausstoß die 

Pumpstromerzeugung. Als Einsatz von Wasserkraft, Kernenergie 

und Müll werden in die Umwandlungsbilanz die in Joule 

ausgedrückten Werte aus der Primärenergiebilanz übernommen. Im 
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übrigen wird der Strom (aus Erzeugung und Einfuhr) 

grundsätzlich mit seinem Heizwert (3600 kJ/kWh) bewertet. 
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3. 3 Energiebi Ianzen 1986 b i s 1988 

Hessische Enerciebilanz 1988 - SKE 

steirud\len ar.unlo:illen 1 Soo!t.feste B:relnStotfel 
Kdlle - Bri);etts Kdlle "'"' Briketts Staub/ 1 Breru>h:>lz Hüll, I 

Art der Angal::e Trockenk. I Klä=hl, I 

l(XX) t-SKE 

I Gewinn~ in KE!ssen 356 50 193 I 
I """"' 1400 142 11 163 94 I 
I Bestamsentnalm> I 
l!>;eryieaul'""""" 1400 144 11 351 163 94 50 193 I 
I Lieferurqen - I 
I Bestarrlsaufstockungen 39 I 
I Primärenergieverbrauch 1361 144 11 )51 4 163 94 50 193 I 

I Offentliehe Väni.ekraftverke 515 335 

I Offentliehe Heizkrafn.oerke 3) '" 115 

I Industriewärnekraftwerke 14 12 0 10 

I Kernkraftwerke 

I Wasserkraftwerke 

I Fernheizwerke 8 

I St:nstige Fnezvieerzeuqer 4) 

I U:!!wandll.ID]SE!insatz insgesamt 1073 341 12 0 193 
öffentliche lo'ämekraftwerke 

öffentliche Heizkraftwerke 

Industriffinrelrraftwerke 
Kernkraftwerke 
Vasserkraftwerke 

Fernheizwerke 

Soostige f.nergieerz~er 4) 

I lhwarrllungsausst~ insgesa:!tt 

Braunkchl€C]ll.ll::en 
Kraftwerke 
Scnstige lliergieerzeuger 41 

Verbrauch 1m lhwarrllungsl::Ereich msqes. 1 

j Fackel- u. leitungsverl.,Be".~&tungsdiL 
I D"lergieangel:ot nach UmJrllungsbilanz 289 144 17 15 151 " 50 
1 Nichtenergetischer Verbrauch 

1 Statistische Differenz -9 

1 Wenergieverbrauch 239 144 15S< 94 50 I 
I Bergbau ohne Bra1.1Ilkohlenbergbau I 
I Gew. u. Verarb. voo Steinen Wld Erdenj 15 92 I 

I 

I Gießerei I 89 0 i I 
I Q)e;:nische Industrie I 134 62 I I 
I Z-ellst- ,Holzschl-, Pap1er-u.Pappeerz. I - I I 
! Gunniverarbeitur.g I I 
I Obrig .Gnurlst. -u. Pro:iuktwnsgütergew ·I - I 
I Grundstoff-\l.PrOOU);tioosqütergm!'.lilSg.j JJ6 llO 4 11 92 

I Maschinenbau I 1 3 0 

I Straßenfahrzeu;~bau I 6S 

I Elektrotechnil: 
' 

0 

I übrig. Investitioosgüter pro:i. Gelrerbe 1 2 

I Investitioosqtiter pro:i. ~be insg. j " ll 

I Herstellung voo Kunststoffwaren I 
I Textilgewerbe I 2 0 

I übrig. Verbrauchsgüter proL Gewerbe I 14 0 

I Verbraucl\sgüter pn::d. Gewerb:: insq. I 16 0 0 

I Nahrur.qs- und Gem$cittelgewerbe I 0 ' I Verart:eiten:les Ge\olerl::e insqesant 5) I 221 126 " 92 

I SChienenverkehr I 
I Straßewerkehr I 
I Luftverkehr ) 

I Binnenschi ffahrt 

I Verkehr :ins.gesa.Ttt 

I Haushalte und Kleinverbraucher " 18 11 1 84 2 50 

3) Darunter Einsatz für die Strar.er.zeu;J\ID':]: Steinkchle: 81,9%; !hlll,Klärschl.: 62,7%; Heizöl, leicht: 25.4\; Heizöl,schwer: 62,9%; Erdgas 59,8\. 4) Z.B. 

Ortsqaswerke,Kläranlaqen. Sl Abzö:]lich der in 1.\J!I;andlungsbereich eingesetzten Ihergieträger. 
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I Mineralöle 

1 Erdö1,roh ltltoren- lei.Flug- sch.nug- Diesel- Leichtes Schweres Petrolkoks Andere 
Art der Angabe I benzin kraftst. kraftst. kraftst. Heizöl Heizöl Pr<Xiukte 

1000 t-SKE 

Gewinnlm1 in Hessen I 
Bezüge 4011 42 3327 2116 4615 321 21 421 I 
Best.OO.S."tnahren I 
Ibcrgie.auf~ ' 4011 42 3)27 2116 4615 )21 21 421 I 
Lieferm;Jen ' I 

I Besta.Msa.ufstock\ID:jen I 
I Primärenergieverbrauch 4071 42 3327 2116 4615 121 21 421 I 

I öffentliche 'll'iirtoo:kraftwerke 21 14 I 
I öffentliche Heizkraftwerke 3) 11 10 - I 
I Industri~kraftwerke 0 11 - I 
I Kernkraftwerke I 
I Wasserkraftwerke - I 
I FeiTiheizwerke 20 11 I 
I Sonstige D'lerqieerzeug:er 4) I 
! ~UfJ'Jseinsatz insges,mt 60 46 - I 
I öffentliche '!l'änookraftwerke - I 
I öffentliche Heizkraftwerke - I 
I Industriewä.nrekraftwerke - I 
I Kernkraftwerke - I 
I Vasserkr aftwerke - I 

Fernheizwerke I 
Sc:ostige lliergieerzeuger 4) I 

\l:nwandlurqsausst~ insgesamt - I 
Braunt.ohlegru}::en 0 - I 

I Kraftwerke I 
I Sonstige D"terqieerzeuger 41 - I 
1 Verbrauch im Uwand!UIYJSOOreich insges. 0 I 

1 Fackel- u. Leitungsverl., Bewertungsdif. 1 I 
I llierqieangel:::ot nach U:nwandlungsbilanz I .J071 " 33:::-; 2114 4555 214 21 421 I 
I Nichtenergetiscller Verbrauch I 21 421 I 
I Statistische Differenz I - I 

I Endenergieverbrauch 4071 <L H27 2114 4555 274 - I 
I Bergbau ohne Braunkohlenl:€rgbau 0 I 
I Gew. u. Verarb. von Steinen tiDd Erden I ll 54 I 
I GiE$erei I 11 I 
I Chellische Industrie 34 114 I 
I Zellst-, Holzs chl-. Papier -u. PapJ:€€rz . I 0 19 I I Guret:i verarbeit1m9 I 12 9 I 
I übrig .Grundst. -u. Proiuktionsgütergew. 1 10 I I GniDistoff-u. Prcduktionsgütergew. insq. 1 100 201 I 
I Maschinenbau I 41 5 I I Straßenfahrze~bau ' )0 4 I ' I Elektroteclmik I 25 6 I 
I Obrig.Investitior.sgüter prcd. Gewerbe! 55 4 I 
I Investitionsgüter prOO. Gewerbe insq. 1 158 19 I 
I Herstellung voo Kunststoffl.'al"en I 20 10 I 
I Textilgewerbe I 6 1 I 
I übrig. Verbrauchsgüter prcd. Gewerl:€ I 44 1 I 
I Verbrauchsgüter prcd. Gewerbe insq. I 10 12 I 
I tßhrungs- tmd Gen!,!ßmittelge-o~erbe 47 11 I I Verarbeiterdes Gewerbe insgesamt 5) 375 244 I I Schienenverkehr 48 I I 
I Straßenverkehr 3919 118S I 
I Luftverkehr .:: 3287 - I 
I Binnenschi f fahrt 92 I ! Verkehr in.sgesa'll.t )979 6 3281 1925 - I I Haushalte und Kleinverbraucher 92 )6 39 189 4119 ll I 
3) Darunter Einsatz für die Strcrnerz€U]Ullq: Steinkohle: 81, 9\; MülLKlärschl.: 62, 7%; Heizöl,leicht: 2S,4%; Heizöl, schwer: 62,9%; Erdgas 59,8%. 4) z.B. 
OrtsgaswerJ.:.e,Kläranlagen. 5) Abzüglich det L';l UTIWandlung:sbereich eingesetzten ruerqieträger. 
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I Gase I Strao uOO a:rrlere lherqieträger 

1 Flüssiggas Stadtgas Erdqas Klärgas 1 Stran ll •asser- Kem- Fernwirre Sonstige 

Art der Angabe I I irralt energie Ehergietr. 

1000 t-SKE 

I Gewi.Mung in Hessen 0 34 85 I 
I Bezüge 188 6831 6084 4027 - I 
I Bestandsentnahmen I 
1 Diergieaufkcmren 188 6831 34 6084 85 4027 - I 
I Lieferungen 1195 1771 - I 
I Bestandsaufstockungen 18 - I 
1 Primärenerg!f!Verbrauch 188 5618 34 4303 85 4027 - I 

Offentliehe 'Wärmekraftwerke 81 I I 
öffentliche Heizkraftwerke ]) 196 I I 
Industriewärnekraftwerke 287 I I 
Kernkraftwerke I 402c I 
Vasserkraftwerke I 104 85 I 
Fernheizwerke 15 I I 
Sonstige D\erqieerzeuger 41 I I 

I l.lrtwandlunqseinsatz insgesamt 2 639 - I 104 85 4027 - I 
I öffentliche Yänookraftwerke I 376 - I 
I öffentliche Heizkraftwerke I 249 290 - I 
I Industriewärrrekraftwerke I 257 - I 
I Kernkraftwerke I 1530 - I 
I llasserkraftwe.rke I 108 I 
I Fernheizwerke I 101 I 
I Sonstige &tergieerzeuger 41 0 I I 
I lliMandlurqsa=t<:$ insqesamt 0 I 2520 392 I 
I Brailllkchlegruben I - I 
I Kraftwerke I 161 I 
I Scnstige ll"lergieerzeuger 41 14 " I 
1 Verbrauch im thwandJU.'19"sbereich insqes.l 14 27 163 I 

I Fackel- u. l..€itungsverl. ,Belrertungsdif. 18 2?82 35 I 
I lliergieanqeOOt nach ~UD:Jsbilanz 186 0 4947 3?78 357 - I 
I Nichtenergetischer Verbrauch ]1 - I 
I Statistische Differenz 22 9 I 

I Wenerqieverbrauch 186 0 4938 3787 357 - I 
I Bergbau ohne Braunkohlenbergbau 202 68 I 
I Gew. u. Verarb. von Steinen und Erden! 103 51 I 
I Gießerei I 41 44 I 
I Chemische Industrie I 706 496 I 
I Zellst~, Holzschl~ ,Papier~u. Pappeerz. I 99 46 I 
I Gunroi verarbei tung I 90 49 I 
I übrig .Gnmdst. -u .Pro:luktionsgütergew. 1 99 74 I 
I Grtmdstoff-u. Prcduktion.sgütergew. insg. 1 1137 761 I 
I Maschinenbau I 46 I 48 I 
I Straßenfahrzeugbau I 149 I 175 I 
I Elektrotechnik I 53 I 86 - I 
I Obrig.Investitionsgüter prcd. Gewerbe! 62 I 66 I 

Investitionsgüter prcd. Gewerre insg. ! 310 - I 375 - I 
Herstellung von Kunststoffwaren I 26 - I 60 - I 
Textilgewerbe I )9 15 - I 
übrig. Verbrauchsgüter prcd. Gewerbe I 17 68 - I 

Verbrauchsgüter pro:l. Gewerbe insg. I 142 143 - I 
Nahrungs- und Genußmittelgewerbe I 156 -

I 6' I 
I Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 51 I 61 1948 I 1409 62 - I 
I Schienenverkehr I I 202 - I 
I Straßenverkehr I I - I 
I Luftverkehr I I 
I Binnenschi ffahr t I I 
I Verkehr insgesamt 2 - I 202 - I 
1 Haushalte und Kleinverbraucher 124 0 2990 I 2176 295 - I 

1) Die Belrettungsdifferenz aus der unterschiedlichen Bewerttmq des Strarsau.stausches nit anderen Bundesländern beträgt 267100) t -SKE. 3) Daninter 
&insatz für die Straoorzeugung: Steinkohle: 81,9%; Müll,Klärschl.: 62,1%; Heizöl,leicht: 25,4%; Heizöl,schwer: 62,9%; Erdgas: 59,8%. 4) Z.B. Ortsgas-
werke,Kläranlagen. 5) Abzüglich der im Urr.randlunqsbereich eingesetzten Dlergieträger. 
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Alle lnergietr!qer 21 
Primär- sekurrlär- SU:rire 

Art der AlYJabe energie energie 

1000 t-SKE 

I (Jei, . .;MWlg in Hessen 726 726 

I BezUge 12258 21621 33886 

I Best~tnahmen 2 

1 lliergieaufk<mren 12985 21628 34613 

I Lieferungen 1202 1177 2979 

I BestaOOsaufstockungen 51 58 

l Primärenergieverbrauch 11725 19851 31576 

I öffentlic."'e \länrekraftwerke 991 42 1033 

I öffentliche Heizkraftwerke 3) 189 21 310 

I Industriewärmekraftwerke 318 25 402 

I Kernkraftwerke 4021 4021 

I llasserla"afnretke 85 104 189 

I Fernheizwerke 89 32 121 

I Scnstige Inerqieerzetx)er 4) 2 2 

I t.l:nwandlungseinsatz insgesamt 6359 225 6584 

I öffentliche W'änrekraftwerke 316 316 

I öffentliche Heizkraftwerke 539 539 

I Industriewärmekraftwerke 251 251 

I Kernkraftwerke 1530 1530 

!.'asserlrraftwerke 108 lOS 
Fernheizwerke 101 101 

Sonstige Energieerzeuger 41 0 0 

Unwandl1.ID:]sausstt;::ß insgesamt 2911 2911 

Braunkohlegruben 3 4 

I Kraftwerke 161 161 

I Sonstige lliergieerzeu;rer 4) I 41 41 

1 Verbrauch im Uuwa.ndlUJ')(}sbereich insqes.j 41 164 205 

I Fackel- u. lßitungsverl. ,Bewert\.ID,lsdif ·I 25 2816 2842 

I Energieanqel:ot nach l.hwandlungsbilanz I 5300 19551 24851 

I nichtenergetischer Verbrauch I 31 442 413 

I Statistische Differenz I 14 17 31 

I llidefl€tgieverbrauch 5233 19132 24414 

i Bergbau ohne Bralmkohlenbergbau 202 69 212 

Ge>/". u. Verarb. von Steinen und Erdenj 101 254 361 

Gießerei I 41 145 186 

Chanische Industrie I 840 110 1550 
Zellst- ,Holzschl-, Papier-u.Pap~rz. I 99 65 163 
Gumli.verarbeitung I 91 69 161 

Obrig .Grundst. -u .Pro:luktionsgütergew. 1 99 95 194 

Grund.stoff-u .Pro:luktionsgl.ltergew. insq. 1 1217 1338 2615 

Maschinenbau I 41 103 149 
Straßenfahrzeugbau I 216 209 425 

Elektrotechnik I 53 126 ISO 
übrig. Investitionsgüter pro:l. Gewert:e 1 64 llO 194 

Investitionsgüt~r pro:l. Gewerbe insq. j )80 569 949 

Herstelltmg von Kunststoffwaren I 26 90 115 
Textilgewerbe I 41 22 64 
übrig. Verbrauchsgüter prcd. Gewerl::e I 92 113 204 

Verbrauchsgüter pro:l. Gewerbe insg. I 158 225 383 

Nahrl.uv;Js- und Gem$mittelgewerbe I 156 123 219 

1 Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 51 I 2114 2447 4621 

I Schienenverkehr I 251 251 

I Straßenverkehr I S765 5165 

I Wftverkehr I 3293 3293 

I Binnenschiffal-.rt I 92 92 

I Verkehr insgesamt I 9401 9401 

I Haushalte und Kleinverbraucher I 3109 1283 10392 

2) In den Suunen des Endenergieverbrauchs der Virtschaftsvreige des Verarbeitenden Gewerbes sind das nüssiggas und die Fernwänre nicht enthalten. 3) Da

rwlter Einsatz für die Str~rzeU]\II)I'J: Steinkohle: 81,9%; Müll,Klärschl.: 62,7%; Heizöl,leicht: 25,4\; Heizöl,schwer: 62,9'\; Erdgas: 59,8%. 4) Z.B. Orts
gaswerke,Kläranlagen. 5) Abziiglich der im Ul(.;andlungsbereich eingesetzten Energieträger. 
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' Steinkehlen Braunkehlen 1 Srost.fe'lte Brennstoffel 
Kohle Koks Briketts Kohle Koks Briketts Staub/ 1 Brennholz KiilL I 

Art der Angal:€ TrcckenY.. I Klärschl. I 

Teta]oule 

I Gewinnung in Hessen 10424 1470 5650 I 
I Bezüge 41044 4171 509 117 4184 :!765 I 
I Bestand.sentnahr.en 39 27 - I 
I fuerqieaufkc:mren 41044 4209 509 10451 117 l7S4 3765 1470 5650 I 
I Lieferungen I 
I Bestandsaufstockungen 1142 20 I 
I Pr:i!r.ärenergieverbrauch 39902 4209 109 10451 111 4164 2765 1410 5650 

öffentliche l.'ärmekraftwerke 1683::' 9816 I 
Offentliehe &!izkraft~:erke ll 12240 512S I 
Industriewärmekraftwerke 2167 136 341 300 I 
Kernkraftwerke I 
Wasserkraftwerke I 
remheizwerke 196 I 222 I 
Sonstige fu€rgieerzeuger 41 I - I 

I t.l::!wandlungseinsat:. insgesa':it 31441 10002 341 - I 9 5650 I 
I Offentliehe J.lärrekraft-.rerke I I 
I Offentliehe Heizkraftwerke I 
I Industriewärriekraftwerke I 
I Kernkraftwerke I 

\.lasser krattwerke 
remheizwerke 
Sonstige Ihergieerzeuger 4) 

I Ur:wandlunqsausstd,} insgesa.11t 
I Braunkohlegruben 1) 
' 
I Kraftwerke 

! Sonst1ge llierqieerzeuger 41 
1 Verbrauch 1ID ll:nwarrlltmgsbsreich 1nsqe_,. ~ ': 

~ ---~--- ~----~ 

! Fackel- \l. leittlJ)(}sverl. ,BewerttlJ)(}sdlf.j 

I EnergJ.eangeOOt nach ltr"<<Ildltl!lgsbilmz I 3461 420':1 109 434 1'' 441 ~ 2765 1461 

! lüchtenergetischer Verbrauch 

: Stati.stische Differenz -·) .:sc "J 

-+- ~-----------'- ~--------- -------~ 

1 Endenergieverbrauch ~46! 420:.1 SO? l-~-~ ll' 4654 27€.5 1461 
Bergbau dme Braunkohlenbergbau 

Gew. u. Verarb. von Steinen und Erden i ..,, :;_i )lj A." 2700 i 

Gießetel I 2&1;-, ' ~ 

r:hamsche Industrie .;:_ ·l·; 

Zdlst-- .llolzschl-, PapH;r-u. i'.lp;::ti;r::. 

Gmrniverarbeitung 

übng .Grundst. -11. PrcduktlorL.SqUtent.>w. 

Gnmd.stoff-u. PrOO.ukt ton.sgliterqe.,.. ~>!Sg. I ;..~: .:075 cCOO 
Maschinenbau 

Straßenfahrzeugbau ;•:_ 
El~ktrotechnik l~' 

übrig. Investltionsgüter prcd. Gewer~ 1 S"' :p 

Iraestit10nsgüter prOO. Gewerbe insg. ~?·~~ n-, 4; iJG 

Herstellung von Kunststoffw:tren 
Textilgewerbe 

übrig. Verbrauchsgüter prcd. GeWerb: .:t_. 

Vt.'rbnochsgüter prcd. Gt-werbe lW}. l-3·':' ' Uahrur,qs- wid Gem$mi ttelgeo~trbe ~·· - ! - I 
1 Verarbeitendes Gewerbe 1nsges;ur:t 51 ry.p; +li 3) •' .:..::)~ .:_l.JO 

S:chienenverkehr 

Straßenverkehr 

Luftverkehr 

I BinnerLSctuffahn 

I Verkehr lnsgesaTtt 

I Haushalte ur.d Klem:erbraud)er 193& }23 009 26 2.:: 244~ 66 1461 

____L__-~------~------~ 

3) Danmter Eln.Satz fUr d1e Strarerzeugung: Stemkchle: 81, 9\; :-fllll,Klärsch1.: 62, 1\; He-1zöl, leicht: 2~,4\: He1::ol s:-r:•1,::r: IJ::!. 9l; E:rdg3.$ 59,8\. ll Z.B. 
OrtsgaswerY.t!,}.1ar.Jnlagen. 5\ Rb'Ltiqllch der m !XNardlungsberel::h eing.c-setztEJJ tncrgietriiger. 
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I Mineralöle 
1 Erdöl,roh K::Jtoren- lei.Fllj'J- sch.flug- Diesel- Leichtes Schweres Petrolkoks Andere 

Art der Angabe I l>mzin kraftst. kraftst. kraftst. HeiZÖl Heizöl Prolukte 

TeraJoule 

I GewinntlrJ'J in Hessen 214 - I 
I Bezüge 119303 1219 97496 62026 135269 9400 615 12343 I 
I Bestandsentn.iliren I 
1 llierqieauf~ 214 119308 1219 97496 62026 135269 9400 615 12343 I 
I Liefei:1JI)1en 214 - I 
I Bestandsaufstockungen I 
I Primärenergieverbrauch 119308 1219 97496 62026 135269 9400 615 12343 I 

Offentliehe 'llänookraftwerke 53 785 403 - I 
öffentliche Heizkraftwerke 31 321 295 - I 
Industri mtlookraf twerke 8 43 329 I 
Kernkraftwerke - I 
'llasserkraftwerke - I 
Fernheizwerke 598 328 - I 
SOO.Stige Fnergieerz~er 41 I 

I lhMardlungseinsatz insgesamt 62 1748 1355 - I 
I Offentliehe Vänrekraftwerke I 
I öffentliche Heizkraftwerke - I 
I Industriewänrekraft1<rerke I 
I Kemkraftw.:lr):e I 
I ',lasser krattwerke I 
I Fernheizwerke - I 
I Scnstiqe Energieerzeuger 41 - I 
1 Urrwandlungsausst~ insqesamt - I 
I Br al.IJlkohlegru.ben 10 I 
I Kraftwerke - I 
I Sonstige fuergieerzell;Jer 41 I I 
! Verbrauch im U!r.randlW)IJsbereich 1.n59es. 1 10 I 

1 Fackel- u. Ißitungsverl., BewertungsdiLl - I 
1 Energieangebot nach IJ:nwandlungsbilanz I 119308 1219 97496 61965 133511 8045 615 12343 I 
1 Nichtenergetischer Verbrauch I 615 12343 I 
! Statistische Differenz I I 

Endenerqieverbrauch 119303 ~219 ?7496 ~·1965 133511 3045 I 
Bergbau ohne BraunkohlenOOrqbau 21 I 

i G€"1'1', u. Verarb. von Steinen und Erdenj 966 1586 I 
I Gießerei I 312 I 
I Chanische IOOustrie I 93( 3342 I 
I Zellst- ,Holzschl- ,Papier-u, Pappee~z. I ~ 545 I 
I Gunniverarbeitung I 346 056 I 
I übrig .Grundst. -u. Prcduktion.sgUtergew. I 304 17 3 I 
I Grundstoff-u .Prcd.uktionsqütergew. insg. 1 2918 5902 I 
I Maschinenbau I 1381 133 I 
I Straßenfahrzeugbau I 893 122 - I 
I Elektrotechnik I 741 184 I 
I übrig. Investitioosgüter pro::l. Gewerbe! 1613 115 - I 
I Investitionsgüter prcd. Gewerbe insg. ! 4628 554 I 
I Herstellung von KtmStstofhtaren I 590 283 - I 
I Textilgewerbe 172 38 I 
I übrig. Verbrauchsgüter prcd. Gewerbe 1295 21 I 
I Verbrauch.sqüter prcd. ~werbe insg. ::I.J:i? 349 I 
I Nahrungs- 1.Ud Genußmittelgewerbe 1367 329 I 
I Verarbeitendes Gelrerbe insgesa.'l'lt 51 10911 7142 - I 
I Schienenverkehr 1409 43 I 
I StraßE>nverkehr 116~08 52314 

I lnftverkehr 174 963-12 

I Binnenschiftahrt 2690 
j Ver~.ehr insqesmt 116608 174 96342 56413 H 
j Kamhalte und KleinvE>:·braucher 2700 1045 1153 5552 122478 903 

3) Darunter Einsatz für die Stra-cerz€\lg\!Ilg: Steinkohle: 81,9%; Müll,Klärsdtl.: 62,7\; Heizöl, leicht: 25,4%; HelZöl,schW"Cr: 62,9%; Erdgas 59,8%. 41 Z.B. 
Ortsqaswerke,Kläranlagen. 5) Abzuglieh der in tbwnd}ungsbereich eingesetzten Energieträger. 
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I Gase I Sti'Oil urxl aMere Inerqieträqa...r 
j Flüssiggas Stadtgas Erdgas Klärqas 1 Strm 11 'lasser- Kern- Femwänre Sonstige 

Art der Anqabe I I kraft energie lliergietr. 

Terajoule 

I GewiMung in Hessen 1000 2506 I 
I Bezüge 5506 200204 178319 118022 I 
I Bestarrlsentnahrren I 
1 lllergieaufi:ame1 5506 200208 1000 178319 2506 118022 I 
I hiefei'UJ)]en 35028 52075 I 
I Bestandsaufstockungen 532 - I 
I Primärenergieverbrauch 5506 164648 1000 126245 2506 118022 I 

öffentliche \l'.lr'!rekraftwerke 2384 I 
Offentliehe Heizkraftwerke ll 5754 I 
Industriewänrekraftwerke 8405 - I 
Kernkraftwerke 118022 I 
lol'asserkraftwerke 3037 2506 - I 
Fernheizwerke 2196 - I 
Sonstige Energieerzeuger 41 46 - I 

thwaOOlungseinsatz insgesamt 46 18740 3037 2506 118022 - I 
Offentliehe Wärmekraftwerke 11028 I 
Offentliehe Heizkraftwerke 7285 8511 - I 
Industriewärmekraftwerke 7530 I 
Kemlcraftwerke 44847 - I 
Wasserkraftwerke 315J - I 
Fernheizwerke 2%5 I 

I Sonstige Fnergieerzeuqer 41 0 - I 
I Unwandlungsausstoß insqesamt 0 --:)843 11476 I 
I Braunkohlegruben 80 I 
I Kraftwerke 4707 I 
I Sonstige Energieerzeuger 41 396 795 I 
I Verbrauch im l.bwa:Jillungsbereich insges. 1 396 791 ma I 

I Fackel- u. l.mtungsverl. ,Bewertungsdlt.j 534 205 31531 1011 - I 
I lliergieangelx>t nach Unwandlungsbilanz I 5461 0 144978 110732 10465 - I 
! Nichtenergetischer Verbrauch I 918 I 
i Stat1stische Differenz I 655 060 I 

-~----

i Fil.denergieverbrauch 5461 0 14411S 110992 10465 
Bergbau ohne Braunkohlenbergbau S915 19?1 

Gew. u. Verarb. von Steinen tmd Erden[ 3010 14E3 I 
Gi$nn I 120'J 1302 I 
Chanische Industrie I 20691 14546 I 
Zellst~ ,fblzschl-, Papi<::r-u. Papp;;-erz. 2887 13-19 I 
Gurtrr>i ver arb2i twog 26-12 14~: - I 
übrig .Grundst. -u.Pro::luktionsgUtergew. 2394 2180 I 

Grundstoff-u. PrOOuktionsgütergew. insg. 1 })334 ..:2291 I 
Maschinenbau I 1341 1415 - I 
Str aßenfahrZalg'baU I 4.374 ':ill5 - I 
Elektrotechnik I 1566 2515 - I 
übrig. Investitionsgüter pro:L Gewerbe I 1818 1934 - I 

Investitionsqüter prcd. Gewerb;! msg. I 9100 10979 I 
Herstellung von Kunststoffwaren m j_ ";'~} I 
1'€xtilgewerbe 1145 446 I 
übrig, Verbrauchsgüter pro.:i. Gewerbe 2261 1932 - I 

VerbrauchsgUter prcd. Gewerl:€ insg. 4164 Jlel I 
I Nahrungs- I.U1d Genußmittelgewerbe ..}570 1<WI I 
I Verarl:eitendes Gewerbe insqesarn.t 51 1194 570S3 41295 1813 I 
I Schiene.nverkehr 'i91C I 
I Straßenverkehr 46 ! 
! ü1ftverkehr - ! 
I BinnenschlffaJ!l"t ' I 
1 Verkehr i.nsq'esamt 46 5910 I 
[ Haushalte tmd Kleinverbraucher 3621 0 87632 63786 8651 - I 

1) Die Bewertungsdifferenz aus der unterschiedlichen Bewertung des Strar.austausches nit anderen Bundesländern betr.lgt 78271 Terajoule. 3) Darunter 
Einsatz für die Strcroerzeo;rung: Steinkohle: 81,9\; Müll,Kl:irschl.: 62,7\; Heizöl.lelcht: 25,4%; Heizöl,schwer: 62,9\; Erdgas: 59,3%. 4) Z.B. Ortsgas-
werke,Kläranlagen. 5) Abzüqlich der im Uir.landlungsbereich eingesetzten Energieträger. 
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Alle lllerqietr!Qer 21 
Primär- Se}ruOOär- SU:riie 

Art der Angabe 

1 Gewinnl..IJ1g in Hessen 

1 Bezüge 
1 aestandsentnal>ID2n 
1 Eilergieaufl<a=n 
1 Lieferungen 
I BestaOOsaufstockungen 
I Primärenergieverbrauch 

I öffentliche Wänrekraftwerke 
\ öffentliche Heizkraftwerke 3) 

I Industriewänrekraftwerke 
1 Kernl<rafbrerke 
1 \lasserkraftwerke 
! Fernheizwerke 
\ Soostiqe Dlergieerzeuqer 4) 

I lliMand11.ll)IJSeinsatz i.nsqesa.I!lt 
I öffentliclle l,olännekraftwerke 
I Offentliehe Heizkratt~rerke 
1 Industriewär'!rekraftwerke 
I Kemkraft~rerke 

I J.l'asserkraftwerke 
1 Fernheizwerke 
I Soostige Energieerzeuger 4) 
I llllWandlungsausstc:f. insgesa;·at 
1 Braunl<chlegruben 
1 Kraftwerke 
1 Sonstige Energieerzeuger 4) 

1 Verbrauch in l.lmlandlungsbereich ins.qes. 

! Fackel- u. l.eitungsverl., BewertungsdiLl 
I D'lerqieangeOOt nach lhMandlW'lQ'sbilanz ! 
1 Nichtenerqetiscller Verbrauch 1 

i Statistische Differenz 

enerqie 

21268 
359269 

27 

380564 
35242 
1674 

343648 

29039 
23123 

11068 
118022 

2506 
2614 

186311 

15 

1191 

120G 

739 
155333 

918 

4% 

energie 

1'erajoole 

21268 
633848 993117 

39 66 
633887 1014451 

52015 37317 
20 1694 

581792 925440 

1241 30280 
617 23140 

727 11195 
118022 

3037 5543 
926 3540 

46 46 
6594 192965 

11028 11028 
15796 15796 

7530 7530 
44847 44841 

3153 3153 

2965 2965 
0 0 

85319 85319 

90 105 
~707 4707 

P9l 

·1'197 6003 

82542 83282 

573177 723510 

12958 13871 

-19" 903 

~--------------~~-----------
1 fildenerqieverbrauch 1~221 

Bergbau OOne Bratmkohlenbergbau 5932 

Gew. u. Verarb. von Steinen und Erden 1 3132 
Gießerei 1209 
Chanische Industrie .::..t(.JO 
zellst-,Holzschl-, Pap1er-u. Pappo.."€rz. 2837 
Gwmiverarbeitung 2675 
übrig .Grundst. -u. Prcduktwnsg"'lterg.o-,... ,I 2394 

Grundstoff-u. Prcduktionsgütergew. insq. 3'428 
Maschinenbau 1366 
StraßenfahrzE _~gbau 6330 
Elektrotechnik 

1

1 1568 
Obrig.InvestitionsgUter prcd. Gewerbe 1 1815 

Investitionsgüter pro:i. Ge'..terbe in.sq. 11139 
Herstellung von Kunststoffwaren "?58 
'Textilge~rerbe 1204 

Obrig. Verbrauchsgüter prOO. Gewrte 2632 
Verbrauchsgüter prcd. Ge'o<-erb::: wsg. 4(.44 
Nahrungs- und Gen$nittelgewerbe 45'11 

1 VerarOOitendes Gell--erbe insgesa'flt 51 0714 
l Schienenverkehr 
I Straßenverkehr 
1 Luftverkehr 
J Binnenschiffahrt 
1 Verkehr insgesamt 
I Haushalte uOO Kleinverbrauch€r 91107 

560116 ~ 1553f· 
2025 7957 

7456 10589 
4244 5453 
208~ 4~Bb 

1893 4786 
2035 4710 
:!T17 5671 

}921'1 161)48 

301<: HIS 

>:.130 12459 
J70G 5214 
3;322 %97 

16669 2?80S 
2626 )}84 

65f- 13(.1 

3.305 ')98" 

b5&9 11Z33 
3607 3173 

7111'.' 135431 
7362 "1)62. 

163':}63 1~8962 

)651-; '16517 

2690 2690 
275537 275537 
213462 304569 

I 

! 

' 

i 

' 

! 

I 
I 
I 

___j 

2) In den SUmren des Endenergieverbrauchs der ilirtschaftszweige des Verarbeitenden Gewerbes sind das FlUssiggas und diE: Fernw~ nicht enthalten. 3! Da

runter Einsatz fUr die StrCO':rzeuqunq: Steinkolüe: 81,9%; ffiill.Klärschl.: 62,7%; Heizöl,leicht: 25,4\; Heizöl.schw-er: 62,9'\; Erdgas: 59,3%, 4) Z.B. Orts
ga.swerke,Kläranlaqen. 51 Abzüglich der 1ID- lb ... and.lungsbereich eingesetzten Energieträger. 
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Hessische Energiebilanz 1988 - phys.Einh. 

steinkdllen BraunkOOlen 1 soost.feste BrEonstoffe 1 

KOOJ.e Koks Briketts KOOJ.e Koks Briketts Staub/ 1 Brennholz Milll, I 
Art der Angabe 'I'rOCkenk. I Klärschl. I 

1000t Terajoole 

I Gewinnunq in Hessen 1343 1470 5650 I 
I Be~e 1400 146 16 248 llO - I 
I BestaMs.ntnallren - I 
1 l>lergieaufl<cmren 1400 141 16 1346 248 llO 1470 5050 I 
I Lieferungen - I 
I Bestandsaufstoc~en 39 - I 
1 Primärenergieverbrauch 1361 147 16 1346 4 247 llO 1470 5050 I 

I öffentliche '1/ä.nrcl:raftl<erke 571 1286 I I 
I öffentliche Heizkraftwerke 31 418 - I 5128 I 
I IndustriewänrJekraftwerke 14 24 18 - I 9 300 I 
I Kernkraftwerke I - I 
I Vasserhaftwerke I - I 
I Fernheizwerke I 222 I 
I Soo.stige Energieerzeuger 4) I - I 
I ltmndltu)}seinsatz insgesamt 1073 lllO 18 I 9 5050 I 
I öffentliche ll'änr.ekraftwerke I - I 
I öffentliche Heizkraftwerke - I - I 
I Industriewärmekraftwerke I - I 
I Kernkraftwerke I I 
I llasserkraftwerke I I 
I Fernheizwerke I I 
I Sonstiqe Energieerzeuger 41 I I 
I lhrrlandlUfJ1sausstcß insgesamt I I 
I Braunkohlegruben I - I 
I Kraftwerke I I 
I Sonstige lliergi.eerzeuJ'er 4) I 
I Verbrauch im tmwandlungsbereich insqes.j I 

1 Fackel- u. Leitungsverl. ,Bewert1mgsdif.l I 
I Fnergieangeb:lt nach l.lnwandlunqsbilanz I 289 147 16 34 229 130 1461 - I 
I llichtenergetischer Verbrauch I I 
I Statistische Differenz I -11 1' 

i Endenergieverbrauch 289 141 16 '' 242 130 1461 I 
I Bergbau ohne BraunkohlenbergN.u I 
I Gew. u. Verarb. von Steinen unC Erden 1 0 E 1o lJ 126 I 
I Gießerei I 01 1 - I I Chemische Industri1: 13~ 94 I I zellst~ I Holzschl-' Papier-u.Pappeerz. I 
I GuTmi 'Jerarbeitung 

I I übrig .Gntndst .-u.Proiuktlonsglitergl:w. i ' I Grund.stoff-u.PrOOuktionsqiltergell. insg. i l36 113 ., 
lOS 126 - I Maschinenbau I I i Straßenfahrzeugbau I 6\ I 

I Elektrotechnik I 0 I 
I übrig.Investitionsgüter proi. Gewerbe I 5 I 
I Investitionsqllter prcd. Gewerbe in:;g. I 68 1~ 7 I 
I Herstellung von KW"IStstoffwaren I 
I Textilgewerte - I 
I Obrig. Verbrauchsgllter prOO. Gewerbe " 0 I 
I Verbrauchsgüter pro.i. Gewerbe i.nsg:. 1( •.' I 
I Nahrungs- und Gem$mittelgewerbe 0 I I Verarbeiterrles Gewerbe insgesartt 51 2:!1 128 20 114 126 I 
I Schi<;nenverkehr 

I I Straßenverkehr 
I I Luftverkehr 
I 

I Binnensclri ffahr t 
I 1 Verkehr insgesamt I I Haushalte t•nd Kleinverbraucher 68 18 16 127 1461 - I 

3) Danmter Einsatz für die Strcm=rzeugung: Steinkohle; 81,9%; MUll,Klärsd:l.: 62,1\:; Heizöl, leicht; 25,4%; Heizöl.schwer: 62,9%; Erdgas 59,8%. 4) Z.B. 
Ortsqaswer};e,Kläranlagen. 5) AbzUglieh der if,J l..trrwandlungsb:reich eingesetzten }))erqieträger. 
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Hassische Energiebilanz 1988 - phys.Einh. 

I Mineralöle 
1 Erdöt,r<ll futoren- lei.FlU"J- sch.flug- Diesel- Leichtes Sch~reres Petrolkoks Andere 

Art der Angabe I renzin kraftst. kraftst. kraftst. Heizöl Heizöl Pro:iukte 

1000t 

I Gewinnung in Hessen I 
I Bezü;Je 2140 28 2283 1452 3168 229 21 311 I 
I Bestandsentnah>ren I 
1 lllery:ieaufkmmen 5 2740 28 2283 1452 3168 229 21 311 I 
I Lieferungen - I 
I Bestarxlsaufstockuh;Jen I 
\ Pri.märenergieverbrauch 2740 28 2283 1452 3168 229 21 311 I 

I öffentliche \lärmekraftwerke 18 10 I 
I öffentliche Heizkrafhrerke 31 8 I 
I Ind.ustrierlnrclraftwerke 0 1 8 I 
I Kernkraftwerke - I 
I Wasserkraftwerke I 
I Fernheizwerke 14 8 - I 
I Scnstiqe Energieerzeuger 41 - I 
! Uuwandll.l()JSeinsatz insgesamt 1 41 33 I 
I öffentliche \<.ämekraftwerke - I 
I öffentliche Heizkraftwerke I 
I Industriewänrekraftwerke I 
I Kernkraftwerke - I 
I loiasserkraftwerke - I 
I Fernheizwerke - I 
I Soostige Energieerzeuger 41 I 
j U1Mandlungsausst~ insgesa.11t - I 
I Braunkohlegruben 0 I 
I Kraftwerke I 
I St:.t\Stige Dlergieerzeuqer 41 I I 
j Verbrauch im Ur!wandlungsbereich insges. 1 0 I 

1 Fackel- u. Leitungsverl.,flel.rertungsdif.j I 
1 Energieang-el::ct nach l.l!Maixllungsbilanz I 2740 28 2283 1451 3126 196 21 311 I 
1 Nichtenergetischer Verbrauch I 21 311 I 
1 Statistische DifferertZ I - I 

I En:ienergieverbraoch 27-10 28 2283 1451 3126 196 - I 
I Bergbau ohne Braunkohlenbergbau 1 0 I 
I Gew. u. Verarb. von Steinen und Erden( 23 39 I 
I Gießerei I 1 I 
I Chanische !Mustrie ! 23 81 I 
I Zellst-,Holzschl-, Papier-u.Pap~rz. I 0 13 I 
I GI.Croi verarbei tung I 3 6 I 
I übrig, Gnmdst. -u. Prcduktioosgütergew. ( 1 4 I 
I Grundstoff-u.Prcd.uktionsqütergew. insg. I 68 144 

I Maschinenbau I 32 J I 
I Straßenfahrzeugbau I 21 - I 
I Elektrotechnik I 11 4 - I 
I Obrig,Investitionsqüter prcd. Ge'ft'erl€1 38 J I 
I Investiticnsgüter pro:l. Gewerl€ insq. I 108 14 

I Herstellung von Kunststoffwaren I 14 1 

I Textilgewerbe I 4 

I Obrig. Verbrauchsgüter prOO. Gewerre I 30 1 

I Verbrauchsgüter prcd.. Gewerl€ insg. I 48 9 I 
I Nahrtu'qs- und Genußmi,ttelgewerbe I 32 8 I 
1 Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 51 I 251 114 I ' 
! Schienenverkehr 33 - I 
I Straßenverkehr 2678 1225 I 
I Luftverkehr 4 2256 - I 
I Binnensclriffahrt 63 - ! 
1 Verkehr insgesamt 2678 4 2256 1321 1 - I 
I Haushalte und Kleinverbraucher 62 24 21 130 2868 22 - I 

3) Darunter Einsatz für die Strorerzeugung: Steinkohle: 81.9\; Müll,Klärschl.: 62,7\; Heizöl.leicht: 25,4%; Heizöl.schwer: 62,9%; Erdgas 59,8%. 4) Z.B. 
Ortsgaswerke,Kläranlagen. 5) Abzüglich der im Uwandlungsrerekh eingesetzten Ihergieträger. 
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Hassische Energiebilanz 1988 - phys.Einh. 

I Gase I Stron uOO. andere Eherqi.eträQer 

1 flüssiggas Stadtgas !;rdgas Klärgas 1 Strm 11 Wasser~ Kern- Fernwärme sonstige 

Art der Anqabe I I kraft el1€rqie Inerqietr. 

1<mt Hill.qm Mill.k11h Terajoule 

I Cewl.nn\liYJ in Hessen 0 63 26' -

I Bezüge 120 6308 18822 12457 -

I Bestandsentnahren -

1 lllergieaufkam.en 120 6309 63 13322 264 12457 

I Lieferungen 1104 6497 

I Bestandsaufstockurqen 17 
I Primärenergieverbrauch 120 5188 63 13325 264 12457 

öffentliche Vätrekraftwerke 75 -
Offentliehe Heizkraftwerke 31 181 
Industriewänookraftwerke 265 -

Kernkraftwerke 12457 
\l'asserkraftwerke 844 264 -

Fernheizwerke 69 -

Sonstige ~eerzeuger 4) 

\ l.\J:r.fandlunqseinsatz insgesamt 590 844 264 12451 -
I öffentliche \länrekraftwerke 3063 

I öffentliche Heizkraftwerke 2023 8511 -

I Industriewärmekraftwerke 2092 -
I Kernkraftwerke 12457 -

I Vasserkraftwerke 876 -
I Fernheizwerke 2965 -

I Sonstige Fnergieerzeuger 
' 

4) 0 
I l!nwandlW"Jgsauss~ insgesamt 0 20512 11476 -

I Braunkohlegn.IDen 22 -

I Kraftwerke lJOS -
I SOnstige Fllerqi_eerzeuger 4) 12 50 
1 Verbrauch im l.bwandlungsbereich insqes. 1 12 50 1330 -

I Fackel- u. L€itungsverl. ,Bewert\liYJsdif.\ n 1l 905 1011 -

1 EhergieangeOOt nach l.hlwandhmgsbilanz I 119 0 4568 -{) i 30759 10465 -

1 Nichtenergetischer Verbrauch I 29 I -

1 statistische Differenz I 21 c I 7:. 

+----------
1 Endenergieverbrauch 119 0 4560 I lOS31 10465 

I Bergbau ohne Braunkohlefirergbau 186 i 555 -

I Gew. u. Verarb. von Steinen und Erden! 95 I 412 

I Gießerei I 38 362 

I Cherilische Industrie I 652 4041 

I Zellst- ,Holzsch.l-, Papier-u.Pappeerz. I 31 375 
Gu!!miverarbeitung 8) 398 
Obrig.Grundst. -u.Produktionsgütergew. 1 91 606 

Grundstoff-u.Prcduktionsgütergew. insg. 1 1050 619J 
Maschinenbau I 42 193 
Straßenfahrzeugbau I 138 1421 
Elektrotechnik I 49 I 699 
Obrig. Investitionsgüter pro:l. Gewerbe 1 57 - I 517 

Investitionsgüter pro:l. Gewerbe insg. I 287 }050 

Herstelhmg von KW1Ststoffwaren i 24 487 
Text ilqe'>lerbe I 36 124 
übrig. Verbrauchsgüter pro:i. Gewerbe 71 500 -

Verbrauchsgüter prcd. Gewerbe insg. 131 1161 -
Nahrungs- und Gent$-.<llittelgewerbe 144 513 

1 Verarbeitendes Gewerl:€ insgesan.t 5) 39 1799 11471 1811 -
Schienenverkehr 1642 
Straßenverkehr 
LuftverkE-hr -
Binnenschitfahrt 

l Verkehr insqesa!llt 1 1642 
1 Haushalte und Kleinverbraucher 79 0 2761 11718 8651 
L__ 

ll Die Bewertungsdifferenz aus der unterschiedlichen Pß.'erhmg des Stranaustausches mit anderen Bundesländern betng: .,3271 Terajoule. 3) Darunter 
Einsatz für die Strmerzeuqung: Steinkohle: 31.9%: Müll,Klärschl.: 62,7%; Heizöl,leicht: 25,4%; Heizöl,schwer: 6:-.·:,<;,· ~t1qils: 59,8%. 4) Z.B. Ortsgas
werke,Kläranlagen. 5) Abzüglich der im Unwandlungsbereich eingesetzten Energieträger. 
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Hassische EnerQJ.ebilanz 1987 - SKE 

Stei.nkchlen Braunkehlen 1 Sa\St. feste Brennstoffe 1 

K<hle Koks Briketts Kohle Koks Briketts staub/ 1 Brennholz Müll, I 
Art der Angabe Trockenk. ! Klärschl. I 

1000 t-SKE I 
----1 

I Ge".rinnunq in Hessen 382 35 DG I 
I BeZ\lge 1445 137 29 202 34 I 
I Bestardsent.n.ahiren 164 0 0 - I 
1 fnergieaufkccrren 160'> 131 29 388 6 202 84 3S 136 

I hieferungen 

I Bestandsaufstockungen 0 
I Primärenergieverbrauch 160'> 1l7 29 388 202 84 JS 136 

öffentliche \olänrekraftwerke 159 )54 - I 
öffentliche Heizkraftwerke ]) 402 126 I 
Industriewärtoekraft1olerke 15 11 0 9 I 
Kernkraftwerke I 
lhsserkraftwerke I 

I Fernheizwerke I 
Sonstige lliergieerzeuger 4) I 

j Unwandlungseinsatz :insgesa"lt 1242 JS1 11 0 136 I 
I öffentliche Värtrekraftwerke I 
I öffentlich€ Heizkraftwerke I 
I Industriewärmekraftwerke I 
I Kernkraftwerke I 
I Wasserkraftwerke I 

Fernheizwerke I 
Sonstige Fnergieerzet~qer 4} I 

I Unwandlungsau.sstcß insgesamt I 
I Br a\Ulkchle}tUben I 
I Kraftwerke I 
I Sonstige Energieerzeuger 41 ' I I I 
1 Verbraucll im thwandlunqsb=reich insges. i I I 

.J---.-
I Fackel- u. l€it\ln1Sverl. ,Bewertunqsdit.[ 
I lliergieanqel:ot nach lhiwandlunqsbilanz i 367 1 r.' 29 JO l'Jl 84 I 3S 
1 Nichtenerqetischer Verbrauch I - I 
· Stat1st1sche Differenz ,) lCi I 

i Endenergieverbrauch 367 ]J' cJ Cl 200 M lS 

I ~rgbau ohne Braunkohlent:ergbau 0 

r,.e.,..., u. Verarb. von Steinen und Erden I ;o 6 84 - I 
Gießerei I 0 (' 

' Chemische Industrie I 122 fil 

Zellst- ,Holzschl-, P.:tpier-u .Pappstrz. 
! 

0 

Gur:miverarbeitung 
übrig .Grundst. -u. Pro:luktlonsgiiterqew. : 

' 
Grundstoff-u.PrOOuktionsqütergew. tnsq. · !37 '4 68 84 

Haschinenb:iu 

Straßcenfahrzeugbau 79 ll: 

Elektrot~hnik " übrig. Investitionsqliter prcd. Gewerbe 1 ,j 

InvestitionsgUter pro:l, Cewerl::e in.sg. I 82 1< 1) 6 

Herstellung von KI.UlStstoffwaren 
Textilgewerbe ü 

Obrig. VerbrauchsgUter prOO.. Ge;."erbe ., 
Verbrauchsqüter prOO. Gewerl:-2 insg. p 

Nahrungs- und Gem$mittelge'llerW 
j Verarbeitendes Gewerbe insgesar:Jt S} 231 llS 19 -4 84 

I Schienenverkehr 
I Stra$enverkehr 

Luftverkehr 

' 
Binnens<'hiffahrt 

' j Verkehr insgesamt 

j Haushalte und Kleimerbraucher 131 22 I1J 2 1~( 35 
L__ 

3) Darunter Einsatz für die Str~rzeugu.ng: Stetnkohle: 76.5%; !iilll,Klärschl.: 86,5\; Heizöl. leicht: 11,5\; Heizöl,schwer: 5-2.7\: Erdgas 57.~. 4} Z.B. 

Ortsgaswerke.Yläranlagen. 5) AbzUglieh der 1m th:'>rartdlungsben?1ch eingesetzten frorqieträger. 
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Hessische Energiebilanz 1987 - SKE 
-----, 

I Mineralöle I 
1 Erool,roh futoren- lei.nug- sch.Flug- Diesel- ~ichtes Sch.veres PetrolJcoks Andere I 

Art der Angabe I benzin kraftst. kraftst. kraftst. Heizöl Heizeil Pro:lukte I 

1000 t-SKE 

I Gewinnurt} in Hessen 8 I 
I BezU;Je 3861 64 2831 2023 4898 428 33 400 I 
I Bestandsentnah:ren - I 
1 !llergieaufkaJIOO!l 8 3861 64 2831 2023 4398 428 33 400 I 
I Liefell.II)1en 8 - I 
I BestaOOsaufstoclrungen - I 
I Primärenergieverbrauch 3861 64 2831 2023 4398 428 33 400 I 

öffentliche 'ol'ärnekraftwerll.e 2 21 - I 
öffentliche Reizkraftwerke 31 23 - I 
Industriewärmekraftwerke 0 14 I 
Kernkraftwerke - I 
Vasserkraftwerke - I 
Fernheizwerke 19 29 - I 
Sonstige Energieerzeuger 4) - I 
1.lJr.landl~tz insgesamt 2 34 87 - I 
öffentliche Wänookraftwerke - I 
öffentliche Heizkraftwerke - I 
Industriewämekraftwerke - I 
Kernkraftwerke - I 
Wasserkraftwerke - I 
Fernheizwerke - I 

I Soostige lnergieerzeuger 4) - I 
I Ltm<aMlunqsausstoll insgesamt - I 
I Braunkohlegruben 0 - I 
I Kraftwerke - I 
I Sonstige Energieerzeuger 41 - I 
1 Verbrauch im UIMaOOlungsbereich insges. 1 0 - I 

1 Fackel- u. l.E!ittmqsverl. ,Bewertl.llli}Sdif.l I 
1 FnergieangeOOt nach !mlandlungsbilanz I 3861 64 2331 2021 4363 341 33 400 I 
1 Nichtenergetischer Verbraucll I 56 JJ 400 I 
1 Statistische Differenz I - I 

----1 
I Endenerqieverbrauch 3861 64 2831 2021 4863 285 I 
I Bergbau OOne Braunkohlenberghau - I 
I Gew. u. Verarb. voo Steinen 1.IJid Erden 1 32 55 I 
I Gi$lrei I 12 I 
I Chanische Industrie I 43 78 I 
I Zellst- ,Holzschl-, Papier-u.Pappeerz. I 19 

I Gurrrni ver arbei tung I 14 14 

I Obrig.Grundst. -u.Pro:iukt!.onsgüterge->'1. 1 1J J 

I Gnmdstoff-u.Prcduktion.sgütergew .insg. 1 114 169 

I Maschinenhau I 51 6 I 
straßenfahrzeugbau I 35 :u I 
Elektrotechnik I 32 - I 
Obrig.Investitioosgüter pro:i. Gewerbe! 63 - I 

Investitioosqüter prOO. Gewerbe insg. 1 180 Jl I 
Herstelltmg von Kunststoffwaren I 20 1(; I 
Textilgewerbe ' 8 - I 
Obriq. VerbrauchsgUter proi. Gewerbe 49 - I 

Verbrauchsgüter pro:i. Gewerbe insg. 18 21 - I 
NahrurY}s- \ll)'j Gent$mi ttelqewerbe 52 " - I 

\ Verarbeitendes Gewerbe insqesamt 51 424 249 - I 
I Schienenverkehr 51 - I 
I Straßenverkehr 3765 1679 ~ I 
I Luftverkehr 4 2806 - I 
I Binnenschiffahrt 106 - I 
I Verkehr insgesa:nt 3165 2806 1836 I 
1 Haushalte und Kleinverbraucher 97 59 25 185 4438 36 - I 

3) Darunter Einsatz für die Straoorzeugung: Steinkchle: 76,5%; Müll,Klärschl.: 86,5%; Heizöl,leicht: 17,5\; Heizöl,sch.".er: 52, 7%; Erdgas 57,3%. 4) Z.B. 
Ortsgaswerke,Kläranlaqen. 5) Abzüglich der im l\1t.7andlungsbereich eingesetzten Ebergi.eträqer. 
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Hassische Energiebilanz 1987 - SKE 

I Gase I Strm uOO aOOere ftlerqieträger 
! nUssigqas Stadtgas Erdqas Kläryas j Stra:n. 1) 'l(asser- Kern- Fern~ scnst1ge 

Art der Angabe I I kraft enerqie lliergietr. 

1000 t-SKE 

I Gewinnung in Hessen 0 32 91 I 
I Bezüge 214 5859 5610 4526 - I 
I Bestandsentnahmen 43 - I 
1 lllergieaufkcmren 214 5901 32 5610 91 4526 - I 
I Liefertll)1en 0 2009 - I 
I Bestandsaufstoclrunqen - I 
I Pr:imäreneryieverbraoch 214 5901 32 3601 91 4526 - I 

I öffentliche l.'ämekraftwerke 41 - I 
I öffentliche Heizkraftwerke 31 280 I 
I Industriewänrekraftwerke 286 I 
I Kernkraftwerke 4526 - I 
I \l'asserlrraftwerke 91 91 - I 
I Fernheizwerke 94 - I 
I SCOStige fuerqieerzeuger 4) - I 
I UIMandlungseinsatz insgesamt 101 91 91 4526 - I 
I öffentliche Yärnt!kraft\rel'ke 441 - I 
I öffentliche Heizkraftwerke 191 295 I 
I Industriewänrekraftwerke 25S 

I Kernkraftwerke 1725 

I 'llasserkraftwerke 111 
Fernheizwerke 105 

Sonstige Fnergieerzeuger 4) 

Urnrand .. hm;rsausstcß insgesamt 2738 400 
Braunkchlegnthen 3 

I Kraftwerke 167 

I Scnstiqe filerqieerzeuger 4) 26 

1 Verbrauch im UnwandlungsOOreich insges. 26 ' 110 

1 Fackel- u. I..eitungsverl.,i.lewertungsdif.[ 23 6 2349 34 I 
I fuergieangeOOt nach U!Nandlungsbilanz I 2U Sl11 J12J 366 - I 
j Nichtenergetischer Verbrauch I 41 I - I 
) Statistische Differenz I ') I -12 0 - I 

I Endenergiev~:rbrauch 213 2 S127 0 3711 366 I 
Bergbau ohne Braunkohlenbergbau 205 "' I 
Gew. u. Verarb. von Steinen und &den I 9) 5D I 
Gießerei I 41 )8 I 
Chani.sclte Industrie ns 415 I 
Zellst- ,Holzschl-, Papler-u. Pappeerz. "S 44 I 
Gurr1ili verarbei tung 89 47 I 
übrig .Grundst. -u. Prcduktionsgüterqew. 1 39 ·;~ I 

Grunc;",;totf-u.Pro:l.uktionsgUterqew. insg. I ll4E 725 I 
Maschinenhau l 52 SJ I 
StraßenfahrzeUgbau 140 168 - I 
Elektrotechnik I 56 "' I 
Obrig.Investitionsgüter prcd. Gewerbe! 61 " I 

Investitionsgüter pro:l. Gewerbe insg. I HS 363 - I 
Herstellung von KtmStstoffwaren I 23 55 I 
Textilgewerbe I l' 15 - I 
übrig. Verbrauchsgüter prOO. Gewerbe I "' 63 

Verbrauchsgüter pr<d. Gewerbe insg. 126 lE I 
Nahrungs- und Genußm].ttelgewerbe lSO 60 - I 

1 Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 5} 92 1942 1351 14 - I 
I Schienenverkehr 202 I 
I Straßenverkehr 2 

I Mtverkclu" I 
I Bi.rmenschiffahrt I ' 1 Verkehr insgesamt 2 202 - I 
I Haushalte und Kleinverbraucher 119 2 3185 0 2158 292 I 
L 

1) Die BewertlUlgsdifferenz aus der unterschiedlichen Be'>lertunq des Strar.austausches ßÜ anderen Bundesländern betrigt 2227000 t -SKE. J) Darunter 
Einsatz für die Strarerzeugung: Steinkohle: 76,5%; Milll,Klärschl.: 86,5%; Heizöl,leicht: 11,5.\; Heizöl,schwer: 1)2,1\; Erdgas: 57,8\, 4) z.B. Ortsgas-
werke, Kläranlagen. 5) AbzUglieh der im t.bMardhmgsbereich eingesetzten Ellergietrager. 
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Alle Dlerqieträger 2) 

Primär- Sekundär- """" Art der Angabe energie energie 

1000 t-SKE 

Gerinnung in Hessen 6S4 684 
Bezüge 11830 20822 32652 

Bestarrlsentnahrren 212 0 212 

En.ergieaufkcmen 12726 ZOS22 3JS43 

Lieferungen ?f$jJ 2018 

I Besta.Msaufstoclrungen 0 0 

j Primärenergieverbrauch 12713 18812 JlSJO 

I öffentliche Yärnekraftwerke 1161 30 1191 

I öffentliche Heizkraftwerke 3) 809 31 840 

I Industriewänrekraftwerke 372 26 398 

I Kernkraftwerke 4526 4526 

I Yasserkraftwerke 91 91 181 

I Fernheizwerke 100 4S 147 

I Sonstige Energieerzeuger 4) 2 

1 UrMandlunqseinsatz insgesa:n.t 1058 2ll 1291 

I öffentliche Wärmekraftwerke 441 441 

I öffentliche Heizkraftwerke 492 492 

I Industriewänrekraftwerke 258 258 

! 
Kernkraftwerke 1725 1725 

I \/'asserkraftwerke 111 ll1 ! 

I Fernheizwerke 105 105 I 

I Sonstige filergieerzeuger 
I 

4) 2 I 

I l.tr!wandlliDJso.u::;c:;t~ insgesaot 3140 3140 

I BraWlkohlE09f\lben 5 

I Kraftwerke 161 167 

! Sonstige Energieerzeuger 41 26 " 1 Verbrauch 1m UrMandlunqsOOreich 1IlSlJBS. I 21 :11 1~17 ! 

1 Fackel- u. l.€itunqsverl.,BE:wertungsd.lf.l 29 233·1 2413 

1 Energieangebot nach l.t!iwandlunqsbilanz I 5603 19165 24768 

f Nichtenergetisch€r Verbrauch I .u 489 SJO 

: Stat1stische !hfferenz ~ 12 -1~ 

! llldenerqieverbrauch 555C 1361] 2422~ 

Bergbau OOne Braunkohlenbergbau ,~OJ 6:' 274 

Ge'o~. u. Verarb. von Stel.IIen und Erden! 110 ;:;.l,: 35: 

Gießerei 
! 

41 125 lf.f, 

Charosc;,e Industrie 34';' 6E J t')lO 

ZeEst-, Holzschl-, f'apler-u. Pappeerz, n &4 16.:. 
Gl.mmiverarbe1ttmg ~.l 75 ;ot 
übrig .Grundst. -u. Prcduktwnsglltergew. 99 ')2 191 

Grundstoff-u. Prcdukt1onsgüterge·11.insq. 1289 1260 254') ! 

Maschinenbau 53 118 n 
Straßenfahrzeugbau 231 213 444 
Elektrotechnik i 57 132 13·~ 

übrig. InvestitionsgUter pro:!. Ge'l.-erbe 1 69 140 209 
Investitionsg'iter prcd. Gewerbe msg. I 410 603 lOU 

He I stellung von Kunststoffwaren " 2' .!_11 

Textilgewerbe 40 28 68 i 

übrig. Verbrauchsgüter prcd. Gel<ierb<: so 11\ 195 

VerbrauchsgUter pro:!. Gewerbe insg. 143 .::Je J7~ 

Nahnmgs- und Gent$ffittelgewerre 151 140 291 
1 Verarbeitendes Gewerbe insgesa'llt 51 2198 2469 4r-67 

I Schienenverkehr 2S4 254 j 

I Straßenverkehr 5445 54<15 

I lnftverkehr 231i ~eu 

i Binnenschiffahrt 106 106 
j Verkehr insgesamt 8616 8616 
1 Haushalte und Kleinverbraucher 3352 1588 10940 

2) In den Sl.Jrrr;Jen des fildenerqieverbrauchs der 1./'irtschaftszweige des Verarbeitenden Gewerbes sind das rhissiggas und die remwärre nicht enthalten. 3) Da

runter Einsatz für die Strar.erzel.lgUJ'I(J: Steinkohle: 76,5%; Hilll,Klärschl.: 86,5\; Heizöl.leicht: 17,5%; HeizöLsdt'*r: 52,7%; Erdgas: 57,8\. 4) Z.B. Orts
gaswerke,Kläranlagen. S) AbzUglieh der .im UIMandJ.W):JSbereich eingesetzten frtE:rgietrB.ger. 
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steinkehlen Braunkehlen 1 Soost.feste Brerulstoffel 
Kohle Koks Briketts Kohle Koks Briketts staub/ 1 Brennholz Müll' I 

Art der Anga00 'l'rockenk. I Klärschl. I 

Terajoule 

Gewirmunq in Hessen 11207 1019 3976 I 
Bezüge 42364 4010 831 lll4 5924 2457 - I 
Bestandsentnalllren 4804 165 0 I 

\ fuerqieaufkcmren 41168 4016 831 11371 184 5924 2457 1019 3916 I 
I Lieferungen - I 
I Bestandsaufstockungen 13 - I 
I PrimäreMrgieverbrauch 47168 4016 831 11371 lll4 5912 2451 1019 3916 I 

I öffentliche Värmekraftw-erke I 22250 I 10381 I I 
I öffentliche Heizkraftwerke 3) I 11782 I I 3705 I 
I Industriewärmekraftwerke I 2184 I 68 324 I 8 210 I 
I Kernkraftwerke I I I - I 
I Wasserkraftwerke I I I - I 
I Fernheizwerke I 183 I I I 
I Scnstige llierqieerzeuger 41 I I I - I 
[ tl:llwandlungseinsatz insgesamt I 36399 - I 10449 324 I 8 3916 I 
I öffentliche Willekraftwerke I I - I - I 
I öffentliche Heizkrafbrerke I I I I 
I Industrie\fämehaftwerke I I - I - I 
I Kernkraftwerke I I I I 
I Wasserkraftwerke I I I - I 
I Femhei~rke I I I - I 
I Sonstige Ehergieerzeuger 4) I I I I 
I Uwandlungsausstql insgesao>t I I I I 
I Braunkohlegruben I I ]7 - I - I 
I Kraftwerke I I I - I 
I Sonstige D"!ergieerzeuqer 4) I I I 
1 Verbrauch iro l.lmrandlungsbereich insges.l 31 - I I 

-+ 
1 Fackel- u. Leitungsverl. ,Bewertungsdlf./ 
I Fnergieangel::ct nach U!r.rurllungsbilanz I 10769 4016 831 885 184 5588 2451 1012 

I llichtenergetischer Verbrauch I 
1 Statistische Differenz 0 -2f.ß 230 

1 Dldenerqieverbrauch t076'} 4016 831 61" 184 586$ 2451 I 1012 - I 
I Bergbau ohne Braunkohlenbergbau I 
I Gew. u. Verarb. von Steinen und Erden 1 302 jöj 119 46 181 2457 I 
I Gießerei I 14 2196 12 I i 
I Chanische Industrie I 3590 4) :33 1796 I I 
! Zellst- ,Holzschl- ,Papier-u.Pappeerz. I I I 
I GI.5Imi verarbei tunq I 109 - I I 
I übrig .Grundst. -u, Prcrluktionsqiltergew. I lZl I I 
I Grundstoff-u.Pr<xl.uktioosgiitergew .in.sq. 1 4016 2743 1"19 184 1988 2457 I 
I Maschinenbau 

! 
CD 23'! 11 I 

I Straßenfahrzeugbau 230J )58 I 
I Elektrotechnik I 1 ~18 (i 48 I 
I Obrig.Investitionsqüter pro:l.. Gewerbej 16 10 129 I 
I Investitionsgüter prcd. Gewerbe insg. 1 2400 525 )15 118 I 
I H€rstellung von Kunststoffwaren I I 
I Textilgewerbe I 96 I 
I Obrig. Verbrauchsqüter prcd. Gewerbe ! 401 0 I 
I Verbrauchsgüter prcd. Gewerl:.€ insg. 497 0 I 
I Nahrungs- und Gent$mittelgewerbe 11 9; I I 
1 Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 51 6932 3365 - I 555 1M 2167 2451 - I 
I Schienenverkehr - I 
I Straf>enverkehr I 
I Wftverkehr I 
I Binnenschiffahrt - I 
1 Verkehr insgesamt - I I 
I Haushalte und Kleinverbraucher 3833 651 837 6) 1701 I 1012 I 

3) Darunter Einsatz für die Stranerzeugung: Steinkohle: 76, 5%; Hüll,Klärschl.: 86, S\; Heizöl, leicht: 17, S%; Heizöl, schwer: 52, 7%; Erdgas 57 ,8\. 4) Z.B. 
Ortsgaswerke,Kläranlagen. 5) Abzüglich der in ltJr,landlungsbereich eingesetzten Energieträger. 
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I Mineralöle 

1 Erdö1,roh &ltoren- lei.Flug- sch.Flug- Diesel- Leichtes Schweres Petrolkoks AOO.ere 

Art der Angabe I benzin kraftst. kraftst. kraftst. Heizöl Heizöl Prcdukte 

Terajoule 

Gewinnung lll Hessen 240 
BeiD;Je 113168 1872 82976 59298 143559 12550 967 11720 

BestaMsentna!wan 
1 !hergieaufkrom:m 240 11316S 1872 82916 59298 143559 12550 967 11720 

I LieferuJYJen 240 

I Besta.Msaufstoclrungen 

I Primärenergieverbrauch 113168 1872 32976 59298 143559 12550 967 1172(! 

öffentliche Wärmekrafhrerke '9 198 617 
öffentl1che Heizkraftwerke 3) 237 615 
Industriewärmekrafhterke 23 406 
Kernkraftwerke 

Vasserkraftwerke 
Fernheizwerke 551 846 
SOnstige Energieerzetger 4) 

j Ui:wand.l1Jl)::}seinsatz insgesamt 66 1009 2544 

I öffentliche Yänrekraftwerke 

I öffentliche Heizkraftwerke 

I Industriewänrekraftwerke 

I Kemkraftlfflrke 

I Wasserkraftwerke 

I remheizwerke 

I Sonstige Energieerzeuger 4) 

I U:nwandlungsausstcß in59esamt 

I Braunkehlegruben 10 

I Kraftwerke 

I Sonstige Energieerzeuger 4) 

I Verbrauch im i.l:tMandlllr}(,1sl'ereich insqes. 10 

I Fackel- u. Leitunqsverl. ,BewettW"lqsdlf. .1 

I Enerqieangetot nach tbwandlungsbilanz I 113168 l872 32975 59232 142539 10006 %7 11720 
I Nichtenergetischer Verbrauch I 1641 967 11720 
I Stat1stische Differenz I 

-+--
I Endenergieverbrauch 1131&8 18"72 ö2'l"'t 59232 142539 8364 

I Bergbau ohne BraW'lkohlenbergbau 23 91 

G€w. u. Verarb. von Steinen Lmd Erden! 945 1613 

Gießerei 344 

a.emi.sche Industrie 1247 2275 

Zellst- ,Holzschl-, Papier-u. Pappeerz. 25 559 

Gumti verarl::eitmq 399 424 

übrig .Grundst. -u. PrcduktionsgUtergew. ! 318 90 

Gnlndstoff-u.Prcduktionsgütergew. insq. 3338 4961 

Maschinenbau 1489 116 

Stra)}enfahrzeUqbau 1015 310 

Elektrote<::hnik 925 226 

Obrig.Investitionsgüter prcd. Gewerbe! 1831 193 

Investitionsgüter prc:d.. Gewerbe insq. I 5265 905 

Herstellung von Kunststoffwaren I S90 351 

Textilgewerbe I 231 157 I 
Obrig. Verbrauch.sqüter prcd. Gewerl:€ ! 1445 92 I 

Verbrauchsgüter prc:d.. Gew€rbe in.sg. 2212 606 I 
Nahnmgs- \U"ld Genußrnittelgewerl::e 1519 735 I 

1 Verarbeitendes Gewerbe insg:esa11t 5) 12417 7298 I 
I Schienenverkehr 1495 43 I 

Straßenverkehr llO.HS 49196 I 
IJ.tftverkehr ll1 22.250 I 
Binnenschiff ahr t- 3117 - i 

I Verkehr insge-sa;nt 110338 131 82250 >3808 43 - I 
I Haushalte WYl Kle:il:erbrauche· 2830 1742 726 5424 130079 1067 I 

3) Darunter Einsatz für die Stl·~rzeugung: Steinkohle: 76,5%; Müll,Klärschl.: 86,5\; HeiZOl,leicht: 17,5%; HeizOl.schwer: 52,7%; Erdgas 5'.~- 4) Z.B. 
Ortsqaswerke,Kläranlagen. 5) Al·.::Uglich der lli. ttr.-wandlungsbereich eingesetzten Dlergieträger. 
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I Gase Stran urd aOOere FnerqieträQer 

1 niissigyas Stadtgas Erdqas Klärlas 1 Stroo 1) Vasser- Kern- remwäme Soostige 

Art der }.r)Jabe I I kraft enerqie Fnergietr. 

Terajoule 

I Gewinnur.g in Hessen 4 938 2659 I 
I Bezüge 6287 171706 164431 132643 I 
I BestaOOsentnahmen 1249 I 
1 lilerg:ieaufkam>m 6281 172959 938 164431 2659 132643 I 
I Lieferungen 4 58891 - I 
I BestaM.saufstockungen - I 
I Primärenerqieverhrauch 6287 172955 9)8 105539 2659 132643 

öffentliche Väntekraftwerke 1338 
Offenthebe Heizkraftwerke l} 8216 
Industriewänrekraftwerke 3382 

Kernkraftwerke 132643 
Wasserkraftwerke 2830 2659 
Fernheizwerke 2742 - I 
Salstige !hergieerzeuqer 4) 46 I 

I Uuwandlungseinsatz i.nsgesa!llt 46 20727 2S30 2659 132643 - I 
I öffentliche Wärmekraftwerke 13107 - I 
I öffentliche Heizkraftwerke 5719 8641 - I 
I Industriewärmekraftwerke 7569 - I 
I Kernkraftwerke ! 50557 I 
I H'asserkraftwerke I 3239 I 

Fernheizwerke I 3079 I 
Sonstige fuergieerzeuger 4} I 50 I 

U:üwandlungsausst~ insgesamt I 50 80251 11720 I 
Braunkohlegruben I 101 I 
Krattwerke I 4888 I 
Sonstige lliergieerzeuger 4} I 752 I 

1 Verbrauch im Unwardhmgsbereich in.sqes.l 152 4989 I 

I Fackel- u. L€itungsverl.,Bewertungschf.! 673 187 68856 1002 

I DlerqieangeOOt nach Unwandlungsbilanz I 6241 50 15155~ 109115 10118 

I Nichtenergetischer Verbrauch ! 1206 
I Statistische Differenz ··% 0 364 0 

I Endenergieverbrauch 624l 50 1S0259 0 108751 10118 

I Bergbau oMe Braunkohlenbergbau 6010 1905 
Gell. u. Verarb. von Steinen und Erdenf 2739 1455 
Gil$erei 1190 1120 

Chanische Industne 21245 U935 

Zellst- ,llolzschl-, Papier-u.Pappe€r:-. 2834 12B2 
Gwnniverarbeitunq 2609 1363 
übrig.Grundst. -u.PrOOuktlOnsgütergt>W. : 2910 21•)1 

Grurilstoff-u.PrcduktioosqU.tergew. msg. 1 BS'?f 21261 

Maschinenbau 1530 1552 

StraßenfahrzeUgbau <1105 4916 
Elektrotechnik 165E 2460 
Obrig.Investitionsqüter pnxl. Gewerbe 1 1952 1869 

Investitionsgüter prcd. Gewerbe insg. I 9243 10797 

HerstellW'Ig von Kunststoffwaren 684 1613 
T~ilgewerbe 1070 425 
übrig. Verbrauchsqilter prcd. Gewerbe 1941 1836 

Verbraochsgüter prcd. Gewerbe insg. 3695 3814 
Nahrunqs- und Genußm,ittelgewerbe 1398 1767 I 

I Verarbeitendes Gewerbe insqesant 51 2708 5€922 39604 2165 - I 
I Schienenverkehr 5911 I 
I Straßenverkehr 46 

I Luftverkehr 

I Binnensch1ffahrt 

I Verkehr insgesaJilt 46 5911 ' I 
I Haushalte und Kleinverbraucher 3481 50 93ll7 0 63235 3552 I 

-------' 
1) Die Bewertungsdifferenz aus der unterschiedlichen Bewertung des Strcm<tustausch€s mit anderP.n Bundesländern betragt 65313 Terajoule. 3) Darunter 
Einsatz fO.r dle Stranerzeugung: Steinkohle: 76,5\; Hiill,Klärschl.: S6,S\; Heizöl,leicht: 17,5%; Heizöl.sd1Yer: S2.~; Erdgas: 57,8%. 4) Z.B. Qrtsgas-

werke,Kläranlaqen. 5) Abzüglich der im Unwandlungst:ereich eingesetzten Ehergieträger. 
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Alle !nef9ietrAQer 21 
Prinär- Sekundär- Stmlre 

Art de< Anqabe 

Gewinnung in Hessen 

Bezüge 

Bestandsentnahrren 

1 lilergieaufkaaren 

1 Liefei'1.li);'Jen 
I Bestardsaufstockurqen 

I Pri..mrenergieverbrauch 

öffentlich€ \länookraftwerke 
öffentliche Heizkraftwerke 3) 

Irrlustri~kraftwerke 

Kernkraf ~-werke 

Wasserkraftwerke 
Fernheizwerke 

1 SOOstige Energieerzell;Jer 4) 

I Unwandlungseinsatz insgesa:nt 
~ öffentliche \länookrafMrke 

öffentliche HeizkraftW&ke 

Industriewärmekraftwerke 1 

Kernkraftwerke I 
Vasserkraftwerke I 
Fernheizwerke I 
Scnstige Energieerzeuger 4) I 

1 lhwandlungsausst~ insgesaot 1 

energie 

20043 
346713 

6218 
372973 

244 

372729 

34019 
23704 

10911 
132643 

26S9 
292> 

2<16861 

I Braunkehlegruben 1 37 
1 Kraft..,rke 1 

1 Sonstige llierqieerzeuger 4) 1 752 

I Verbrauch im U:nwandlungsbereich insges.l 788 

I Fackel- u. Leitungsverl.,Bewert1.UY,Jsdif.l 859 

I FllergieangeOOt nach ~ungsbilanz 1 1&1220 
1 Nichtenergetischer Verbrauch 1 1206 
I Statistische Differenz I -357 

j Endenergieverbrauch 162656 

1 Bergbau ohne Braunkohlenbergbau Wll 

I Ge\1, u. Verarb. von Steinen und Erdenj 3220 

1 Gießerei 1 1204 

1 Chanische Industrie 1 24835 
Zellst-, Holzschl-, Papler-u. Pappe€rz. 1 2885 

Gumiverarl:eihmg i 2718 

übriq.Gtundst.-u.ProiuktlOnsgütergew.j 2910 
Gnmdstoff-u. PrcduktionsgUtergew. insq. 1 J'/17 1 

Hasclilllenbau 1 1566 
Straßenfahrzeugbau 1 6766 
Elektrotechnik 1 1658 
Obrig.Investitionsgüter pro:.l. GeWerl:ej 2028 

Investitionsgüter pro:.l. Gewerbe i.nsq. 1 12018 
Herstellung von Kunststoffwaren ! 684 
Textilgewerte 1 1166 
übrig. Verbrauchsgüter pro:l. G€-werbe I 2342 

Verbrauchsgüter prcd. r~rbe insg. I 4192: 
llahrungs- wrl Gem$mittelgewerbe 1 4415 

I Verarbeitendes Gewerbe insqesaltt 51 1 f.4408 
I Schienenverkehr I 
I Strafenverkehr I 
1 Wftverkehr I 
1 Binnenschiffahrt 
j Verkehr insgesamt 
j Haushalte urrl Kleinverbraucher 98248 

enerqie 

Terajoule 

20043 
610239 9S69S1 

1 622S 
610246 983219 

58891 59135 
13 13 

SS1342 924071 

874 34893 
912 24616 
160 11671 

132643 
2830 >489 
1397 4322 

46 46 
6819 213680 

13107 IJI07 
14420 14420 
7569 7%9 

505>7 505S7 
3239 3239 
3079 3079 

so so 
92020 92020 

111 148 
4888 4888 

7>2 

4999 5788 

69858 70717 
561636 725906 
14328 15535 

-84 -441 

547~73 709930 
2019 8030 
7080 10300 
3671 4875 

19.}33 44268 
1866 4751 
2191 4909 
2690 SWJ 

36933 74704 
14'>4 5020 
6242 13008 
3876 ')534 

4099 6127 

11671 29689 
2S59 3244 
821 1988 

3373 5716 

6754 10947 
4116 8S31 

72365 13(.714 

7449 1449 
159580 1S9S80 
32380 82380 

3117 3117 
2S2S27 2S2S27 
222381 32<1630 

I 

2) In den SUnT!Jm des Ehdenergieverbrauchs der 'iir:tschaftszweige des Verarbeitenden Gewert:es sind das rlüssiggas und dli.: rem..,.änoo nicht enthalten. 3) Da

nmter Einsatz für die Str(ti,erzeugunq: Steinkohle: 76,5-\; Milll,Klärschl.: SE., 5%; Heizöl,leicht: 1? .5-\; Heizöl, schwer: '.·Z. ~'\: &rdgas: S7 ,S%. 4) Z.B. Orts
gaswerke,Kläranlaqen. 5) AbzUqlich der im Unwandlunqsbereich eingesetzten Energieträger. 
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steinkehlen BraWlk<:hlen 1 Senst. feste Breonstoffe I 
Kcllle Koks Briketts Kcllle Koks Briketts Staub/ 1 BrennOOlz Müll, I 

Art der Angabe 'l'r<lcllenk. I Klärschl. I 

1000t Terajoule 

I Ge-.""'nn1Jn9 in Hessen 1411 1019 3976 I 
I BelÖ,le 1445 140 27 295 115 - I 
I Bestandsentnattren 164 0 9 0 - I 
1 Eherqieaufkamen 1609 140 27 1420 6 295 115 1019 3976 I 
I Liefe.rurqen I 
I Bestandsaufstockw)J'en 1 - I 
I Pri.märenerqieverbrauch 1609 140 27 1420 295 115 1019 3976 I 

öffentliche Vämekraftwerke I 759 1340 - I I 
öffentlkhe Heizkraftwerke 31 I 402 - I 3705 I 
Industriewämekraftwerke I 75 6 17 I 8 270 I 
Kernkraftwerke I I I 
'ilasserkraftwerke I I - I 
Fernheizwerke I I - I 

I Sonstige D"lergieerzeuger 41 I - I - I 
I Unwandlungseinsatz insgesamt I 1242 1346 17 I 8 3976 I 
I öffentliche Wänrekraftwerke I - I - I 
I öffentliche Heizkraftwerke I - I - I 
I Industriewänrekraftwerke I - I I 
I Kernkraftwerke I I - I 
I llasserkra.Ltwerke I I - I 
I Fernheizwerke I I I 
I Soostige Energieerzeuger 41 I - I I 
I U!Mandlunqsausst~ insgesamt I I - I 
I Bracnkohlegruben I I I 
I Kraftwerke I I I 
I Sonstige D"lergieerzeuger 41 I I I 
1 Verbraoch im U:!warillunqsbereich insges.[ - I I 

1 Fackel- u. Leiturqsverl. ,ßel.rertungsdif.[ 
I EMrgieangeOOt nach UrMandlunqsbilanz I 367 140 21 7l 278 115 1012 
1 Nichtenergetischer Verßrauch I 
1 StatlStlsche Differenz I 0 -16 14 

-----+-
! Endenergieverbrauch 367 140 27 55 ' 292 115 I 1012 

Bergbau oh.'le Braunkohlenbergbau 0 I 
Gew. u. Verarb. von Steinen 1md Erden 1 10 13 l6 2 9 115 I 
Gießerei I 0 1 I 
Chanische Industrie I 122 s 89 I ! 
Zellst- ,Holzschl- ,Papier-t~.Pappeerz. I 0 I I 
Gtmlliverarbeitunq I I I 
übrig .Grundst. -u.Pro:luktionsgütergew. 1 - I I 

! Grundstoff-u.PrOOuktioosgüterg<M. insg. 1 13'7 96 16 99 115 I I 
I Maschinenbau I 2 I - I 
I Straßenfahrzeugbau I 79 32 I I 
I Elektrotechnik I 0 ü I I 
I Obrig.Investitionsgüter prOO. Ge\1--erbel 6 I I 
I rnvestitioosgilt ~r prOO. Gewerbe insg. 1 82 10 )) 9 - I - I 
I Herstellung von Kunststoffwaren I I I 
I Textilgewerbe I 0 I - I 
I übrig, Verbrauchsgüter prOO. GewerbE: I 14 0 0 - I 
I Verbraochsgüter prOO. Gewerbe in.r;g. ! 17 ,, 0 ' I 
I Nahrtmgs- und Gen~ttelgewerlx! I 1 ) I 
f Verarbeitenries Gewerbe insgesamt 51 231 117 49 6 108 115 I 
I Schienenverkehr I 
I Straßenverkehr 

I Luftverkehr 

Binnenschiffahn I 
1 Verkehr insgesamt I 
1 Haushalte und Kleinverbraucher 131 23 27 184 1012 - I 

3) Darunter Einsatz für die Strroerzeugung: Steinkcl-Je: 76,5%; Hüll,Klärschl.: 86,5%; Heizöl, leicht: 1'?,5%; Heizöl, schwer: 52, 1%; Erdgas 51,8\, 4) Z.B. 
Ortsqa!:.-werke,Kläranlagen. 5) AbzUglieh der ill i.!'Jr,(andlurqsbereich eingesetzten lliergieträger, 
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I Mineralöle 
1 Er<!ö1,roh futoren- lei.Fluq- sch.Fluq- Diesel- !ßichtes Schweres Petrolkoks Andere 

Art der Angabe I benzin kraltst. kraftst. kraftst. Heizöl Heizöl PrOOukte 

lOOOt 

I GewinnW'I9 in Hessen - I 
I Bezüge 2599 43 1943 1389 3362 306 33 301 I 
I Bestandsentnahlren - I 
1 llierqieaufl<cmren 6 2599 43 1943 1389 3362 306 )3 301 I 
I Lieferungen 6 - I 
I Bestandsaufstockungen - I 
I Primärenergieverbraucll 2599 43 1943 1389 ))62 306 33 301 I 

I öffentliche Vänrekraftwerke 5 15 I 
I öffentliche Heizkraftwerke 31 6 16 - I 
I Industriewänrekraftwerke 0 10 - I 
I Kernkraftwerke - I 
I Vasserkrattwerke - I 
I Fernheizwerke 13 21 - I 
I Scnstige Frergieerzeuqer 4} - I 
I ltnwardlumseinsatz insgesamt 2 24 62 - I 
I öffentliche 'llä.nookraftwerke - I 
I öffentliche Heizkraftwerke - I 
I Industriewänrekraftwerke I 
I Kernkraftwerke - I 
I Wasserkraftwerke - I 
I Fernheizwerke I 
I Sonstige D1ergieerzeo:Jer 4} - I 
I U:nwandl\.ID]sausst<f. insgesa:nt I 
I Brau.nkohlegruben 0 - I 
I Kraftwerke - I 
I Sonstige ll'lerqieerzeuger 4} - I 
1 Verbrauch im U!:lrandl1.1JY;Jsbereich insges. 1 0 - I 

1 Fackel- u. LeitungsverL ,llewertungsdiL 1 

1 lliergieangeOOt nach Unwandlungsbilanz I 2599 43 19113 1387 3338 244 )) 301 

1 Nichtenergetischer Verbrauch I 40 33 JOI 

1 Statistische Differenz I 

; llidenergieverbrauch I 2599 43 19·13 1387 3338 204 I 
Bergbau ohne Braunkehlenbergbau I I 2 I 
Gew. u. Verarb. voo Steinen und Erden\ 22 39 I 
Gießerei I 8 I 
Chemische Industrie I 21 55 I 

I Zellst- ,Holzschl- .Papier-u.Papp2erz. I I 14 I 
I Gurrmiverarl::eitunq I 9 10 I 
I übrig .Gnmdst. -u .Prcdulttionsgütergew. 1 2 I 
I Grund.stoff-u.Proiuktionsgütergew. insq. 1 78 121 I 
I Maschinenbau I 35 4 I 
I Str~ahrzeugbau I 24 s I 
I Elektrotechnik I 22 5 I 
I Obrig.Investitionsgüter prcd. Gewerb:: 43 5 I 
I Investitioosgüter prcd. Gewerbe insq. 123 22 I 
I Herstellung von Kunststoffwaren 14 9 - I 
I Textilgewerbe 6 4 I 
I übrig. Verbrauchsgüter prcd. Gewerbe 34 2 - I 
I Verbrauchsgüter prcd. Ge\rerbe insg. 53 15 - I 
I Nahrungs- uM Genl.$mittelgewerbe 36 18 - I 
1 Verarbeitendes Gewerre insgesamt 5) 211 178 - I 
I Schienenverkehr 35 - I 
I Straßenverkehr 2534 1152 I 
I Luftverkehr 1926 - I 
I Bi..nnenscluffahrt 73 I 
1 Verkehr insgesamt 2534 1926 1260 - I 
I Haushalte und Kleinverbraucher 65 40 11 127 3040 26 - I 

3) Darunter Einsatz für die Strarerzeuqung: Steinkohle: 76,5\i Hill.l,Klärschl.: 86,5\i Heizöl, leicht: 17,5%; Heizöl,schwer: 52,7\; Erdgas 57,8%. 4) Z.B. 
Ortsgaswerke,Kläranlagen. 5) AbzUglieh der im Uawandlungsbereich eingesetzten D'lergieträger. 
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Hessische Energiebilanz 1987 - phys.Einh. 

Gase I strcm uOO aOOere Frerqieträqer 

1 FlUssiggas Stadtgas Erdg<S Klärgas I Str<m 1) \lasser- Kern- fernwarne Scnstige 

Art der Angabe I I Irralt energ:1e Enerqietr. 

1000t Mill.qm Mill.kilh Tera)oule 

Gewinnung in Hessen 0 35 232 I 
Bezüge 131 5410 17409 14044 - I 
Bestandsentnahmen 39 - I 

1 Energieaufkarrten 131 5450 35 11409 282 14044 - I 
I l...iefell.ll)Jen 0 6235 - I 
I Bestandsaufstockungen - I 
I Primärenergieverbrauch 1:7 5450 35 11174 232 14044 - I 

öffentliche Wärmekraftwerke 35 I 
öffentliche Heizkraftwerke 31 I 231 - I I 
Industriewärmekraftwerke I 235 - I 
Kernkraftwerke I 14044 - I 
Yasserkraftwerke I 186 232 - I 
Fernheizwerke I 86 I 
Soostige Energieerzeuqer 41 I - I 

Unwandlurqseinsatz insgesamt I 581 186 282 14044 - I 
öffentliche VäJ:IooJrraftwerke I 3641 - I 
Offentliehe Heizkraftwerke I 1605 8641 - I 
Industriewärmekraftwerke I 2103 - I 
Kernkraftwerke I 14041 - I 
Vasserkraftwerke I 900 I 
Fernheizwerke I 3019 - I 
Sonstige Enerqieerzeu;rer 41 I - I 

I Urr.landlunqsausstcß insgesa11t I 22292 11120 I 
I Braunkohleqruben I 23 - I 
I Kraftwerke I 1358 I 
I SCnstige Energieerze;.;ger 41 I 28 - I 
1 Verbrauch im l.lmlandlurqsbereich insqes.l 28 1386 - I 

,I Fackel- u. l.eitungsverl. ,Bewertungsdif ·I ,, 
984 1002 - I "' 

1 FnergieangeOOt nach Unwarrllungsbilanz I 136 4842 30310 10118 I 
1 Nichtenergetischer Verbrauch I 38 - I 
1 Statist1sche Differenz I -;;g 0 ! -101 0 I 

I llidenergieverbrauch lJt; 4735 0 30209 10718 
Berghau ohne Braunkohlenbergb.1u 189 529 
Gel-t. u. Verarb. von Steinen und Erden) 36 404 
Gießerei 37 Jll 
Chanische Industrie 669 3871 

Zellst- ,Holzschl- ,Papier-u.Pappeerz. ')1 156 
Q.mrri ver arbei t ung 82 380 
übrig.Grundst .-u.Prcduktionsqüterqew ·I ')2 584 

Gnmdstoft-u.Prcxiuktionsgllterqew. insg. 1 1058 5906 
Maschinenhau I 48 431 
Straßenfahrzeugbau I 129 1366 - ' I 
Elektroteclmik i 52 683 - I 
Obrig.Investitionsgüter prOO. Gewerbe! 62 519 I 

Investitionsqüter prcd. Gelrerre insg. I 291 2999 - I 
Herstellung von Kunststoffwaren 22 448 I 
Textilgewerbe J4 118 - I 
übrig. VerbrauchsgUter proi. GewerW 61 510 I 

Verbrauchsgüter prcd. Gewerbe insq. 110 1076 I 
I Nahrungs- und Genußmittelgewerl:e 139 491 I 
1 Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 5) 59 1794 11001 2165 - I 
I Schienenverkehr 1642 - I 
I Straßenverkehr ' I 

Luftverkehr - I 
I Binnenschiff ahr t I 
I Verkehr insgesa;nt 1642 I 
I Haushalte un:i Klduerbraochtc 76 2941 0 17565 8552 I 

1) Die Bewertungsdifferenz aus :ier tmterschiedlichen Bewerttmg des Stranaustausches nit anderen Bundeslandero betragt . 3) Daninter 

Einsatz für die Strcrcerzeug\U1g: Steinkohle: 76,5%; Müll,KlärsclU.: 86,5%; Heizöl,leicht: 17,5\; Heizöl,schwer: 52.7\: Erdgas: 57,8%. 4) Z.B. Ortsgas-
werke,Kläranlaqen. 5) AbzUglieh der im Ullh'andlunqst:ereich eingesetzten Fnergieträger. 
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Hassische Energiebilanz 1986 - SKE 
---, 

steW:cillen Braunkohlen 1 Soost. feste Breonstoffe 1 

Kehle Koks Briketts Kehle Koks Briketts Staub/ 1 Brennholz Müll. I 
Art der Angabe Trockenl<. I Klärschl.. I 

1000 t-SKE 

I GewinnUIVJ in Hessa'l. 524 34 83 I 
I Bez('qe 1992 179 33 9 224 lOS I 
I Bestandsentnahren 1 0 - I 
I l>lergieaufil<mren 1992 180 33 524 9 225 105 34 83 I 
I Lieferungen - I 
I Bestardsaufst<:drungen 131 11 I 
I Primärenergieverbrauch 1861 180 33 512 225 lOS 34 83 I 

I öffentliche 'llärtrekraftwerke 1024 I 491 - I 5 I 
I öffentliche Heizkraft~rerke 31 383 I - I 66 I 
I Industriewänrekraftwerke 73 I 12 I 0 11 I 
I Kernkrafblerke I I I 
I 'll'asserkraftwerke I I I 
I Fernbeizwerke I I I 
I Sonstige fuergieerzeuger 4) - I I - I 
! ttnwandlungseinsatz insgesamt 1481 I 493 12 - I 0 83 I 
I öffentliche Vännelrraftwerke I I - I 
I öffentliche Heizkrafhrerke I - I - I 
I Industriewäntekraftwer):.e I - I - I 
I Kernkraftwerke I I I 
I Vasserkraftwerke I I - I 
I Fernheizwerke I I I 
I Sc:t\Stige llierqieerzeuger 41 I I - I 
I U!rolaOOlungsausstc;ß insgesa.-n.t I - I - I 
I Braunkoh.leqruben I I I 
I Kraftwerke I I I 
I SOOstige Fnergieerzeuqer 4) I I - I I 
! Verbrauch im l.tlm,r,::llungsbereich insges.j I I - I 

1 Fackel- u. U:!itungsverl.,Bewertungsdif.l I - I 
I EhergieangeOOt nach UlNandlunqsbilanz I 380 180 33 18 9 212 lOS I 34 I 
1 Nichtenergetischer Verbrauch I - I I 
I Statistische Differenz I 0 -10 I I 

I D'idenergieverbrauch I 380 180 33 23 9 202 lOS I 34 - I 
I Bergbau dme Braunkohlenbtrgbau I 1 - I I 
I Ge'rl. u. Verarb. voo Steinen und Erden[ 10 31 4 105 I I 
I Gi~erei I 0 8S I I 
I Chanische Wustrie I 106 8 50 I I 
I Zellst- ,lblzschl-, Papier-u. Pappeerz. I - I I 
I Gl!rmiverarbeitung I 24 I I 
I übrig .Gn.IOO.st. -u.Prcduktioo.sgütergew. 1 .) I I 
I Grundstoff--u.PrOOuktionsqütergew. insg. 1 141 124 ' 54 lOS I I I 

I Maschinenbau I 1 8 I I - I 
I Straßenfahrzeugbau I 61 I 1J I I 
I Elektrotechnik I 0 9 I 0 2 I I 
I Obrig.Investitionsgüter proi. GewerOOj 5 J I 4 - I 
I Investitionsgüter prcd. Gewerbe insg. j 66 20 I 14 6 - I 
I Herstellung von Kuns~stoffwaren I I I 
I 'I'extilgewerbe I 3 0 I I 
I übrig. Verbrauchsgüter pro:l. Gewerbe 1 15 0 I 0 0 I 
I Verbraucllsgüter prOO. Gewerbe insg. 13 0 I 0 0 I 
I Nahrungs- 11M. Gem.lf;mittelgewerbe 0 I I - I 
I Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 5) 226 147 - I 19 9 60 lOS I - I 
I Schienenverkehr I - I - I 
I Straßenverkehr I I - I 
I Luftverkehr I - I I 
I B:innenschiffahrt I i I 
[ Verkehr insgesamt I I I 
[ Haushalte uM Kleinverbraucher 155 32 33 I 141 - I 34 I 

3) Darunter &insatz für die StrarerzOOJU!'g": Stei.nkchle: 75,4%; Müll,Klärschl,: 50,8%; Heizöl,leicht: 5,2%; Heizöl,schwer: 63,5\; Etdqas 49,5-\. 4) Z.B. 

Ortsgaswerke,Kläranlagen. 5} Abzüglich der im UnwandlUI)'Jsbereich ein;!:esetzten Dlergieträger. 
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I Mineralöle 
1 Er<!öl, roh ~toren- lei.flug- sch.nug- Diesel- Leichtes Schweres Petrolkoks Andere 

Art der Angabe I benzin kraftst. kraftst. kraftst. Heizöl Heizöl Prolukte 

lO<Xl t-SKE 

I Gewinnunq in Hessen 8 I 
I Bezüge 3125 ?? 2685 1935 5273 494 36 433 I 
I BestaMse!ltnabnen - I 
1 llierq:ieaufl:cmren 8 3725 ?? 2685 1935 5273 494 36 433 I 
I Lieferungen I 
I Bestandsaufstockurqen I 
I Primärenergieverbraudl 3125 77 2685 1935 5273 494 36 433 I 

I öffentliche \länookraftwerke 0 23 - I 
I Offentliehe Heizkraftwerke 31 4 2l - I 
I Wustriewäntekraftwerke 0 1 18 - I 
I Keu'lkraftwerke I 
I Wasserkraftwerke - I 
I Fell"llleizwer ke 15 27 - I 
I Scnstige Fnergi~er 4) I 
I UlMardlungs<>insatz insqesamt 2 20 91 - I 
I öffentliche Wänrt:lkraftwerke - I 
I öffentliche Heizkraftwerke - I 
I Industriewänrtlkraftwerke - I 
I Kernkraftwerke I 
I Wasserkraftwerke I 
I Fernheizwerke - I 
I Soostige Fnergieerzeu}er 4) - I 
I U:Ir.randlungsausst~ insgesamt - I 
I BraWlkchlegruben 0 - I 
I Kraftwerke - I 
I Sonsti;e Dlergieerzeuger 41 I - I 
I Verbrauch im Uwm:lil.IJ)JSbereich insges. 1 0 - I 

I Fackel- u. l.eitunqsverl. ,Bewertungsdif. j - I 
I Eilergieanqel:ot nach lWlandlunqsbilanz I 3125 ?? 2685 1934 5253 403 36 433 I 
1 Nichtenergetischer Verbrauch I 56 36 433 I 
1 Statistische Differenz I I 

Endenergieverbrauch 3725 71 2685 1934 5253 347 I 
Bergbau ohne Braun):ohlen00rqbau 5 I 
Gew. u. Verarb. voo Steinen und Erdenj 32 51 I 
Gießerei I 12 I 

' Oienische Industrie I 33 45 I 
Zellst- ,l!olzschl- ,Papier-u. Pa~rz, I 1 18 I 
Gunm:iverarbeitung I 11 13 I 
Obrig .Grundst. -u .Prcduktionsqütergew. 1 14 I 

Grurrl.stoff-u.Proiuktioosgütergew .insg. I 102 130 I 
Maschinenbau I 48 6 I 
Straßenfahrzeugbau I 31 21 - I 
Elektrotechnik I 31 8 - I 
Obrig.Investitioosgüter prOO. Ge-.rerbel 88 11 - I 

Investitioosgüter prOO. Gewerbe insg. J 197 46 - I 
I Herstellung von Kunststoffwaren I 17 15 I 
I Textilgewerbe I 6 10 - I 
I Obrig. Verbrauchsgüter prcd. Gewerbe I 53 5 I 
I Verbrauchsgüter prod. Gewerbe insg. I 18 30 - I 
I Nahrungs- und Gem$mittelgewerbe I 49 30 - I 
I Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 5) I 430 242 - I 
I Schienenverkehr I 58 I 
I Straßenverkehr I 3625 1561 I 
I ln.ftverkehr I 4 2680 - I 
I Binnensclriffahrt i 112 I 
1 Verkehr insgesamt I 3625 4 2680 1731 I I Haushalte urrl Kleinverbraucher I 100 73 6 203 4822 105 I 

3) Darunter Einsatz für die Strc.:cerzeug\ll)'J: Steinkohle: ?5,4%; MUJ.l,Klärschl.: 50,8%; tWizöl,leicht: 5,2%; Heizöl,schwer: 63,5%,· Erdgas 49,5%. 4) Z.B. 
Ortsgaswerke,Kläranlagen. 5) Abzüqlich der im UJt.randlunqsberekh eingesetzten Ehergieträger. 
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Hassische Energiebilanz 1986 - SKE 

I Gase Stran uni aOOere l))erqi.eträger 
1 flüssiggas Stadtgas Erdqas Klärgas 1 """' 11 

vasser- Kern- Femwäxre Soostige 
Art der Angabe I I kraft enerqie Dlerqietr. 

HXXl t-SKE 

I Ge'rlinnunq w Hessen 0 30 78 I 
I Bezüge 210 5539 5686 4774 - I 
I Bestandsentnalmen 24 - I 
1 !herqieaufkam>m 210 >>63 30 >686 78 4'174 I 
I Lieferungen 0 3076 I 
I Bestandsaufstockl.tmen - I 
J Prim.ärenerqieverbrauch 210 S563 30 2610 78 47?4 - I 

I öffentliche '1/ä.rmekraftwerke I 214 I 
I öffentliche Heizkraftwerke 31 I 136 I 
I Industriewärmekraftwerke I 298 I 
I Kernkraftwerke I 4174 I 
I Wasserkraftw-erke I 64 18 - I 
I Fernheizwerke I 14 - I 
I Soostige Fnergieerzeuger 41 I 11 - I 
jl.bMar.rllungseinsatz i.nsqesarnt I 11 113 64 78 4714 - I 
I öffentliche Wänrekraftwerke I 644 I 
I öffentliche Heizkraftwerke I 180 221 I 
I Industriewänookraftwerke I 262 - I 
I Kernkraftwerke I 1796 I 
I Wasserkraftwerke I 19 I 
I Fernheizwerke I 99 I 
I Soostige Energieerzeuger 41 I I 
I Ur:wandlunqsausst~ insgesamt I 2960 326 I 
I Braunkohlegn!l:en I - I 
I Kraftwerke ! 171 - I 
I Sonstige Ehergieerze\lg'er 41 I 24 I - I 
1 Verbrauch im l.lmruxilungsbereich insges.l 24 ! 180 - I 

I Fackel- u. LeitungsverL, BewertungsdiLl " 7 1747 35 - I 
I Energ1eangeOOt nach Unwandlungsbilanz I 199 4174 0 3579 291 I 
1 1-tichtenergetischer Verbrauch I I 
1 Statistische Differenz 61 -11 0 

1 Endenergieverbrauch 199 -133') 0 3568 291 - I 
I Bergbau ohne Brawllwhlenberybau 185 60 I 
I Gew. u. Verarb. von Steinen wxi Erden I ,, 51 

I Gießerei I 40 38 

Chenischf Ldustrie I 684 469 
Zellst- ,Holzschl-, Papier-u. Pappeerz, I 96 -'lL I 
Gu:rmiverarbeitung I 7'3 46 ! 
übrig. Grundst • -u . Prcduktlonsqüt ergew. I ')9 ,, I 

Gnmdstoff-u.Prcduktionsqütergew. insq. 1 103' ''1') ! 
Maschinenbau I ~, S1 I 
Straßcenfahrzeugbau I 21'.:· 163 I 
Elektrotechnik I ,, 35 - I 
Obrig.Investitionsqüter proi. Gewerbe! 64 63 I 

Investitionsgüter proi. Gewerbe insg. I 37& 362 - I 
Herstellung von Kunststoffwaren I !_·• :.2 I 
Textilge\rerl:e I 29 14 - i 
übrig. Verbrauchsgüter pro::!. GewerOC ~-t 6(1 I 

Verbrauchsgüter prcxl. Gewerbe insg. 112 1 oo 

"' I 
Nahrungs- und Gem$mittelgewerbe 144 59 I 

1 Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 51 3" 1906 1323 l~ I 
I Schienenverkehr 199 - I 
I Straßenverkehr - I 
I Mt verkehr I 
I Binnenschiffal"trt I 
I Verkehr insgesamt 2 199 I 
I Haushalte und KleinverbraUcher 111 2929 0 204> 27') - I 

1) Die Bewerturqsdifferenz aus der unterschiedlichen BewertUIYJ des Stronaustausches mit anderen Bundesländern ~:€trägt 1€28000 t -SKE. 3 Danmter 
Einsatz für die Stranerzeuqw1g: Steinkohle: 75,4%; Müll,Klärschl.: SO,S%; Heizöl,leicht: 5,2%; Heizöl.schwer: 63,5%; rtdgas: 49,5%. 4.1 Z.B. )rtsgas-

werke, Kläranlagen. 5) AbzUglieh der im t.tv.randlUIYJsi::€reich eingesetzten Energieträger. 
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Alle !her9ieträqer 21 
Primär- Sekundär- Surre 

Art der Ang~ energie enerqie 

1000 t-SKE 

Gewinnung in Hessen 158 158 
Bezüge 12304 21105 33410 

BestaOOsentnahrren 24 25 
1 Energieaufkcmren 1JJ87 21107 34193 

I Lieferungen 8 3076 3084 

I Bestan:isaufstockungen 142 142 
I Primärenergieverbrauch 12936 18031 30%1 

I Offentliehe \fär'lrekraftwerke 1734 25 1759 

I öffentliche Heizkraftwerke 31 631 28 663 

I Industriewänrek:raftwerke Ja5 31 416 

I Kernkraftwerke 4T1:l 4774 

I Vasserkraftwerke 18 64 143 

I Fernheizwerke )5 42 117 ! 

I Soostige EliE!rgieerzeuger 41 11 11 

j Unwardlungseinsatz insgesamt 7681 200 C3S2 

I öffentliche 'llärt!:i!kraftwerke 644 644 

! öffentliche Heizkraftwerke 4% 4% 

I Industriewänrekraftwerke 262 262 

I Kernkraftwerke :796 t796 

I Yasserkraftwerke 19 7? 

I Fernheizwerke 39 99 

I Sonstige fnergieerzeuger 4) 1 1 I 

I Unwandlungsausstcß insgesamt }281 328'1 

I Braunkohlegruben 5 

I Kraftwerke '"'7 

I Sonstige !:.ergieerzeuqer 4) " :4 

1 VerbraUch im l.tmiandlu:nqshennch l.IJ.'lqes. i 21 16l 'OD 

1 Fackel- u. Leitungsverl. ,Bewertungschf. 2_1 1782 tsu;. 

! lliergieanqeOOt nach lblandlungsb1lanz 5207 l91S5 .AJG;, 

! tlichtenerget1scher Verbrauch 525 525 

i Stat1st1sche Differenz 44 

r FndenergJ.everbrauch :.::72 l3f0'~ .;_<831 

Bergbau ohne BraunkohlenDergNu 18{. E.B 2?4 

Gew. u. Verarb. von Steinen und Erden! 101 215 . I 

G1eßerei " 138 l "72 

Chemische llldustrie '% ECE a16 

Zellst-, Holzschl-, Papler-u. Pappt-erz. " "" ~ ':. 7 

Gumtiverarbe1tung l,J J . 
übrig .Gnmdst . -u. Pro:iuktlonsqiitergew. ·j(i 39 ''" '"" 

Grundstoff-u.PrcduktlCf!SgÜterg<:w .l.I\Sg. 1'•"<1 

'" 124C .::4'3 

Maschinenhau ~(. u.: 15<:: 

Straßenfahrzeugbau 23'i ;:b SOl 

Elektrotechnik 55 lJ~. :J0 
Obrig.Investitionsgüter pro:l. Gewerl:€ 69 170 23f.: 

Investitionsgüter pro:i. Gewerl:€ insg. 4511 6JL 11)91 

Herstell\lllg von Kunststoffwaren l'J :~ i•)4 

TextilgewerbE L ,: .;s 
U"bng. Verbrauchsgüter pro:i. Ge·~-etl:€ i.l~ lT 

Verbrauchsgüter pro:i. Ge'".erbe 1nsg. lJ(< .:1~ 36·· 

Nahnmqs- und Cenußmi_ttelgewerbe 144 1-12 .;3E. 

1 Verarbeitendes Gewerbe insqes.ar.~t " 2152 2<120 -15/.l. 

I Schienenverkehr 259 25'1 

I Straßenverkehr 518' Si8i 

Wftverkehr 263<} 26iH 

BiMensChlff3ltrt lL ,,, 

I Verkehr insgesamt 3242 8242 

1 Haushai te und Kleinverbraucher 3121 7946 11%7 
L 

2) In den Sur:rren des Endenergieverbrauchs der 'i1rtschaftsZ'olC1ge des Verarbeitenden Ge·.rerbes slnd das flussunas und d1e Femwä.nrt nicht enthalten. 3J Da

nmter Einsatz für dle Strcrerzeugung-: Stewb:.-hl.::: 15.4\: Müll,Kl<irschl.: 50,3%; Heizöl,leicht: 5,2%; Heizö1,sch."w: .J3,5\; Erdgas: 49,5%. 4) ? .. B. Orts

g~rke,Kläranlaqen. 5) AbzUglieh der lßl Unwandlungsbereich einqesetzten llierqieträger. 
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T 

I Steinkehlen Braunkohlen 1 SOO.St. feste llre!l!lstoffe 1 

I Kehle Koks Briketts Kehle Koks Briketts staub/ 1 Brenn1Y::Ilz Hüll, I 
Art der Angabe I Trockenk. I Klärschl. I 

Terajoule 

Gewinnung in Hessen I 15353 1011 2420 
Be~e 58377 5244 919 I 262 6569 }081 
Besta:ndsentnahtren 22 I 14 

I llie'l!ieaufkamen 58377 1266 919 I 1':>353 262 6583 3031 1011 2420 

I Liefenm;Jen - I 
I Bestandsaufstochmgen 3827 I 135 
I Primärenerqieverbrauch 54550 5266 919 I 15018 262 6583 )081 1011 2420 

öffentliche Vänrekraftwerke 30001 14386 I 155 I 
öffentliche Heizkraftwerke )} 11236 I 1928 I 
Industriewänrekraftwerke 2131 I 57 361 I 7 337 I 
Kernkraftwerke I I - I 
\lasserkraftwerke ! I I 
Fernheizwerke 30 I I I 
SOnstige lliergieerzeugu 4) - I - I - I 

I Urnlandlungseinsatz in.sqesamt 43402 - I 1- 361 I 7 2420 I 
I öffentliche Vänrelrraftwerke - I I I 
I öffentliche Heizkraftwerke I - I I 
I Industri~kraftwerke ! - I I 
I Kernkraftweike I I 
I l.'aEserkraftwerke I I 
I remheizwerke I I 
I Sonstige Dlergieerzeuqer 4) I I Unwandlungsausst~ insqesarr.t I 
I Braunkehlegroben 39 I 
I Kraftwerke ! 
I sonstige D'lergieerzeuger 4} I I I 

I Verbrauch im UIMandlungsbereich msges. ! 39 I 

I Fackel- u. LeitUIYJsverl. ,Bewertungsdif. I 
I Energ1eangeb::lt nach UNandl!Jl)1Sbilanz 11148 5.266 }79 536 262 6222 3081 I 1005 
I llichtenergetischer Verbrauch - I 
1 Statistische Differenz -f 124 - 30~ I 

I Ehdenergien;rbrauch I 11143 )2l)t. 97Q 660 26, 591 ') 3081 1005 

I Bergbau OOne Braunkohlenbergbau I 1' 
Gew. u. Verarb. von Steinen Wld Erden! 284 )1)8 160 .• c. 113 3081 
Gießerei 2?7 3 

Charu.sche Industrie 3112 40 231 14'1 ~ 

Zellst- ,Holzschl-, Papier-u .Papp<.-erz. 

Gurrmiverarbeitung o90 
übrig .Grundst. -u. Pro::iuktionsqlttergew. 112 

Grunds.toff-u.Pn:xiuktionsqütergew. insq ·I 41::5 J635 160 ~.;2 15C,V 3081 
Maschi.nenOO.u i " ."::43 17 

Straßenfahrzeugbau I 1791 Ja~ I 
ElPktrotechnik I 2 J53 Ei 1::_ - I 
Obrig.Investitionsgtltcr pro:l. Gewerbe! 139 91 108 I 

Investiticnsgüter prcd. Ge-..rerbe li\Sq. I 1948 59! 410 180 - I 
Herstellung von Kunststoffwaren - I 
Textilgewerbe II - I 
llbrig, VerbrauchsgUter prcd. Gewert€ 431 •) I 

Verbrauchsgüter prcd. Gewerbe insq, 51f. I 
Nahnroqs- tmd GenUj3mittelqewerre 10 " I 

1 Verarbeitendes Gewerbe 1nsqesamt 5) 6615 4314 171 26:. f:i] J031 - I 
I Schienenverkehr - I 
I Straßenverkehr 

I i.Aiftverkehr 

I Binnenschitfahrt 

1 Verkehr insqe::>amt 
1 Haushalte und ~einvet braueher 4532 952 979 39 -ll4i 1005 

J) Darunter Einsatz für die StradzalQU!l9: Stel.flkoble: 75,4%; l-hlll,Klatschl.: 50,8\; Heizöl,lelcht: 5,29..,; He1zil,schwer: 63,5%; E:rdq3E 49.5%. 4) Z.B. 

Ortsgaswerke,Kläranlagen. 5) Abzuglieh der ir:> lliwandlungsbere1ch eingesetzten lliergieträger, 
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Mineralöle 

1 Erdöl ,roh l".otoren- lei.flug- sch.nug:- Diesel- Leichtes Schweres Petrolkoks Andere 

Art der Angabe I benzin kraftst. kraftst. kraftst. Heizöl Heizöl Prcdukte 

Terajoule 

! Gewinnung rn Hessen 133 

I Bezüge 109162 2264 73705 56725 154545 14485 1055 12693 

I Bestandsentnalwm 
1 Ehergieaufkamen 238 109162 2264 '13705 56125 154545 144S5 1055 12693 

I Lieferungen 238 

I Bestandsaufstocku.men 
I Prinfuenergieverbrauch 109162 2264 78705 56725 154545 144S5 1055 12693 

Offentliehe Wärmekraftwerke 48 672 I 
Offentliehe Heizkraftwerke 3) 124 682 I 
Industriewä.nrekraftwerke 15 523 I 
Kernkraftwerke I 
Yasserkraftwerke - I 
Fernheizwerke 439 190 I 
Soostige Dlergieerzeuger 4) - I 

l.tnwandlungseinsatz insgesamt 5S 585 2661 - I 
öffentliche M'ärmekraftwerke - I 
öffentliche Heizkraftwerke - I 
Industriewärr"~kraftwerke I 
Kernkraftwerke - I 
Wasserkraftwerke I 

i Fernheizwerke I 
Sonstige Ehergieerzeuger 4) I I 

! l.tnwalodlungsausstcß insqesa'Ilt I I 
I Bratmkohleo;Jl1.lhen I 9 I 
! Kraft~>o"€rke I I 
' Sonstige Dtergieerzeuger 41 I I 
i Verbrauch im 1.mßndlting'sbereich insges.l 9 I 
C--
I Fackel- u. Leitunqsverl., BewertungsdiLl 

! Energieangebot nach ltrlwandlungsbllanz 109162 226-l ")~705 56670 153951 11818 1055 12693 

! Nichtenergetischer Verbrauch 1641 1055 12693 

:~tat1stische Differenz - l 
'----- -t 
: Fndenergi.o>';erbrauch 109162 226-l 787ct 56670 153951 10177 - I 

Bergbau d!lit- Bram'lkohlenberqbau 9) 156 I 
Ge'". u. Verarb. ''on Steinen und Erdenj 931 1488 I 
Gießerei I 350 I 
Cherusche Industrie 965 lJll I 
Zellst- ,Holzschl-, Pap1er··u. Pappeerz. 24 530 I 
Guraniverarbei tung 326 394 I 
übrig .Gnmdst. -u.Prcdukt1onsgütergcw. I 399 83 I 

Grundstoff-u .Pr<Xtukt1onsqtitergew .1nsg. I 2995 3806 I 
Maschinenbau I 1397 166 I 
Straßenfahrzeugbau I 895 624 I 
Elektrotechnik i 

914 234 

Obrig.Investitionsq(iter pro:l. Gewerbe! 2579 334 I 
Investitionsgüter prcd. Gewerl::€ insg. ! 5185 1358 I 
Herstellung von Kunststoffwaren 500 454 I 
Textilgewerbe 224 302 - I 
übrig. Verbraochsgtiter prcd. Gewerl:€ ! 1565 136 I 

Verbrauchsgüter prcd. Gewerbe insg. 22&') 892 I 
Nahruru;ls- uM Gem$mittelgewerbe 1435 8S1 - I 

I Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 5) 12597 7099 - I 
I Schienenverketrr 1708 43 I 
I Straßenverkehr 10f.24S -1573~ - I 
I Luftverkehr L'l ""~_:.<;j.J. I 
I lhru~tnschiffalut ~:::z I 
/ Verkehr insqesamt 10624~ 131 78534 S0734 43 - I 
I Haushalte und Klewverbraucher 2917 2134 111 5936 141311 3077 I 
'-------
}) Darunter Einsatz für die Str~rzeugung: Steinkohle: 75,4%; lhlll.Klärschl.: 50,8\; Heu01.1e1-::ht: 5,2%; Hetzöl.schwer: 63.5%; Erdgas 49.5%. 4) Z.B. 
Ortsgaswerke,Kl3rar•lagen. 5) Jl.bzUglich der im l.lr;l-landlungsberelch ewgesetzter, Enerqietrager. 
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I Gase stran UJ>1 ar<1ere !llerqieträqel" 

J Flüssiggas Stadtgas Eroqas Klärgas 1 strcm 11 Wasser- Kern- Femwäm:::! Sonstiqe 

A:rt der Angabe I I kraft energie fuergietr. 

'I'erajoule 

I Gewinnung in Hessen 5 892 I 2300 I 
I llez\iqe 6149 162321 - I 166638 139906 I 
I Bestarrlsent~ 111 I I 
1 fuerqieaufkam>On 6149 163043 892 I 166638 2300 139906 - I 
I Liefei1.1Jlgen 5 I 901l7 I 
I Bestandsaufstockl.Jmen I - I 
l Pri.mlrenergieverbraucll 6149 163038 892 I 16501 2300 139906 - I 

I Öffentliche Värmekraftwerke 62S4 I 
I öffentliche Heizkraftwerke )) 5448 I 
I Industriewänrekraftwerke 8738 I 
I Kernkraftwerke 139906 I 
I Yasserkraftwerke 1885 2300 I 
I Fernheizwerke 2172 I 
I Sonstige Dlergieerzeuger 4) 321 I 
! Unwandlungseinsatz insgesamt 321 22641 1885 2300 139906 - I 
I öffentliche Wärnekraftwerke 188'17 - I 
I öffentliche Heizkraftwerke 5264 6640 - I 
I Industriewänookraftwerke 7676 I 
I Kernkraftwerke 52629 I 
I lo/asserkraftwerke 2316 I 
I Fetllheizwerke 2902 I 
I Sonstige Dlerqieerzeuger 4) 38 I 
I l.t!!wandlungsausst~ insgesamt 38 86162 9542 - I 
I BraWllrohl~ 100 I 
I Kraftwerke 5186 I 
I Sonstige lliergieerzeuger 4) 69( I 
I Verbrauch im lh'wandlungsbereich insges. 696 5281 I 

1 Fackel- u. Leitunqsverl.,Bewertungsdif.l 415 194 51210 1016 

j DlerqieangeOOt nach lhMandlunqsbilanz I 5828 38 i39922 2 104881 8526 

I Nichtenergetischer Verbrauch I 
I Statistische Differenz I ~789 -322 0 

j llidenergieverbrauch 5823 38 141711 2 104559 3526 I 
I Bergbau oMe BraunkOOlenbergbau 5433 1144 - I 
I Gew. u. Verarb. von Steinen und Erden! 2616 1503 I 
I Gießerei I 1164 1121 I 

Chanische Industrie I 20052 13744 I 
Zellst- ,Holzschl-, Papier-u .Pappeerz. I 2808 121? I 
Gu;t;d Verarbeitung i 2321 1356 I 
übrig .Grundst .-u. Prcduktionsqütergew. j 2894 2024 I 

Gnmdstoff-u .PrcduktiOf\.Sq\itergew .insg ·I 31854 20967 I 
Haschinenbau I 1304 1486 I 
Stra$enfahrzeUgbau I 6295 4190 - I 
Elektrotechnik I 1598 2487 - I 
Obrig.Investitionsgtiter prcd. Gewerbe! 1377 1858 - I 

Ir.vestitionsqüter proi. Gewerbe insg. ! 11074 10!121 I 
Herstellung vcn Kunststoffwaren I 551 1533 I 
Textilgewerbe I 862 m - I 
übrig. Verbrauchsgüter prcd. Gew-erbe ! 1878 1761 I 

Verbrauchsgüter prcd. Gewerbe insg. I 3297 I 3115 - I 
Nahrungs- l.liXl. Genußmittelgewerbe I 4213 I 1739 I 

I Verarbeitendes Gewerbe insgesamt S) I 25)5 55812 - I 38786 411 - I 
I Schienenverkehr I I 533;! - I 
I Straßenverkehr I 46 - I 
I Luftverkehr I I 
I Bwnenschiffahrt I 
1 Verkehr insqesamt 46 5832 - I 
1 Haushalte und Kleinverbraucher 3247 38 85840 2 59941 8048 - I 

1) Die Bewertungsdifferenz aus der unterschiedlichen Bewertung des Strcmaustausches mit anderen Bundesländern beträgt 47723 Terajoule. 3) Darunter 
Einsatz für die Str~rzeugung: Steinkchle: 75,4%; Xüll,Klärschl.: 50,8%; Heizöl,leicht: 5,2%; Heizöl,sch~r: .S3,S.'t; ~dgas: 49,5%. 4) Z.B. Ortsgas-

wrke,Kläranlagen. 5) Abzi);Jlich der im lbwa.OOlungsbereich e:lli.Jesetzten Energieträger. 
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Alle D:lerllieträqer 2) 
Primär- Sekundär- S\moo 

Art der Angabe energie 

1'erajoule 

I Gewinnung in Hessen 22220 22220 

I Bezüge 360610 618556 979166 

I BestaOOsentnatmen 711 36 141 

1 Fnerqieaufkcm:ren 383541 618592 1002133 

I Lieferungen 243 90137 90380 

I Bestandsaufstockungen 4162 4162 

I Primärenergieverbrauch 319136 528455 907591 

I öffentliche Wän:rekraftwerke 50827 728 51554 

I öffentliche Heizkraftwerke 31 18612 806 19419 

I Industriewänrekraftwerke 11273 905 12178 

I Kernkraftwerke 139906 139906 

I Yasserkraftwerke 2300 1885 4185 

I Fernheizwerke 2202 1229 3430 

I Sonstiqe f.i"tergieerzeuger 4) 321 321 

I '-""and!IIDlSOinsatz insqesamt 225120 5874 230994 

I öffentliche li'änrekraftwerke 18871 18811 

I öffentliche Heizkraftwerke 11904 11904 

I Industriewärloc>kraftwerke 7676 7676 

I Kernkraftwerke 52629 52629 

I Vasserkraftwerke 2316 2316 

I Fernheizwerke 2902 2902 

I Sonstige Energieerzeuger 41 38 38 

I '-""andlunqsausst«l insqesamt 96342 96342 

I Braunkohleqrul>m I 39 110 149 

I Kraftwerke I 5186 5186 

I Sonstige Fnerqieerz€UI}er 41 I 696 696 

1 Verbraucli im llNa!Yllungsbereich lllSqes.l 135 52% 6032 

1 Fackel- u. LeitUIYjsverl. ,BewertUJ)']Sdif.j 610 52227 52&96 

1 Energieangelxlt nach l,lrr..taOOlungsbilanz I 152611 561400 714011 
1 Nichtenergetischer Verbrauch I 15390 15390 

1 Statistische Differenz I 1914 -629 1235 

l Endenergieverbrauch 154525 545381 699906 I 
I Bergbau ohne BraunkchlenOOrgbau 5450 1994 7443 I 
I Gew. u. Verarb. voo Steinen und Erden) 3060 3059 11119 I 
I Gießerei I 1171 4045 5216 I 
I ChEmische Industrie I 23163 17763 40926 I 
I Zellst- ,Holzschl-, Papier-u.Pappeerz. I 2840 1772 4612 I 
I Gumdverarbeitung I 3011 2016 5088 I 
I Obrig .GtuMst. -u.Proluktioosgütergew. 1 2894 2618 5511 I 
I Grundstoff-u.Pro::tuktionsgütergew. insq. 1 36139 36333 12412 I 
I l!>schinenbau I 1338 3297 4635 I 
I Straßenfahrzeugbau I 8468 6310 14778 I 
I Elektrotechnik I 1610 3959 5569 I 
I Obrig.Investitionsgüter prcd. Gewerbe! 2016 4970 6986 I 
I Investiticnsgüter pro:i. Gewerbe :insg. 1 13433 18535 31968 I 
I Herstellung von Kunststoffwaren I 557 2491 3048 I 
I Textilge~ierbe I 947 944 1891 I 
I Obrig. Verbraudlsgüter prcd. Gewerbe I 2310 3466 5776 I 
I Verbrauchsgüter proi. Gewerbe in.sg. I 3814 6901 10716 I 
I Nahrungs- illld Genußmittelgewerte I 4223 4149 8312 
I Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 5) I 63059 70925 133984 

I Schienenverkehr I 7583 7583 

I Straßenverkehr I 152028 152028 

I Luftverkehr I 78665 78665 

I Binnenschiffahrt 3288 3288 
J Verkehr insgesamt 241564 241564 
I Haushalte und Kleinverbrauch€r 91467 232892 324358 

2) In den $I.Jrm)en des fhdenergieverbrauchs der Wirtschaftszweige des Verarbeitenden Cewertes sind das flüssigqas und die rern\olär!re nicht enthalten. 3) I»-
runter Einsatz für die Str®::rzeugung: Steinkohle: 75,4%; Hüll,Klärschl.: 50,8%; Hei2öl,leicht: 5,2%; Heizöl,schwer: 63,5%; Erdgas: ~9.S\, .J! -.~ s. Orts-
gaswerJo:e,Klä.ranlaQen. 5) Abzüglich der im un .... andhmgsbareich ei.rgesetzten Energieträger. 
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steinkehlen Braunkehlen I Soost.feste Breonstoffel 
Kohle Koks Briketts Kohle Koks Briketts Staub/ 1 Brennholz MUlL I 

Art der Angal::e 'I'ro::'kenk. I Klärschl. I 

lOOOt Terajoule 

I Gewinnung in Hessen - I 1753 1011 2420 I 
I Bezüge 2008 183 31 I 9 321 144 I 
I Bestandsent~ I 1 I 
1 l>leryieauflocmren 2003 184 31 I 1153 9 328 144 1011 2420 I 
I Lieferungen - I I 
I Bestandsaufstockungen 135 I 31 - I 
I Primärenergieverbrauch 1873 184 31 I 1'121 9 32S 144 1011 2420 I 

Offentliehe Wärmekraftwerke 1043 I 1642 I 155 
öffentliche Heizkraftwerke 31 ]19 I I 192S 
Industrie'ffärtrekraftwerke 10 I 5 19 I 7 331 
Kernkraftwerke - I I 
Wasserkraftwerke I I 
Fernheizwerke I - ! I 
Sonstige Inergieerzeuger 4) I - I I 

lt.tnwandlWYJSeinsatz insgesamt I 1493 I 1641 19 - I 7 2420 

I öffentliche Wänrekraftwerke I - I - I 
I öffentliche Reizkraftwerke I - I I 
I Industriewänrekraftwerke I I I 
I Kernkraftwerke I I - I 
I ll'a.sserkraftwerke I I I 
I Fernheizwerke I - I I 
I SOOstige nrerqieerze\lg'er 4) I I I 
I Unwarrllungsausst~ insgesamt I I - I 
I Braunkohlegrul:en I - I - I 
I Kraftwerke I I I 
I Sonstige llierqieerzeuger 4) I I - I 
1 Verbrauch im l.tnwand.lungsbereich insqes.l ! J I 

1 Fackel- u. Leitungsverl.,Be-...-ertunqsdif.l I 
' I EllerqieangeOOt nach lbr..rand.hmqsbilanz I 380 184 31 71 9 309 144 I 1005 

1 Nichtenergetischer Verbrauch I - I 
1 Statistische Differenz ! ~12 -15 - I 

I Fndenerqieverbrauch I 380 184 31 59 9 294 144 I 1005 I 
I Bergbau ohne Braunkohlenbergbau I - I I I 
I Gew. u. Verarb. von Steinen und &rdenl 10 32 14 6 144 I I 
I Gießerei I 0 90 - I I 
I Ch€mische Industrie I 106 ~ I 8 73 I I 
I zellst- ,Holzschl-, Papier--u.Pappeerz. I I I I 
I Gurriri ver arbei ttmg I 24 I I I 
I übrig .Grundst. -u.Pro:luktionsgtiterg€'>1. I 4 I I 
I Grundstoff· u.Pro:tuktiort.S9Üterqew .insg.l 141 i 27 ! 14 9 79 144 I I 
I Maschinenbau I 9 - I 2 I I 
I Straßenfahrzeugbau I 61 I H ' I I 

I Elektrotechnik I 0 '] I 1 I I 
I Obrig.Investitionsgüter pro:l. Gewert:€ I 5 3 - I 5 - I I 
I Investiticnsq\iter pro:i. Ge>rerbe insg. 1 66 21 I 31 9 I I 
I Herstellung vro Kunststoffwaren I I I - I 
I Textilgewerbe I 0 I I 
I übrig. Verbrauchsgüter pro:.l. Gewerbe 1 15 0 I 0 0 I I 
I Verbrauchsgüter pn:d. Gewerbe insg. I 18 0 I 0 0 I - I 
I Uahrungs- urrl Gem$mi t telgewerre I 0 3 - I I - I 
1 Verarbeitendes Gelrerl:€ insgesamt 5) I 226 150 - I 51 9 38 144 I ~ I 
I Schienenverkehr I I I I 
I Straßenverkehr I - I I - I 
I Wft·Jerkehr ! ! I I 
I Binnenschilfahrt I I I I 
1 Verkehr insgesamt I I I I 
1 Haushalte und Kleinverbraucher I !55 ]] 31 I 8 206 I 1005 I 

3) Darunter Einsatz für die strcmerzeug\lfl(J: Steinkohle: 15,4%; Hlill.Klärschl.: 50,8%; Heizöl. leicht: 5,2%; HelZöl,schwer: 63,5%; Erdgas 49,5%. 4) Z.B. 

Ortsg35Werke,Kläranlagen. 5} Abzüqlich der in U:Nandlungsbereich eil)]esetzten llierg1eträqer. 
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I Mineralöle 

1 Erdö1,roo !-Xltoren- lei.Flug- sch.Flu:}- Diesel- Leichtes Schweres Petrolkoks Andere 

Art der 1\ni;Jabe I benzin kraftst. kraftst. kraftst. Heizöl Heizöl Prolukte 

1000t 

I ~ung in Hessen 6 I 
I Bez(}Je 2507 52 1843 1328 3617 353 36 326 I 
I Bestandsentnalmm I 
1 lnergieaufkcmr.en 6 2507 52 1843 1328 3617 353 36 326 I 
I Liefet1ID'}en 6 I 
I BestaMsaufst~~en - I 
I Primärenergieverbrauch 2507 52 1843 1328 3617 353 36 326 I 

I öffentliche liärnlkraftwerke 0 16 I 
I öffentliche Heizkraftwerke 3) 3 17 I 
I Industriewänookraftwerke 0 0 13 I 
I Kernkraftwerke - I 
I Wasserkraftwerke I 
I Fernheizwerke 10 19 I 
I Scnstige Dlergieerzeuger 4) I 
I lbMandl.unqseinsatz insgesamt 1 14 65 - I 
I öffentliche llänrekraftwerke I 
I öffentliche Heizkraftwerke - I 
I Industriewärrnekraftwerke - I 

Kernkraftwerke ' - I I 
Wasserkraftwerke I - I 
Fernheizwerke I - I 
Scnstige Energieerzeuger 4) I - I 

UnwandlungsausstE$ insgesamt I - I 
Braunkehlegruben I 0 - I 

I Kraftwerke I - I 
I Soostige Energieerzeuger 4) I 1 
1 Verbrauch im l.lnwand.l~sl:ereich i.nsges.l 0 - I 

1 Fackel- u. I.eitungsverl. ,Bewertungsdif. 

I !hergieanqerot nach lbNandlW>;!Sbi1anz 2507 52 1843 1327 3603 288 36 326 

1 Nichtenergetischer Verbrauch 40 36 326 

1 Statistische Differenz 

I llidenez.,P.everbrauch 2507 52 1843 132? 3603 248 I 
I Bergbau ohne Braunkohlenbergb3.u 0 4 I 
i Gew. u. Verarb. voo Steinen und Erden! 22 36 I 
I Gießerei I 8 I 
I Chanische Industrie I 23 32 I 
I Zellst-,fblzschl-, Papier-u.Pappeerz. I 13 I 
I Gtmmiverarbeitung I 3 10 - I 
I Obrig .Grund.st. -u.Pro:l.uktionsgütergew. 1 9 2 I 
I Grundstoff-u.Prcduktionsgütergew. insq. 1 70 93 I 
I Maschinenbau I 33 4 I 
I Straßenfahrzeugbau I 21 15 I 
I Elektrotechnik I 21 6 I 
I Obrig.Investitionsgüter prOO. Gewerbe! 60 8 - I 
I Investitic;:nsgüter prOO. Gewerbe insq. 1 135 33 - I 

I Herstellung voo Kunststoffwaren I 12 11 - I 
I Textilqewerbe I 5 7 - I 
I Obriq. Verbrauchsgüter pro:l. Gewerbe 1 37 3 - I 
I Verbrauchsqüter pro:), Gelrerbe insg. I 54 22 - I 
I Nahrungs- Wld Genußmi_ttelqewerbe I 34 22 - I 
1 Verarbeitendes Gewerbe insgesamt 5) I 293 173 - I 
I Schienenverkehr I 40 I 
I Straßenverkehr I 2410 1071 I 
I Luftverkehr I 1839 - I 
I Bi.nnenschiffahrt I 77 - I 
1 Verkehr insgesamt I 2440 3 1839 1188 I I Haushalte und Kleinverbraucher I 67 49 4 139 3309 75 - I 

J) Darunter Einsatz für die Strmerzeugung: Steinkohle: 15,4%; Müll,Klärschl.: 50,8%; Heizöl,leicht: 5,2%; Heizöl, schwer: 63,5%; Erdgas 49,S%. 4) Z.B. 

Ortsgaswerke,Kläranlagen. 5) AhroJlich der im Umtandlurqsbereich eingesetzten f.hergieträger. 
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Hessische Energiebilanz 1986 - phys.Einh. 

I Gase I stron um wlere lnergieWQer 
1 flüssiggas Stadtgas Erdgas Klärgas 1 Stran 11 Wasser- Kern- Fernwänoo soostigl': 

Art der Angabe I I kraft energie filergietr. 

1000t Hill.qm lti11.kllh Terajoule 

I Gewinnung in Hessen 0 33 240 

I Bezüge 134 5115 17413 14619 

I Sestmlsentllal<ren 22 
1 !ilergieaufl:romen 134 5137 3) 17413 240 14619 

I Lieferungen 0 9419 

I Bestandsaufstockungen 
I Primärenergieverbrauch 134 51l7 33 7994 240 14619 

I öffentliche 'll'änookraftwerke 172 I 
I öffentliche Heizkraftwerke 31 151 I 
I IOOustriewäriDekraftwerke 245 I 
I Kernkraftwerke 14619 I 
I Wasserkraftwerke 524 240 I 
I Fernheizwerke 68 I 
I Soostige D"lergieerze\)Jer 4} 7 - I 
I U!Mand.lunqseinsatz insgesamt 7 636 524 240 14619 I 
I Offentliehe \l'ärmekraftwerke 5244 - I 
I öffentliche Heizkraftwerke 1462 6640 - I 
I Industriewänookraftwerke 2132 I 
I Kernkraftwerke 14619 - I 
I Wasserkraftwerke 643 I 
I Fernheizwerke 2902 I 
I Sonstige lliergieerzeuger 41 I 
I Uml>llunqsausst~ insgesamt 24101 9542 - I 
I Sr almkohlegruben 28 I 
I Kraftwerke 1441 I 
I Sonstige llierqieerzeuger 4} I 26 I 
1 Verbrauch im l.t!Jifarilll.li1g'sbereich insges.[ 26 1469 I 

1 Fackel- u. l..eitungsver.l. ,Bewertungsdif.l 15 7 %9 1016 

I fuergieaJ>;Jelxlt nach Uml>llW>:~Sbilanz I 127 4486 0 291)4 8526 

I Nichtenergetischer Verbrauch I 
1 Statistische Differenz I -21 -89 0 

I Didenergieverbrauch I 127 4465 0 I 29044 8526 I 
I Bergbau ohne Braunkehlenbergbau I 171 I 484 I 
I ~. u, Verarb. voo Steinen und Erderq 82 I 418 I 
I Gießerei I 37 I 311 I 
I Chanische Irrlustrie I 632 I J818 I 
I Zellst- ,Holzschl-, Papier-u. Pappeerz. I 88 I 339 I 
I Gui!mi verarbeit\ID;J I 73 I 377 I 
I übrig .Grundst. -u.Prcrluktionsqüterge'ol. 1 91 I 562 I 
I Gnmdstoft-u.Proiuktion.sgüterg~N.insg. I 1004 I 5824 I 
I Masdrinellbau I 41 I 41l I 
I Str~ahrzeu;Jbau I 198 I 1331 I 
I Elektrotechnik I 50 I 691 I 

Obrig.Investitionsgüter pro:i. Gewerbe! 59 I 516 - I 
Investiticnsgüter pn::d. Gewerbe insg. I 349 I 2950 - I 
Herstellung von Kunststoffwaren I 18 - I 427 I 
Textilgewerbe I 27 - I 116 - I 
übrig. Verbrauchsgüter pro:i, Gewerbe 1 59 I 489 - I 

Verbrauchsgüter prOO. Gewerbe insg. I 104 - I 1032 - I 
Nahnm:]s- urrl Genutmittelgewerbe I 133 I 483 - I 

VerarbeiteOOes Gewerbe insgesamt 5) I 55 1'161 - I 10774 m - I 
Schienenverkehr I I 1620 - I 
Straßenverkehr I 1 - I I 
Luftverkehr I I I 
Bi.nnenschiffahrt I - I I 

Verkehr insgesamt I - I 1620 - I 
Haushalte urd Kleinverbraucher I 11 1 2705 0 I 16650 8048 I 

1) Die Bewert~.~D;Jsdifferenz aus der unterschiedlichen Bewertung des Strmaustausches mit anderen Bundesländern betragt 47723 Terajoule. 3) Darunter 

Einsatz für die Stra:oorzeugung: Steinkohle: 75,4%; Müll,Klärschl.: 50,8%; Heizöl,leicht: 5,2%; Heizöl,schwer: 63,5%; Erdqas: 49,5%. 4) Z.B. Ortsgas-

werke,Kläranlaqen. 5) Abzüglich der im ll:rt..'a.ndlungsbereich ei.mesetzten fuergieträger. 
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3.4 Tabellen zu den Energiebilanzen 

Entwicklungen und Strukturen des Energieverbrauchs 

Tabelle 1: 

Tabelle 2: 

Tabelle 3: 

Tabelle 4: 

Tabelle 5: 

Tabelle 6: 

Tabelle 7: 

Tabelle 8: 

Tabelle 9: 

Tabelle 10: 

Tabelle 11: 

Tabelle 12: 

Tabelle 13: 

Tabelle 14: 

Tabelle 15: 

Mineralöl 

Tabelle 16: 

Tabelle 17: 

'fabelle 18: 

Gesamtwirtschaftliche Rahmendaten für die 
Energieversorgung 1976 bis 1988 

Struktur des Energieverbrauchs 1976 bis 1988 

Primärenergieverbrauch 1980 = 100 

Endenergieverbrauch nach Energieträgern 
1980 = 100 

Endenergieverbrauch nach Verbrauchergruppen 
1980 = 100 

Struktur des Energieverbrauchs der Bundes
republik und Hessens 1987 und 1988 

Primärenergieverbrauch 1976 bis 1988 
nach Energieträgern 

Kennziffern des Primärenergieverbrauchs 
1976 bis 1988 

Endenergieverbrauch 1976 bis 1988 
nach Energieträgern 

Endenergieverbrauch 1976 bis 1988 
nach Verbrauchergruppen 

Kennziffern des Endenergieverbrauchs 
1976 bis 1988 

Endenergieverbrauch des verarbeitenden Gewerbes 
1976 bis 1988 nach Energieträgern 

Endenergieverbrauch des Verkehrs 
1976 bis 1988 nach Energieträgern 

Endenergieverbrauch der Haushalte und Klein
verbraucher 1976 bis 1988 nach Energieträgern 

Entwicklung ausgewählter Energiepreise für 
Verbraucher 1970, 1975 und 1983 bis 1988 

Endenergieverbrauch von Mineralöl 
1976 bis 1988 nach Verbrauchergruppen 

Gesamtverbrauch von Mineralölprodukten 
1976 bis 1988 

Verbrauch von Heizöl 1976 bis 1988 



Tabelle 19: 

Tabelle 20: 

Kohle 

Tabelle 21: 

Tabelle 22: 

Tabelle 23: 

QM_;_ 

Tabelle 24: 

Tabelle 25: 

Tabelle 26: 

Tabelle 27: 

Tabelle 28: 

Tabelle 29: 

Tabelle 30: 

Tabelle 31: 

Tabelle 32: 

Tabelle 33: 

Strom 

Tabelle 34: 

Tabelle 35: 

Tabelle 36: 

Tabelle 37: 
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Verbrauch von Kraftstoffen und sonstigen 
Mineralölprodukten 1976 bis 1988 

Mineralölverbrauch im Vergleich zur Bundes
republik Deutschland 1976 bis 1988 

Steinkohlenverbrauch 1976 bis 1988 
nach Verbrauchergruppen 

Braunkohlenverbrauch 1976 bis 1988 
nach Verbrauchergruppen 

Förderung von Braunkohlen, Erdöl und 
Erdgas 1950 bis 1988 

Endenergieverbrauch von Gas 
1976 bis 1988 nach Verbrauchergruppen 

Gasbilanz 1986 

Gasbilanz 1987 

Gasbilanz 1988 

Gasverbrauch in den Verwaltungsbezirken 1986 

Gasverbrauch in den Verwaltungsbezirken 1987 

Gasverbrauch in den Verwaltungsbezirken 1988 

Beschäftigte, Löhne und Gehälter in fachlichen 
Betriebsteilen der Gasversorgung 1950 bis 1988 

Leitungsnetz der Orts- und Regionalversorgungs
unternehmen 1970 bis 1988 

Gasabgabe der Gasversorgungsunternehmen 1988 

Endenergieverbrauch von Strom 1976 bis 1988 
nach Verbrauchergruppen 

Strombilanz 1950 bis 1988 (Gesamtbilanz) 

Stromerzeugung und Stromverbrauch in der 
Bundesrepublik Deutschland 1976 bis 1988 

Strombilanz 1986 



Tabelle 38: 

Tabelle 39: 

Tabelle 40: 

Tabelle 41: 

Tabelle 42: 

Tabelle 43: 

Tabelle 44: 

Tabelle 45: 

Tabelle 46: 

Tabelle 47: 

Tabelle 48: 

Tabelle 49: 

Tabelle 50: 

Tabelle 51: 

Tabelle 52: 
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Strombilanz 1987 

Strombilanz 1988 

Stromerzeugung und Stromverbrauch in den 
Verwaltungsbezirken 1986 

Stromerzeugung und Stromverbrauch in den 
Verwaltungsbezirken 1987 

Stromerzeugung und Stromverbrauch in den 
Verwaltungsbezirken 1988 

Bruttoengpaßleistung der Kraftwerke für die 
öffentliche Elektrizitätsversorgung 
1976 bis 1988 

Höchstlastwerte für Erzeugung und Verbrauch 
1970 bis 1988, jeweils am 3. Mittwoch eines 
Monats 

Beschäftigte, Arbeitsstunden, Löhne und 
Gehälter in fachlichen Betriebsteilen der 
Elektrizitätsversorgung 1950 bis 1988 

Freileitungen in der öffentlichen Stromver
sorgung 1970 bis 1988 nach Nennspannungen in km 

Kabel in der öffentlichen Stromversorgung 1970 
bis 1988 nach Nennspannungen in km 

Elektrizitätsversorgungsunternehmen nach der 
Stromabgabe an hessische Kunden 1988 

Kraftwerke und Heizkraftwerke für die 
öffentliche Elektrizitätsversorgung 1988 

Durchschnittliche Erlöse aus der Stromabgabe 
1976 bis 1988 

Allgemeine Tarifpreise hessischer Elektrizi
tätsversorgungsunternehmen am 01.01.1988 nach 
ausgewählten Bezugsgrößen 

Strompreise für Sonderabnehmer hessischer 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen am 
01.01.1988 nach ausgewählten Bezugsgrößen 

Fernwärme/Kraft-Wärme-Kopplung 

Tabelle 53: 

Tabelle 54: 

Tabelle 55: 

Bilanz der Kraft-Wärme-Kopplung 1986 

Bilanz der Kraft-Wärme-Kopplung 1987 

Bilanz der Kraft-Wärme-Kopplung 1988 



Tabelle 56: 

Tabelle 57: 

Sonstiges 

Tabelle 58: 
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Anschlußwert, Wärmeleistung hessischer 
Fernwärmeversorgungsunternehmen 1988 

Netzeinspeisung und Streckenlänge hessischer 
Fernwärmeversorgungsunternehmen 1988 

Investitionen der Unternehmen der Öffentlichen 
Energieversorgung 1975 bis 1987 
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1. :;E: sarc.:: •,,' .:_ ,, r sc r.2 :r l ::_ c.!i::O Ks:'1.'l1U~~cotcr. fLir Ci( Er:rTe;~c··. '" ort;unt:; 07t. DL I Cj:,~ 

~JiJt'C Ii- 1\nzar, ~ EtstanC ir. i·:;CC DL;rcr:-

COC~:r.i ~tlid:C aer c 
sch:.~ t t: 

,Jahr ·,\·ahnoE-- f'riva.t-
i''2l"S2Wlll<rc.:·;:»ager; Fahr·ü 1:0 ~g. 

völ Kerung haue::llalcE: 
1-.'ohn-

·1\'ohnunger. 
c 1--:c.c.:,rräder Lastk!'c::t- JE PKI< I ', (' 1 OCiC. 

in 1000 l ir. 1000 1} 
gebäu<ie 2: c, -r·ol.lE!' ·• J ln:-;gcsamt wager, t! lf; Krr 71 Elm-.•onnE-r 

ai Grundv-:ertE 

19'/6 5 5C.2,5 2 178,1 97(' =--· ' 17- '7 25,9 '(42, .I 31 ;, 2~5.5 ·, 3 500 
1977 5 539,0 2 2?6' 9 99~ 's 2 21 c, 3 50,2 ; 629,7 JJG 254 '9 13 3CHJ 
1975 5 5 1tG, 0 2 236,2 014' 1 2 239,6 5.';,] 1 9Lj6' 4 351 259,2 1 3 200 
1979 c, 562,8 2 2SJ,:J 032.1 2 2(.7' '· 58,S· 2 OGJ,t, 372 262 ,L. 12 90{) 
1980 568,7 2 277 '9 OSG ,3 2 29(,' 9 6'-1,3 159,4 387 269,2 12 80(, 
1981 5 605,3 2 299,5 ; 065,7 2 32.',,7 72,5 2 226,7 198 276' y 11 90C' 
1982 5 606,5 2 298,;_, 077' 7 2 348,:5 89,0 2 257,8 402 278,8 1?. 2CK' 
1983 5 58:5,9 088,'-< 2 372,.:, 106,4 299,0 L.10 279,5 1.2 C;OO 

1984 5 535,2 100,:< 2 401 '5 120,6 2 358,<, L.23 282,3 12 500 
1985 5 529,1... 2 361 '9 110,2 2 426,5 130,7 2 1,37 ,8 L,lj1 286,1 i2 100 
1986 5 5] 1, '6 2 366,8 119 ,o 2 446,.:., 133,0 2 528,2 457 290,8 12 500 
198? 5 5'·7' 9 2 398,7 127,6 2 46 ... ,7 131,1 2 648,1 477 297,0 12 800 
1988 5 568,9 2 401, ,9 .136 '1 2 482,2 126,2 2 725,5 489 297 '9 D 000 

bl Zu- bZ"'· Abnahme I -I gegenüber dem Vorjahr in % 

1976 0,'-t •I 
1

1 1 ,8 1 '5 i 1 '5 '· ,9 
c 0,6 1,5 ~.-

1977 G, 1 2,2 1 ,9 1,6 9:,,o 5,0 5' 1 3,8 'j ,6 
1978 0, ·1 0,, 1 ,9 1,3 6,1 6,4 6,4 1 '7 - 0,8 
1979 0,3 0,8 1 ,8 .i ,2 7,9 6,0 6,0 1 ,3 2,3 
1980 0,5 1,1 1 ,8 1 ,3 9,2. 4,7 4,0 2,6 0,8 
1981 c-,3 0,9 1 ,5 1 ,2 12, ·: 3,1 2,8 2,7 7,0 
!982 0,0 0,0 ·1, 1 1 ,0 22,7 1 ,I, 1 ,0 0,9 2,5 
1983 0,4 ·, ,o 1 ,o 19,6 •1 ,2 2,0 0,2 •I ,6 
1984 0,9 1 ,·1 1 ,2 13,L. 2,6 3,2 1 ,0 0,2 
1985 o, 1 0,9 1 ,o 8, u 3,4 4,3 "i '3 ~.c. 

1986 o, 1 0,2 0,8 0,8 1 ,8 3, 7 J,6 1 ,6 3,3 
1987 0,2 1 ,3 0,8 0, 7 - •I 

1 
4 4, 7 <.,4 2' 1 2,<. 

1988 0,4 0,3 0,8 0,7 3,7 2,9 2, 5 0,3 i ,6 

Nettoproduktionsindex im Bergbau c. Verarb. Gewerbe 101 
Brutto- Brut towert-

1 Grundst.-
Beschäf::igte 

inlands- scb2tpfung irr. Invc:-sti- Verbraucns- Nahrungs- im Bergbau 
Jahr 

produkt Bl Bergbau und Berg- c. Produv.- tionsgüter güter u, Genuß- end Verarbei-
ll1S-

in i~ill. Oll, Verarb.Gewerbe gesamt- C2Li tionsgüt.er proauz. produz, mittel- tenden 
in /1ill. D~ 91 gewerbe Ge\{erbe Gewerbe gewerbe Gewerbe 11} 

al Grundwerte 

1976 126 909 39 298 94,6 67,9 103,0 87,6 99,4 101 '1 659 544 
1977 1]·, 116 39 909 96,5 79, 1 104,3 88,9 106,1 93,9 663 779 
1978 136 616 40 241 99,6 84,4 110,6 90,2 105' 9 96,1 665 156 
1979 ]0:,2 735 '2 047 103,6 92,? 112,L, 96' "i ·,os,e 100,S 672 017 
1980 -,,·,,, 396 1,1 581 99,0 95,8 103,2 92,1 107' 3 1 Oi, 5 673 1.77· 
1981 1'.3 007 40 573 92,8 89,0 95,6 90,3 100,8 " --~·c. 655 367 
1982 ·.,;_,·1 933 38 792 92,3 7t, 7 93,2 88,9 98, "i 96,7 632 154 
1983 146 023 40 622 93,1... 92,9 9L.,O 9.1 ,3 94,6 97,7 606 869 
1984 149 718 40 438 96,0 100,2 99,-i 91 ,8 97,5 97,9 602 .'.36 
1985 15~ 514 42 408 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 100,0 617 461 
1986 158 940s L.2 837s 100,9 87,0 101,9 '100' 6 10i ,3 102,~ 628 802 
1987 163 752s ,, 117s 102,0 92,5 101 ,ü 102,2 103,7 105,0 628 768 
1988 170 691s 46 696s 107' 1 96,8 108,2 105,9 107' 7 i 10,6 627 007 

b) Zu- bZI-,', Abnahme 1-1 gegenüber dem Vorjahr in % 

1976 6,7 11 '7 10,8 .:.,5 16,9 7' 1 8,0 11 '7 - 1 , 6 
1977 3,3 1,6 2,0 16,5 1 '3 1,5 6, 7 - 7,1 0,6 
1978 4,2 0,8 3,2 6, 7 6,0 1,5 0,2 2,3 0,2 
1979 <1,5 4' 5 4,0 9,2 1,6 6,5 2, 7 4,6 1 ,o 
1980 1 ,2 1 '1 - 4,4 3,9 - 8,1 - 4' 1 1 '4 1,0 0,2 
1981 - 1, 0 - 2,4 5,3 - 7,1 - 7' lj - 2,0 6,1 - 8,2 - 2, 7 
1982 - 0,8 - 4,4 - i ,6 -13,8 2, 5 - 1,6 - 2, 7 3,8 - 3,5 
1983 2,9 4,7 1,2 21' 1 0,9 2,7 - 3,6 1 ,0 - 4,0 
1984 2,5 0,5 2,8 7,9 5, 7 0,5 J, ·1 0,2 - o, 7 
1985 3,2 4,9 4,2 - 0,2 0,6 8,9 2,6 2,1 2,5 
1986 2,9s 1 ,Os 0,9 - i 3,0 1,9 0,6 1,3 2,4 1 ,8 
1987 J,Os J,Os 1,1 6,3 - 0,9 1,6 2,4 2,5 0,0 
1988 4,2s 5,8s 5,0 4,6 7' 1 3,6 3,9 5,3 - 0,3 

2 
1) Ergebnisse des Mikrozensus. - 21 Einschl, Hochenend- und Ferienhäuser mit 50 oder menr rr; fläche. - 31 Ic. Wohngebäu-
den und sonstigen Gebäuden. - 41 Ab 1977 einschl. Klein- und Leichtkrafträder. - 51 Einschl. Kombinationskraftwagen, -
61 Einschl. Kraftomnibusse, Zugmaschinen und übrige Kraftfahrzeuge, - 71 Durchschnittszahlen für das Bundesgebiet. -
81 In Preisen von 1980. - 91 Abgrenzung nach volkswirtschaftliehET Gesa'lltrechnung. In Preisen von 1980. 101 1985 0 100; 
kalendermonatlich. - 11) Nu!"' Betriebe von Unternehmen rr.:t im allgemeinen 20 od. mehr Bescr.äftigten. - s 0 geschätzte Y,'ertE:. 
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1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1936 
1987 
1988 

1976 
197"~ 

1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

1916 
1911 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 
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2. Struktur des Energieverbrauchs 1976 bis 1988 

Primärenergie-
verbrauch 

ins
gesamt 

855405 
852210 
868816 
915144 
881199 
855539 
839186 
840819 
865543 
895496 
907591 
924071 
925440 

29187 
29078 
29644 
31225 
30067 
29191 
28640 
28689 
29533 
30555 
30967 
31530 
31576 

dar. Gewinnung 
in Hessen 

28599 
29392 
28117 
28608 
28116 
27625 
26462 
26242 
22680 
23085 
22220 
200B 
21268 

916 
1003 
980 
916 
959 
943 
903 
895 
714 

788 
158 
6S4 
726 

Prinlr
energie
träger 

davon 

Selrundar
energie-

träger 

a) Grundwerte in Terajoule 
404150 450655 
481311 
493634 
511410 
459446 
505983 
474933 
381622 
)98143 
)85485 
379136 
372729 
343648 

310839 
315182 
403734 
421753 
349556 
164453 
459191 
466800 
510011 
52S455 
551342 
581792 

b) Grundwerte in 1000t-SKE 
13810 15371 
16425 12653 
16843 
17450 
15616 
17264 
16205 
13021 
13605 
ll15J 
12936 
12118 
11125 

12801 
13176 
14390 
11927 
12435 
15668 
15921 
11402 
18031 
18812 
19851 

Verbrauch W"ld 
Verluste im 
n~rgiesektor 

statistische 
Differenzen 

181147 
186658 
191138 
195829 
198125 
196503 
191912 
181615 
179550 
181135 
192296 
198606 
196027 

6181 
6369 
6542 
6682 
6160 
6105 
6550 
6199 
6126 
6406 
6561 
6117 
6689 

c) Zu- bzw. Abn.all:re(-) gegenübe:r dem Vorjahr in % 

7.1 
-{),4 

1.9 
5.3 

-).1 
-2.9 
-1.9 
0,2 
2.9 
3.5 
1.4 
1.8 
0.1 

100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 

-6.3 
2.8 

-2.1 
-{),4 

-1.7 
-1.7 

-4.2 
-{),8 

-13.6 
1.8 

-3.1 
-9.8 
6.1 

),) 

),4 

),) 

3.1 
3.2 
3.2 
3.2 
3.1 
2.6 
2.6 
2.4 
2.2 
2.) 

4.5 9.6 
18.9 
2.5 
),6 

-10.2 
10.1 
-6.1 

-19.6 
4.5 

-).) 

-1.6 
-1.7 
-7.8 

-17.1 
1.2 
1.6 
4.5 

-11.1 
4.3 

26.0 
1.1 
9.3 
3.6 
4.3 
5.5 

d) Anteilswerte am gesamten fuergieverbrauch 
41.3 52.1 
56.5 
56.8 
55.9 
52.1 
59.1 
56.6 
45.4 
46.1 
43.0 
41.8 
40.3 
37.1 

43.5 
43.2 
44.1 
47.9 
40.9 
43.4 
54.6 
53.9 
57.0 
58.2 
59.1 
62.9 

10.3 
),0 

2.1 
2.1 
1.2 

-{).8 
-2.) 
-5.4 
-1.2 
4.6 
2.4 
),) 

-1.3 

21.2 
21.9 
22.1 
21.4 
22.5 
23.0 
22.9 
21.6 
20.1 
21.0 
21.2 
21.5 
21.2 

Nicht
energetischer 

Verbrauch 

42300 
42637 
40103 
45393 
40179 
38143 
38999 
31631 
31321 
34015 
15390 
15535 
13877 

1443 
1455 
1368 
1549 
1371 
1322 
1331 
1079 
1069 
1161 

525 
530 
413 

-3.5 
0.8 

-5.9 
13.2 

-11.5 
-3.6 
0.1 

-18.9 
-1.0 
8.6 

-54.8 
0.9 

-10.1 

4.9 
5.0 
4.6 
5.0 
4.6 
4.5 
4.6 
3.8 
3.6 
).8 
1.7 
1.1 
1.5 

Dld
energie-

verbraucll 

631958 
622915 
636975 
€73922 
642895 
620293 
608415 
627501 
654672 
613146 
699906 
709930 
715536 

21563 
21254 
21734 
22994 
21936 
21165 
20159 
21411 
22338 
22988 
21881 
24223 
24414 

7.0 
-1.4 
2.3 
5.8 

-4.6 
-3.5 
-1.9 
).1 

4.3 
2.9 
3.9 
1.4 
0.8 

73.9 
71.1 
73.) 
73.6 
73.0 
72.5 
12.5 
74.6 
15.6 
75.2 
11.1 
76.8 
11.3 



1 9 3 

h•iJ~c.rer,(-r;c rgi c vc- r'ora:...c r. 198C ' ;·,,_. 

dC.VQ!, 
h' ~r,Jir(' new· rgir:--

I I I I 
,)ar:< verbr·auch 

lnsg;;.-samt KoUu t<~r,er'alS~E' t;o;:\..Tf:C_iSf:: f:c r"r,cnE l'(_' ~C So;.:_;': ii::e 

197C 80,5 1 5 'r , '::· 91,7 29,7 11 '•' J 
·, 971 84,0 "i !, 5' ~ 95,7 45,7 "!09,2 
., 972 88' ~' 13S, E 99' ,_, 5<.,0 129,C 
i 97; 03, 'r 12l,2 10<;, '-, 6i,3 1 5:;' ~ 
197'· 93,0 1 't 5, t 1 :=n ,9 68,5 s ' 155,9 
1 S17 S 9C. ,( g:;,g 99,8 69,2 83," '/6,9 
197t 9'/, ·r 1U6,S. 106,0 79,2 62,0 1C5, ': 
1971 gr~, 7 95,7 102,8 s:,' 6 ·, '·~·' 9 2C,:, 
197E- 95,6 ·r1 0,0 105,0 89,8 135 ,o 19' 2 
1979 103 '9 1 Oi, 7 110,6 98,9 't ]<, ,2 38,6 
198C 100 100 100 100 i 00 10[; 
1981 97' 1 11.:,' 4 91,5 99,5 157 ,o 35,2 
1982 95,3 i 18,3 88,5 94,5 191 '4 - 3,7 
1983 95,4 122,9 85,8 100,7 150,3 46,9 
1984 98,2 112,6 86,7 114,8 159,3 50,2 
1985 101 ,6 98,1 90,5 114,2 160,9 ?9, 4 
1986 103 ,o 94,3 91' 1 122,5 '1 44 1 L, 101' i 
1987 104,9 79,2 90,4 129,9 136,9 139,1 
1988 105,0 69,0 92,7 123,8 121 ,8 i 67' 0 

4. Endenergieverbrauch nach Energieträgern 1980 100 

davon 
Endenergie-

Jahr· verbrauch 

I I I I insgesamt Kohlen Hineralöle Gase Strom Sonst:;_ge 

1970 81 '1 269,0 87,4 31,8 6L.,2 81 ,3 
1971 85,4 224,8 91,9 45,6 69,7 83,7 
1972 89,9 187, '1 98,4 53,0 76,0 65,3 
1973 94 '7 163,8 103,2 61 ,o 82,9 a·~,? 

1974 94,5 156,3 101,2 68,5 83,8 74,4 
1975 91 ,8 116,7 99,9 6~..;,9 84,0 89,9 
1976 98,3 104,6 106,7 76,2 88,5 91 '1 
1977 96,9 93,8 103,3 80,6 90,7 92,9 
1978 99,1 90,6 104,0 86,7 95,5 97,3 
1979 104,8 105' 6 108,0 97,2 100, i 10·;,, 2 
1980 100 100 100 100 100 100 
1981 96,5 107,0 92,6 104,3 100,6 97,2 
1982 94,6 112,0 90,6 100,2 100,0 99,7 
1983 97,6 116,5 92,1 107,9 103,3 99,? 
1984 101 ,8 125,5 93,1 120,9 107,8 i 17 .s 
1985 104,8 115,5 97,2 123,7 111 ,o 108,8 
1986 108,9 "109,8 102,7 127' 9 1"12,8 92,3 
1987 110,L. 99,5 i02,0 i35,7 117 ';_, "t21 ,0 
1988 111 ,3 84,1 105,3 13C,2 119,8 123,C 

5. Endenergieverbrauch nach Ve rbrauchergru p oen 1980 100 

Endenergie-
davon 

Jahr verbrauch 
Verarbeitendes I I Haushalte und insgesamt 

Gewerbe Ve"'kehr Kleinverbraucher 

1970 81 '1 106,3 67,0 77,7 
1971 85,4 106,2 73,4 83,0 
1972 89,9 109,9 78,3 87,C 
1973 94,7 115,6 80,5 93,7 
1974 94,5 108,5 81 ,6 96,3 
1975 91,8 97,6 80,9 96,4 
1976 98,3 10tl,7 87,0 102,8 
1977 96,9 103,1 89,1 99,1 
1978 99,1 103,1 94,7 99,7 
1979 104,8 105,6 99,9 107,8 
1980 100 100 100 100 
1981 96,5 97,6 99,2 94,0 
1982 94,6 90,1 101 ,2 92,5 
1983 97,6 90,4 103,5 97,3 
1984 101,8 92,6 109,4 101,4 
1985 104,8 89,8 114,8 105,7 
1986 108,9 88,6 119,9 111,8 
1987 11 01 4 90,L. 125,3 110,5 
1988 i 11 '3 89,5 136,8 105,0 
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:·:-·~m:<rer,..,,.;; cv":--n:'auch insgesamt 
c;avon 

Stein;.:cl.lf: 

Gas 

Kernener'gle 

sonstiger Verbrauch 

Verbrauch und Verluste im Energiesektor, 
statlstische Differenzer. 

t;ichtenerget_;_scher Verbrauch 

Endenergieverbrauch insgesamt 
nach Energieträgern 

Steinkohle 

Braunkohle 

l.JinerdCle 

Gase 

Strom 

sonstiger Verbrauch 

nach Verbrauchergruppen 

Bergbau und Vc:rarbei tendes Ge1-1erbe 

Verkehr 

Hausllal te und Kleinverbraucher 

i'i'imärener'gievcrbrauch .insgesamt 
GEWOn 

Steinkohle 

Braunkohle 

l·hneralöle 

Gase 

Kernenergie 

sonstiger Verbrauch 

Verbraueil und Verluste im Energiesektor, 
statistische Differenzen 

t,lichtenergetischer Verbrauch 

Endenergieverbrauch ir.sgesamt 
nach Energieträgern 

Steinkohle 

Braunkohle 

Mineralöle 

Gase 

Strom 

sonstiger Verbrauch 

nach Verbrauchergruppen 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 

Verkehr 

Haushalte und Kleinverbraucher 

195 

Bundesreputl "ik 

11 3?2. 7 

2 21'< ,6 

91'-<,J 

4 785,0 

912,6 

233' ~' 

312,7 

3 159' i. 

689,6 

7 523,6 

523' 0 

109' 3 

3 745,8 

63'-<,'-< 

270,5 

2~0' 6 

2 198,8 

868,8 

3 456' -, 

11 425,w 

2 189, I.J 

925' 1 

4 79.?,9 

ess,s 
375' 1 

287 •'' 

3 237,9 

7 <137,8 

527,2 

99,2 

3 711,3 

588,1 

289,6 

222,4 

244,6 

1988 

100 

19,5 

8,0 

1.,2, l 

·,o,8 

2,7 

100 

? ,0 

1,5 

~<9,8 

21 '7 

'r6,9 

3,2 

29,2 

24,8 

45' 9 

100 

19,2 

8,1 

'~ 1 '9 

16,2 

12,0 

2,5 

100 

7, 1 

1, 3 

49,9 

21,4 

17,3 

3,0 

30,2 

26,2 

.. .],6 

f..hnahmr~ 

gegenl<Der 
\'er_; cnr

i r, ~; 

0,3 

2.8 

- 2' 6 

10,2 

S, 8 

1 '4 

- 0,1 

7,3 

6,5 

3' 3 

8, 3 

2,3 

6,3 

c, i 

3,5 

- 2,1 

I ,I 

0,2 

3,0 

11 '~ 

- 8, 'r 

2,8 

8, 7 

1 '1 

0,8 

- 9,2 

0,9 

- 2,8 

1 's 
7,6 

2,1 

- 6,1 

Hessens 198~ uns ·, 9S8 

Hessen 

hctc
joule 

')2 'c: 

'-<32,4 

173, 0 

132' 6 

11],2 

198' 7 

709,9 

15,6 

9,1 

'-<03,2 

156,5 

108,8 

11 '7 

136' 8 

252,S 

:l20,6 

92'::'!., 

4<, '6 

18,1 

<l43, z 
165,6 

i 18,0 

ns,9 

196,0 

13,9 

?15,5 

13,2 

7, 7 

421 '5 

150,2 

111 ,o 
11 ,9 

13'),4 

275,5 

3QI, ,6 

f,r:tc.::.: 

ir. '" 

100 

5,6 

2,2 

46,8 

18,8 

14,3 

12,2 

100 

2,2 

1,3 

57,5 

22,0 

15,3 

1,6 

19,3 

35,6 

45,2 

100 

', 8 

2,0 

47,9 

17,9 

12,8 

14.7 

100 

1 ,8 

1 , 1 

58,9 

21 ,o 
15,5 

1, 7 

18,9 

38,5 

42,6 

Abnahme ar. der 
gegen~itw~' S~Jn:JE2-

Vo:',i&nt' '"8[JUC~::.~: 

.in % 

:, e 

,,,,,, 

20,1 

0,8 

5,2 

37,7 

3,3 

0 q 

2,0 

0,7 

6,1 

I, ,o 

2, ·, 

4 '5 

1,1 

0,: 

'; l. ,2 

9,2 

2,5 

'·' 7 
- 1'1 ,o 

20,0 

1' 3 

10,7 

C,8 

15,6 

15,4 

3,3 

- ~. 1 

2,1 

1, 7 

1,0 

9,1 

S,O 

ir, % 

8,1 

2,3 

2,2 

9,0 

9,1 

10,7 

36,2 

6,3 

2,2 

9,' 
J,O 

8,3 

-10,9 

9,6 

8, 6 

', 9 

S,2 

d,S 

9,3 

2,C 

2,0 

9,2 

2,9 

8, 6 

'-+7,3 

6,1 

1,9 

9,6 

2,5 

7,8 

11 t 4 

9,5 

8,6 

5,4 

6,0 
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Jahr 

1976 
1977 
1978 
1979 

1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 

1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 

1988 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1982 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 

1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

196 -

Primärenergieverbrauch 1976 bis 1988 nach Energieträgern 

Primärenergie- 1 davon 

verbrauch r-----~-----~-----~-------,-----~-------1 
insgesarr.t \ Steinkohle 

855405 
852210 
868816 
915144 
881199 
855539 
839386 
840819 
865543 
895496 
907591 
924071 
925440 

29187 
29078 
29644 
31225 
30067 
29191 
28640 
286S9 
29533 
30555 
30967 
31530 
31576 

7.1 
-o.4 
1.9 
5.3 

-3.7 
-2.9 
-1.9 
0.2 
2.9 
3.5 
1.4 
1.8 
0.1 

100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 

67523 
58213 
72698 
63710 
63716 
74742 
77366 
82990 
75606 
61285 
60794 
52021 
44620 

2304 
1986 
2480 
2174 
2174 
2550 
2640 
2832 
2580 
2091 
2074 

1775 
1522 

25.2 
-13.8 

24.9 
-12.4 

0.0 
11.3 
3.5 
7.3 

-8.9 
-18.9 
-o.8 

-14.4 
-14.2 

7.9 
6.8 
8.4 
7.0 
7.2 
8.7 
9.2 
9.9 
8.7 
6.8 
6.7 
5.6 
4.8 

Braunkohle Y.ineralöle Naturgase 

a) Grundwerte in Terajoule 

29611 506664 

28798 
27267 
28691 
27174 
29227 
301JS 
28745 
26734 
27855 
24944 
19924 
18097 

491431 
502190 
528938 
478190 
437655 
423002 
410470 
414389 
432871 
435784 
432397 
443183 

b) Grundwerte in lOOOt-SKE 
1010 17288 
983 
930 
979 
927 
997 

1028 
981 
912 
950 
851 

6SO 
617 

1676S 
17135 
18048 
16316 
14933 
14433 
14005 
14139 
14770 
14869 
14754 
15122 

c) Zu- bzw. Abnahme(-) gegenüOOr de:o Vorjahr in % 

-5.6 6.2 
-2.7 
-5.3 
5.2 

-5.3 
7.6 
3.1 

-4.6 
-7.0 

4.2 
-10.5 
-20.1 
-9.2 

-3.0 
2.2 
5.3 

-9.6 
-8.5 
-3.3 
-3.0 
1.0 
4.5 
0. 7 

-o.8 
2.5 

d) Anteilswerte am gesamten llierqieverbrauch 
3.5 59.2 
3.4 57.7 
3.1 
3.1 
3.1 
3.4 
3.6 
3.4 
3.1 
3.1 
2.7 
2.2 
2.0 

57.8 
57.8 
54.3 
51.2 
50.4 
48.8 
47.9 
48.3 
48.0 
46.8 
47.9 

105978 
111834 
120193 
132300 
133838 
133194 
126448 
134759 
153592 
152893 
163931 
173893 
165648 

3616 
3816 
4101 
4514 
4567 
4545 
4314 
4598 
5241 
5217 
5593 
5933 
5652 

14.4 

5.5 
7.5 

10.1 

1.2 
-o.5 
-5.1 
6.6 

14.0 

-o.5 
7.2 
6.1 

-4.7 

12.4 

13.1 
13.8 
14.5 
15.2 
15.6 
15.1 
16.0 
17.7 
17.1 
18.1 
18.8 
17.9 

Kernenergie 

60076 
145303 
130814 
130073 

96906 
152101 
185464 
145685 
154354 
155965 
139906 
132&43 
118022 

2050 
4958 
4463 
4438 
3306 
5190 
6328 
4971 
5267 
5322 
4774 

4526 
4027 

-25.7 
141.9 
-10.0 
-o.6 

-25.5 

57.0 
21.9 

-21.4 
6.0 
1.0 

-10.3 
-5.2 

-11.0 

7.0 
17.1 
15.1 
14.2 
11.0 
17.8 
22.1 
17.3 
17.8 
17.4 
15.4 
14.4 
12.8 

Sonstige 

85553 
16631 
15654 
31432 

81375 
28620 
-3029 

38170 
40868 
64627 
82232 

113193 
135870 

2919 
567 
534 

1072 
2777 
977 

-103 
1302 
1394 
2205 
2806 

3862 
4636 

36.8 
-1)0.6 

-5.9 
100.8 
158.9 
-M.S 

-11o.6 
-1360.2 

7.1 
58.1 
27.2 
37.7 
20.0 

10.0 
2.0 
1.8 
3.4 
9.2 
3.3 

-o.4 
4.5 
4. 7 
7.2 
9.1 

12.2 
14.7 

I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 



Primärenerg i e
verbrauch 
insgesamt 
in Terajoule 855405 852210 

Sonstige 

Kern
energie 

Naturgase 

Mineralöle 

Braunkohle 

Steinkohle 

Jahr 

I I I I I I II 

1976 1977 

Primärenergieverbrauch 1976 bis 1988 nach Energieträgern 

Anteilswerte am gesamten Primärenenergieverbrauch in % 

915144 

881199 

1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 
~ " . ·--- ----- -

924071 
907591 

1986 1987 

925440 

1988 

~ 

'"" 
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2. 1~-::nr;L:: :·:-- c::->r CJt:'O'. ~, r' l!:ii'l r·e r,t• t'[;l -:'\'er L• :0 au r_r,:: "97t bl~- . 92-2 

f~ r·ir'lat'etH· rg1 cvet'bt'cvc L u. G1gajoule EJ <;.'_;tl7~i L2t:o-l-:oe:·:' 
:e:r.~ ·-:LW !: : ~ 

:-.~ j_ (: Kernenergi~~ 

C'~lrC.;~::r~-- 1~-~~r:cor·:L Kohl Co t~ineraJ öle l~aturgase 
Jahr :~r,r; r·g V" träger· unc Sonstige 

. .! JC . Je .j10riZ w I J, .j ' . I c 
~ JE 1000 01'. Je 1000 Dt•\ J€:: 1000 . je lOO~C o;-: '.'t::Tt:r·cucr·, . 

Einwohn. BlP 1 ) 
{1\~ ~ J v.:·ru··ooL:cr, 

unwohr.. BIP 1 J El1lWOhr~o BIP 1 1 
Einwohn. 8IP ; ) E1nwohn BIF 1 ) 1nsgesamt 

a1 Grundwer V 

1976 i ~)'+' ~ l.,7i.. 17,5 0, 77 91 ,4 3,99 19,1 0,8L 26,3 ~ ' i ; ·, '06 (_:' 0:1 

1977 . ')~)' 9 [.,so 1'),7 0,6G 88,7 3,75 20,2 0,85 29,2 1 '21. 
. 0 

' ''- G, 9' 

1978 'i')6' 7 C,36 18,0 0,73 90,5 3,68 21,7 0,88 26,4 1 '0~-· 0,45 C,':J2 

1979 '16i.' s 6,1<1 16,6 0,65 95,1 3,71 23,8 0,93 29,0 1 '1 3 ~ '1 8 1 '18 

1980 1')7,7 6,10 16, 3 0,63 85,6 3,31 23,9 0,93 31,9 1 '23 3,08 8, 00 

1981 1')2,7 5,98 18,5 o, 73 78, "r 3,06 23,8 0,93 32,2 1 ,26 2,90 B,SO 

1982 'r ~9, 7 S, 91 19,2 0,76 75,4 2,98 22,6 0,89 32,5 1 '29 2,38 I< 
1 
13 

1983 150,6 S,76 20,0 0, 77 73,5 2,81 2~' 1 0,92 32,9 1 '26 0,07 1 ,o,: 

1984 156, ,, 5,78 18,5 0,68 74,9 2,77 27,7 1 ,03 35,3 1. 30 ·r, 16 C, ,,o 

1985 162,0 5,80 16, i 0,58 78,3 2,80 27,7 0,99 39,9 1 '43 ~ '09 1 ,I,] 

1986 16<.,0 5, 71p 15,5 0,54p 78,7 2, 74p 29,6 1,03p 40,1 1 ,40p 0,48p c, 24p 

1987 166,6 5,64p 13,0 0,4<.p 77.9 2,64p 31,3 1,06p 44,3 1 ,SOp C,60p 0, 27p 

1988 166,2 5, 42p 1 i '3 O,l7p 79,6 2,60p 29,7 o, 97p 45,8 1 ''-< 9p C,02;:: C,60p 

b) Grundwerte in l-SKE 

1976 5,26 0,230 0,60 0,026 3, 12 o, 136 0,65 0,029 0,90 0,039 
1977 5,25 0,222 0,')4 0,023 3,03 o, 128 0,69 0,029 1 ,oo 0,042 
1978 5,35 0, 2i7 0,61 0,025 3,09 o, 126 0,74 0,030 0,90 0,037 
1979 5,61 0,219 0,57 0,022 3,24 0,127 0,81 0,032 0,99 0,039 
1980 5,38 0,208 C,56 0,021 2,92 0,113 0,82 0,032 1 t 09 0,042 
1981 5,2'1 0,204 0,63 0,025 2,66 0,10<. 0,81 0,032 1 '1 0 o, 043 
1982 5,11 0,202 0,66 0,026 2,57 o, 102 0,77 0,030 1 • 11 0,04L. 
1983 5, li, o, 197 0,68 0,026 2,51 0,096 0,82 0,031 1.12 0,043 
1984 5,34 0,197 0,63 0,023 2,56 0,095 0,95 0,035 1 ,20 0, 04L. 
1985 5,53 o, 198 0,55 0,020 2,67 0,096 0,95 0,034 1,36 0,0«9 
1986 5,60 0,195 0,53 0,018 2,69 0,093 1,01 0,035 1 ,37 0,048 
1987 5,68 o, 192 0,44 0,015 2,66 0,090 1,07 0,036 1 ,Sl 0,051 
1988 5,67 0,185 0,39 0,013 2,12 0,089 1 '01 0,033 1,56 0,0')'; 

c) Zu- bzw. Abnahme {-) gegenüber dem Vorjahr in % 

1976 
1977 0, 3 - 3,6 10,3 1<. ,3 3,0 6,0 5,8 1 ,2 11 '0 7,8 
1978 1.8 2,2 14,6 10,6 2,0 i ,9 7,4 3,5 - 9,6 - 13,7 

1979 5,0 0,8 7,8 11 ,o 5,1 0,8 9,7 5,7 9,8 5,6 

1980 4,1 - 4,8 1,8 3,1 10,0 10,8 0,4 10,0 8,8 
1981 3,2 - 2,0 13,5 15,9 8,8 7,6 - 0,4 0,9 2,4 

1982 2,0 - 1,2 3,8 4, 1 3,5 2,6 5,0 4,3 0,9 2,4 

1983 0,6 2,5 4,2 1,3 2,5 5, 7 6,6 3,4 1,2 2,3 
1984 3,9 0,3 7,5 11 '7 1, 9 1. 4 14,9 12,0 7,3 3,2 

1985 . 3,6 0,3 13,0 14. 7 4,5 1, ' 3,9 13,0 10,0 

1986 1 ,2 1,6 3,7 6,9 0,5 2, i 6,9 4,0 0,5 2,1 

1987 i J 6 1,2 - 16,1 18,5 1,0 3,6 5,7 2,9 10,5 7,1 

1988 0,2 3,9 13,1 15,9 2,2 1,5 5,1 8,5 3,4 o, 7 

BIP Bruttoinlandsprodukt 
PEV ::- Primärenergieverbr·auch 

1 l In Preisen von 1980, - 21 Berechnet nach ·P~E~I'~tc_ __ P~E~I'~t~-_:_·, 
PEVt_ 1 
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lliden€rgi.e-

Jahr verbrauch 

1976 
1971 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 
1971 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
19S8 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
19S8 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

insgesa'llt 

631958 
622915 
636975 
673922 
642895 
620293 
608415 
627507 
654672 
673746 
699906 
709930 
715536 

21563 
21254 
21734 
22994 
21936 
21165 
20759 
21411 
22338 
229S8 
23881 
24223 
24414 

7.0 
-1.4 
2.3 
5.8 

-4.6 
-3.5 
-1.9 
3.1 
4.3 

2.9 
3.9 

1.4 
0.8 

100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 
100.0 

1 9 9 -

9. Endenergieverbrauch 1976 bis 1988 nach Energieträgern 

Steinkohle 

19030 
17146 
16106 
18392 
16298 
15697 
16735 
18506 
20365 
17392 
17392 
15622 
13179 

649 
585 

550 
628 

556 
536 
571 
631 
695 
593 
593 
533 
450 

-10.7 
-9.9 
-6.1 
14.2 

-11.4 
-3.7 
6.6 

10.6 
10.0 

-14.6 
0.0 

-10.2 
-15.6 

3.0 
2.8 
2.5 
2.7 
2.5 
2.5 
2.8 
2.9 
3.1 

2.6 
2.5 
2.2 
1.8 

Braunkohle Mineralöle 

a) Grundwerte in Terajoule 
6982 427275 
6168 

6421 
7864 
8568 

10908 
11112 
10461 
10850 
11334 
9917 
9126 
7721 

413547 
416444 
432148 
400317 
370802 
362644 
368705 
372702 
388909 
410929 
408152 
421544 

b) Grundwerte in lOOOt-SKE 
238 14579 
210 
219 
268 
292 
372 
379 
357 
370 
387 
338 
311 

263 

14110 
14209 
14745 
13659 
12652 
12374 
12580 
12717 
13270 
14021 
13926 
14383 

davon 

Gase 

87873 
92982 

100064 
112155 
115350 
120272 
115543 
124430 
139452 
142742 
147578 
156549 
150175 

2998 
3173 
3414 

3827 
3936 
4104 
3942 
4246 
4758 
4870 
5035 
5342 
5124 

c) zu- bzw. AbnahireH gegenül::& dffil Vorjahr in% 
-9.5 6.8 

-11.7 

4.1 
22.5 
9.0 

27.3 
1.9 

-5.9 
3.7 
4.5 

-12.5 
-8.0 

-15.4 

-3.2 
0.7 
3.8 

-7.4 

-7.4 
-2.2 
1.7 
1.1 
4.3 

5.7 
-<J. 7 
3.3 

d) Anteilswerte a gesamten llie.rgieverbrauch 
1.1 67.6 
1.0 
1.0 
1.2 
1.3 
1.8 
1.8 
1.7 
1.7 
1.7 
1.4 
1.3 
1.1 

66.4 
65.4 
64.1 
62.3 
59.8 
59.6 
58.8 
56.9 
57.7 

58.7 
57.5 

58.9 

17.4 
5.8 
7.6 

12.1 
2.8 
4.3 

-3.9 

7. 7 

12.1 
2.4 
3.4 

6.1 
-4.1 

13.9 
14.9 
15.7 
16.6 
17.9 
19.4 

19.0 
19.8 
21.3 
21.2 
21.1 
22.1 
21.0 

Stran 

81983 
84066 
88501 
92713 

92666 
93193 

92711 
95738 
99884 

102820 
104559 
108751 
110992 

2797 
2868 
3020 
3165 
3162 
3180 
3163 
3267 
3408 

3503 

3568 
3711 
3787 

5.3 
2.5 
5.3 
4.8 

-{).1 

0.6 
-<J.5 
3.3 

4.3 

2.9 
1.7 
4.0 
2.1 

13.0 
13.5 
13.9 
13.8 
14.4 

15.0 
15.2 
15.3 
15.3 
15.3 
14.9 

15.3 
15.5 

Sonstige 

8835 
9006 
9439 

10590 
9696 
9421 
9670 
9667 

11419 

10550 
9530 

11729 
11925 

301 
307 
322 
361 
331 
321 
330 
330 
390 
360 
325 
400 
407 

1.3 
1.9 
4.8 

12.2 
-8.4 
-2.8 
2.6 

-<J.O 
18.1 
-7.6 
-9.7 
23.1 
1.7 

1.4 
1.4 
1.5 
1.6 
1.5 
1.5 
1.6 
1.5 
1.7 
1.6 
1.4 
1.7 
1.7 
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Endenergie -
verbrauch 
insgesamt 
in Terajou\e 

Sonstige 

Strom 

Gase 

Mineralöle 

Braunkohle 
Steinkohle 

Jahr 

·-----~-------------···-·-····-

Endenergieverbrauch 1976 bis 1988 nach Energieträgern 

Anteilswerte am gesamten Endenergieverbrauch in % 

709930 715536 
L~ 

~~§~~~~~~~~W?2·~@§~l·M 1 

/ /I I 1r / .. I / 1/ V //i 

/ II/ /J r/~ ~ ~ ~ ~ ~~ ~// f/1 
/ / / / / / ,/ / / / 

Vlml J I Joo4 I I ~I Y .,,,,~ 1/l.d J I """ I I ",VI v,,,,, A IAo /1 I I >h ,( I r o/.,/1 V~ ~ 

//1// J 1/ /II M /~ ~~ ~ t:~ ~~ ,/~ 
/ J r / /I r / /1 v / ~ 1/ 1 / / 1~/ 

//(//! 

~~ U
1
·11 /1 w1,0!/j f11.0H rzv j t&Zd ~ ~ ~ - ~ ~ ~.1 /( b .. 3,0 ,8 ,5 2,7 ,5 ,5 ,8 3,1 ..... ,6 . ,5 1,8 

1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 1986 1987 198!3 

N 
0 
0 



''76 
. 977 
; G7f:' 
i 9".'9 
·, CJC.C 
'981 
'982 

983 
: 91)<., 

1985 
1986 
1[)87 

1988 

1976 
1977 
1972 
1979 
1 980 
1 981 
1 982 
983 

1984 
1985 
'986 
1987 
1988 

1976 
1 977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
'983 
198i; 
1985 
1986 
"1987 
1988 

1976 
1977 
1978 
1979 
1990 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

End('ne r'gJ.e\•e;t. ra,Jc r. 
lnsgesam~ 

6]; 958 
622 91 ';. 
636 975 
673 92? 
642 895 
620 293 
605 y ~ 5 
627 507 
65L. 672 
673 7'+6 
699 906 
709 930 
715 536 

21 563 
21 254 

.. 21 7" 
22 9914 
21 936 
21 165 
20 759 
21 411 
22 338 
22 988 
23 881 
24 223 
24 414 

7,0 
- 1. 4 

2,3 
5,8 

- t.,6 
- 3,5 

1,9 
3,1 
4,3 
2,9 
3,9 
1. 4 
0,8 

dl 

100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 

cl Zu-

2 0 1 

Bere;Da1; und 
Ve ra rl'E: 1 tende::: Geweroe 

i'i) 

bl 

f,bso l Lltf' Werte 

1')8 ··J2 
. 55 917 
i5b 830 
1 ~·Cl 701 
15' 286 
;;,7 599 
·. 36 2L..2 
136 77E 
1 i+O 098 
135 813 
1]3 984 
~ 36 77, 
; 35 431 

Absolute Werte 

5 ll06 
5 320 
5 351 
5 <'<49 
5 162 
5 036 
4 649 
4 667 
4 780 
4 634 

572 
4 667 
4 621 

H, 

in 

I 
Terajoule 

iOOO t-SKE 

bZI-,', Abnahme 1-1 gegenüber Vorjahr 

7,3 
1,6 
0,6 
1,8 

- 5,3 
- 2,4 
- 7,7 

0,4 
2,4 
0 o, 

- : '3 
2,1 
1,0 

davon 

'7C 347 
'79 508 
190 828 
?0' _\ ''-< 

20i 464 
99 233 

203 867 
208 516 
220 468 
231 288 
2'-11 561J 
252 527 
275 537 

5 983 
6 125 
6 511 
6 869 
6 874 
6 818 
6 956 
7 115 
7 522 
7 892 
8 21J2 
8 616 
9 401 

in % 

7,6 
2,1. 
6,3 
5,5 
0,1 
0,8 
2,0 
2,3 
5,7 
4,9 
4,4 
4,5 
9,1 

Anteilswerte am gesamten Endenergieverbrauch in % 

25,1 27,7 
25,0 28,8 
24,6 30,0 
23,7 29,9 
23,5 31,3 
23,8 32,2 
22,4 33,5 
21,8 33,2 
21,4 33,7 
20,2 34,3 
19,1 34,5 
19,3 35,6 
18,9 38,5 

I 

29E-· . BC 
287 '•9= 
280 J." 

31? 9~7 
290 ~ " ':· 
272 2(,": 

268 306 
282 21 5 
29'-< 106 
306 6115 
32<'+ ]58 
320 630 
]()L, 569 

10 174 
9 809 
9 872 

'0 677 
9 90C 
9 310 
9 i 55 
9 629 

10 035 
10 463 
1' 067 
10 940 
10 392 

6,6 
3,6 
0,6 
8,2 
7,3 
6,0 

5,2 
lj,2 
4,] 
5,8 
1,: 

- 5,0 

47,2 
46,2 
45,4 
'-J6,« 
45' ~ 
44,0 
'l4, 1 
45,0 
41.,9 
45,5 
46,3 
45,2 
42,6 



Endenergie 
verbrauch 
insgesamt 
in Terajoule 

Haushalte 
und Klein
verbraucher 

Verkehr 

r= 

Endenergieverbrauch 1976 bis 1988 nach Verbrauchergruppen 

Anteilswerte am gesamten Endenergieverbrauch in % 

654672 

620 293 627 507 
608 415 

~/ II 
Bergbau und 
Verarbeit Gewerbe endes ~::=E5, iJ::= ~" " 

= 
4,6 3,5 3,8 ,41 1,8 121.41 

=I = 

Jahr 1976 1977 1978 1979 1980 1981 1982 1983 1984 1985 

699906 
709930 715536 

""~ 

/I 
/ 

I// /I 

1986 1987 1988 
i 

J 

N 
0 
N 



197c, 

1977 

1978 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1976 

1977 

1978 

1979 

'1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

203 

Endtne rgieverbraucb losgesamt 

al1 E- f'mT•"'ift rägec 
1----,-----.-~"'--r'----,------ir-~lmTaJ

öl ver-
JE-

t:i Ci\·1:)!";-

ner 

-~ -~:,,o 

1 !2, S· 

1 i L, ,9 

121 '1 

115,0 

110,7 

i08 ,5 

112,'" 

118,3 

i2i ,8 

126,5 

128,0 

128,5 

haJt 

?90, 1 

2?S,7 

28.:,,8 

299,1 

282,2 

269,8 

261. '7 

2$5,3 

295,7 

296,0 

297,5 

j< 
\·.'ohr;g(-

bäude 

6'-'i ,2 

625,7 

628,1 

653,0 

612,1 

582,1 

564,5 

576,5 

S95,0 

606,9 

625,5 

629,6 

629,8 

JC 

nung 

290,6 

281 ,8 

281,' 4 

297,2 

279' 9 

266,8 

259,1 

264 '5 

272,6 

277,7 

286,1 

288,0 

288,3 

JE 
·1000 D:-1 
BlP 1: 

4,98 

'i,75 

4,66 

4,72 

4,45 

4,3L. 

4,29 

<.,30 

4,37 

'j ,36 

4,40p 

4,34p 

4' 19p 

jE 
i 000 Dt~ 

BJP 1 ! 

3,37 

J' 15 

3,05 

3,03 

2, 77 

2,59 

2,56 

2,52 

2,49 

2,52 

2, 59p 

2,49p 

f:.noen€r'E;l€\'CCtWOUCr, d~ ,.-
1-iausnal H l<lEiJWE:f't. 

all(

t-~"~'~·c~r~c~· "~'rt~r~·a~"~e~'-~ c 1 v:c r-
JC ~ir: V'':':UCL 

Hof·.- Hsus-
nung na: ~ 

137, I 

130, '! 

'12},2 

135,0 

126' 3 

117,-'< 

11 L,,J 

119' 0 

122,5 

126,-'< 

132,6 

130, 1 

i22,7 

·,29, 1 

'129,4 

138,9 

127,4 

1H;,7 

1'16,7 

129,6 

137,0 

133.7 

i26,6 

JC 
H:o.·JS!lsl t 

2,7' 3 

'ilj,C 

75,0 

79,2 

67' i; 

58,6 

56,0 

6C,2 

65,7 

59' i 

55,6 

b) Grundwerte in t-SKE 

3,9 

3,8 

3,9 

4' 1 

3,9 

3,8 

3,7 

3,8 

4,0 

4,2 

-'<, 3 

._,,.__, 

4,4 

1 ,3 

2, i 

5,4 

- 5,0 

3, 7 

- 2,0 

3,6 

5,2 

3,0 

? ,9 

9,9 

9,5 

9,7 

10,2 

9,6 

9,2 

9,0 

9,7 

10,1 

1 o, j 

10,2 

- 3,6 

1,8 

5,0 

- 5,7 

4,4 

- 1 '9 

J. 6 

0,1 

0,5 

22,1 

21,3 

21 ,lJ 

22,3 

20,9 

19,9 

19,3 

19,7 

20,3 

.?0, 7 

21,3 

21,5 

21,5 

3,3 

0,4 

4,0 

- 6,3 

- 4,9 

- 3,0 

2,1 

3,2 

2,0 

3,1 

0, 7 

9,9 

9,6 

9,7 

10,1 

9,6 

9,1 

8,8 

9,0 

9,3 

9,5 

9,8 

9,8 

9,8 

0,17 

o, 16 

o, 16 

0,16 

0,15 

o, '15 

0,15 

o, 15 

0,15 

0, 15s 

0, 15s 

0,15 

0' 1L, 

0, 1'1 

0,11 

o, 10 

o, 10 

0,09 

0,09 

0,09 

0,09 

0,08 

0,09s 

0,09s 

0,08 

0,08 

4, 7 

4,4 

4 '3 

4,0 

3,9 

4.1 

1,,2 

L, '3 

;_,,s 

'-.,2 

4. 7 

'-. '7 

c,,] 

!.., 1 

4' 1 

;_, '7 

;_, ,6 

y '3 

3,0 

2,7 

2,6 

2,7 

2,3 

2,0 

1 ,9 

2,1 

2,2 

2,C 

I, 9 

c) Zu- bzv.•. Abnahme (-) gegenüber dem Vo!'jahr i<J 5, 

3,0 

0,9 

4,5 

- 5,8 

,,7 

2,9 

2,1 

3,1 

1,9 

3,0 

0,7 

o, 1 

- 4,6 

- 1,9 

1 J 3 

- 5,7 

- 2,5 

- 1,2 

0,2 

1,6 

- 0,2 

0,9 

- 1 , •. 

3,5 

6,5 

- 3,2 

0,7 

8,6 

- 6,5 

- 1 ,2 

- 1 ,6 

1 ,2 

1,2 

2,8 

3,9 

0,8 

- 5,1 

- 0, 7 

6,8 

- 8,5 

- 7,0 

- 2,6 

4.1 

2,9 

3,2 

4,9 

j 19 

5, 7 

5, 7 

0,2 

7,3 

- 8,3 

6,8 

- 1 '7 

5.5 

5,3 

9,5 

5.1 

5,6 

-13,1 

- 4,4 

9,1 

-10,0 

- s. 9 

Enoenergic vc r0r&ucf; dc .:: 
Bergbau~ Li. Vcr·art"J. G~;..,·cr·t~-

allE 
EnE-rgiE-tr'ägu 

JE
Fr·od.

c inheit 

1985::100 

123,4 

119-,G 

116,0 

1'13,5 

112,5 

115,9 

108,7 

107,8 

107,5 

100 

97,8 

98,7 

93,1 

3,6 

2,5 

- 2,2 

0,9 

3,0 

- 6,2 

- 0,8 

0,3 

7,0 

2,2 

0,9 

- 5,7 

JC 
'r 000 m-: 
m;s 1 J 

J' 9'1 

3,90 

3,80 

3,6:. 

3,64 

3,51 

3,37 

3,46 

3,20 

3, 13p 

3, 10p 

2, 90p 

0,14 

0, 13 

o, 13 

o, 12 

o, 11 

o, 12 

C, 11s 

o, 11 s 
G, 1·1 s 

o, ·~o 

- 3,0 

- 0,3 

- 2,6 

- ~ ,2 

3,6 

4,0 

2,7 

- 7,5 

- 2,2 

1,0 

- 6,5 

Gasve r·-

JC 
1 Q._;.r) D~J 

i, 17 

·: '15 

1 ,20 

1,22 

1 ,32 

I ,29 

., ,28 

1 ,35 

i ,36p 

1 ,35p 

'; ,26p 

0,04 

c,o:, 
0,04 

c,o.:. 
0,04 

0,05 

0,04 

0,04 

0,05 

0,05s 

0,05s 

C,05s 

0,04 

1, 7 

- 1 '7 

,,3 

1, 7 

8,2 

- 2,3 

- 0,8 

16,4 

- 9,4 

o, 7 

o, 7 

- 6,7 

BIP ::: Brut toinlandsprcJukt, - B\-JS 

1) In Preisen von 1980. 

Bruttowertschöpfung. - s =geschätzte Werte. - p = vorläufige Went. 
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I 
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I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 
I 

Jahr 

1976 

1977 
1978 

1979 

1980 
1981 

1982 
1983 
1984 
1985 
1986 

1987 
1988 

1976 

1977 
1978 
1979 

1980 
1981 

1982 
1983 
1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1976 
1977 
1978 

1979 
1980 
1981 

1982 
1983 
1984 

1985 
1986 

1987 

1988 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 

1982 
1983 

1984 

1985 
1986 

1987 

1988 
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~ =. Endenergieverbrauch des Verarbeitenden Gewerbes 1976 bis 1988 nach Energieträgern 

I'ndenergie-
verbrauch 
insgesamt 

158432 
155917 
156830 

159701 
151286 
147599 

136242 

136776 
140098 
135813 
133984 

136774 
135431 

5406 
5320 
5351 

5449 

5162 
5036 
4649 
4667 

4780 
4634 
4572 

4667 

4621 

7.3 

-1.6 

0.6 
1.8 

-5.3 
-2.4 

-7.7 
0.4 
2.4 

-3.1 
-1.3 

2.1 
-1.0 

100.0 
100.0 

100.0 
100.0 

300.0 
100.0 

100.0 
100.0 

100.0 
100.0 
100.0 

100.0 

100.0 

Steinkohle 

12295 

11431 
10717 
11952 

10967 
11067 

9450 
10862 
12821 
11827 
10930 

10296 

10154 

420 

390 
366 

408 
374 
378 

322 
371 
437 

404 
373 

351 

346 

-3.1 

-7.0 

-6.2 
11.5 
-8.2 

0.9 
-14.6 

14.9 
18.0 
-7.8 
-7.6 

-5.8 
-1.4 

7.8 

7.3 

6.8 
7.5 

7.2 
7.5 

6.9 
7.9 
9.2 

8. 7 
8.·2 

7.5 
7.5 

Braunkohle Mineralöle 

a) Gr1.lfldwerte in Terajoule 
1074 66361 

994 62536 
1654 

2222 

2459 
5204 

5783 

6262 
6145 

6434 
5687 

5363 
5159 

62694 
57632 

50749 
41717 
35652 
31087 
22969 
21177 
19697 
19715 

18133 

b) Grundwerte in 1000t-SKE 
37 2264 
34 2134 

56 2139 
76 

84 
178 
197 

214 
210 

220 
194 

183 
176 

1966 

1732 
1423 
1216 
1061 
?84 

723 
672 
673 
619 

davun 

Gase 

45000 
46773 

46291 
50554 

50923 
53389 
50191 

52002 
60182 
57399 
58407 
59630 

58877 

1535 
1596 

1579 

1725 
1738 
1822 

1713 
1774 
2053 
1958 
1993 

2035 

2009 

c) Zu- bzw. Abnah:r.e(-) gegenüber dern Vorjahr in % 

13.5 0.8 
-7.4 

66.4 
34.3 

10.7 
111.6 

11.1 
8.3 

-1.9 

4. 7 
-11.6 
-5.7 

-3.8 

-5.8 

0.3 
-8.1 

-11.9 
-17.8 

-14.5 
-12.8 

-26.1 
-7.8 
-7.0 

0.1 
-8.0 

dl Anteilsirerte am gesamten Energieverbrauch 
0.7 41.9 

0.6 

1.1 
1.4 

1.6 
3.5 

4.2 
4.6 

4.4 

4.7 
4.2 

3.9 
3.8 

40.1 

40.0 
36.1 

33.5 
28.3 
26.2 

22.7 
16.4 

15.6 
14.7 

14.4 

13.4 

20.7 

3.9 
-1.0 

9.2 

0.7 
4.8 

-6.0 

3.6 

15.7 
-4.6 

1.8 
2.1 

-1.3 

28.4 
30.0 

29.5 
31.7 
33.7 
36.2 

36.8 
38.0 

43.0 
42.3 

43.6 

43.6 

43.5 

Strm 

33683 
34163 
35453 
37317 
36167 
36202 

34766 
36167 
37456 
38436 
38786 

39604 

41295 

1149 
1166 
1210 
1273 

1234 
1235 

1186 
1234 
1278 

1311 
1323 

1351 
1409 

9.4 

1.4 
3.8 
5.3 

-3.1 

0.1 
-4.0 

4.0 
3.6 

2.6 
0.9 
2.1 

4.3 

21.3 

21.9 

22.6 
23.4 

23.9 
24.5 
25.5 
26.4 
26.7 

28.3 
28.9 

29.0 

30.5 

Sonst1ge 

19 

20 

21 

24 
21 
20 

400 
396 
525 

540 
477 

2165 

1813 

1 
1 

14 
14 

18 
18 
16 

74 

62 

5.3 
5.0 

14.3 
-12.5 
-4.8 

1900.0 
-1.0 

32.6 
2.8 

-11.5 

353.5 
-16.3 

0.0 

0.0 

0.0 
0.0 

0.0 
0.0 
0.3 

0.3 
0.4 

0.4 
0.4 

1.6 

1.3 
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1 3. Endenergieverbrauch des Verkehrs 1976 bis 1988 nach Energieträgern 

llidenergie-- davon 
Jahr verbrauch 

insgesamt SteinY.ohle Braunkohle l'Jneralöle Gas< Stra:r. Sonstige 

I 
I a) Grundwerte in Terajoule 

I 1976 175347 170845 4502 

I 1977 179508 174991 4511 

I 1978 190828 186037 4791 

I 1979 201314 195912 5342 

I 1980 201464 196068 5396 

I 1981 199833 194297 5536 

I 1982 203867 198385 92 5390 

I 1983 208516 203001 92 5423 

I 1984 220468 214802 92 5574 

I 1985 231288 225520 46 5723 

I 1986 241564 235686 46 5832 

I 1987 252527 246569 46 5911 

I 1988 215531 269581 46 5910 

I 
I b) Grundwerte in lOOOt-SKE 

I 1916 5983 5829 154 

I 1971 6125 5911 154 

I 1978 6511 6348 163 

I 1979 6869 6681 182 

I 1980 6874 6690 184 

I 1981 6818 6629 189 

I 1982 6956 6169 184 

I 1983 7115 6926 185 

I 1984 1522 7329 190 

I 1985 7892 1695 195 

I 1986 8242 8042 199 

I 1987 8616 8413 2 202 

I 1988 9401 9198 2 202 

I 
I c) zu- bzw. AbnahlreH gegenüber dan Vorjahr in % 

I 1976 1.6 7.1 5.5 

I 1971 2.4 2.4 0,2 

I 1978 6.3 6.3 6.2 

I 1919 5.5 5.3 11.5 

I 1980 0.1 0.0 1.0 

I 1981 -{),8 -{),9 2.6 

I 1982 2.0 2.1 -2.6 

I 1983 2.3 2.3 0.6 

I 1984 5. 7 5.8 2.8 

I 1985 4.9 5.0 -50.1 2.1 

I 1986 4.4 4.5 1.9 

I 1987 4.5 4.6 1.4 

I 1988 9.1 9.3 -{),0 

I 
I d) Anteilswerte am gesamten Energieverbrauch 

I 1916 100.0 97.4 2.6 

I 1971 100.0 97.5 2.5 

I 1978 100.0 91.5 2.5 

I 1919 100.0 91.3 2.7 

I 1980 100.0 91.3 2.1 

I 1981 100.0 91.2 2.8 

I 1982 100.0 91.3 0.0 2.6 

I 1983 100.0 91.4 o.o 2.6 

I 1984 100.0 91.4 0.0 2.5 

I 1985 100.0 91.5 0.0 2.5 

I 1986 100.0 97.6 0.0 2.4 

I 1981 100.0 91.6 0.0 2.3 

I 1988 100.0 91.8 0.0 2.1 

I 
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I 
I 
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!{. · Endenergieverbrauch der Haushalte und Kleinverbraucher 1976 bis 1988 nach Energieträgern 

Endenergie--
Jahr verbrauch 

1976 
1917 
1978 
1979 

1980 

1981 

1982 
1983 

1984 

1985 

1986 

1981 

1988 

1976 
1911 

1978 
1919 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1981 

1988 

1976 
1911 

1918 

1919 

1980 

1981 

1982 

1~33 

1984 

1985 

1986 
1981 

1988 

1916 

1911 
1918 

1919 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1981 

1988 

i.nsg~t 

298180 

281490 

289317 
312901 

290145 

212861 

268306 

282215 

294106 

306645 

324358 

320630 

304569 

10114 

9809 

9812 

10611 

9900 
9310 

9155 

9629 

10035 

10463 

11061 

1C940 

10392 

6.6 

-3.6 

0.6 

8.2 
-7.3 

-b.O 
-1.7 
5.2 

4.2 

4.3 

5.8 

-1.1 
-5.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

100.0 

SteinY.ohle 

6135 

5715 
5389 

6440 

5331 
4630 

1285 

1644 

1544 

5564 
6463 

5326 

3025 

230 

195 

184 

220 

182 

158 

249 

261 

251 

190 

221 

182 

103 

-21.2 
-15.1 

-5.7 
19.5 

-17.2 
-13.1 

51.3 

4.9 

-1. 3 
-26.2 

16.1 

-11.6 

-43.2 

2.3 

2.0 

1.9 

2.1 

1.8 

1.7 

2.7 

2.7 

2.6 

1.8 

2.0 

1.7 
1.0 

Braunkohle Mineralöle 

a) Grundwerte in Terajoule 

5908 190069 

5174 

4767 
5642 

6109 

5104 

5329 

4399 

4105 

4900 
4230 

3163 

2562 

176014 
16111l 

178544 
153500 

134788 
128607 
134617 
134931 

142212 

155546 

141868 

133830 

b) Grundwerte in lOOOt-SKE 
202 6485 

111 6006 

163 

193 

208 

195 

182 

143 

161 

161 

144 

128 

81 

5722 
6092 
5231 

4599 

4388 

4593 

4604 

4852 

5301 

4843 
4566 

davoo 

Gase 

42813 

46209 

53773 
61601 

64421 

66883 

65260 

'12336 
79178 
85291 

89126 

96814 

91253 

1463 
1577 
1835 
2102 

2198 

2282 

2221 

2468 

2102 

2910 

3041 

3305 

3114 

c) zu- bzw. Al>riahroo(-} gegenlll:€r daii Vorjahr in % 

-12.7 8.3 
-12.4 -1.4 

-1.9 

18.4 

8.3 

-b.6 
-b.6 

-21.2 

12.1 

4.2 
-13.7 
-11.0 
-31.9 

-4.7 
6.5 

-14.0 

-12.2 

-4.6 

4.1 

0.2 

5.4 

9.4 

-8.8 

-5.7 

d) Anteilswerte am. gesamten Eilergieverbrauch 

2.0 63.1 

1.8 61.2 

1.6 
1.8 

2.1 

2.1 

2.0 

1.5 

1.6 
1.6 

1.3 
1.2 
0.8 

58.0 

51.1 

52.9 

49.4 

47.9 

41.1 

45.9 

46.4 

48.0 

44.2 

43.9 

14.1 
1.8 

16.4 
14.6 

4.6 

3.8 

-2.4 

10.8 
9.5 

1.1 

4.5 

8.7 

-5.8 

14.4 

16.1 

18.6 
19.7 

22.2 

24.5 

24.3 

25.6 

26.9 

21.8 

21.5 

30.2 

30.0 

Stroo 

43118 

45392 

48257 
50114 

51103 
51455 
52555 

54148 
56854 

58661 

59941 

63235 

63186 

1494 

1549 

1641 

1710 
1144 

1756 
1193 
1848 

1940 
2002 

2045 
2158 

2176 

2.3 

3.1 

6.3 

3.8 

2.0 
0.1 

2.1 

3.0 

5.0 

3.2 

2.2 
5.5 
0.9 

14.1 

15.8 

16.7 

16.0 

17.6 

18.9 

19.6 

1U 
19.3 

19.1 

18.5 

19.1 

20.9 

Sonst1ge 

8816 

8986 

9418 
10566 

9615 

9401 
9210 

9211 

10894 

10011 
9053 

9564 

10112 

301 

301 

321 

361 

330 

321 

316 

316 

312 

342 

309 

326 

345 

C .. 3 
1.9 

4.8 

12.2 
-8.4 

-2.8 

-1.4 
0.0 

17.5 
-8.1 
-9.6 

5.6 

5.7 

3.0 

3.1 

3.3 
3.4 

3.3 
3.4 

3.5 

3.3 
3.1 

3.3 
2.8 

3.0 

3.3 



normaloen=~~-- ' bls~:rEi, f>larken·,,·[Jr€, so. 
tlcJrrna! twnz!~-,, blc~:·rei, :-oingfrei, Sb. 
Superoenz1r., t·lad<c :t>·I.OJ.rt., [f,,t:, 
Supe t"Oenzir:, 1-iar·v:c nv.•arE , SC;. 
Superocnz1r., t'lngrr·ci, Sc, 
SuperlKnzir,, ::.·1..:-i:'rci, 1·1arkcn\Hlr'€, S'-'. 
Supel'bC'nzir., blE1frci, r'ingfrci, Sb. 
Dieselkraftstoff, Narken~>.•arc, m.B. 
Dieselkraftstoff, Narkenware, Sb. 
Dieselkraftstoff, l"ingfrei, sr_. 

Kohle
2

), Brennholz, Heizöl 
(Lieferung frei Kfl ler} 

Anthrazit-Nuß 31 
/;nthl'azit-Elerbriketts ' 
Braunkohlenbriketts 
Zechenbt•echkoks 3: 
Brennholz, ofenfertig 
Extra leichtes Heizöl I.;) 

Elektrischer Stro~ 
flir eine Wohnung rEit Küche, 
günstigster Tarif, 
Grundpreis und Arbeitspreis 

3 tarifpflichtige Räume, 
75 k~lh l·lonatsverbrauch 
tarifpfllC~te Rtume, 
200 k~lh l·lonatsverbrauc!J 

5 tarifpflichtige Säume, 
325 k~lh 11onatsverbrauch 

6 tarifpflichtige Räume, 
1275 kHh l'.onatsverbraucr, 
( 325 kHh Tag- u. 950 k\·lh 
Nachtstrom\ 

Gas5l 

Glinstiger T<"."if, Grund- (Ver
recnnungs-) LmC: hrteitspreis 
ÖE-i einer Atnahme ·,·:)n 

78'1 ,392 kHh im t1onat 
1 416,273 kWn im !1onat 
2539, 524 k~lh im l·:ona t 

tJ,en.<;Er.-
c i nt"H' i t 

10 
10 
"t C• 

1 c 
10 
10 
10 
10 
10 
10 

50 .Kg 
so kg 
so kg 
50 kg 
50 kg 

hl 

mtl. 

mtl. 

mtl. 

mtl. 

mtl. 
mtl. 
mtl. 

!"rE l.'' 

" 
198C 

1? ,oc_, 
11 cc 

' ' 
11 '6i, 

11 ,68 
11 ,40 
11 ,27 

28,74 
25,53 
15,60 
26,34 
17' 10 
62,85 

23,85 

45,61 

66,12 

.I Y8,46 

56,89 
87,91 

134,22 

207 

197: I 

51 ,2 

49,6 

52,3 
41 'i 
4'-1,9 
41,2 
45, <'; 

22,5 

57,1 

59,9 

62,5 

61 ,o 

I·.;.'"':': 

cc .? 

75,2 

7i., '7 
69' 1 
71,5 
72,0 
67,6 
L.6,5 

88,9 

87,9 

87,5 

86,3 

80,5 
81,8 
76,9 

I 

1·1C:~.z.c j·,Jc: 

19E:l 

117':: 
~ 17'] 
11C-,<'i 

111 ·'· 110,6 
109,0 

117,2 
1'15,8 
'123 ,2 
116,5 
.128,3 
113,2 

118 '7 

120,3 

122,0 

125,2 

127,2 
128,3 
.133,4 

I 1964 

·, 1 t' 5 
1 H.-,2 

115' 7 

112' 7 
113' 3 
111 '3 

120,7 
·; 16,4 
126' 5 
119,2 
131 '7 
118,9 

119,8 

121 '3 

123, i 

126,5 

126,1 
1 ?.7 ,2 
132,9 

19f:lC i üC• 

I i 98::. 

11 ::_;, 7 
12C,J 
119,8 

116,0 
117,0 
'115,1 

124,2 
121 ,5 
131 ,0 
121 ,o 
135,7 
124,5 

120,8 

122,3 

12<,' 1 

127' 5 

128,7 
130,7 
136,9 

I 1 C;St. 

89' ( 
8'- 7 
c_;c_·,'-' 
92,: 
91 '5 
91 ,9 
91 , 5 
87,5 
87,1..; 
86,Y 

128,3 
126,5 
DL.,B 
123,2 
11.; 1 , 4 

6E:,S 

122' 7 

12<; ,2 

126' 3 

129,7 

.119 ,2 
119,8 
124,7 

I 1967 

'' 
90,:! 
9:J,C 
88, ~I 
89,3 
88,9 
81 ,6 
81 '4 
80,3 

126' 7 
·~ 26' 6 
135' 1 
12L.,C 
142,2 
59' 1 

127,2 

129,C 

131 '.:. 

135,6 

93,0 
9'' ,0 
92,7 

I HOC 

P~· r 
~ J, ., 
82' ·~: 
87,8 
st ~" 

~·' ~ 

85,J 
8'",2 
8•,' ·, 
79,3 
79,2 
T/, 7 

123,6 
.126,0 
135' 0 
122,9 
1 i;]' 2 

51 ,o 

129,,:, 

131 '4 

i 33,8 

iJ5, L 

90,4 
88,3 
89,9 

1 J m.B. ~mit Bedienung; Sb. ~Selbstbedienung. - 2l Inländischer Herkunft, Abnahmemenge 500 kg bei Kohle und 5000 k~ 
bei Zechenbrechkoks; ab Februar 1986 Abnahmemenge 1000 kg bei Kohle und 3000 kg bei fmthrazit-!Juß solo.'ie Zechenbrechkoks. -
3) Ab 1982 Steinkohlenbriketts. -~)Bei Abnahme von 5000 l (Tankwarel. 5) A~ 1981 bei einer hbnahme von l000/1600/ 
2300 k\'ih im f·~na t. 



'97f 
1 97',' 
1(l7f 
1Cl79 
ll)8C 
i gc.· 
982 

1983 
1 Jß<. 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 
1977 
'978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1 985 
1986 
1987 
1988 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

f.~1nercl1 ,'~l verbriiu~ 

1nsgesamt 

,",2': )7~ 

'< 1 ) ')i<? 

,, 1 c " ... 
1<}2 ; ,,g 
i,Q::'· 

J'70 802 
362 64'-< 

368 705 
372 702 
388 909 
i;10 929 
408 152 
421 5<.4 

" 579 

" 110 

14 209 
1" 745 
13 659 
12 652 
12 37'• 
12 580 
12 717 
'3 270 
]I< 021 
1 J 926 

" 383 

6,8 
3,2 
0, 7 
3,8 
7 ,ij 
7 '4 
2.2 
. '7 
; 

4 'J 
5,7 
0, 7 
3,3 

100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 
100,0 

C! 

dl 

208 

07f :c 1 98~ ~·-~· 

Zu-

bergtJat.: uLc 
Verar•tJei tende.: Gev:erbe 

GC ·5r:· 
6.? 5JfJ 
62 cg~., 

5" 632 
SC· 7<>9 

717 

3':· 652 
]" 087 
22 969 
2' i 77 
'9 697 
19 7i5 
18 "133 

b) Grundvierte in 1000 t-SKE 

bZI>i. 

2 264 
2 1]4 

2 139 
966 
732 

1 423 
1 216 
1 061 

Abnahme 

78' 
723 
672 
673 
61 9 

(- i 

0,8 
5,8 
0,3 
8,1 

1: ,9 
17,8 
1" ,5 
17,8 
2C, 1 
7,8 
7,0 
o, 1 
8,0 

gegenlibe; Vorjahr' 

Anteile am gesamten Hineralölverbrauch 

15,5 
15,: 
15,1 
13,3 
12,7 
11,2 
9,8 
8,4 
6,2 
5,4 
4,8 
4.8 
4,3 

cavor. 

7[ f,_,~, 

. .", 9C17 
~ Bf C'J" 
195 972 
1 9C 062 
iS!'· ?9? 
19f. ]8~, 

203 00 1 

21 i, 802 
225 520 
235 686 
246 569 
269 581 

5 829 
s 971 
6 348 
6 687 
6 690 
6 629 
6 769 
6 926 
7 329 
7 695 
6 042 
8 413 

9 198 

ln % 

7,7 
2,4 
6,3 
5,3 
C:,O 
0,9 
?, 
c '_j 

:::.,8 
5,0 
",5 
i..,6 
9,3 

in % 

40,0 
42,3 
44,7 
45,4 
49,0 
52,4 
54,7 
55,1 
57,6 
58,0 
57 , 1• 

60,4 
64,0 

r-iLHJStE~ tt \.n·j 

Y.lc1nvc:br2uc 1~:::·>' 

'9C 009 
~76 01' 
167 7 1 :~ 

178 544 
1:::;-: 500 
1 ]o 788 
128 607 
l]l.! 617 
l]i. 931 
1i;2 212 
155 546 
141 868 
133 830 

6 485 
6 006 
5 722 
6 092 
5 237 
4 599 
" 388 
4 593 

' 604 
4 852 
5 307 
4 8<'!1 

' 566 

8,3 
7,, 
i;, 7 
6,5 

- 14,0 
·,2 ,2 

4 '6 
",: 
C,2 
5,4 
9," 
8,8 
5, 7 

44,5 
42,6 
40,3 
'·: '3 
38,3 
36,3 
35,5 
36,5 
36,2 
36,6 
37,3 
34,8 
31 '7 



Janr Hc"z( 

1976 ' I ,, -~ OG2 
197-:' 729 162 
1 q78 72: 1•76 
197S c i 2 ~ 661, 
198C s ooc 660 
1981 11'-< ' 717 
1982 J 77 3 ' 864 
1983 3 787 ' 97'-' 
1981, 3 '·69 ., 228 
196') 3 682 s 47S 
1986 3 972 s 730 
1987 3 66\ s 974 
1988 3 397 6 503 

1976 260 2\0 ns 1\8 
1977 242 100 179 1•90 
1978 2Y1 900 192 998 
1979 25" 61 J 201 054 
1980 211 ]0« 200 893 
'1981 "i 7« 21\ 203 263 
1982 1?9 788 209 624 
1983 160 507 214 370 
1984 153 491 225 278 
1985 156 578 235 860 
1986 169 030 246 857 
1987 156 015 257 314 
1988 1"' 669 280 049 

c I Zu-

'1976 6,1 7,0 
1977 6, 7 2,5 
1978 0,3 7,5 
'1979 5,3 '' 2 
1980 17,0 c' 1 
1981 17,6 1 '2 
'1982 8, 3 3, 1 
1963 o,<- 2,3 
198'-< 

"' 4 5,1 
1985 2,0 4,7 
1986 S,G 4,7 
1987 7' 7 4,2 
1988 7,3 8,8 

d) Anteile 

1976 55,6 37,4 
1977 53,4 39,5. 
1978 51 ,8 L,j. 3 
1979 51' 5 40,7 
1980 47,1. 45,1 
1981 40,6 47,4 
1982 38,1. 50,4 
1983 39,6 52,9 
1984 37,6 55,1 
1985 37,0 55,8 
1986 39,3 57,5 
1987 36,6 60,4 
1988 33.1 64,0 

S~nsLlge 

Hlneral ö:
yroduk lc 

,,,.. ·: 

'•"') 
44L, 

S96 
512 
939 
900 
7'-15 
735 
749 
362 
334 
338 

209 

b) Grundwerte 1r, 

.,6 911 
17 067 
17 067 
23 383 
20 100 
38 743 
37 097 
30 406 
29 885 
30 487 
13 749 
12 687 
12 958 

oer 

190 
361) 
]71 

:nu 
326 
301 
237 

Terajoulc 

16 004 
14 979 
15 221 
15 183 
u 402 
12 357 
9 73S 

11 016 
10 ?n'-c• 

011 

11 751 
10 ,qs 
10 071 

9 775 
9 506 
9 432 
9 906 

10 064 
9 973 

10 238 

468 323 
i,')y 235 
'•67 18') 
49'-< 233 
u4'j 700 
'28 578 
4H, 244 
405 283 
408 653 
!,22 925 
429 636 
426 016 
437 676 

bZY.', Aonahme I -1 gegenüber dem Vorjahr oc " 
2,6 18,3 6,5 
0,9 6,4 3,0 

1,6 2,9 
37 ,o C,2 ?,8 
14,0 1'1 '7 9,8 
92,8 7,8 3,8 
4,2 21 '2 2,9 

- 18,0 -·1 00,0 2,6 
1 '7 0,8 
2, 0 3,5 

54,9 i ,6 
7,7 0,8 
2,1 2, 7 

am Gesamtverbrauch von mneralöJ. produkten in 

3,6 3,4 100 
3,8 3,3 100 
3, 7 3,3 100 
4,7 3,1 100 
4,5 3,0 100 
9,0 2,9 100 
8,9 2,3 100 
7,5 100 
7,3 100 
1,2 100 
3,2 100 
3,0 100 
3,0 100 

% 

c::~\·: 

n:cu-. ~
energet::!SC!l' 

Ver·oraucn 

44 '1 

ULJ';. 

;,,,~.. 

S% 
512-' 
9391 -' 
924 
'77'j 

~'70 

834 
402 
374 
338 

16 911 
17 067 
17 067 
23 383 
20 10021 
38 743 
38 082 
3'1 637 
31 321 
33 992 
1\ 390 
it. 328 
12 958 

2,6 
0,9 

3? ,o 
14,02) 
92,2. 
I, 7 

16,9 
1 ,o 
8,5 

1)1, '7 
6,9 
9,6 

3,6 
3,8 
3,7 
4,7 

4,521 
9,0 ' 
9,1 
7,8 
7,7 
8,0 
3,6 
3,4 
3,0 

-:-nE·rg7 t: :o.c :,"- r
VE:'r'tJrac_:.-_:-

10 '::>9:, 
10 2Sf. 
'1 0 567 
11 15') 

' 986.' 
9 132.c' 

8 851 
8 73·: 
8 662 
9 072 
9 662 
9 599 
9 900 

451 412 
437 168 
4?0 i 19 
470 850 
425 59921 
389 8Jc 
378 162 
373 646 
377 332 
388 913 ,,. 246 
4li 688 
424 718 

6,8 
- 3,2 

3,0 
4,6 

- 9,621 
8, 1., I 

- 3, (! 
- ·, ,2 

1,0 
3, i 
6,S 

- 0,6 
3,2 

96,6 
96,2 
96,3 
95,3 
95,?21 
91 ,o 
90,9 
92,2 
92,3 
92,0 
96,4 
96,6 
97,0 

·~ J Ohne Raffcncriegas und F'L0ssiggas. - 2) Durch Urr:stellung in der l·lelde".,.ei:cc; F.il cerr. Vorjar.r nicht vergleichbar. 



Janr· 

197b 
J 977 
1978 
"1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
198' 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

gesamt 

c 'I'· 3 
s 729 
I) 721 
6 121 
s 000 
I, jj 4 

3 773 
3 787 
3 616 
3 796 

972 
3 665 

397 

260 250 
2<.2 700 
2111 900 
254 613 
21 j 304 
174 215 
1')9 788 
160 507 
153 491 
161 285 
169 030 
156 015 
14'-1 669 

6, 'i 

6,7 
0,3 
5,3 

i?,O 
!7,6 
8, 3 
0,4 ,,, 
5,1 
4,8 
7,7 
7,3 

100 
100 
100 
iOO 
100 
100 
iOO 
100 
100 
100 
100 
100 
100 

Hl~--

889 
550 
289 
',;.22 
680 

3 231 
2 983 
3 079 
3 057 
3 312 
1_ 619 

360 
168 

208 764 
194 311 
183 157 
193 108 
157 164 
137 966 
127 371 
131 491.o 
130 531 
14 '1 IJ]lo 

1'::>'-< 545 
l<d 473 
., y; ~>03 

9,3 
6,9 
?,7 
?,4 

1816 
.1212 

7,7 
3,2 
0,7 
8,, 
9, 3 
7,2 
5, 7 

8012 
80,1 
7517 
75,8 
74 I 4 
79,2 
79,7 
81,9 
85,0 
87,7 
91 Ii, 

92,0 
93,5 

21 0 

~ -- 'JCr. 

aavor: 

Bergbau u. KraftHerke Haushalte, 
f:leinver
brau( r.er· 

Fernhei.z
werke 

al Grundw~rte :n 100C t 

12 

1\ 
20 
1'--
17 
ii 
i_, 
10 
16 
17 
D 
22 

" 

Jo..<< 

4 002 
3 721 
3 98') 
3 2'-<7 
2 880 
2 659 
2 789 
2 774 
3 014 
3 310 
3 01.7 
2 869 

b) Grundwerte in Terajoule 

22 732 
22 752 
2J <.OIJ 
22 280 
17 795 
14 513 
13 255 
1-, 9')6 
11 383 
12 006 
12 578 
12 ~JSO 

11 034 

185 511 
170 905 
1')8 905 
no 119 
138 6~3 
122 990 
113 553 
119 104 
118 464 
;28 713 
141 354 
130 122 
.122 521 

lOS

gesamt 

2?1 
179 

"32 
?99 

1 319 
884 
791 
708 
?60 
484 
353 
305 
229 

51 i,ß6 
'-18 389 
56 7L,3 
61 505 
'J4 ll,Q 

36 250 
32 lo18 

29 013 
22 960 
19 851 
14 '-<85 
12 5'-12 

9 '-<00 

c) Zu- bzv.'. Abnahme(-) gegenüber dem Vo"jahr in% 

1,9 
C, 1 
2,9 
1,,8 

2C,I 
18,i. 
8, 7 
9,8 
4,8 
5,5 
4,8 
i ,0 

- 11,L. 

8, ., 
25,3 
29,7 
23,C 
8,8 

34,5 
22, ·, 
23,0 
57,6 
',5 

14,3 
47,0 
94,0 

1C,3 
7,9 
7 ,o 
7' 1 

- 18,5 
1 i '3 

7,7 
,,9 
0,5 
8, 7 
918 
7,9 
5,8 

5,0 
6,0 

21,4 
4,' 

12,0 
33,0 
10,6 
10,5 
20,9 
13,5 

- 27,0 
13,4 
2511 

d) Anteile am Gesamtverbrauch von Heizöl in ~ 

8, 7 
9,, 
9,7 
8,8 
8,4 
8,3 
8,3 
7,, 
7,, 
7,, 

7 •'' 
8,0 
7,6 

0,2 
0,3 
0,4 
0,3 
0,3 
0,3 
0,, 
0,3 
0,4 
0,, 
0,4 
0,6 
',2 

71 '3 
70,,., 
6517 
6618 
65,6 
70,6 
71 '1 
74,2 
77,2 
79,8 
83,6 
83,4 
8t.,7 

19,8 
19,9 
24,3 
2'-<,2 
25,6 
20,8 
20,3 
18,1 
15,0 
12,3 
8,6 
8,0 
6,5 

~e:gbau u .• raft..,.,'erke, Haushalte, 
Verc,r•t,. Fernneec z- Vl c inver-

1 q; 

093 
088 
086 
900 
748 
642 
ooo 
]1,1 

323 
226 
188 
182 

48 8Sl 
44 827 
"" 6/.jO 
40 l,t...g 
36 945 
30 675 
26 30~ 

22 548 
13 983 
13 232 
9 263 
7 701.. 
7 q·, 

0,2 
8,2 
O,t. 
9, L. 

2,7 
1 7' 0 
11, ,2 

14,3 
38,0 
5,3 

30,0 
- 16,8 

3,0 

18,8 
18,5 
18,5 
15,9 
17,5 
17,6 
16,5 
14,0 

9,1 
8,2 
5,5 
,, ,9 
5, 2 

299 
i.]] 

i 75 
67 
')6 

S7 
73 
84 

25 

2 389 
2 947 

12 2')7 
17 77~ 

7 18~ 

2 71,~ 

2 297 
2 32'1 
2 986 
3 t.lj~ 

2 1 ~4 

2 130 
0?.6 

22,7 
23, ~ 

45,0 
59.6 
61,2 
16' 3 

1,1 
28,7 
15,7 
37,9 

0,7 
- 51,8 

C,9 
i ,2 
5,1 
7 ,o 
3,, 
i ,6 
1,'-< 
i '4 

-~ ,9 
2,1 
1 '3 
1 ,lj 
0, 7 

1 '~ 

69 

101 
i 46 

77 
75 
66 
22 

21,[ 

615 
1 846 
3 282 

10 012 
2 831 
3 816 
4 I t.4 

5 99"' 
3 159 
3 077 
2 708 

903 

- 88, ') 

?7,2 

7 ~' ' 7 
31, ,8 
8, 6 

"", 6 
47,3 
2,6 

12,0 
66,7 

C, i 

0, 3 
0,8 
1,3 
,,7 
1,6 
2,4 
2,6 
3,9 
2,0 
., ,8 
1,-: 
0,6 



2 1 1 

: s VE::'c:r·c..,JC r. \'0~. Lraft8tc:tfer unC ::::~r:::.:tigen t~1neralC : V'C:Jcd-:ter. 1 97E th 1988 

Kr'aftstoffe Sans~1ge f·line ralöl p codu k tc 

'JC!VOn davor 
Jahr ins- lr.S-

c:nd·_,~-·~ 
gesamt Veq;asc~'- Diesel- F'lug- g,;~;am: hol:oer,zir·: 

kr:o,f't::. Lc: rr kraftstor:- kraftstoff />Jine ralö.:.-
pro Gen< :e 

al Grunaw·erte 1n 1C:OD 

i 976 ,, 062 2 0;7 871 174 ,,;,] '1~1 

1977 162 ' 090 900 i 72 y'" 5 '-Jij5 

1978 '<76 2 208 9~<' 327 44'-< ""' 1979 (:,(,,, 2Y ~ 023 '<ÜÜ 59(. .,22 "'" 1988 '· 660 2 2"' 1 020 387 512 1111) 401 ·, •, ~" 

'981 
,,._,, 

2 ~38 076 503 939 578 361 I; I 

1982 '• 861< 2 22 1 139 504 900 519 38~ 

1983 " 97'-1 2 277 1 149 ., 548 745 385 360 
198'-+ 5 228 2 349 232 647 735 348 387 
1985 5 475 2 399 304 772 749 370 379 
1986 5 730 2 507 328 895 362 362 
1987 5 974 2 599 389 986 334 334 
1988 6 503 2 740 452 2 311 338 338 

b) Grundwerte in Terajoule 

1976 175 158 87 826 37 196 50 136 16 911 16 911 
1977 179 490 9~ G::JS 38 435 50 050 17 067 17 067 
1978 192 998 9(: ·, 4] 40 185 56 670 17 067 17 067 
1979 201 os, 97 580 43 687 59 787 23 383 5 312 18 071 
198C 200 893 98 ~02 43 559 59 232 20 100 " 8331) 15 267,) 
1981 203 263 93 095 45 951 6" 217 38 743 25 168 13 575 
1982 209 624 96 709 48 641 64 27" 37 097 22 599 14 498 
1983 214 370 99 11,7 ''9 068 66 151< JO "06 16 764 13 642 
1984 225 278 102 283 52 613 70 383 29 885 15 153 14 732 
1985 235 860 104 ,oo 55 687 75 713 30 ,87 16 111 1 4 376 
1986 246 857 109 162 56 725 80 970 13 749 13 749 
1 987 257 ]1'-l 113 168 59 298 8' 848 ·,2 687 12 687 
1988 280 049 119 308 62 026 98 715 12 958 12 958 

ci zu- bzw. Abnahme 1-1 gegenüber dem Vorjahr in " 
1976 7 ,o 4,2 13,1 7,5 2,6 2.6 
1977 2,5 3,6 3,3 0,2 0,9 C,9 
1978 7,5 5,6 ,,6 13,2 
1979 ",2 ',5 8, 7 5,5 37,0 5,9 
198C - 0 ! 0,5 - 0,3 - 0,9 it; ,0 9' o, J 15' 5. ' 
1981 ,2 5' 1 5,5 8,4 92,8 •• 1: I 

"• 
1982 J' 1 3,9 5,9 0,: "' 2 

.!0,2 6,8 
1983 2,3 2, 5 0,9 2,9 18,0 25,8 5,9 
198•· 5' 1 J' 2 7,2 6,!.., 1 '7 9,6 8,0 
1985 4 '7 2' 1 5,8 7,6 2,0 t,J 2,, 
1986 ', 7 '' 5 1 ,9 6,9 54' 9 4,, 
1987 i, ,2 3,7 4,5 ',8 7,7 7,7 
1988 8,8 5,4 it,6 16,3 2,1 2,1 

d) Anteil am Gesamtverbrauch w % 

1976 100 50,1 21,2 28,6 100 100,G 
1977 100 50,7 21 ,4 27,9 100 100,0 
1978 100 1•9,8 20,8 29,4 100 100,0 
1979 100 48,5 21 17 29,7 100 22,7 77,3 
1980 100 ll8,8 21 ,7 29,5 100 24,01) 76,c1 l 
1981 100 45,8 22,6 31,6 100 65,0 35,0 
1982 100 46,1 23,2 30,7 100 60,9 39,1 
1983 100 46,3 22,9 30,9 100 55,1 llll,9 
1984 100 lo5,li 23,'· 31,2 100 50,7 49,3 
1985 100 44,3 23,6 32,1 100 52,8 47,2 
1986 100 44' 2 23,0 32,8 100 100,0 
1987 100 41,,0 23,0 33,0 100 100,0 
1988 100 '-l2,6 22,1 35,2 100 100,0 

1) Durch Umstellung in der Beldeweise mit dem Vorjahr nicht vergleichbar. 



i 9'/C 
: 9 7 /' 
1978 
1979 
198C 
1981 
1982 
1983 
i984 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 
"i977 
.,978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

Jallr 

1976 
1077 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

'.lergaserkro.~ L:.> toff 

Verbcau:n 
ü~ 

fic:;:-;en 

2 o·,-,. 
09C 

;::: 208 

25) 
138 
221 

2 277 
z 349 
2 399 
2 507 
2 599 
2 76.0 

87 826 
91 005 
96 143 
97 580 
98 107 
93 095 
96 709 
99 147 

102 283 
104 L160 
109 162 
'13 168 
119 308 

•-:erbr·2ucr-. 
1n c!er 

bundc::
t'e]JcH : ~": 

?.C E27 
22 02[ 
?3 t,L,e 
23 731 
?6 1 l.,f:_ 

22 70(. 
23 169 
23 494 
2Y i 31 

23 620 
24 655 
25 506 
26 456 

906 858 
959 060 
020 996 
033 319 
051 389 
988 426 
008 848 
022 999 
050 736 
028 486 
073 553 
110 608 
150 836 

Heizöl leicht 

Verbraucr, 
111 

Hessen 

876 
4 5Jt, 
4 268 
4 506 
:J 663 
3 219 
2 969 
3 069 
3 040 
3 295 
3 619 
3 360 
3 168 

208219 
193 625 
182 286 
192 438 
156 '39 
137 487 
126 793 
131 0'17 
129 836 
140 705 
15'-t 545 
143 473 
135 269 

'Veroraucn 
'n det' 

Bundes-
repubJ ik 

t,8 870 
46 997 
50 L.12 
50 284 
41 346 
36 477 
33 332 
33 875 
34 089 
36 681 
40 132 
38 293 
36 443 

2 087 000 
2 007 000 
2 152 845 
2 147 378 
1 765 681 

557 750 
423 443 
4116 632 
'55 771 
566 462 
713 837 
635 303 
556 116 

lin te ~ _ 
Hes:oer.:: 

lli ',, 

r, '7 
'], 'j 

9' L, 
,I, 

9' 3 
9 'i, 
9,6 
9,7 
9, 7 

10,2 
10,2 
10,2 

1 c' 4 

9,5 

9 •'' 

9 '' 9 '3 
9' 4 
9,6 
9,7 
9,7 

10,2 
10,2 
10,2 
10' ~ 

.t..nteü 
ilessens 

in % 

10,0 
9,C 
&,5 
9,C 
8,9 
8,8 
8,9 
9,1 
8,9 
8,9 
9,0 
8,8 
8,1 

10,0 
9,6 
8,5 
9,0 
8,9 
8,8 
8,9 
9,1 
8,9 
9,0 
9,0 
8,8 
8,7 

Hessen 

21 2 

Ver-trauer-, 
ir, der· 

L<cJn.le.s
FI"~ublik 

a) Grundwerte 1n 1000 t 

020 
O?C· 
139 
1 t,g 
232 
]01+ 

328 
389 
'52 

11 23C 
27[ 

12 291 
i 3 173 

-j 161, 

13 440 
13 6311 
·,4 09G 
1'-t 208 
14 689 
15 656 
16 080 
16 615 

kr,tc~~ 

Hc~;oen5 

lr. }: 

7,6 
7,7 
?,8 
?,7 
2,0 
13' l, 

3,2 
8,7 
8,9 
8,5 
8,6 
8,1 

b) Grundwerte in Teraj oule 

37 196 
38 '•35 
t,Q 185 
'-13 687 
t.3 559 
'5 951 
L,ß 6<,1 

'9 068 
52 613 
55 687 
56 725 
59 298 
62 026 

Verb rauer, 
in 

Hessen 

'-179 574 
507 180 
524 887 
562 553 
562 ·, 69 
573 955 
582 240 
601 970 
606 753 
627 29l.t 
668 590 
686 696 
709 !.t61 

Heizöl schwer 

Verbraucr, 

ir. der 
Bundes-

republ ik 

a) Grundwerte in 1000 

070 
985 
0::!:< 
9't2 
0,8 
732 
663 
598 
464 
387 
353 
305 
229 

15 351+ 

~4 428 
15 708 
15 793 
14 72i 
12 160 
10 681 

9 403 
9 lt43 
1 901 
8 025 
9 '?5 
8 319 

b) Grundwerte in Terajoule 

'3 898 
40 1,]2 
41 160 
38 656 
42 98lt 
30 052 
21 ;:; 2 
24 519 
19 024 
15 873 
Jl, 485 
12 542 

9 l.tOO 

630 000 
592 000 
M4 515 
648 003 
604 017 
'198 937 
438 252 
385 815 
387 '56 
32ft 186 
329 274 
388 769 
3'-!1 079 

7,8 
7,6 
7,7 
7,8 
7,7 
8,0 
8,, 
8,2 
8,7 
8,9 
8,5 
8,6 
8,1 

Anteil 
Hessens 

in % 

7 ,o 
6,8 
6, L 

6,0 
C,l 
6,0 
6,2 
G,, 
,,9 
,,9 
,,4 
3,2 
2,8 

1,0 
6,8 
6,, 
6,0 
6,1 
6,0 
6,2 
6,, 
4,9 
4,9 
4,, 
3,2 
2,8 

327 
I;Q') 

6Y7 
1 772 

895 
1 986 
2 311 

50 i36 
50 050 

56 670 
~·9 787 
59 232 
6L, 2:7 
64 271, 
66 :s" 
70 383 
75 713 
80 970 
81, 848 
98 715 

sonst.. 

VerDrauct1 
1n 

Hessen 

L,L,5 
l,L,t, 

1,](, 

L,Q1 
361 
381 
360 
387 
379 
362 
334 
338 

i6 911 
17 067 
17 067 
18 071 
15 267 
13 575 
14 498 
13 642 
14 732 
'il< 376 
1:) 749 
"·2 687 
'2 958 

'r-_ uer 
Eunaes
t'epul-2_j 

(-_.;n 
2 772 
2 85[: 
2 905 

12';; 
189 

3 351 
3 51,7 

83L. 
L, 038 
'-t 391 

106 071, 
112 180 
118 618 
122 293 
124 323 
133 5YJ 
1 33 990 
136 76.2 
143 671 
151 932 
164 277 
171 807 
187 496 

l,l,,t 

/17 .~ 

l.t9,0 
47,? 
48,2 
48' ~ 
!,8, <_;, 

49, 'i 

50,5 
49,4 
49,2 
52,6 

'•7 ,3 
UY,6 
47,8 
48,9 
47 ,c. 
lt8,' 
48,0 
48,L, 
49,0 
49,8 
49,3 
49' L, 
52,6 

mneralölprodukte 

Verbrauen 
'n der 

Bundes-
republik 

8 L.68 
8 546 
8 ss.:. 
9 043 
~ 762 
s 1 o·, 
5 281 
5 31<. 
5 '<81 
5 052 
5 377 
6 184 
6 173 

325 212 
328 212 
326 1t.O 
343 576 
216 632 
191 761 
198 107 
198 727 
209 604 
188 439 
200 583 
225 101 
236 426 

J..nteil 
Hessens 

ll1 ~' 

" ' ~ '" 
5,2 
5,2 
5,2 
I C 

7,2 
6,8 
7'; 
7,5 
6,1 
5' 4 

' ' ~' J 

5,2 
5,2 
5,2 
5,3 
1,0 
1' 1 
7,3 
6,9 
1,0 
7,6 
6,9 
5,6 
5,5 
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?1. StE-::.nkor,J enverbrauct. i97l !::: i ::. · 985 nac r, V~·rc·rau .rlS.§;f'Jf'.pET 

Steinkohl en\ ertwaucr, 

'01~ 

J Cl 11 ~' lfl~;- darur.ter· aaruncET 
Pe:orgbau unc l-iau~;i1al te 

gesa'lit. H(olzV.raft- Femheiz-
Verarbeitende~; ::ur· cmC f:lejr,-

·,..rer'><en werken 
Ge1-:eroe :=::troro- Hil~ti:Jr vert,ro.uc:l,cr 

erzeugung 

a) Grundwerte in 100C t 

'?76 2 ]07 59:::· i,J'J i,f, 22E 60 
:SJ77 989 ~'-<5 12 1<)9 44 t 93 66 
1 978 2 ··8·· 8!J7 ·~s t.19 '-<2· 182 66 
'979 2 176 YB~ 18 460 ,, 217 69 
'980 2 17C 55G 23 1,24 45 179 6' 
1981 2 551 92C 1i, '•55 75 156 56, I 
1982 2 743 2 06<, 23 '•12 87 244 142

1 

1983 2 909 2 1 57 22 '•73 100 256 167 
i98<. 2 6]2 83' 30 517 82 25, 164 
"•985 2 139 41; 1 27 ,83 76 188 93 
'986 2 088 422 1 i,46 70 219 123 
1987 777 161 6 ,29 75 181 108 
1988 525 993 7 423 7" 102 58 

b} Grundwerte Ht Terajoule 

1976 67 523 1;6 599 ,76 '] 7i 4 419 6 735 1 585 
1977 58 2CJ 39 4211 365 12 708 278 5 715 790 
1 978 72 698 5' 730 .:.58 12 121 40, 5 389 778 
'979 63 710 1,] lt17 546 '3 306 354 6 '"O 859 
1980 63 ?16 45 ,37 673 12 275 307 5 331 ; 641 
1981 ]4 742 56 ,38 423 13 251 2 18, ' 630 5211) 
1982 77 366 57 400 675 12 005 2 555 7 286 3 997 
1983 82 990 60 895 650 13 801 2 939 7 644 4 845 
1961< 75 606 51 935 875 15 252 2 4 31 7 541. 7"8 
1985 61 285 40 815 777 '" 129 2 302 5 564 2 753 
1986 60 794 ltl 237 30 ;] 064 2 135 6 IJ6J 3 635 
1987 52 02': 3' 032 183 12 481 2 18, 5 326 3 162 
1988 " 620 29 078 196 12 321 2 1 C7 3 025 699 

C) Zu- bzw. Abnahme 1-1 gegenüber dem Vorjat1r in % 

1976 25,2 48,2 'r ,8 18,0 - 21 '2 3,2 
1977 13,8 15' '< 23,3 ' ' ',_, 9,9 15' 1 12,9 
1978 24,9 38,8 25,5 ;, ,6 9,9 5, 7 0, 7 
1 979 12,.:. 20,7 19,2 9,8 3,6 19,5 4,6 
1980 0.0 4,7 23,3 7,7 3,5 :?,2 1 i. 7 
1981 17' 3 2"-<,2 37' ·, 8,0 67'; :3,: 7,31 \ 
1 982 3,5 1 '7 59,6 9'" 17,0 57' lt 162,8'' 
1983 7,3 6,1 3,7 15,0 15,0 .:. '9 21,2 
1984 8, 9 - 14,7 34,6 :o,5 17 '3 1 ,3 2,0 
1985 18,9 - 21 '4 11 ,2 7,4 5,3 26,2 42,0 
1986 0,8 1 ,0 96,1 7,5 7,3 16,2 32,0 
1987 - 14,4 - 17,5 4,5 2,3 17,6 13,0 
1988 - 14,2 - i4,6 7' 1 1 ,3 0,8 43,2 46,3 

d) Ant.eilc am Gesamtverbrauch von Steinkohlen ;n % 

1976 100 69,0 0, 7 20,3 2.1 10,0 2,3 
1977 100 67,7 0,6 21,8 2,2 9,8 3,1 
1978 100 75,3 0,6 16,7 1,9 7,4 2,11 
1979 100 68,1 0,9 20,9 2,1 10,1 2,9 
1980 100 71.3 1 '1 19,3 2,1 8,1< 2,6 
1981 100 75,5 0,6 17,7 2,9 6,2 2,0,) 
1982 100 74,2 0,9 15,5 3,3 9,4 5,2 
1983 100 73,4 0,8 16,6 3,5 9,2 5,8 
1984 100 68,7 1,2 20,2 3,2 iO,O 6,3 
1985 100 66,6 1,3 23,1 3,8 9,1 4,5 
1986 100 67,8 0,0 21 ,5 3,5 10,6 6,0 
1986 100 67,8 0,0 21 ,5 3,5 10,6 6,0 
1987 100 65,4 o,'; 24,0 i, ,2 10,2 6, t 
1988 100 65,2 O,•t 27,6 y '9 6,8 3,8 

1 I Ab 1982 einschließlich Direkt impo1't der' CS-Streitkräfte. 



rg;c 
·gr 
197F 
. 979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 
1917 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
'•984 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

:cns
gesamt 

J ?27 
181 

J 018 
II; 

2 875 
2 881; 
2 929 
2 785 
2 1.1 0 
2 359 
2 175 

83" 
727 

29 611 
28 798 
27 267 
28 691 
27 174 
29 227 
30 135 
28 745 
26 73' 
27 855 
24 944 
19 92t, 
18 097 

5,6 
2,7 
5,3 
5,2 
5,3 
7,6 
3,1 

~' 6 
7,0 

'' 2 10,5 
20,1 
9,2 

100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 

c i 

d) 

214 

Braunkot':1 ,_. n 1,1 e rbr' a:J c r-. 

Heizkraft.
l·:erV.er. 

a\ Grund1~erte 

? 83~ 

2 8]., 
6?5 

2 622 
2 357 
2 300 
2 J•,g 
2 240 

8'10 
757 
6"2 
340 
286 

b) Grundwerte lD 

22 ug; 
22 "95 
20 724 
2C: 686 
18 "88 
18 133 
18 691 
17 966 
15 473 
16 053 
14 569 
10 368 
9 828 

G'>\'·~!f, 

1n 1000 L 

97 
0' 

151 
203 
?09 
296 
310 
332 
333 
355 
319 
30<• 
301 

Terajoule 

212 
., "i29 
1 775 
2 36:? 
2 577 
5 390 
6 116 
6 580 
6 556 
6 901 
6 1" 
5 792 
5 706 

Zu- bzw. Abnahme I -I gegenüber dem Vorjanr 

3,6 11' 7 
0,0 6,8 
7,9 57,2 
0,2 33,1 

10,6 9, i 
1 '9 
3' 'i 13,5 
3,9 7,6 

13,9 0,, 

' " ,, ' 5,3 
9,2 - 11,0 

- 28,8 5,7 
5,2 1 '5 

Anteile am Gesamtverbrauch von Braunkohlen 

76,0 4, 1 
78,1 3,9 
76,0 6,5 
72,1 8,2 
68,0 9,5 
62,0 18, lt 
62,0 20,3 
62,5 22,9 
57,9 2lt,5 
57,6 2lt,8 
58,4 24,6 
52,0 29,1 
54,3 31,5 

ZU" 

Str'O:I"o

erzeugunp. 

c 
g 

1G 
8 

'2 
18 
16 
2' 
25 
2to 
23 
"2 

98 
104 
g; 

110 

86 
158 
JO, 
290 
370 
430 
418 
392 
533 

1n ,, 
2,1 

c' 1 
1 2' 5 
20,9 
21 ,8 
22,7 
92, .. 

"' 6 
27,6 
16,2 
2,8 
6,2 

36,0 

in % 

C,3 
0,, 
O,J 
O,t. 
0,3 
0,5 
1,0 
1,0 

1 '" 
1,5 
1, 7 
2,0 
2,<? 

Hc1:..;sinl u unS 
f~l c lnvc rbrc.uc r,e r 

299 
2G2 
2<,2 
286 
309 
288 
270 
213 
237 
247 
214 
190 
131.! 

5 908 
5 174 

768 
5 642 
6 109 
5 70" 
5 328 

" 199 

" 705 
,, go·, 

" 231 
3 764 
2 563 

12,7 
12, L. 

';',8 
18,3 
2,3 
6,6 
6,6 

z· ,2 
i 2.1 

i; ,2 
13,7 
11 ,0 
]',,9 

20,0 
18,0 
17,5 
19,1 
22,5 
19,5 
17' 1 
14,6 
17,6 
17,6 
17,0 
18,9 
1<;,2 
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1 96C, 

1962 

1963 

196L. 

1965 

1966 

"1967 

1962 

1969 

"1970 

"1 971 

i 972 

1973 

., 974 

i 975 

1976 

1977 

1978 

1979 

"1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

i985 

1986 

1987 

1988 

Bescr,2ft igt f 

?14 

21,7 

J ßL,Q 

725 

3 619 

040 

2 731 

2 163 

941 

"1 ß2ß 

730 

619 

534 

521 

403 

., 354 

308 

297 

•I 286 

1 233 

082 

976 

922 

870 

761 

Quelle: Hessisches Oberbergamt. 

Br2unkohlE 

905 C?f 

i.,QS :.g>: 

739 I'-,< 

3 759 9i0 

076 085 

<, 261... 582 

398 990 

1., 246 75!., 

3 755 937 

3 923 776 

J 9C.2 231 

DT1 o6·1 

3 909 008 

3 70Y 772 

3 582 657 

J 370 953 

3 051 676 

2 926 275 

2 955 989 

2 793 569 

2 865 392 

2 6'-.7 503 

2 Y57 i79 

2 384 65"1 

2 333 313 

847 015 

867 191 

752 66'-< 

410 537 

342 785 

2 1 5 

I 

6": 078 

66 i;J2 

66 092 

51 129 

.. ,~, 090 

35 147 

25 484 

22 237 

"15 952 

11 880 

10 982 

10 089 

9 598 

8 872 

8 680 

8 4 65 

s 095 

8 061 

8 065 

7 825 

7 268 

5 031 

5 589 

5 6'11 

5 017 

I 

I 

64 071 

59 522 

~,9 256 

56 039 

57 753 

SL YJO 

46 821 

33 893 

25 614 

24 885 

15 976 

13 873 

9 280 

7 065 

711 

275 

5 468 

2 313 

1 SC, 

117 

87 



i97( 
9';''' 

1972-
~179 

1 980 
'98" 
1982 
1 983 
: 98'< 
1985 
1986 
1987 
1988 

\976 
1977 
1978 
1979 
'980 
1981 
;982 
1983 
1981< 

1985 
1986 
'1987 
1988 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

~976 

1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

i.nsge~amt 

2-7 87 J 
92 982 

1 [)(: OC'-' 
; i 2 15') 

; 5 350 
, ?G 272 
115 54 3 
12'< q]Q 

', 39 45Jr 
1LJ2 742r 
1 4 7 578r 
156 550 
150 175 

2 998 
3 173 
3 41 4 

3 827 
3 936 

1Q<'. 

3 942 

' 246 

' 758r 

' 870r 
5 OJ5r 
' 342 
5 124 

1 7' Ä 
5,8 
7,6 

12' 1 
2,8 
''• 3 
3,9 
7,7 

12, i 
2' i, 

3' '-J 

6,1 
4' 1 

dl 

100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 
100 

2 1 6 

be:'gbc,u uno 
Verarbci tcnde.s Ge>wroe 

2,' Grund.,.,·e~"te TcrCJjoule 

~;-~ (_hJC ,, 773 
Lj6 2()1 

50 ·;.~,4 

su 923 
s:J 380 
50 19i 

5:? 00? 
60 182r 
57 399r 
58 LJ07r 
59 630 
58 877 

t•) Grundwerte in 1000 t-SKS 

535 
596 
579 
725 

1 737 
822 
713 

1 774 
2 053r 

959r 
993r 

2 Q]i, 

2 009 

92 
92 
92 
;;6 
46 
;;6 
;;6 

J 
] 

] 

2 
2 
2 
2 

c) Zu- ozw. Abnahme(-) gegenLoer dem Vorjahr in% 

20,7 
3,9 
1 ,0 
9,2 
0,7 
4,8 
6,0 
:,6 

'5,7 
4,6 50,0 
1 ,8 
2, i 

1 'J 

Anteile der Verbrauchergruppen aro gesamten Gasverbrauch 

51 ,2 
50,3 
46,3 
'15, 1 
1.!4,1 
ljl.j ,4 

43,4 0, i 
41,8 0,1 
43,2 0,1 
40,2 0,0 
39,6 o,o 
38,1 0,0 
39,2 0,0 

in % 

Hausn.s.~ t€ un::: 
1:~ ci.n ve t'\-,raL<cne r· 

'-+2 27--

'•c 20<;-
53 77 ,, 
(-, 1 b~-

6<, ,,ze. 
66 82] 
65 260 
72 336 
79 180r 
85 297 r 
89 125r 
96 871, 
91 253 

«63 
577 
835 

2 :o2 
2 '98 
2 282 
2 227 
2 468 
2 702r 
2 910r 
3 041,.., 

3 305 
3 114 

1<,, 

7,8 
16," 
",6 
4,6 
?,2 
2,'-' 

10,8 
9,5 
7,--: 
L.' s 
8,7 

- 5,8 

48,8 
49,7 
53,7 
5~.;,9 

55,9 
55,6 
56,5 
58,1 
56,8 
59,8 
60,4 
61,9 
60,8 
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Öffentliche 'ierso~·gcmg ütw.:cge \ie;sorgung 
h' ~ 

I 
~a;.~-

es: f,r,gobe Et•dgas, Vc co- I l ~~~'- ';,." I '"'"'f-1 ccostcg< I ) r;~- c ::__ar.: 
Erdölga~· gas ge~.aiTit gas gas ~) 0:;se 2; ge.safll: 

Grunm-:e;te :C)Q:J t<i ll . J 5 
b.' l ,, üZ\,'. m 

~;e·,.;::. n c, ·Jr.t;/ :':rt:E-~gung - -. ul"- '' ', ~ "j:j 

C-2zug :,~~ ar.oer-en 
Dunciec:lc.noerr. 5 92G,2 5 92(;,2 ; 2-' ~· 

J:.Dga.!:.•(: 20. an ocr,, 
S;_:noc:o: ~,nJcr E:.?, i 5; 2'; 

Speicnersc.loc 3: - ;;;;,'-< - 22,'-< 
Ver!'Ugbarc- G2smenge 5 i37,:5 ·, '2 5 i JE, 5 33, ' "; 27 '0 
1Jerl uste c. Eigenver·brauct-. i;;;., 1 ~ 5 ' 1 33,3 
Cic:.:oo.oga·t)f insgesamt 5 i 22' 2 : ,2 5 12.3' '-, c, i i27,0 
davon 

Bergbau c. Verarb. 
Gev;erbe 'I 2 005,9 2 005,9 5'-<,0 

liaushslLe 682,3 i ,2 683,5 sc,o 
Handel c. Gewerbe 325, I 325' i 
öffentl. Einnchtungen 371,8 37'• ,8 
öffentl. Kraft\~erke ]22 

1
1, 322,4 

öffen~l. Heizwerke und 
Heizz'2ntralen 87,5 87,5 23,0 

übrige Verbrauc!Je~ und 
stc:istis::he Differenz 327, 1 327' 1 0, I 

b I Grundwerte ir; Terajoule 

Ge~>.'innung/ Erzeugung u '8 37,8 Y2,6 892,'-< 892,4 935,0 
Bezug aus anderen 

Bundesländern 188 093,8 188 093,8 c 827,6 5 827,6 193 921 '5 
Abgabe an andere 

Bundesländer 25 77i '5 25 771 ,5 25 771,5 
Speichersaldo 31 + 7> I, 4 7 II , 4 + 711,4 
Verfügbare Gasmenge 163 038,5 37,8 163 076,4 892,4 5 827,6 6 720,1 16(j 796,u 
Verluste c. Eigenverbrauch 479,L 479, i 89C,9 890,9 1 370,0 
Gasabgabe insgesamt 162 559, 1, 37,8 162 597,2 ' '5 5 827,6 5 829,2 168 426, I. 
davon 

Bergbau u. Verarb. 
Gewerbe 4 I 63 660,4 63 660' 4 2 4 77 '9 2 1,77, 9 66 Uf,J 

Haushalte 53 390,3 37,8 53 li28,2 2 295,9 2 295,9 55 721.,' ~ 
Handel u. Gewerbe 10 317,3 10 3'7,3 10 3;7,3 
öffent:. Einrichtungen 11 800,0 " 800,0 1i 800, c 
öffentl. Kraftwerke 10 230,9 10 230,9 10 230,9 
öffentl. Heizwerke und 

Heizzentralen 2 77'2,3 2 778,3 2 778,3 
übrige Verbraucher und 

statistische Differenz 10 382' ~ 10 382' 1 0'::3,8 055,3 I.] 7 0 I, 

'} Grundwerte in 1000 t-SKE 

.::;ewinnung/ Erzeugung 0,2 i ,J i ,5 30,5 30,5 31.9 
aezug aus anderen 

Bundesländern 6 417,8 6 li17 ,8 198,8 l98,8 6 616,7 
Abgabe an andere 

Bundesländer 879,3 879,3 879,3 
Speichersaldo 31 + 24,3 + 24,3 + 24,3 
Verfügbare Gasmenge 5 562,9 i ,3 5 56t.,2 30,5 198,8 229,3 5 793,5 
Verluste u. Eigenverbrauch 16,3 16,3 30,4 30,4 1.,6,7 
Gasabgabe insg,·samt 5 5lt6,6 ·, 1 J 5 
da\·on 

51;7 ,9 o, 1 198,8 198,9 5 746,8 

Bergbau u. Verarb. 
Gewerbe 4 I 2 172,1 2 172,1 84,5 8'-<,5 2 256,7 

flaushalte 821 '7 1 ,3 823,0 78,3 78,3 1 90~. 3 
Handel u. Gewerbe 352,0 352,0 352,0 
öffentl. Einr i eh tungen 402,6 402,6 402,6 
öffentl, Kraftwerke 349,1 349,1 349,1 
öffentl. Heizwerke u. 

Heizzentralen 94,8 94,8 94,8 
übrige Verbraucher u. 

statistische Differenz 35t,,2 354,2 0, ~ 36,0 36,0 390,2 

1 l Ohne zur Ortsgaserzeugung eingesetzte l,lengen und ohne Chemieprodukte \.'ie z.B. Propylen, Butylen, die nichtenergetisch 
verwendet werden. - 2) z.B. Raffenerlegas ohne Chemieprodukte wie z.B, Etylen, 1-lethan, die nichtenergetisch verwendet 
~>.•erden. - 3) + = Speicherentnahme, - = Speicherzufuhr. - 4) Angaben für Erdgas aus dem Honatsbericht im Bergbau und Ver
arbeitenden Gewerbe. Die Differenz zur Jahreserhebung bei GasversorgunesunternehrP~n ist in der· Zeile "übrige Verbt'C:Ucher 
und statistische Differenz" verbucht. - 5J Flüssiggas und sonstige Gase in 1000 t, übrige Gase in Nill. ro3. 
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26. Cl -.~, ~:· i ! an z 'c.s-

Öffentliche Versor·gung Ubnge Versorgung 
i\."t 

I I 
c;c::c: c.r' .• -

Cl·~ r' /,r,g:l.lx- E~'dgas, C't'~~- 1 n.c:.- f:_:~ t'- I "'"'"f-1 ''""'g" l ; !~ ~-- [.:~:er,;: 

ErdClga::: gas gesamt ga::: g2:o ~ 1 GR~oc· ;; . gc:;amt 

a) (;rundVIl'~'tE:' .CL :oc-:::· bzl<.' • Mlll, r::': 

G•:1,· i nnung lt::rzsugunc ,_·, ,( ]';;, 
Be~:U[ c,uc· ::c:nder'er, 

Ellnde:;j' cinder';, ( ,,(!L. ,c. G .,,s",'] ; ]~' ,Ci 
ACJgabe ar: anoere 

Bundc:;:cmrkr 27•, ': 074' 5 
S;1e i c.!lcrsal dc - i )(j'" J9,<+ 
Vet'fugbare Gasmengt s l,t,9,8 . ,6 5 Y') ·,, '' 35' 1 ':Ti ,0 
Verlusts- u, Eigenverbraucr, 2": '2 21 ,2 28,; 
Ga:sc.bgane 1nsgesam:_ 5 428' 6 . '6 5 430,2 7,0 , :rr ,o 
aavon 

Bergbau u. Ver·arb, 
Gewerbe 5) 2 1 58,G 2 1 58,0 58,0 

Haushalte 807,4 i ,6 809,0 S"t ,8 
Handel u. Gewerbe 363,0 363,0 
öffentl. Einrichtungen '-116,1 '-! •1 6, ~ 
öffentl. Kraftwerke 202,5 202,5 
öffentl. Heizwerke und 

Heinz?.entralen 108,0 1 OS,G 27,2 
übrige Verbraucher und 

statistische Differenz 373,6 373,6 7,0 

bi GrundJ..'ert.c 1n Terajoule 

Gev1inn ung/ Erzeugung 3,7 so' ·~ 53,8 938,0 938,0 CJ? ~ '8 
Bezug aus anderen 

Bundesländern 205 806,0 205 806,0 6 286,5 6 286,5 212 092,5 
Abgabe an andere 

Bundesländer Ju 100' 3 3' 100,3 34 100,3 
Speichersaldo ~I + 1 249,2 249,2 + ' 249,2 
Verfügbare Gasmenge 172 958,6 50,1 173 008,7 938,0 6 286,5 7 22«,5 180 233,2 
Verluste und Eigenverbraucr, 672,8 672,8 751 ,5 751,5 1 4211,5 
Gasabgabe insgesamt 172 285,8 SO, I 172 335,9 186,5 6 286,5 6 473,0 178 808,9 
davon 

Bergbau u. Verarb. 
Gewerbe 51 68 486,7 68 486, 7 2 661 '5 2 66 1 ,5 71 148,2 

Haushalte 57 359,1 50,·, 57 409,2 2 377,0 2 377,0 59 786,2 
Handel u. Gewerbe 11 518,9 " 51 8,9 1"1 518,9 
öffentl. Einrichtungen 13 20'-<,5 1 J 201r, 5 '3 20<. ,5 
öffentl, Kraft~<.•erke 6 428,1 6 <'128, 1 6 428' ~ 
öffentl, Heizwerke und 

Heizzentralen 3 427,7 3 427,7 2«8,0 ' 248,0 4 675' 7 
übrige Verbraucher und 

statistische Differenz 11 860,8 11 860,8 186,5 186,5 . ' < 047,:3 

Cl Grundwerte '" 
1 000 t-SKE 

Gewinnung/Erzeugung 0,1 
'' 7 

1 ,8 32,0 J2,0 J3,8 
Bezug aus anderen 

Bundesländern 022,2 7 022,2 2111,5 21'-<,5 7 236,7 
Abgabe an andere 

Bundesländer 163,5 163,5 163,5 
Speichersaldo 'I + 42,6 + 42,6 + '-12,6 
Verfügbare Gasmenge 5 901,4 1 '1 5 903,1 32,0 214,5 24t,5 6 149,6 
Verluste u. Eigenverbrauch 23,0 23,0 25,6 25,6 '-18,6 
Gasabgabe insgesamt 5 878,4 l, 7 5 880,1 6,, 214,5 220,9 6 10'! ,0 
davon 

Bergbau u. Verarb, 
GeHerbe 51 2 336,8 2 336,8 90,8 90,8 2 «27 ,6 

Haushalte 957' 1 1 '7 958,8 81,1 81' 1 2 039,9 
Handel u. Gewerbe 393,0 393,0 393,0 
öffentl. Einrichtungen 450,5 450,5 450,5 
öffer.tl. Kraftwerke 219,3 219,3 219,3 
öffentl. Heizwerke u. 

Heizzentralen 117,0 117,0 42,6 42,6 159,6 
übrige Verbraucher u. 

statistische Differenz 404.7 lt04, 7 6,4 6,4 41 i. 1 

1) Ohne zur Ortsgaserzeugung eingesetzte Hengen und ohne Chemieprodukte l<.'ie z.B. Propylen, Butylen, die nichtenerg~tiscr. 
verwendet werden. - 2l z.B. Raffineriegas ohne Chemieprodukte wie z.B. Ethylen, Hethan, die nichtenergetisch verwendet 
werden. - 3) F'lüssiggas und sonstige Gase in 1000 t, übrige Gase in lüll. m3, - 4) + := Speicherentnahme, - ::: Spe icherzu
fuhr. - 5) Angaben für Erdgas aus dem Honatsbericht im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe. Die Differenz zur Jahreser
hebung bei Gasversorgungsunternehmen ist in der Zeile ''übrige Verbraucher und statistische Differenz" verbucht. 



GE '•·' i ~' r, ');,~:I:: <C '- ~e:u i;[ 
bszug c.u:: -.r,csr·en J-,~r;:J'~S.cs.:.e<,!'L 

f1D[:ab~ -,,,. ::,:,c:~r·( Ev:v~·li:u~d€! 

::_;f,CiCl~C!".O;;:,_'-'C :::.i 
\iro r·f\.l[o:::.-e:n: :;asn;rongE 
Vcrl u:;te und ~igE:n\/C?tbrauct·, 

statistische Differenz 
Gc,s8bgc,t·e 1nsg<:sarot 
c1avon 

Bergbau u. Verarb. Gewerbe 41 

Haushslte 
Hande2 und Gn1erbe 
öffentl. Einrichtungen 
öffentl. KraftwerKe 
öffentl. HeizHerke und 

Heizzent rden 
übrlg€ V"Tbr'auche~ 

Gewionung/F:rzeugung 
Bezug aus andETen Bundcosländern 
Abgabe an anoere Bundesländer 
Speichersaldo 31 
Ver·fügbare Gasmenge 
Verluste und E:igenverbrauch 
StBtistische Differenz 
Gasabgabe insgesam~ 

davon 
41 

Bergbau u. Verarb. Gewerbe 
Haushalte 
Handel und Ge\wrbe 
öffentl. Eitwichtungen 
öffentl. Kl'"ft\.JE!"'kE 
öffentl. Heizwerke und 

Heizzentralen 
übrige Verbraucher 

Gewinnung/Erzeugunt: 
Bezug aus anoeren B~_;r,ds sl2n de rr~ 
Abgabe an and~re Bur,aesländer 
Speichersaldo Jl 
Verfügbare Gasmenge 
Verluste unc Eigenverbrauch 
statistische DiffererJz 
Gasabgabe insgesamt 
davon 

4) 
Bergbau u. Verarb. Gewerbe 
Baushalte 
Handel und Gewerbe 
öffentl. Einrichtungen 
öffentl. Kraftv.•erk€ 
öffentl. Heizv.•erke- und 

Heizzentralen 
übrige Verbraucher 

21 9 

E. 302, ~-
1 C·? ,8 
20,' 

5 159,0 
12' 5 
82,6 

22S!, '; 

2 092 t « 
't 639,5 

335,0 
398,3 
202,3 

b I 

200 
35 

163 

2 
165 

66 
52 
10 
12 

6 

5 
12 

cl 

6 
1 

5 

2 

169,8 
391,8 

Grundwerte 

'tS, 9 
206,6 
030,2 
933,0 
726,0 
396,8 
621 '4 
950' 7 

404' 4 
031 '2 
631 ,6 
640,5 
420,2 

388,8 
•<34,2 

Grundwerte 

C,5 
832,1 
19S, 4 

31 ,8 
587,2 

1 3' 5 
89,5 

654,3 

266, i 
775,6 
362,8 
431 '4 
219, i 

183,9 
424,3 

in 

lr: 

C2.-

12,0 

12 ,? 

Terajoule 

999,? 

999' c; 
~ :.4, 8 

205,C 

205,C 

1000 t-SK::: 

]<, ,;;; 

,?c;,;:: 

27,2 

?,C 

7 ,C 

:".:uso~r

ec." 

l2C, C 

12C.·,C 

25,S 

506, 4 

5 506,4 

5 506,4 

., 887 '9 
2 ')1c,,6 

;sJ,9 

187,9 

187,9 

187,9 

61 '7 
85,8 

40, ~ 

~<T . .C:\ lg', 

Ge,:::( 2 
.:_;:sgesSio: 

999' 9 
5 506, L 

G 506' 3 
794,8 

5 71 i '4 

807. 9 
2 s·~", c 

388,9 

3-
187,9 

221 '9 
27 

19i.' 9 

61 '7 
85,8 

47,4 

C15,8 
205 713,0 

35 030,2 
933,C 

l?C 232' 3 
191 ,6 

2 621 ·'· I; .. , 662 J 1 

68 2'12,:: 
5· 5L5,E 
oc 631 . 6 
12 640 ,S 

6 i,2C'';: 

382.f· 
1i 823': 

Je.,: 
02C,C 
19s,:. 

3"1 ,8 
c 809, '1 

<10,5 
89,5 

5 849,2 

2 327,8 
861 ,4 
362,8 
431 '4 
219,1 

183,9 
471 '7 

1 l )hne zur Orts[3::0'?r'Z€Uf.mg eingese-tzte f·lengen un:::l ohne ChemieprodukttO WiE z.2. Pr-apylen, Butylen, die nicl:tem:r§"eti.scr_ 
verwendet v.•erden. - 2) z.~. Raffeneriegas ohne Chemieprodukte wie z.R. Etylen, Hethan, die lUChtenergetisch verwendet 
werden. - 7l +: Speiche· sntnahme, - : Speicherzufuhr. - <,) Angaben fiJ; t.rdga~ au::- dem fJ,onatsbericht im Bergbau ur.d Ve-r
arbeitenden Gewerbe. Die Differenz zur Jahreserhebung bei Gasversorgune:sunternfhmen ist in der Zeile "übr~ge Verbraucher 
und statistische Differer.z 11 verbucht. - 5) Flüssiggas und sonstigE Gase in lOOC t, übrJ.ge Gase in l·:ill. rr.~. 



t;r'el::;f'r·eH:' Stö.G~. (St.; 
l....äi!ciV.t'Cl ~ 

::, OrfeTJbaU> wn r·t:ln, St. 

\üe~:tx~den, St. 

S berg::;tra& 

6 Do.rmstadt-Diebu~g 

7 Groß-Gercw 

8 fbchtäunuskreis 

10 Hain-Taunus-Kreis 

11 Odenwaldkreis 

13 Rhei ngau-Taunus- Kr·eis 

Jl'j \·;etterauKreis 

1? Reg. -Bez. Dams tad t 

16 Gießen 

17 Lahn-Dill- Kreis 

18 Limbw'g-\\eilbuq; 

19 Harburg-Biedenko ;:Jf 

20 Vogelsbergkreis 

21 Reg. -Bez. Gießen 

22 Kassel, St. 

23 F'ulda 

zq Hersfeld-Rotenburg 

25 Kassel 

26 Schwalm-Eoer-Kreis 

27 Waldeck-Frankenberg 

29 Reg.-Bez. Kassel 

30 Land H e s s e n 

G"!:::-
·:c:":>r·auc:f·. 

c.n::;

gesamt 

II; ,! 

12 1 o~ . .'..(JJ, 

2 78? ';.jl, 

839 153 

127 Q1,8 

3 181 018 

1 587 869 

3 303 352 

443 100 

395 645 

2 109 280 

696 180 

355 380 

33 962 733 

255 335 

2 444 081; 

867 1;51; 

878 720 

345 907 

5 791 50:J 

2 136 323 

800 181 

(:_ 178 253 

556 355 

296 655 

614 125 

190 085 

10 371 977 

50 126 210 

220 

10::5-

ge::;amt 

370 053 

2 577 809 

834 67? 

1 1 5 1 ~ 5 

2 500 600 

587 869 

689 52"· 

443 100 

379 565 

993 35"· 

696 18C 

221 561 

28 482 232 

172 0')8 

2 442 052 

867 45<', 

878 72C 

34 5 907 

5 706 191 

1 482 013 

2 263 867 

55' 355 

296 655 

506 636 

056 092 

8 846 633 

43 035 056 

fWivate 
l-ii;iusho:d Le 

~'16 295 

11 : 1 4? 

444 185 

{<91 ')41 

5J5 L, 06 

589 518 

07i 014 

758 069 

085 417 

90 617 

271 063 

1;07 j7C:.. 

12 519 658 

481 828 

!,]1 4 51 

494 678 

3J2 54'; 

61 312 

1 771 810 

892 870 

305 846 

i27 064 

392 308 

97 841 

128 711 

209 035 

2 153 675 

OQ\ _.,, 

\'l'r'arbei t<:>nde~' 
Ge1,•e r·be ,:·) 

2% OBI 

9'L r;68 

7 65 «Ci 

~6S 588 

'138 791 

314 119 

270 569 

165 568 

685 475 

83 Qljß 

188 165 

28'[ 127 

152 947 

232 742 

9 125 661 

586 777 

445 715 

209 080 

404 210 

176 490 

2 822 272 

291 972 

757 848 

710 192 

9111 436 

89 193 

261 775 

595 034 

4 626 4?0 

16 574 383 

1 J Ohne Klär- und fli.issiggos. - 2} Einschl. übriger Bergbau. - 3 l Öffen tl. Einf'ichtunger,, Homdel, Dienstleis t~mger., 

!6 



-...... '.:.~ : __ ,~ 1 ;~-; ·~.:.::_r·..:·~'l' · )":/ 

,;,·,r. 

<::lnge::;e::.~t 

vur; 

221 

Öi:iV--•r. L:U! 
r------------------,-----------1 u c 

sou::;L.gtr· 
·-,e;·cr·i.iucn 3) 

36& 330 

600 t,gg 

160 Y01 

G6~ 681, 

204 "7 

265 590 

640 513 

35 ·- 287 

245 980 

274 635 

100 783 

~3 s 161 

i36 058 

39'; 116 

6 836 913 

103 453 

564 886 

163 696 

171 969 

108 105 

"" 109 

'::;:JC- ','!~ 

1,18 319 

426 61 ~ 

z·,9 611 

109 62i 

"110 150 

252 023 

2 066 508 

1 o o~ 5 530 

''< tls·,· 

L.·:n 38C 2V/ 07? 

93 ~28 350 

211 725 

'•7'• 296 

II 933 

680 1,18 

I 613 828 480 67". 

16 080 

1 1 5- 929 573 

133 319 

5 480 501 2 751 972 

83 277 

2 032 

85 JOSI 

Y5', 302. 367 635 

318 168 615 

514 386 

107 489 

133 993 

1 525 344 368 250 

7 091 154 3 120 222 

::;i.:_it.cin:oche Dienst:;;t.el.ler; u.a. -LI) Berec!Jn<.:t 2.u!' H~ (E!'"ennwer't). 

I 

I 

1 

lno,J.c; tr'J E"

!<rctf t..we r·Yyr, 

1f 81:, 

: ~; 98i 

78 46') 

6C 725 

680 418 

782 

16 080 

309 

JS 911 

61,0 486 

2 CJ2 

2 032 

292 458 

503 421 

107 489 

133 993 

037 361 

2 679 879 

\·: c:r:w·" rzeug~:;,e; 
l 1. o:·rer. ~.:_. i:ra:· :.-

1 

v;crv.en unc! 
Heiz•..:erkc:: 

172 072 

392 82C 

13 713 

151 000 

3 178 

11 933 

132 372 

113 047 

97 908 

088 043 

83 277 

83 277 

83 673 

25 095 

10 965 

119 733 

1 291 053 

!:: 

s 
f 

6 

9 

10 

11 

12 

1) 

'14 

1'·· 

16 

1: 

i 2 

19 

20 

21 

z,c_ 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 



Lfc:. !'•"eisfreie Stac:t (SL.) 
l,anCKr<>is 

Darmstadt, Sl. 

j O:~fenbach arr. t•Jo.:ri, St.. 

4 Wiesbade~, St. 

::J Bergstraße 

6 Dc;rmstadt-Dieburg 

7 Groß-Gerau 

8 Hochtaunuskreis 

9 Hain-Kinzig-Kreis 

1 0 f1ain-Taunus-Kreis 

i i Odenwaldkreis 

12 O:'fenbach 

13 Rheingau-:aunus-Kreis 

14 \·Jetteraukrels 

15 Reg.-Bez. Dannstadt 

16 Giehen 

17 Lanr,-Dill-Kreis 

18 Limburg-Weilburg 

19 f·larbur-g-Biedenkopf 

20 Vogelsbergkreis 

2i Reg.-Bez. Gießen 

22 f:assel, St. 

23 Fulda 

24 Hersfeld-Rotenburg 

25 Kassel 

26 Schwalm-Eder-Kreis 

27 Haldeck-Frankenberg 

28 1-.'erra-Heißner-I:reis 

29 Reg.-Bez. Kassel 

30 Land H e s s e n 

'(01.. 11 (; 

·, 1 ]'(9 09CI 

'•Bi 176 

091.. 460 

936 063 

232 604 

3 242 526 

717 861 

2 229 573 

592 610 

411, 755 

2 326 738 

768 185 

1~24 376 

33 5YL; 133 

li76 195 

2 21i2 t,76 

950 567 

976 135 

360 479 

6 005 852 

2 400 855 

1 928 698 

3 252 345 

1 732 347 

384 337 

774 846 

274 774 

11 748 202 

51 298 187 

222 

ltJS-

gesanil 

4137 8 1~8 

0 973 651; 

1 343 898 

2 79'-i I,QQ 

934 621 

212 '~ 1 8 

2 965 618 

717 861 

995 772 

592 610 

396 181i 

2 19') 446 

768 185 

263 026 

29 641 341 

376 '-106 

2 240 385 

950 567 

976 i 35 

21i3 '-154 

5 786 947 

1 939 957 

590 346 

2 '68 110 

836 502 

384 337 

774 846 

154 867 

9 138 965 

44 567 253 

_r;~'i\'E',te 

lic_;usnal te 

3 25~~ 922 

1+61 925 

326 939 

522 147 

582 51 3 

629 5YG 

'1 157 936 

810 920 

~92 015 

92 066 

385 51 2 

479 584 

658 11i9 

13 288 933 

549 387 

'"~'' 362 

527 945 

342 11+0 

1 957 518 

99:- 588 

332 746 

140 208 

444 251 

114 124 

159 008 

236 841 

2 422 766 

17 669 217 

Gewerbe 2: 

237 50f 

I, ]11 72'; 

746 884 

7QI, 008 

17G 402 

333 989 

2 Ot,') 006 

177 477 

763 629 

119 087 

199 663 

30L. 156 

:36 534 

23<+ 647 

10 491 515 

569 837 

lt57 838 

257 262 

437 38'? 

?5 868 

2 798 192 

309 518 

800 126 

1 816 866 

150 729 

140 755 

448 455 

651 068 

4 317 517 

17 607 224 

1 I Ohne t:lär- und Flüssiggas. - 2) Einschl. übriger Bel'gbau. - 3) Öffentl. Einrichtungen, Handel, Di-::nstleistungen, 



s::ms Ligcr 
Veror&uct·J 3) 

51 r. ')7'_ 

lj07 807 

1 JS 089 

763 1;53 

236 072 

295 916 

29"' 072 

382 Y48 

421 223 

281 508 

104 455 

504 978 

·:52 067 

370 230 

5 860 893 

257 182 

31 i 185 

165 360 

196 608 

100 902 

C31 237 

63Y 851 

457 4 74 

501 036 

241 522 

129 458 

167 383 

266 958 

2 398 682 

9 290 812 

lns-
gesam::-

21C 268 

2 1105 636 

131 ?.78 

300 0(:) 

4112 

20 186 

276 908 

233 801 

18 571 

':]'I 292 

161 350 

3 902 792 

99 789 

2 091 

117 025 

218 905 

'•60 898 

338 352 

794 235 

895 845 

119 907 

2 609 237 

6 730 934 

223 

oavor: zu~" 

Stromerzeugung ::_ r-, 

öffent2_ic:nen 
f~raft~.-:erker. 

i I; 2]1, 

073 059 

I 
Industric
kraftwerker, 

23 632 

760 024 

56 9"'5 

76. 06:) 

',·,'iirrlee"zr;~;f J:;g 
i:-. öffentl. t:r::.f't

i-leri\er, ur.(! 
1-ie:z~1erVen 

178 YOZ' 

572 

39 585 

226 000 

1 41,2 

2 

20 186 6 

276 908 7 

92 036 2 911 

18 571 

163 386 

26 318 

1 221 240 1 243 755 

2 091 

117 025 

119 1 16 

367 468 

313 709 

782 601 

362 662 

119 907 

730 130 1 216 217 

1 951 370 2 579 088 

138 854 

125 743 

135 032 

1 Y37 797 

99 789 

99 789 

93 430 

24 643 

11 634 

533 183 

662 890 

2 200 476 

8 

9 

10 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

militärische Dienststellen u.a. - 4) Berechnet auf Ho {Brennwertl. 



6 

7 

2 

1C 

,., 
12 

13 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

~reisfre1~ Stadt :s~., 

L..ar,ckrei.s 

Darmst8.Cl, S~ 

F"rankfurt arr f·1<,ir., St. 

Offenbach ::m l·lcllf,, St. 

\·,'lesbadcn, SL. 

BergstrCJ.ße 

Darmstadt-Dieburg 

Groß-Gerau 

Hochtaunuskreis 

/l,ain- Ki r.z ig-Kre i s 

Main-1aunus-Kreis 

OGenwal di< reis 

Offenbacn 

Rheingau-Taunus-Kreis 

1-.'etteraukreis 

F.eg.-Bez. Darmstadt 

Gießen 

LaDn-Dill-Kre is 

Limburg-\·ie ilburg 

Marburg-Biedenkopf 

Vogelsbergkreis 

Reg.-Bez. Gießen 

Kassel, St. 

Fulda 

Hersfeld-Rotenburg 

Kassel 

Schwalm-Edec-Kreis 

lo.'al deck-Frankenberg 

\·.'erra.-1'-leißner-Kre is 

Reg.-Bez. Kassel 

Land H e s s e n 

224 

Cas
ver·braul.!' ''· 

Ins
gesa·nt 

S81 267 

11 58C 860 

Lj52 215 

2 850 1 12 

873 235 

1 219 399 

3 52C 158 

605 825 

2 450 568 

516 891 

402 933 

2 287 107 

7'-18 424 

]li.J 482 

33 410 076 

602 538 

2 280 167 

901 327 

922 5!9 

322 962 

6 029 533 

2 409 635 

2 Qi;6 676 

2 970 451 

663 775 

427 864 

806 941 

Jt" 088 

11 639 430 

51 079 039 

1 ns-
gesamt 

o 42C· 95: 

355 620 

2 513 999 

872 359 

1 189 47'-l 

3 215 870 

605 825 

868 388 

1 516 89'! 

38'-' 251. 

2 188 817 

748 424 

102 939 

29 338 9Jt., 

370 903 

2 278 601, 

901 327 

922 519 

322 982 

648 021 

725 591 

2 462 566 

794 572 

427 864 

682 371 

199 135 

8 940 120 

44 075 389 

4?5 378 

131 gi,Q 

'•6:3 970 

544 199 

639 590 

069 180 

'!31 653 

1q 402 

72 960 

432 Y92 

575 61 '< 

12015043 

1+J5 ?90 

476 089 

31 0 5·~ 1 

6'-t 729 

838 694 

855 787 

309 770 

'26 523 

408 26.:. 

lOi! 164 

152 830 

20': 199 

2 '!58 537 

16 012 274 

l 

verarbei lJ..·rrGt':O 

Gewertle 

1 J[ 2J7 

'1'6:3 179 

61 7 29C 

187 s&e 
356 Jli? 

2 055 975 

17'-1 378 

776 878 

1 Y7 670 

205 434 

305 499 

1 '-16 896 

10 375 J7C 

522 616 

2JJ 521 

'-<57 028 

192 383 

2 84C 296 

366 322 

057 886 

2 083 01? 

263 531 

141 798 

328 984 

719 62i 

4 961 160 

18 182 826 

1} Ohne Klär- und Flüssie;;as. - 21 Einschl. übr'iger Bergbau, - J) Öffentl. Einrichtungen, Handel, Dienstlei~tunger., 



'i to- r'~l z.,: :_ \;r.f::: Jt: ':" : :· k,;:J ' 988 
k'\.;1. ~ 

von 

sonstlger 
'Jer:crsuch J :· 

5?Ci ;::,_,c 

2 '335 89C 

I'<{ 063 

76·· 769 

220 529 

288 928 

520 305 

362 2(;7 

359 857 

221 819 

105 860 

639 15L. 

169 Ü]4 

283 80~ 

6 948 521 

290 71,2 

408 065 

191 717 

154 950 

65 870 

1'r1 ]1<5 

1,25 912 

357 9J5 

253 G26 

122 77? 

181 902 

200 557 

278 3:s 

820 423 

9 880 289 

2 

4 

2 

lns
geso.rr,t 

22[ ·,:;_,.., 

165 909 

96 '595 

336 113 

876 

29 925 

304 288 

582 180 

18 6"0 ' ~ 
98 290 

2i 1 543 

071 142 

231 635 

I 563 

233 198 

761 614 

321 085 

507 885 

869 203 

12' 570 

11" 953 

699 310 

7 003 650 

225 

Strome rzeugun[ .:_r 

öffentl ic.nen 
f:ra.fn:c r'kcr, 

16 25-':: 

135 721 

2 506 

il]6 832 

1 591 317 

320 228 

410 892 

731 120 

2 322 <.37 

lncLJstrir:--

C:i 31" 

72'· '!83 

56 61 2 

59 113 

]Ü<f 288 

2 892 

1 s 679 

6 575 

27 236 

226 892 

563 

563 

297 840 

498 211.; 

118 929 

11i., 95J 

029 936 

2 258 391 

rr.ilitärische Dienststellen u.a.- '•l Berec~met a<Jf llo 1 Brennwe:'tl. 

1-.'BrmeerzecJgung 
i.:'ffel~t~. ;·": r. 

\.-.'1::' ;y:~'~- u::'J 

1 ~-, 

306 {/~}·) 

J7 ,, 
" 

277 OOD 

876 

29 925 

142 45(; 

91 7: 5 

184 307 

252 933 

23: 6V 

231 6:35 

41.j1 385 

23 245 

9 671 

458 3·· 1 

5 6"1 

938 25" 

2 <.22 822 

1.':'. 

6 

e 

10 

I" 

'c 
~ ') 

12 

19 

2C 

2' 

22 

2J 

2e 

25 

26 

27 

28 

29 

30 



,Jahr 

; 950 

1955 

1961 

1962 

1 Q6J 

1965 

1966 

1967 

1968 

1969 

1 970 

1971 

1972 

1973 

1 97<. 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

1nsgesamt 

? 99~ 

2 97G 

J 029 

] 030 

3 179 

3 023 

2 933 

2 903 

2 916 

2 841 

2 849 

2 638 

2 525 

2 509 

2 432 

2 410 

2 366 

2 292 

2 243 

2213 

2 250 

2 407 

2 378 

2 388 

2 422 

2 436 

2 433 

2 541 

2 539 

2 522 

2 551 

[ dB.runter Arbeiter 

Anzah.:. 

2 277 

2 080 

2 052 

2 029 

2 '40 

923 

1 839 

835 

715 

727 

556 

'-185 

377 

348 

290 

238 

195 

150 

170 

231 

224 

1 221, 

233 

248 

251 

289 

271 

240 

232 

1) Jeweils am 31.12. eines Jahres, 

226 

I, ]87 

4 553 

3 797 

3 7Jij 

3 355 

3 373 

3 01] 

2 862 

2 721 

2 552 

2 518 

2 358 

2 214 

2 108 

997 

1 998 

2 078 

2 059 

2 055 

2 060 

2 097 

2 067 

993 

973 

2 029 

2 051 

1 (' 1 65 

14 679 

17 35(: 

17 T/5 

':8 006 

18 399 

20 050 

18 483 

20 710 

21 309 

22 692 

25 552 

26 171 

28 ,,,, 

30 707 

3 1 316 

33 3 1 2 

34 586 

36 86~ 

43 '38 

'-12 670 

46 703 

liß 370 

48 996 

51 762 

52 803 

53 636 

55 287 

G 030 

11 CJO 

12 "107 

12 422 

13 583 

15 307 

14 923 

17 120 

18 288 

19 ßt.,2 

22 738 

25 004 

28 034 

31 608 

33 290 

36 "•31 

ijJ 795 

lj6 29C 

49 900 

5 ~ 755 

55 562 

57 030 

57 545 

64 560 

67 973 

70 001 

73 99LJ 



ci ar:r 

:~f_;_nge : r. 

~ 97C 9-:y; 

197. 969 

1972 C3C 

l 97:' ;27 

1974 '93 

1975 357 

1976 s;J 

1977 683 

1978 ßij5 

1979 2 0!.2 

1980 2 285 

198", 2 386 

1982 2 "8 

1983 2 653 

1984 2 731 

1985 2 823 

'986 2 918 

1987 3 001 

1988 3 106 

G:isle: tunf~ :r_, 
1:- cnorucV.oerel:-(, · 

227 

v:c I ::::ufi:ll'!n~ gep:enutwr 
d~m VorJ :-,:;r in ;, 

G,3 

9' L 

13,8 

11 '5 

11 ,2 

9,6 

10,7 

11 ,9 

2,6 

2,9 

3' 4 

2,8 

3,5 

'' Über eln bac. - 2) Bis ein bar 

Quelle: BGK- Stati::--tik. 

q 

Gc::;sl;:c; tunt Hr. 
unc: t;lf·(J·."~'CJr'u·~v;: erT;:' 

·:~:nafl1le geg-::nJbe?' 
oerr. '/()~'~''- nr' 1r, ~ 

' 0 

1 ,8 

1 '7 

2,7 

1 '4 

2' 1 

1 ,9 

.3,2 

7 '7 

5,7 

2,8 

3,3 

'' l 

3,9 

3,8 

3,2 

3,4 



Lfd. 

' " 

? 

6 

Gas\'ersorgungsun Lernehmen 

Südlws::lscne: Ga::- und \·iasse!' AG 

SLädtiscne \·,'erke Kao:sel !'.Ci 

Gasversorgung Südhannover-llOl'dhessen AG 

Gas- und \•,'asserversorgung Fuld3 CßJUi 

Stadtwerke \üesbaden f1G 

8 Gas- Union GmbH 

9 Stadtwerke Gießen 

10 Stadtwerke Hanau GmbH 

11 Gaswer'ksverband Rheingau AG 

1 2 Gasversor•gung Osthessen GmbH 

13 Main-Kraftwerke AG (f-lK\·1) 

l't Gasversorgungsverband Obertsnausen 

1 S Gas- und Wasserversorgung t·1ain-l:inzig Gmb!-i 

16 Stadtwerke f·larburg 

17 Gruppen-Gas- und Elektrizitätswerk AG 

18 Oberhessische Gasversorgung GmbH 

i9 Stadtwerke Bad Hornburg 

20 Stadtwerke Langen 

21 Stadtwerke Wetzlar 

22 Verbandselektt'izi täts~>Jerk Halcieck 

23 Stadtwerke Rüsselsheim 

?4 Energieversorgung Limburg 

25 Stadtwerke 1'-lainz AG 

26 Stadtwerke Bad Nauheim 

27 Stadtwerke lleu-Isenburg 

28 Gasversorgung Hain-Spessart GmbH 

2'? Stadtwed:c Korbach 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

39 

'•0 
41 

'•2 
43 

'•4 
45 

46 

47 

48 

49 

StadtwerXe Bad Hersfeld 

Stadtwerke Bad Vilbe: 

Stadtwerke V iernhei.m 

Stadtwerke Friedberg 

Rheingau Elektrizitätswerk GmbH 

Stadtwerke Herborn 

Stadtwerke Lampertheim 

Stadt~o;erke Dreieich 

Stadtwerke Esch•,.;ege 

Stadtwerke Butzbach 

Stadtwerke \-/eilburg 

Stadtwerke Hünfeld GmbH 

Stadtwerke Haiger 

Stadtwerke Bebra 

Thüringer Gas AG 

Stadtwerke Büdingen 

Gaswerke Bad Sooden-AllenCorf 

Gasversorgung Siedenkopf 

Stadtwerke Fritzlar 

Gasversorgung Lahn-Dill QnbH 

228 

r:assel 

Kassel 

Fulda 

Wiesbaden 

Frankfurt am l·lain 

Gießen 

Hanau 

1-.'iesbaden-Bi e br i eh 

Fulda 

Frankfurt am f·lain 

Obertshausen 

Gelnhausen 

t.larburg 

Bensheirr. 

Friedberg 

Bad Hornburg v.C.H. 

Langen 

\~etzlar 

Korbach 

Rüsselsheim 

Limburg 

11ainz 

Bad Nauheim 

Neu-lsenburg 

Aschaffenburg 

Korbacil 

Bad Hersfcld 

Bad Vilbel 

Vieroheim 

Friedberg 

Eltville 

Herborn 

Lampertheim 

Dreieich 

Eschwege 

Butzbach 

Weilbur·g 

Hünfeld 

Haiger 

Bebra 

l·lünchen 

Büdingen 

Bad Sooden-Allendorf 

Siedenkopf 

Fri tzlar 

Wetzlar 

Ga.sa.ogaoe 
he5:ois-~t-,E: 

r.nd 2 t,~-'"" h:r;e, 
l n !·f,·lr. 

' soc 662 

3 287 318 

5ßij 91E: 

563 i 33 

233 790 

21-t8 50t. 

163 480 

134 221 

822 562 

710 1!68 

606 592 

s: 1 798 

480 485 

1,]3 908 

416 198 

1112 772 

IJ11 710 

404 102 

376 018 

321 212 

31 5 946 

315 521 

310 493 

301 779 

275 668 

266 700 

243 933 

230 747 

227 670 

203 359 

198 162 

188 473 

186 1;19 

185 508 

168 307 

151 873 

90 524 

83 659 

81 134 

79 513 

79 315 

70 814 

67 339 

61 129 

43 077 



.Janr 

197C 
~ 977 
;g','S 
197(; 
198(' 
1981 
1982 
1983 
198~ 

1985 
1986 
1987 
1988 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
i98i 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 
1977 
1978 
~ 979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 
1982 
1983 
1984 
1985 
1986 
1987 
1988 

2 t-~"Offi\'f"t't:~:auc:r-. 
insg<:-saml 

81 932 
8' C66 
88 50~ 
92 77J 
92 666 
93 193 
92 711 
95 738 
99 88, 

102 820 
10, 559 
108 75.1 
110 992 

2 797 
2 868 
3 020 
3 165 
3 162 
3 180 
3 163 
J 267 
3 408 
3 508 
3 568 
3 711 
3 787 

3~; GB:i 
ji; I 63 
3'5 'i: c 

31 
3C I 6 7 
36 202 
1L 766 
JG 167 
37 1.;56 
38 436 
38 786 
39 60' 
" 295 

229 

b) Grundwerte in 1000 t-SKE 

"9 
166 
210 
273 
23' 
235 
186 

2" 
278 
311 
323 
351 
'09 

' 
c 
c 

5 
5 
5 
5 
5 
5 
c 

5 

~C2 

':;11 
"",?1 

Ji,2 
396 
536 
390 
<'.23 
571.; 
723 
832 
911 
910 

151.; 
1":·L. 
163 
·,az 
18, 
189 
184 
185 
190 
195 
199 
202 
202 

c) Zu- bzw. Abnahme (-) gegenüber dem Vcwjahr in% 

5,3 9 '4 ,5 
2,5 "',4 0,2 
5,3 3,8 6,-c: 
',8 S,3 ,, ,5 
c, i 3' ~ ~ ' (: 
0,6 o, 1 2,6 
0,5 ',0 2,6 
3,3 ',0 0,6 
,,3 3,6 2,8 
2,9 2,6 2,7 
1, 7 0,9 "i ,9 
,,0 2,1 1 ,4 
2, I ,,3 - 0,0 

d) Anteile der Verbrauchergruppen aro gesamten Stromverbrauch in % 

100 41 '1 5,5 
100 -40,6 5,4 
100 40,1 5,, 
100 40,2 5,8 
100 39,0 5,8 
100 38,8 5,9 
100 37,5 5,8 
100 37,8 5,7 
100 37,5 5,6 
100 37,4 5,6 
100 37' 1 5,6 
100 36,4 5,, 
100 37,2 5,3 

I 

~3 '775 
4S jg2 

'8 25'1 
5(1 .,,, 
51 103 
51 455 
52 555 
5'• 11,ß 
56 85L, 
58 661 
59 94 i 
63 235 
63 786 

491.; 

549 
61,7 

710 
744 
756 
70' 
8,8 
9'0 

2 002 
2 04S 
2 158 
2 17C 

2,3 

~'' 
f,, 3 
3,8 
2,C 
0,7 
2,1 
3,0 
5,0 
3,2 
2,2 
5,5 
0,9 

53,4 
54,0 
54,5 
54,0 
55,1 
55,2 
56,7 
56,6 
56,9 
57' i 
57,3 
58,1 
57,5 



davor. :~us 

'•\';"sser- K":'rn-
i:!'a!""'~ ener·g~E 

??0 '~ 

28S, (~ 

'')6C j J9~' 's 2GG, 2 

1 96' 313 '0 

1962 1< 267,6 

4 388,2 25'< '1 

196<1 4 741 ,3 209,6 

1965 705,0 295,3 

'966 6 927 '2 289,S 

'965 ]uCj,6 

250,7 

1970 7 632,7 328,5 

9 059,3 233 '6 

9 228,7 240,5 

'973 8 729,6 210,2 

8 ?Ji; ,o 260,0 880,] 

1975 15 555' i 468,2 8 1;18, 7 

1976 1 L. 517 '7 37'• '7 6 255,9 

1977 22 689,6 425,4 15 131 ,G 

1 978 23 804,'-' 359,3 13 622,2 

23 08 1 'J 322,8 13 545,1 

198G 18 363,6 399' 1 10 091 ,2 

i981 24 51i8,9 457,4 15 838,9 

1982 27 85'(. 1 470,3 19 229,0 

1983 24 361,9 656, i 15 112,5 

1984 24 536,2 509,8 16 061 ,8 

1985 23 200,1 509,8 16 297,3 

1986 21 961 ,4 636,4 1lj 6!9,2 

1987 20 180,9 891 ,2 14 043,7 

1988 18 410,5 869,8 12 457,4 

~:c·r1ger 

\·,'t;nnE 

80) .~ 

1 (!f., 'i 

J «39,9 

J 973,0 

'J,,' 1 

" 531 '7 

5 '-+09,7 

6 637,3 

026,9 

103,6 

165,0 

7 30'-+ ,2 

8 825,6 

8 988,3 

8 519,3 

7 593' 7 

6 668,2 

7 887,1 

7 133,] 

9 823,0 

9 2~], ... 

7 873 ,J 

8 252,6 

8 '.57,7 

8 593,3 

7 964,5 

6 393,0 

6 705,8 

5 246,0 

5 083,3 

230 

Llge~-,

·,·c :-

227' 9 

251 '4 

299,7 

326,8 

359,4 

'-'96,9 

522,2 

513,3 

527 t 9 

652,1 

667' 1 

673,8 

706,2 

050,1 

034,1 

551 ,6 

623,6 

319,4 

511 ,8 

650,2 

506,0 

523,8 

472,0 

440,6 

356,3 

309,2 

hHTi(•

:Ctrorn- I 

3 5. 'C-• 

brauch (itHO'" 

l...anaesgrer.ze 

,,f .. , ,8 

2 ooc' i 

'«8,S, C7f,,J 

':30,8 J1C,6 1-;22,5 

n<,,o 3482,7 3~-;9,3 

167, i I, 06J, 1 338,1 

15": ,6 ,, 542,2 3~-;9, 1 

105,5 76'-+,2 670,] 

82,5 857,9 27" ,6 

78,5 5282,7 

32,9 6 022,0 16 ~ 'c: 

67,9 7099,1 737,9 

122,5 8 688,6 715,6 

69,2 9 324,2 328,0 

84,4 1: 884,8 2 306,9 

37 ,o 16 028,6 1-; 284 '7 

56,1 15 9q9,5 018,0 

335,5 q 057 ,o 

285,0 i] 712,8 5 766,0 

267,0 10 168,3 9 '-146,7 

15";,9 932~,3 8 787,5 

9 848,4 

170, 1 19 782,3 12 70'-<'' 

228,0 18 005,7 :6 420, i 

29~,7 15 305,8 16 890,7 

518,9 19 497,3 16 797,6 

304,2 18 132,4 '5 128,0 

441,1 17 420,2 1 i 97'-t,l-; 

523,6 16 6i4,7 9 lt18, 7 

786,1 16 64-J,O 6 235,2 

843,6 18 070,: 5 t.96,6 

I l Einschl. statistischer Differenzen. - 2) Ab 1 985 einschl. Blockheizkraftwerkc. -
K\\ = f:r•aft.,.,.er~:, SVC; = Bergtau und Verarbe.::. tencies Gf;,·r;r'bc. 

spel
sung 

YO,: 

5<,,2 

72,7 

83,2 

82,5 

94,3 

73,6 

69,9 

66,3 

46,6 

53,6 

6 i '5 

50,2 

~J2,6 

30,5 

30,5 

42,5 

39,6 

28,0 

26,2 

26,lt 

29,7 

100,<.2 ) 

85,5 

112,7 

110,6 

.''trorr,
ve r-

braut ~ 

29'--,' (; 

6 Jo·: ,c 

6 967' 3 

7 673,6 

8 lJ96' ~ 

9 327' 9 

10 OiJ,6 

0 667,7 

11 7Lt9' 5 

13 269,2 

15 025,3 

16 400,4 

18 101 '7 

19 816,'-t 

19 96'-< ,6 

1 9 706,2 

21 188,0 

2 1 689,9 

22 66S,3 

23 '-167 '7 

23 99" • 8 

24 <i22,8 

2'-1 353,5 

25 063,0 

25 742,2 

26 833,2 

27 278,7 

28 556,0 

28 9'<1 t 8 



\.'c-r·sorgung 

VC!"-

luste 

32'-<,'-< 

Y70,8 

489,2 

552,9 

580,5 

567 ,Y 

609,6 

777,2 

717 '3 

0Y6,4 

002,9 

022,2 

200,4 

287 ,.:, 

080,9 

138,6 

01,7,7 

907 '9 

766,7 

73'4 ,8 

007,5 

223,5 

0'47 ,9 

026,0 

573,9 

986,1 

968,7 

983,8 

905,0 

ins
gesamt 

G02 ,8 

<: 9Ti ,C 

5 830,8 

6 478' 1 

7 120,7 

7 915,6 

8 760,5 

9 403,9 

9 890,5 

GJ2,2 

12222,7 

1 ij 022,4 

:s 378,3 

16 901 ,3 

18 528,9 

18 883,6 

18 567,6 

20 140,3 

20 782,0 

21 298,5 

22 732,9 

22 984,3 

23 199,4 

23 305,5 

24 037 ,o 

25 168,'-1 

25 84?' 1 

26 310,1 

27 572,2 

28 036,8 

BVG 

746,[ 

2 590,3 

3 G25,6 

3 283,6 

3 927,7 

4 257,8 

4 465' 4 

4 595' 9 

5 198,7 

5 853,2 

6 721 ,8 

7 149' ·, 

1 128,6 

8 59Y, 6 

8 592,2 

7 i36,5 

7 882,5 

7 979 '7 

8 288,2 

8 633 '7 

8 588,6 

8 630,0 

8 517' 2 

8 785,4 

9 232,3 

9 4-45,5 

fiBUS

r.a.l te 

S6'-<, 9 

319,1 

553,5 

718,8 

895,' 

2 125,6 

2 593,0 

2 877' 1 

3 235., 1 

762,5 

'" 292,6 

856,Y 

5 259,6 

5 472,2 

c 796' 7 

6 299,6 

6 579,0 

7 039,8 

7 306,9 

7 5?3,6 

7 665,7 

7 830,6 

8 022,8 

8 380,4 

8 697,3 

8 801,5 

9 051 ,9 

8 822,1 

231 

Hancicl L. 

220,2 

703,Y 

780,7 

856,5 

032,7 

151.1 

540,5 

1 697 '7 

900' 9 

2 :34,2 

2 361 '7 

2 557,8 

2 595,7 

3 105,8 

J 25ij,Q 

3 577' 3 

3 579' 1 

3 598,3 

3 668,1 

3 796,2 

q 023,6 

q 240,0 

I; 326,3 

4 485,3 

" 585,5 

CCo\'Crl 

Verkehr· 

71J,C 

~ 07 '9 

127,5 

123,6 

132' 5 

217,8 

292,2 

295,7 

316,0 

3": 2 '9 

292,3 

299,2 

318,5 

358.6 

369,2 

372,0 

528,0 

56J,Y 

585,0 

613 '5 

M3,8 

691 ,8 

71: ,6 

739,1 

746,6 

773,6 

789,2 

843,9 

863,3 

ö:fec~~. 

Eir,r i cl-. t-. 

2C?,E 

288,7 

427,0 

495,6 

553,2 

63Y,6 

7:7' 1 

71t8' 9 

766,5 

791 '6 

813,2 

959,5 

Oloi ,6 

114 ,8 

2Y6,Y 

1 341 ,2 

655' ~ 

795' i, 

905,3 

2 003,9 

2 117' 1 

2 096,2 

2 082,8 

2 i 14,8 

2 240,2 

2 326,0 

2 371 ,3 

2 467,5 

2 527,5 

Land~.-:irt

schaft 

c.r,c: 

'33,8 

165, J 

1 96,0 

207,7 

215,2 

240,1 

265,1 

281; '7 

305. 1 

375,2 

1.;10, 1 

423,9 

1.;34,2 

430,5 

<i04,8 

380,8 

394,2 

395,9 

382, 1-j 

371,9 

382,6 

384,8 

379,8 

382,4 

390,7 

372,1 

:::onst. 

1962 

1963 

196<, 

·: ,6 1965 

- 3, 7 1966 

9,5 1967 

26,7 i 968 

26' 1 1969 

37,6 1970 

67' 1 

71,2 1972 

76' ~ 197Y 

78,9 1975 

88,8 

98,2 ~ 917 

107' 4 1978 

1979 

126,2 1980 

198'; 

i23,3 

196,1 1983 

195,6 198'-< 

198,2 1985 

19<. ,o 1986 

235,3 

199,6 !988 



Brut ~o::: t.rc::c: r'ZE"LJG·J~i: 
Lr·· 

Cffen::.l i-::JH-:·n Lr·-,ft;..•erken 
, , 

sonstiger: f:rafL'<ierken · 
davon au:: 

\\'asser·krnfl 

Kernenergie 

übnge 1·12rmekt"aft 

Eigenverbraucr. der· Kraftwerke 2 ) 

Verbrauch der Pumpspeicherwerke 

Saldo des Stromaustausches 

Einspeisung aus Blockheizkraft"''erken3 ) 

Gesamt-Stromverbrauch 

Netzverluste 

llettos tromverbrauc.h 
davon 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 4 ) 

Haushaltungen 

Handel und Gewerbe 

Verkehr 

Öffentliche Sin~·ichtunger. 

sonstiger Verbrauch 

Sruttostromerzeugung 
in 

öffentlichen Kraftwerken 

sonstige;, Kraft;.:erken 
Gavon aus 

1-.'asserkra!'t. 

Kernenergie 

übrige 1--lärmekraft 

Eigenverbrauch der Kraftwerke 2 ) 

Verbrauch der Pumpspeicherl-.'erke 

Saldo des Stromaustausches 

Einspeisung aus Ble1ckheizkraft\·.'erken3 ) 

Gesamt-S trornve rbrauch 

Netzverluste 

Ne ttos tromve rbrau:f1 
davon 

Bergbau und Verarbei~endes Gewerbe 41 

Haushai tungen 

Handel und Ge~>.'erbe 

Verkehr 

öffentliche Einrichtungen 

sonstiger Verbrauch 

232 

Bunde.sreput l ik 

>,> 

927 

63 21« 

20 587 

i30 515 

267 160 

21 966 

2 741 

3 796 

397 351 

i 3 231 

381.J 120 

190 306 

100 708 

43 783 

11 013 

30 62« 

7 686 

1988 

367 3 i '! 

63 850 

20 7i<; 

145 082 

265 368 

24 336 

3 297 

377 

<'103 908 

13 855 

390 053 

198 002 

97 697 

44 850 

10 929 

31 262 

7 313 

cze:. Ai·
nahme (-) 
geg.:-nLwer 

jerr. ~'U!-"JiÜW 

2' ~ 

2' 5 

~ 1 '0 

9' ~ 

2,6 

10,0 

- 27,9 

2,2 

?,8 

2,4 

1, 3 

3,2 

4,5 

~ • 9 

5 '-. 

1 ,5 

3,5 

·, ,0 

0,6 

11 ,2 

o, 7 

: '7 

i<,1 

1,5 

4,0 

3,0 

2,4 

0,8 

2, i 

4,9 

t-~ i 
kWt: 

22 292 

20 18' 

? 11' 

900 

1 541 

786 

11 174 

77 

31 216 

984 

30 232 

10 845 

9 052 

4 485 

20 508 

18 411 

2 098 

876 

12 457 

7 175 

8<i4 

13 325 

74 

3i 583 

905 

30 678 

11 305 

8 822 

4 585 

642 

2 528 

1 796 

nanm~ I-

_,.-,,genüoE· r· 
cier. \'orjc.::r· 

1n ';~ 

' ' 

8, 

i ,J 

40,0 

3,9 

06,8 

4,0 

50,0 

39,8 

11 ,6 

4,0 

'; ,6 

2,0 

2,9 

3,7 

1 ,3 

33,1 

8,0 

8,8 

o,c 

2,7 

- 1: '3 

- 3,9 

7,4 

19,3 

3,9 

1 ,2 

8,0 

4,2 

2,5 

2,2 

0, i 

2,'-l 

3' 1 

/..r: tE.: _ 
a!:'i Bu•L: 

3,3 

10,8 

2,8 

7,0 

28,7 

7 G 

7'" 

7,9 

5,7 

9,0 

10,2 

8,1 

22,7 

5, c. 

i., '2 

8,6 

2, 7 

6,' 

25,6 

7,8 

6,5 

7,9 

5,7 

9,0 

10,2 

1 5,0 

B, ·, 

1) Kraftwerke des Bergbaus und Verarbeitenden Ge...:erbes uno' der Deutschen Bundesbahn. - 21 Nur Eigenverbraucr, der öffent
lichen Kraft...:erke.- ]1 Une: au::o l:lf'inen Hasser~riifter .. - -.1 Einsch-:!. Kr:lft~>erks€igenvE-rbrat:~r .. 
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37. Strombilanz 1986 

J;rt der Angabe 

Bruttostromerzeugung 
in 

öffentlichen Kraftwerken 
anderen Kraftwerken 1) 

davon aus 
llasserhaft 
Kernenergie 
übrige llärmekraft 

Eigenverbrauch der Kraftwerke 

Verbrauch der Pumpspeicherwerke 

Strombezug aus anderen Bundesländern 2) 

Stromabgabe an andere Bundesländer 

Industrieeinspeisung 3) 

Gesa~t - Stromverbrauch 

Hetzverluste 

Nettostromverbrauch 
davon 

Ber;bau und Verarbeitendes Gewerbe 4) 
Haushalte 
Handel und Gewerbe 
Verkehr 
öffentliche Einrichtungen 
Land11irtschaft 
sonstiger Verbrauch 5) 

I llur 
I öffentliche Gesarr, t-

Versorgung bilanz 

I 
21961439 I 24100546 

21%1439 21961439 
0 2139107 

636379 643299 
14619213 14619213 

6705847 8838034 

1440635 1605224 

523635 523635 

16614724 17412505 

9418679 9418679 

85534 68519 

27278748 30034032 

968656 968656 

26310092 29065376 

9445471 10637204 
8801473 8801473 
4326290 4326290 

789160 1619945 
2371280 2371280 

382433 382433 
193985 926751 

1) Kraftwerke der Industrie, des Bergbaus und der Deutschen Bundesbahn. 
2) Einschließlich Strombezug aus der DDR 
3) Einschließlich Strom aus Blockheizkraftwerken und kleinen 1/asserkräften. 
4) In der Gesamtbilanz nur Betriebe mit im allgemeinen 20 und mehr 

Beschäftigten. 
5) Einschließlich statistischer Differenzen und in der Gesamtbilanz 

einschließlich Kleinbetriebe des Verarbeitenden Gewerbes. 
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38.Strombilanz 1987 

Art der Angabe 

Bruttostromerzeugung 
in 

öffentlichen Kraftwerken 
anderen Kraftwerken 1) 

davon aus 
Wasserkraft 
Kernenergie 
übrige Wärmekraft 

Eigenverbrauch der Kraftwerke 

Verbrauch der Pumpspeicherwerke 

Strombezug aus anderen Bundesländern 2) 

Stromabgabe an andere Bundesländer 

Industrieeinspeisung 3) 

Gesamt - Stromverbrauch 

Hetzverluste 

Nettostromverbrauch 
davon 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 4) 
Haushalte 
Handel und Gewerbe 
Verkehr 
öffentliche Einrichtungen 
Landwirtschaft 
sonstiger Verbrauch 5) 

Nur 
öffentliche 

Versorgung 

20180947 

20180947 
0 

891202 
14043740 

5246005 

1356347 

786136 

16640041 

6235184 

112704 

28556025 

983830 

27572195 

10097605 
9051884 
4485290 

843864 
2467502 
390715 
235335 

Gesamt
bilanz 

22291879 

20180947 
2110932 

899599 
14043740 

7348540 

1540868 

786136 

17409273 

6235184 

76838 

31215802 

983830 

30231972 

10844626 
9051884 
4485290 
1641155 
2467502 
390715 

1350800 

1) Kraftwerke der Industrie, des Bergbaus und der Deutschen Bundesbahn. 
2) Einschließlich Strombezug aus der DDR 
3) Einschließlich Strom aus Blockheizkraftwerken und kleinen 1/asserkräften. 
4) In der Gesamtbilanz nur Betriebe mit im allgemeinen 20 und mehr 

Beschäftigten. 
5) Einschließlich statistischer Differenzen und in der Gesamtbilanz 

einschließlich Kleinbetriebe des Verarbeitenden Gewerbes. 



- 237 -

39. Strombilanz 1988 

Art der Angabe 

Bruttostromerzeugung 
1n 

öffentlichen Kraftwerken 
anderen Kraftwerken 11 

davon aus 
Wasserkraft 
Kernenergie 
übrige Wärmekraft 

Eigenverbrauch der Kraftwerke 

Verbrauch der Pumpspeicherwerke 

Strombezug aus anderen Bundesländern 2) 

Stromabgabe an andere Bundesländer 

Industrieeinspeisung 3) 

Gesamt - Stromverbrauch 

Netzverluste 

Nettostromverbrauch 
davon 

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe 4) 
Haushalte 
HandP.l und Gewerbe 
Verkehr 
öffentliche Einrichtungen 
Landwirtschaft 
sonstiger Verbrauch 5) 

Nur 
öffentliche 

Versorgung 

18410522 

18410522 
0 

869790 
12457410 

5083322 

1309227 

843612 

18070089 

5496576 

110648 

28941844 

905013 

28036831 

10666224 
8822139 
4585461 

863273 
2527524 
372657 
199553 

Gesamt
bilanz 

20508330 

18410522 
2097808 

875813 
12457410 

7175107 

1481165 

843612 

18821949 

5496576 

74448 

31583374 

905013 

30678361 

11305494 
8822139 
4585461 
1641761 
2527524 
372657 

1423325 

1) Kraftwerke der Industrie, des Bergbaus und der Deutschen Bundesbahn. 
2) Einschließlich Strombezug aus der DDR 
3) Einschließlich Strom aus Blockheizkraftwerken und kleinen Wasserkräften. 
4) In der Gesamtbilanz nur Betriebe mit im allgemeinen 20 und mehr 

Beschäftigten. 
5) Einschließlich statistischer Differenzen und in der Gesamtbilanz 

einschließlich Y.leinbetriebe des Verarbeitenden Gewerbes. 
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GrDß-Uerau 

8 HoclitäUtJUSki'CÜ,. 

9 />1a.ln-KlnZlg-Kreis 

I 0 l·ßin- Taunu:o- Kr•ei :s 

i 1 O:ienwaldkrel.s 

12 Ofi"enbach 

13 RneHJgau-Tatmus-Kr·eis 

14 1-letterauKreis 

1 5 Reg. -Bez. Dannstadt 

16 Gießen 

1? Lahn-Dill-Kreis 

18 Limburg-1-.'eil burg 

19 Narburg-Biedenkopf 

20 Vogelsbergkreis 

21 Reg. -Bez. Gießen 

22 Kassel, St. 

23 F'ulda 

24 Hersfela-Rotenburg 

25 Kassel 

26 Sch',.,ralm-E:der-Kreis 

27 1-.'aldeck-Frankenberg 

28 \>,1el'ra-l·leißner-Kreis 

29 Reg. -Bez. Kassel 

30 Lcmd Hessen 

lDb

geo;amt 

12J 8Ti 

133 096 

118 232 

1/j 6T.:: '/67 

282 073 

36 

3 517 86? 

19 Jj 2 

32 773 

511 113 

21 580 815 

11 854 

]lj 749 

913 

'( 330 

3 706 

38 552 

122 300 

329 190 

127 271 

818 277 

519 401 

111 19'' 

2 482 947 

24 102 314 

238 

davuu iL 

öffentl. 
Kraft
\W!"Ker. 

4J') 688 

82 2'{8 

496 647 

20 206 733 

90 

5 126 

536 

164 

997 

6 913 

2 937 

25 500 

798 826 

467 103 

103 

1 747 793 

21 961 439 

lndustrit~

KI·art

v.·c r•ken ~ ) 

50 818 

118 2Jl 

13 210 

74 

282 073 

36 

21 2?4 

19 312 

1 i 254 

14 466 

1 3'(4 082 

11 76i~ 

9 623 

377 

7 166 

2 709 

J 1 639 

119 363 

329 190 

101 771 

19 451 

52 298 

106 '-191 

735 154 

2 140 875 

40 · C!urrce:'L.cug:u:oc; U~ic~ 0tt·u:CJ/•_c;·[)r':-oULf: 

l\asser·

Kraft 

23 067 

40 376 

36 

20 968 

1 420 

3 454 

137 984 

5 347 

11 578 

913 

4 222 

870 

23 930 

689 

526 

6 113 

33 554 

8 310 

469 ?22 

6 985 

526 899 

688 813 

~~ Ke!"n-

"""''8'" 

i 

14 619 213 

14 619 213 

14 619 213 

- 1 :.;D:..' 

liClr"ifE' 
\·i2nw·-

2 12U 934 

110 029 

1lb 23-'.' 

u 178 

74 

282 073 

3 496 897 

n sgz 
32 Tf3 

6 823 618 

6 ':>07 

J ; '(1 

3 1 OB 

836 

14 622 

120 "('{4 

323 077 

93 717 

809 967 

49 679 

104 209 

1 956 048 

1) Einschl. Erzeugung in BundesbahnkraftHerken, Blockheizkraft"./erken und kleinen r:asserkräften. - 2) Einsch:'... Ver-~rauct". 
4) Einschl. Eigenverbrauch der Industriekraftwerke und einschl. der Einheiten, die in de!"' Energiebilanz dem UmHandlungs-
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8 ](i<.; 
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211 ZOG 
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43 088 
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2<, 
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87 
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SLt·vmau:o-

tiwoct; 
:o;äldü 3) 

L, 32( ",'02 

37C 921 

-12 736 313 

1 113 759 

1 386 1;73 

77') 410 

- 1 855 575 

736 363 

4SO S64 

187 788 

635 275 

470 665 

833 402 

978 i 32 

317 643 

558 487 

950 610 

395 561 

:_, 200 433 

378 175 

798 196 

675 766 

927 455 

102 310 

756 160 

414 823 

3 848 265 

lfl:S

gesamt 

598 103 

489 1 ':i:i 

992 169 

l 113 833 

1 668 546 

775 41J6 

1 451 090 

736 363 

'•69 876 

1 209 401 

635 275 

938 690 

989 986 

332 392 

559 376 

957 940 

399 267 

I; 238 961 

797 576 

920 496 

1 004 956 

1 054 726 

650 436 

751 926 

525 930 

5 706 046 

29 353 269 

Cäi'cJrJ ter 
f\ir 

Helz-

1 00 865 

26 ~62 

59 200 

138 566 

193 171 

101 304 

54 795 

101 795 

67 805 

76 8Y4 

78 679 

101 ':i'/5 

63 069 

1 229 4M 

89 992. 

f31 485 

72 6Y9 

82 863 

28 924 

355 919 

40 457 

43 830 

43 410 

96 204 

81 680 

386 397 

971 772 

239 

unC 
Verarbel

Lcndes 
Gew~,-r·tJe 

2 92? 839 

262 622 

572 416 

213 516 

2l!3 459 

039 292 

1 1;5 847 

486 664 

101; 832 

162 356 

238 735 

124 845 

222 364 

7 024 066 

235 592 

689 990 

102 558 

321 036 

78 947 

212 609 

393 677 

610 638 

478 960 

135 352 

294 387 

223 977 

2 349 600 

·r 0 801 793 

aavo:. Hf. 

~)'/ 937 

818 298 

18 653 

39 262 

4'( 662 

JZ ns 
48 432 

19 886 

36 445 

20 013 

14 015 

33 155 

3? 12'( 

45 058 

268 718 

42, 901 

c,;, 54; 

39 816 

'·0 437 

32 740 

226 435 

53 041 

54 165 

56 601 

35 460 

49 141 

37 753 

28 686 

314 847 

810 000 

:w::.vate 
Ho·J:;nal te 

26·, JSJ 

802 663 

163 l,gt, 

384 ~69 

460 96'( 

560 284 

]li2 987 

')07 793 

350 633 

186 680 

45 7 1 05 

320 004 

357 278 

5 597 727 

365 33' 

255 479 

327 801 

156 523 

461 574 

260 241 

228 551 

188 234 

370 250 

308 951 

219 529 

166 416 

1 742 072 

Hdncicl, ~_;.c..,_ 

\•Jl''"lV::, ÖJ'- LfC:. 
fent.llcilt: Nr. 

t::1nncntg. 
ub r·. Ver
l'rauctwt 

361 681 

l 821 203 

153 332 

492 906 

270 024 

277 315 6 

168 907 7 

266 726 8 

420 188 9 

260 885 10 

106 825 11 

450 406 12 

153 zoo i3 

313 990 14 

5 517 747 15 

337 162 1 s 

158 523 18 

268 666 19 

131 057 20 

1 122 829 21 

271 685 22 

244 103 23 

149 483 24 

170 056 25 

156 992 26 

200 257 27 

106 851 28 

299 427 29 

7 940 003 30 

der Purnpspeicher,."erke. - 3) Der Saldo ist. noch u:n die Netzverluste des hessischen Versorgungsnetzes zu erhöhen. -
bereich zugeordn~L sind. 
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t;r'. 
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s 
6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

" 
15 

16 

17 

.,8 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

Kr0isfrei~ Stadt 
{SL, ) 

Landkreis 

Dannstaö t, SL. 

Frankfurt am H;lin, SL, 

Offenbach am Ha1n, St. 

\hesbaden, St. 

Bergstraße 

Darmstadt-Dieburg 

Groß-Gerau 

Hochtcunuskreis 

1·lain-Kinz ig-Kreis 

t-lain- Tau nu s- f( reis 

Odenwaldkreis 

Offenbach 

Rheingau-Taunus-Kreis 

Wetteraukreis 

Reg.-Bez. Darmstadt 

Gießen 

Lahn-Dill-Kreis 

Limburg-\olei_lburg 

l·larburg-2 iedenkopf 

Vogelsbergkreis 

Reg. -Bez. Gießen 

Kassel, St. 

Fulda 

Hersfeld-Rotenburg 

Kassel 

Schwalrr.-Eder-Kreis 

Waldeck-Frankenberg 

\-/erra-l·leißner-Krei s 

Reg.-Bez. Kassel 

30 Land H e s s e n 

240 

B"'u c_ tos L1"V~erzeugung 

lr,s
gesamt 

112,1, 

> 238,L, 

133,6 

126,3 

., 4 100,0 

o, 1 

279,0 

2 070,7 

23,7 

33,7 

475,5 

19 593,4 

13,9 

18,8 

1,1 

7,9 

4' 3 

46,0 

503,8 

127 J 3 

453,4 

227,9 

540,5 

749,4 

99,5 

2 701 J 7 

22341,2 

oavon c1us 

öffentl. 
K:sfl-
v1erv.en 

11< '6 

515,8 

85,1, 

11, 086,6 

2 050,9 

21 '1 

459,3 

18 233,7 

o, 1 

7,6 

0,5 

0,3 

1 ,3 

9,8 

495,5 

3,5 

218,0 

522,0 

693,5 

5,0 

1 937,5 

20 180,9 

Industne
kraft

werker, 1 l 

97,8 

722,6 

1,8,2 

126,2 

13 '4 

0,1 

279,0 

19,9 

23,7 

12,6 

16,2 

1 359,7 

13,7 

11 ,2 

0,7 

7,7 

3,0 

36,3 

8,3 

123,8 

453,4 

10,0 

18,5 

55,8 

94,6 

764,3 

2 160,3 

. 

V.rart energie 

62,6 

22,9 

42,8 "' 043 '7 

0,0 

24,0 

7,3 

5,7 

165,4 " 043 '7 

6,5 

15,3 

0,9 

5,2 

2' 1 

30,0 

o,o 

1,8 

6,5 

41 ,4 

10,4 

696,6 

6,1 

762,9 

958,3 14 043,7 

CW~"lgE 

\-:ärmc-
kraft 

112 '!, 

2 '7S ,2 

1 i c '7 

126,3 

1 J,l, 

o, 1 

279,0 

2 046' 7 

16,1, 

33,7 

469' 8 

5 384,3 

7,4 

3,5 

0,2 

2,8 

2,2 

16,0 

503,8 

125,5 

446,8 

186,5 

530,1 

52,7 

93,4 

1 938,9 

7 339,2 

1) Einschl. Erzeugung in Bundesbahnk:raftwerken, Blockheizkraftwerken und kleinen \.·lasserkräfter .. - 2) EiriSchl. Verbrauch 
/1) Einschl. Eigenverbrauch der Industriekraftwerke und einschl. der Einheiten, die in der Energiebilanz dem Umwandlungs-
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'dCI"KE"- 2 -, 

12:,,8 

: '' 

960,2 

123,1, 

1' ,6 

39,0 

1 267,2 

C,2 

0,2 

19,0 

33,7 

786,2 

G,C 

876,6 

2 143,& 

B!JC,E 

4it8,b 

383.9 

-12 107,f 

1 s: , 1 

368' 4 

803,2 

419,3 

772,0 

469,4 

309 '1 

646,9 

547 '1 

75'i '9 

007,0 

1 359' 4 

56i, 'i 

999,1 

420,2 

4 3<';9 ,8 

372,6 

827,9 

605,2 

873,7 

160,4 

811; ,3 

459,9 

4 114 '1 

10 218,7 

::.r:s-
gesamt 

97f-' ~ 
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51C,2 
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15'1 '1 
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803,2 

528,0 

772,0 
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20 081 '1 
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5 939,2 

30 416' 1 

Heiz
z~-.•ecke 
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29 '1 
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79,5 

98,3 
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92,6 

52,4 

36,8 
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2 105,0 
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GeHeruc 
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S27 ,? 
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041 ,6 
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497,0 

109 '7 
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257,9 

129,L. 

232,3 

7 113,0 

242' 4 
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340,4 
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221 ,2 

407,9 
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ll82,4 
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237,2 
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56,2 
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18,1 

38,3 

31 '9 

56,4 

19,3 

35,4 

19 ,o 
13,6 
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1 1 15 '4 
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62,6 
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39,6 

31 ,8 
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52,9 

53,7 

35,3 

48,5 

36,7 

28,2 

p·~\'3t..: 

fiausna~ te 

2G2,!... 

814,7 

165,0 

387' 1 

472 '7 

584,4 

421 ,6 

3<.7 ,3 

538,4 

356,6 

193' 1 

507,2 

320,5 

370,9 

..- 741 '9 

382,0 

36L.,O 

260,7 

340,5 

165,9 

' 513,2 

26CJ, 5 

238,9 

198,7 

377,5 

323,3 

226,6 

171 ,2 

1 796,6 

9 051.7 

Lnncntg. 
U:;;, Ver-
::-ra:..:cner 

37t·,4 

2 1 t,g' 0 

lßL,' 3 

51<'.' 5 

294,7 

279,8 

127,8 

288,9 

457,3 

286,8 

117,2 

533,9 

163,8 

336,7 

6 110,8 

348,6 

247,5 

161 '1 

286,6 

146,9 

1 190,8 

304,8 

255,5 

149,3 

187,5 

159,2 

212,6 

122,8 

1 391 ,8 

8 693.3 

der PumpspeicherHerke. - Jl Der Saldo ist noch um die Netzverluste des hessischen Verscrgungsnetz>:>~ zu e!"1~b:1er.. -
bereich zugeordnet sind. 
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Kernenergie 44,9% 

Steinkohle einschL 
Mischfeuerung 22,2% 

Engpaßleistungen am 31. 12. 1988 

Laufwasser 0,6% 
Braunkohle 3,5% 

Erdgas 15,9% 

Sonstiges 1 ,8% 

Speicher und 
Pumpspeicher 11% 
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0 

1 s 
8 

9 

12 

10 

9 

8 

8 

0 

8 

9 

11 

12 

19 

;v'-

19E 

1977 

1978 

1979 

1980 

·,gß1 

~ 982 

1983 

1984 

'986 

~ 987 

1988 

1 97(' 

1972 

197L. 

i 97t 

1978 

1979 

1980 

198i 

i982 

~ 983 

1984 

1985 

'986 

1987 

1988 



Tagesganglinien der Netzbelastung 1970, 1975, 1980, 1985 und 1988 

MW Winter 1) 
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1) Dritter Mittwoch des Monats mit dem Höchstwert 2) Dritter Mittwoch des Monats mit dem niedrigsten Wer+.. 
--------- ----- _________________ ., ___ " __ --------- -· 

1985 

1980 
1975 
1988 
1970 

j 

N ..,. 
00 



1950 

1955 

1960 

1 9C3 

196<. 

1965 

1966 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1976 

1980 

'981 

1982 

1983 

1984 

1985 

i986 

1987 

1988 

Eeschiift.i['V 
1 

J 

.:.nsgesamt ; Ca runter iH'Lei ter 

hnzar,~ 

10 223 

1 (, 341 

10 735 

~1 190 

10 882 

10 880 

10 933 

10 680 

10 786 

11 071 

• 1 585 

11 630 

11 675 

11 719 

11 925 

12 023 

12 059 

11 990 

11 979 

11 884 

11 842 

~1 687 

11 698 

11 476 

5 osc 

836 

6 06~ 

G 039 

6 231?, 

6 367 

6 650 

6 455 

6 462 

6 490 

6 483 

6 182 

6217 

6 325 

6 46/; 

6 609 

6 523 

6 1,]8 

6 355 

6 342 

6 348 

[ 222 

6 146 

6 085 

5 972 

5 897 

5 751 

5 729 

5 570 

1 l Jeweil::: ar.J _1,. '<=:· eines Jahres. 

249 

;,, r·oe:-; ters t.undet~ Bruttolöhne r.rut t.ogt r.c~ te" 

'ooc 

1? 340 '7 30: 

2'.: 788 

1 ,., 20[. "_:. 997 

12 359 YS SOL; 41, 626 

'3 579 55 082 ug 201 

13 626 63 768 3'' 007 

14 066 68 609 61 094 

i 3 285 70 994 66 454 

12 864 73 123 68 037 

13 069 78 442 7Y 643 

13 339 86 552 72 766 

12 705 93 566 88 927 

12 192 106 807 103 595 

12 508 "118 80~ 115 869 

12 520 1 34 006 132 163 

12 761 157 429 152 48' 

12 216 168 41d 165 280 

180 227 179 154 

11 125 190 470 190 89C 

10 837 199 420 199 i;l 0 

209 030 21 f 970 

1 G 46" 216 904 250 53] 

10 312 226 692 263 129 

10 267 232 794 273 090 

iO 221 235 844 282 940 

10 004 234 372 293 695 

9 674 240 295 305 196 

245 213 312 589 

9 373 247 808 325 925 

9 272 249 958 33i 317 



t.E. 

')i 

; 9'1: 

'C)"l i. 

'976 

·,qn 

197& 

1979 

1980 

1981 

1982 

198.:::· 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

k c r-.- unc: 

OJ? 

' 

L, ·J7 3 

391 

4 Y91 

6 046 

6 173 

6 368 

6 L,7 9 

[; 585 

6 720 

6 75i· 

71 

163 

? 41 =:. 

? 548 

2 591< 

2 726 

2 774 

2 87Y 

3 617 

' 689 
3 77C 

3 880 

3 986 

/__, 122 

1) Stand jeweils Ende aes Jahres. 

OucLe: VDE\-i - Statistik 

722 

722 

766 

766 

76C 

808 

808 

809 

809 

809 

1 Y77 

485 

lt69 

1.;70 

73"}; 

717 

808 

808 

808 

952 

999 

129 

1 129 

129 

129 

1 129 

250 

397 

3D~ 

1 ~ 293 

11 i 16 

'' 039 
11 102 

j(: 891 

1(: 506 

1 [: ft22 

1 c 289 

1 c 150 

51.;3 

?97 

236 

22E 

22f 

223 

21.;0 

237 

236 

241 

236 

228 

258 

261 

261 

259 

267 

;o ?9'"· 

. ' 1.08 

'' 150 

11 086 

11 057 

10 875 

10 803 

10 874 

10 633 

j(: 21.;5 

10 161 

10 030 

9 883 

f_/ -. 

, ., 259 

1·.' os; 
I~' 7 /_; 5 

16 627 

16 092 

15 119 

1 L, 670 

503 

13 055 

12 54L. 

85'? 

309 

10 618 

2) Bis einsctü. 1981 ohne Hoch- und Höchstspannungsleitungen des R'tlE, 

47. Kabe.:. in der öffentllchen Stromversorgung 1970 bis 1988 nach Nennspannunger. ir. km 

·.I 
Janr · 

'970 

'?71 

. 973 

:g?4 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Hoct1- unc 
Höchs L-

spannungs-
kaoe} 

120 

15i 

164 

175 

i77 

187 

187 

190 

190 

207 

2i2 

206 

213 

213 

221 

2i 

ins-
gesamt 

10 01/i 

10 656 

10 953 

11 709 

12 298 

12 853 

13 329 

1-4 008 

1-4 36Y 

1-4 858 

15 305 

15 733 

16 13-4 

16 442 

16 776 

17 098 

17 173 

17 463 

17 515 

I 
I ' - 9 

383 

J59 

?58 

349 

343 

324 

313 

277 

278 

244 

241 

224 

121 

109 

85 

79 

66 

52 

l·li ttelspannungskabel 

kV [10 - 19 

3 258 

3 274 

2 596 

2 682 

2 761 

2 837 

2 897 

2 883 

2 9fl8 

2 988 

3 009 

3 068 

3 109 

3 107 

3 117 

3 20::< 

2 906 

2 915 

2 918 

kV !2c 

davon 

- 29 kV jJo 

6 092 

6 /1.2 

8 407 

8 909 

9 393 

9 821 

i 0 527 

10 848 

:I 294 

11 7t.8 

12 119 

12 497 

12 910 

13 244 

13 503 

13 886 

14 180 

i I, 242 

- 49 

208 

209 

210 

213 

214 

213 

220 

221 

223 

223 

229 

229 

229 

229 

231 

232 

233 

233 

231 

kV [so - 60 

65 

67 

67 

64 

68 

75 

75 

76 

75 

75 

75 

75 

69 

69 

72 

k'/j 

Nieder-
spa:1nungs-

kabe~ 

2. 637 

26 517 

24 45;· 

25 253 

28 161 

29 995 

31 504 

36 920 

36 985 

44 018 

46 644 

t.g 334 

4E 345 

50::: 436 

53 785 

:_:5 5os 

i ) S t3nd j '2-·,.:ei l s EndE des clahres. - 2) Bis c i r.schl , 1981 c-hn"· Hoch- unC Höchs tspannungskabe~ dec :::n·IE. 

Cl"' 

Fre; 2 c: LU!I/;C 

30 21t8 

J.:; 46(' 

3C '-'92 

21j 807 

32 52: 

32 255 

32 293 

31 716 

30 726 

31 755 

3C 778 

30 314 

29 529 

28 866 

28 3·,s 

27 522 

Gesamtlänge 
der 

l< abel 

.J I 752 

]t, 508 

37 607 

36 308 

17 702 

4: 173 

'3 499 

45 689 

51 471 

5L, 030 

57 699 

59 94i 

61 836 

63 298 

66 316 

65 656 

67 822 

69 469 

7} 238 



2 51 

48. Le~:triz~t-6.':-.s-versorg:ungscJr.tern<c-r~~er nc~ct- ae:· S:_r·mr,a~.e;:.:,oE 
cm ness ~sc r'c- V.unaer, I ggf) 

JC. 1J ~ rso r'gungsun tc rnc h~er; 

El ek t n zi ta ts-.t.G r·:1 t te!. aeut:o.c Ii land 

Sta:::tvwrv.F FranKfLwt am Hc..lr, 

f-:r~SS1SUn:: Elektr.i:ciUlts-hG Darrns-tact 

RneHliscr,-il'estf2lisches-Elekl' i:t.i tätswr2rk AG 

5 1·\air.-Kr·aft',.,rerke AG 

6 Oberhessisctw Versorgungsbetriebe AG Fnedberg 

7 Energieversorgung Offenbaef; AG Offenbacr, am 1·\ain 

8 Stadtwerke i·,'iesbaden AG 1-.'iesbaden 

9 Übe· landwerk Fuldc AG Fulda 

10 Überlandwerk Groß-Gerau GrobE Groß-Gerau 

11 Städtische b;erke AG Kassel Kasse:i 

·, 2 Stadtv:erkc Gießen Gießer, 

1] Lahmeyer AG, Elektrizitäts1-:erk Bad Hornburg v. d. Hölle 

11., VV..' Kraftwerk Saunatal Wolfsburg 

1S Stadtwerke Hanau GmbH Hanau 

16 Verbandseleklrizi tätswerk \·,'aldeck Korbach 

17 Elektrizitä~swerk Rheinhessen AG Worms 

18 Stadtwerke l~a1nz AG r~ainz 

19 Rheingau Elektrizitätsv:erke GmbH EltvEle 

20 Preußen Elektra AG Hannover 

21 Kreis~o.•erke Gelnhausen GmbH Gelnnausen 

22 Stadl\~erke Harburg l·larburg 

23 SladL~>.'er-ke t~E:u-lsenburg Neu-Isenburg 

2Ä Staatwerke Eschwege Esch·wege 

2? Gruppen Gas- und Elektrizitatswerk Bergstraße AG Sensheim 

26 Stadtwerke \.Jetzlar' \.Jezllar 

27 Stadtwerke Viernheim Viernheiro 

28 Stadtwerke Bad Hersfeld Bad Hersfel c 

29 Stadtwerke Gelnhausen Gelnhausen 

30 Stadtwerke Langen GmbH Langen 

31 Energieversorgung Limburg Limburg 

32 Stadtwerke Dreieich GmbH Dreieich 

33 Stadtwerke Bad Nauheim Bad Nauheim 

]1, Stadtwerke Hühlheim am Hain GmbH I·Whlt1eim am f>lain 

35 Stadt~>.•erke Hitzenhausen Y.'i tzenhausen 

36 Stadtwerke Butzbach Butzbach 

:n Stad~werke Korbach GmbH Korbach 

Unrr.itttlb2~"~ 

Strorr,acgat>t ar, 
ne:oo.<:: occ tl-:: I', rr,ccr 

:r: t·i';·,'t 

l 661 12': 

' 7 97 172 

2 633 8'JC 

983 66':'· 

863 962 

151 SOl 

980 0')1 

919 732 

770 389 

756 276 

663 710 

521 1')'-< 

478 -~ ioS 

380 250 

354 22] 

352 16<. 

266 0t:.1 

199 ')05 

194 756 

192 307 

166 587 

1')3 10') 

139 64?.' 

12C 0')6 

115 141 

109 922 

83 255 

82 491 

77 492 

76 850 

74 089 

63 395 

58 93E 

53 678 

52 998 

i,(. 705 

"' 6t..Lo 



nr. 

"'.S 

-j~J 

~.,·, 

"2 

" 
" 
'5 

,,6 

'7 

,,8 

"9 

so 

51 

52 

53 

so 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61 

62 

63 

M 

65 

66 

67 

68 

252 

!.cc.c · 48. ~:: el-:: r i;- 1 ti;,tsverscio&ungsur;ttt'r,.::llmer. r,coc r. aer' St;'Ot:"Jatr::L"c 
ar, i,c-sslsc.hE f:unoer, 198~ 

StadtviE:T><c- F"r';H,ker.be r'b Fr'c;r:~enberg 

Stadt\-1erke L01u V' r·t::a:_ r. Lau tcrb"'c r, 

StadtW·~n:• Sied,_;r·,kq·f B icc:enko;:;: 

Stadtwerk~ Grof:.-Gerau Groß-Gerau 

StadlYICTke Bebr-a BetH"G 

Überlandwerk lihön GmbH r>tellrichstaat 

Stadtwerke Fritzlar Fritzlar 

Stadtwerke Haiger Haiger 

Stadtwerke Herborn Herborn 

Stadtwerke Hünfeld GmbH HünfelC 

Stadtwerke Bad Ot•b Bad Orb 

StädtiSChE \·Jer·ke \·.'ol fnagen \~'olfhagen 

Stadtwerke Schlitz Schlitz 

Kraftstrom-Bezugsgenossenschaft Hornberg e.G. Hornberg (Efze l 

Stadtwerke Bad Soden-hllendot"f Bad Soden-f:..llendorf 

Gerne i ncle~o,rer'ke Großkratzenburg Großkrotzenbut'g 

Stadt•..1erkc Weilburg \1'eilburg 

Gemeindewerke Sinn Sinn 

Stadtwerke Gladenbach Gladenbacll 

Stadtwerke Braunfels Braunfels 

Stadtwerke Volkmarsen Volkmarsen 

Werra-11ühler,, Elekt!"lZi täts1-1erk ',·,'anfried 

Technische Hocnschul'::: Darmstadt Darmstadt 

Stadtwerke Bad Karlshafen Bad Kal'lshafer, 

Stadtwerke Heringen Heringen 

Elektrizitätswerk Rohmund Eschwege-Niederhone 

Badenh'erk AG Hiesloch 

Gemeindeh'erke Philippsthal Philippsthal 

Gemeindewerke ~:ildeck Vlildeck-Obersuhl 

Oberlandwerk Südthüringen Herlestlausen 

Gemeindewerke Flörsbachtal Flörsbachtal 

"' 4 

Ur:rr.. L :_~ __ l oa:·--:

S t r er~,;; "'ßaD-:: 'J. 

f1E~':'. S; !1•: 'A,d-21. 

~ r !·~:·,'I 

"G G'/C 

36 76: 

:r. 7]':' 

32 20'.' 

Ji 693 

28 391 

27 90o 

27 28o 

26 759 

24 S77 

23 530 

2'' 672 

21 262 

2'' 128 

18 893 

16 173 

1' 679 

1' «33 

jl. Jß:, 

12 632 

11 832 

·, c 991 

s ""E 

85? 

7 407 

5 872 

5 722 

5 503 

5 296 

3 228 

136 



·,.,'; l hclm- Leuoo.chner-Straße 

~~ordweststadt 

OffenDacL am l'lain 

Damstad t 

Heusenstamrr. 

1-ianau 

r:nssel - Lasse 

f<assel Süd 

Saunetal 

Staudinger I - III 

S<:audinger IV 

i·;assel - ihederzv·.'ehren 

Borken 

Wölfersheim 

3iblis 

Fulda 

Gießen 

t·larburg 

Eschwege 

Darmstadt 

V.'anfried 

3L-tzbac!; 

t...auteroacr, 

2 

253 

Engpaßlel:otung St.romerzcLigWJg 

brutto / flettc brutto / netto 

HeizkraftwcrkC:: 

. 52' sc. ·, ,,,, 'JC. 662 28<, (/)<, 811_ 

I, ''-' c i, ,oc OBCJ ; q 6T;_ 

,, , r,c, 4,?0 5 670 55? 

li,Q ,00 1 JJ, 00 i; 9Y 418 /,I<] 55Y 

56,60 53,60 155 470 i c.g 552 

?8,60 75, 1;0 57 180 50 1+62 

9,00 8,60 13 7 45 12 71.2 

88,00 82,00 238 535 212 3?5 

2,00 21 864 10 066 

J, 20 -1;:. 7"0 1] 65<, 

20,00 19,40 70 775 67 410 

20,00 72 Q12 72 o;2 

50,20 46,20 188 229 170 032 

Kra!'twerke 

840,00 795,00 1 '-'75 77" 360 560 

660,00 622,00 211 606 199 269 

70,00 6i;,00 i;Y2 109 

100,00 94,00 162 564 i; 12 730 

94,00 85,00 469 920 429 306 

so",oc 2 386,00 12 457 '10 ~ 1 569 292 

Dieselkraftwerke 

17,50 17,50 3 516 3 516 

0,96 0,96 110 110 

2,10 2,10 233 233 

1 ,60 1 ,50 '2 "0 

1 '10 1 '10 160 148 

2 2 

6 h 

66" ,,,, ~ 

82t\ L;7c. 

2Y2 22.' 

so; ?D9 

633 027 

67Y 854 

59 51.;7 

17 766 

1•55 763 

"26 269 

-, 09 183 

582 127 

408 427 

J 397 

St.elnkohle 

Dampfv8rsorgung h. Hf~\-.' 

Gutleutstraße u. HKi·.' 
Stadtrni tte 

Erdgas 
Heizöl 

Heizöl 

/·lüll 

Steinkohle 
Heizöl 
Erdgas 

Erdgas 

StcinkohJ e 

/>lüll 

Erdgas 

Müll 

Erdgas 

Erdgas 
Heizöl 

St.einkonle 
He i. zCl 

Er"dgas 
Heize_;_ 

Steinkohle 
Erdgas 
Heizöl 

Braunkohle 
Heizöl 

Braunkohle 
Heizöl 

Kernenergie 

Diesel 

Diesel 

Diesel 

Diesel 

Diesel 

Diesel 

Diesel 

Diesel 



Sngpaßle is t.ung 

V.r?.ftv:erke Brutto I Netto 

254 

Stromerzevgung 

F~rut to ! Netto 

Abgabf· 
von 

Fer'm-:3~'me Energiec1nsatz. 

S::lll1tz D.ieseJ 

Gießen, Ringallee und Viest 

f~ot'bach 

LimbL.wg 

Vieroheim 

\·ii tzenllausen 

Langen 

Neu-Isenbllrg 

Gladenbacr, 

Dreieicr, 

Kassel 

Übrige Blockheizkraftwerke 

Vlaldeck 

',·Jaldeck l1 

Hemfurtf:. 

Rehbachl·:erke I - V 

0 rtenberg-Liss be rg 

Affoldern/Edet' 

Ke::ose l stad t/Hain 

Hahnhausen/F'ulda 

Offenbach/t1ain 

Wülmersen, Lippoldsberg/Weser 

Borken-Singlis 

Staustufe Eddersheim und Griesheim 

Neckarsteinach/Neckar 

Hirschhorn/Neckar 

Eschwege; Schabe, ll 
Schloßmühle, Riedmühle 

Limburg/Lahn 1 ) 

Fritzlar/Eder1 ) 

Wanfried/Werra-Nühlen; l 

11.0,0 

<.<.O,O 

31 ,8 

J, i 

1 ,5 

2,5 

4,8 

4,0 

4' 1 

11,0 

2,1 

3,7 

0,88 

o, 12 

0,53 

0,60 

1 377 

Blockbei zk t'aftwerkc 

Wasserkraftwerke 

140,0 '15 204 

440,0 620 448 

31,8 36 328 

3' 1 6 649 

1,5 3 029 

2,5 6 403 

"· 8 
24 71,5 

4' 0 21 647 

4,1 18 894 

] 578 

59 

10,? 38 449 

2,1 12 381 

J, 7 24 957 

0,88 982 

o, i2 514 

0,51 279 

0,60 2 160 

09:0: 

6 '•0": 

918 

139 

065 

528 

,, 599 

068 

717 

3 072 

697 

17 230 

<'6 204 

620 "8 

36 328 

6 649 

] 028 

6 403 

2' 71<5 

21 61,7 

18 894 

3 578 

59 

38 449 

12 369 

24 945 

977 

514 

279 

2 097 

36 331 

12 7 4 4 

979 

8 913 

3 456 

40 853 

9 058 

12 898 

4 963 

,, 982 

179 560 

Erdgas 

Erdgas 

Erdgas 

Erdgas 

Erdgas 

Erdgas 

Er'dgas 

Erdgas 

Erdgas 

Erdgas 

Klargas 

Pumpspeicher 

Pumpspeicher 

J 2!.:·ess pe ic her 

Jahresspeicher 

Pumpspeicher mit 
natdrl. Zufluß 

Laufv.'asser 

Laufwasser 

Laufvmsser 

Laufwasser 

Laufwasser 

Laufwasser 

Laufwasser 

Laufwasser 

Lauf~-.•asser 

Laufwasser 

Laufwasser 

Laufwasser 

Laufwasser 

1) Quelle: VDEW-Statistik; Kleinkraftwerke unter 1 HY.' werden in der amtlicher, Sta!:-istik nicht erfaßt. 



1 97(· 

197? 

1978 

1979 

1980 

1982 

1983 

198<'. 

1985 

1986 

1987 

1988 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1988 

Pergb.su und 
Ver'c;rbei ten
de.': Gewcroe 

9,3 

9'"' 

9,9 

10,1, 

1 i ,2 

12,5 

13 '5 

llj, 1 

14,2 

14,7 

15,0 

14,8 

0,0 

1 '1 

5,3 

5,1 

7,7 

11 ,6 

10,4 

2,2 

0, 7 

3,5 

2,0 

- 1 '3 

o, 7 

Verkehr 

1 0,5· 

10,8 

11 ,8 

11 '9 

12,1 

13,5 

15,0 

':5,2 

15,5 

15' 7 

15,7 

15' 4 

255 

Sr'2öse aus Stromabgabt- o.r, EnC\'ETbN;~cher 
(vnnE- Ur.-::;c,t',:c;teuer• uno {;u;;g:_e~chscLe;c~t~ 

Einr:ich
tungen 

14,8 

14,6 

15,1 

14,8 

15,0 

17,0 

19,3 

'; 8, 8 

19,6 

19' 9 

19,9 

19,8 

Landwirt- Handel unc: 
sci-,e:f:_ Gev.'er-be 

15' 7 20,8 

15' 8 20,7 

1 s' 9 2~ '2 

16,1 21 ,8 

17,2 22,3 

19,1 23,9 

20,8 25,6 

21,2 26,5 

21 ,3 26,3 

21 '9 26,t. 

22,1 26,6 

22,2 26,9 

21 ,9 26,8 

Haue.-

i 5,3 

15,5 

15,6 

16,11 

18,1 

19' 5 

20,1 

2C,C 

20,2 

20,6 

20,7 

2~ '2 

bl Zu- bzw. Abnahme (-) gegenüber dem Vorjahr in % 

7.1 6,5 - 0,6 3,5 1. 3 

2,9 1. 4 0,6 - 0,5 - 0,6 

9,3 3,4 0,6 2,4 1. 3 

0,8 2,0 1,3 2,8 0,6 

1. 7 :,4 6,8 2,3 5, l 

11,6 13,3 1! ,o 7,2 1 O,it 

7,4 8,2 8,9 7,1 7,7 

3,4 4,9 1,9 3,:0 3,1 

1,3 - 2,6 0,5 - 0,8 - 0,5 

2,0 4,3 2,8 0,4 1 ,0 

1 ,3 1,5 0,9 0,8 2,0 

0,5 1,1 0,5 

1 ,9 0,5 - 1 '4 - 0,11 

lns
gc:oa.:~. ~ 

; 3' c 

i3, 7 

iit, 1 

14. Jj 

15,1 

18,1 

18,7 

18,6 

19,0 

19' 4 

19,3 

19' 3 

1 ,5 

o, 7 

2,9 

2,. 

9,9 

9,0 

3,3 

- 0,5 

2,2 

2,1 

0,5 

S::;nder
vet"t-r8ge 

10,4 

10,5 

i 1 ,o 
. , c 
I' oJ 

12,1 

13,5 

14,8 

15,3 

15,8 

16,1 

16,0 

15,9 

2,0 

1 ,o 

4,8 

4,5 

5,2 

i1 ,6 

9,6 

3,4 

0,0 

3,3 

j '9 

- 0,6 

0,6 

verLr"agc 

1 i' 4 

17 '7 

i7,9 

18,5 

20,3 

21 ,8 

22,5 

22,5 

22,7 

23,1 

23,2 

23,6 

1 ,8 

0,0 

'' 7 

1 '1 

],:., 

3,2 

0,0 

0,9 

',8 

0,4 

1. 7 
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Allgemeine Tarifpreise nach ausgewählten Bezugsgrößen hesslscher Elektrizitätsversorgungsunternehmen (EVU) - Stand 01. 01. 1990 
- in Pf/kWh und in % des Landesdurchschnitts -

-------
Haushaltsbedarf Landwirtschaftlicher (Betriebs-)Bedarf 

- --
3 Räume 4 Räume 10 ha 20 ha 

Verbrauch/Monat Verbrauch/Monat Verbrauch/Monat Verbrauch/ 
EVU 100 kWh 250 kW~ 100 kWh 250 kWh 400 kW 125 kWh 250 kWh 500 kWh 250 KWh 500 kW 

---·· 
EAM Kassel Pf 29,95 23.22 31.85 23,98 21,04 30,68 24,04 20.22 28,84 2:! 12 21,21 

% 100,39 100,92 101,35 100,97 101,13 90,54 93,44 96.04 91,89 94,67 96.84 

MKW Ffm.-Hbchst Pf 30,95 23.58 32.05 24,22 21.29 35,00 26,44 21.22 33.00 25.22 22.15 
% 103,74 102,48 101,98 101,98 102.33 103,29 102.77 100.79 105.14 103.27 101.14 

StW Frankfurt Pf 28.80 21,86 30.40 22,74 19,65 31,98 24,22 19,36 30.34 23.16 20,27 
% 96.54 95,00 96,73 95,75 94,45 94.38 94,14 91.95 96,67 94.84 92,55 

HEAG Darmstadt Pf 29,30 23,16 30.30 23,80 20.88 45,04 1) 32.02 25.40 38.62 28.81 25.54 
% 98,21 100,65 96.41 100,21 100,36 132,92 124.46 120.64 123,05 1 17,97 116,61 

EV Offenbach/Main Pf 30.80 23.08 32,10 23,64 20.70 39.36 28,68 22.58 35.08 26.54 22,99 
% 103.24 100,31 102.14 99,54 99.50 116.16 111,47 107.25 111,77 108,68 104.97 

OVAG Friedberg Pt 29,95 23.22 31,85 23,98 21,04 30,68 24.04 20,22 28,84 23.12 21.21 
% 100.39 100,92 101.35 100,97 101.13 90.54 93,44 96,04 91.89 94,67 96,84 

StW Wiesbaden Pt 30.60 22.86 31,65 23,70 20.63 35,30 26.68 21,09 33.30 25.49 22.16 
% 102,57 99.35 100,71 99,79 99,16 104,18 103.70 100.17 106.10 104 38 101.18 

ÜWAG Fulda Pt 30,05 23.32 32,00 24.10 21.13 41.50 1 ) 29.50 23.50 35 so 2G ~0 ~3 ~0 
% 100,73 101.35 101.82 101.48 101.56 122.48 114,66 111.62 113.11 108 51 107 30 

Überlandw_ Groß-Gerau Pt 27,45 20.64 28,45 21.44 18,69 32.30 24.14 19.12 30.70 2J 1~ 20.11 
l\'o 92,01 89,70 90,53 90.28 89,84 95.33 93.83 90,81 97.82 B·> G 91_az I 

Städt. Werke Kassel Pf 30.20 23,98 31.75 24,60 21.64 30,58 24.54 20.72 28.7-~ 23 62 21.85 
o,o 101,23 104,22 101,03 103,58 104,02 90.25 95.38 98.41 91 ~7 96,7'.2 99 7/ 

StW G1eßen Pt 30.05 23.32 32.00 24.10 21.13 30.78 24,1 ... 20 32 28.94 23.22 21.31 
% 100,73 101.35! 101,82 101.48 101.56 90.84 93.83 96.51 92.21 95,08 97 30 

VEW Korbach Pt 30.05 23.32 32,00 24,10 21.13 32.10 24.80 20.80 30 80 24 15 21.93 
O/o 100,73 101.35 101.82 101.48 101.56 94.73 96.39 98.79 98 1·: 98 89 100.13 

StW Hanau Pt 29,80 23.22 31,60 23.94 21,05 30.78 2-1.14 20.32 28.9·1 2J.22 21.31 
l\'o 99.89 100.92 100,55 100,80 101.18 90.84 93.83 96.51 I 92.21 95.08 97.30 

KW Gelnhausen Pf 30,05 23,32 32,00 24.10 21.13 31,82 24,66 20.80 30,46 23.98 21.82 
O.'o 100,73 101.35 101.82 101.48 001.56 93.91 95.85 98.79 97.05 98.20 99.63 

StW Wetz!ar Pf 29.50 23.04 31.40 23.80 20.94 30.36 23.88 20,14 2868 23.0·1 21.16 
0,(1 98.88 100,13 99,92 100.21 100.65 89.60 92,82 95.66 91.38 9-~.35 96.62 

- --- --·-- -- ------- t----" --"--"-- - " --- c·- --" "-
Preise im LandesdurchschntU I 01.01.1989 in P!/kWh 29.83 23,01 31,43 23,75 20,80 33,88 25,73 21.05 31.39 2·1..12 21 :,o I 

Zunahme m % gegen Voqahr 0.00 0.00 0,00 0.00 0.00 0.00 0.00 0.00 I 0.00 0.00 0.00 i 
-----·---------------- -------- _____ " _____ -· ------- ------ - -

Gewrblicher, beruflicher und sonstiger Bedarf 
------ ---------·· 

Kraftanlagen 6kW 
·-----

Verbrauch/Monat Verbrauch/Monat 
150 kWh 400 kWh 600 kWh 1000 kWh2400 kVVh 

---------~----.---

37.47 24,93 32.47 26.44 21.17 

98,90 98.61 96,81 97.02 97.55 

39,33 26,63 36,75 29.65 23.44 
103.80 105.34 109.57 108,80 108,02 

38,17 25.25 33,47 27,08 21,49 
100,74 99,88 99,79 99,37 99,03 

36.67 25.13 34,75 28.45 22.19 
96.78 99,40 103,61 104.40 102.25 

39.33 26,00 35.75 28,65 22,44 

103,80 102,85 106,59 105.13 103.41 

37.47 24.93 32.47 26,44 21.17 

98.90 98.61 96.81 97,02 97.55 

38.50 25.75 35.45 28.67 22.74 
101.61 101.86 105,69 105.21 104,79 

38.57 25.40 32,81 26.72 21,34 
101.80 100.47 98.00 98.05 98.34 

34.77 23.·18 32.98 26.63 21.07 
91.77 92.88 98.33 97.72 97,09 

37.57 25.65 32.57 26.94 22.02 
99.16 101_116 97. 11 98,86 101.47 

38.57 25.-10 32.87 26.72 21.3/, 
101.80 100.47 98.00 98.05 98.3·1 

38.57 2S .40 32.87 26.72 !1.34 
101.80 100.47 98.00 98.05 98.3·' 

37_57 25.03 32.57 26.54 21.27 
99 16 99 01 97_11 97.39 sa.o;: 

38.57 25AO 32,87 26.72 21.3·1 
101.80 :oo .. 17 98.00 98.05 98.34 

37.20 2·1./;l:l :12 ·~0 26.40 ? 1_1 s 
98.18 98 22 96.60 96.88 9/_46 

37.89 25.?8 :13_:,.; ?i' 25 21.70 
0.00 0.00 0.00 0 00 0,00 

I·''' •Ii•• U<• · 
'}Das FVU hat von d~;~r 1r1 § 5 Abs 6 STO El~;~j,.tr•zrtat t:tongo;Jra ... mtttn Moy!u;Me<t . ._,,nen Sere<tste11""9S,Ho•s !"' d''" H;,_,~, 
Gttbrauch g~;~mocht D<os..:. \!lOOitttrsct< cl .. dur~n wt<st~n!!rcn hoher(:n Du,Lhschnrt:stHe<sü g<O'g<)nuher d"n ;~wi<J··~p.Lilt'•"•" F 
vorbund<Jn sttm darf - los::;._,n dahur nur err>t;tn ,..,r,r Ot~drngtt>n Verglerch >u 

t~t'l'd,HI l)n(j d.L"<'Il<"ll .. ""'" ß,,, ~·JI;.)L•IL,HllJSI"L'I~ hn l],·n l,OI '"'" !~, Ii. I Ii ., I., >\ !1 .. ' <'t ·,to,·,t.Ltf i1• ,' l.J"••'I .'<'LL l><o.t•,•J Iot•,:·, ''' 

.,".,,,,.\,·,, r. ,. · "r,•rn .rl,. ,.,,, L•.it" ,,nnt• 1!.. 1 hp.!IT.Hl~J I<;: d"· ~,,.,,,,.,", ., >1.,1': .. ,. ,.,,".,.. "i'''·''lll ;.,, ""' ""'"'"' ll··'·'-~''''"1 

N 
'-" 

"' 
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Strompreise für Sonderabnehmer nach ausgewählten Bezugsgrößen hessischer Elektrizitätsversorgungsunternehmen (EVU) - Stand: 01.01.1990 
- in Pf/kWh und in % des Landesdurchschnitts -

EVU Strombezugsmenge in Mio kWh/Jahr 

0.125 0,160 0,250 l 0,500 0,625 0.7875 1 1,0 1,575 2.0 1 3,15 4,0 5.0 1 

Benutzungsdauer in h/Jahr 

1 1250 1600 2500 2000 2500 3150 r 2000 3150 4000 ! 3150 4000 5000 1 

Verrechnungsleistung in kW 

100 250 500 1000 

EAM Kassel Pf 29,21 27,57 22,40 24,42 21,89 19,58 23,83 19,28 17,25 18,68 16.80 15,35 
% 103,76 104,58 99,47 103,20 100,16 97,89 102,93 98,90 97,71 98,11 97,49 97,85 

MKW Ftm.·Höchst Pf 25,88 25,24 22,96 22,78 21,64 20,56 22,17 19,53 18,68 18,78 17,83 15,82 
Ofo 91,93 95,74 101,96 96,27 99,01 102,79 95,76 100,18 105,81 98,63 103,47 100,85 

StW Frankfurt Pf 28,76 25.52 21,07 23,09 21,07 19,01 21,98 18,31 16,42 17,96 16,14 14,77 
o;, 102,16 96,81 93,56 97,58 96,41 95,04 94.94 93,92 93.01 94,33 93,66 94,15 

HEAG, Darmstadt Pf 26,36 25,72 22,38 23,61 22,02 20,46 22,79 19,93 17.97 19,18 17,38 16,01 
o;, 93,63 97,56 99,38 99,77 100,75 102.29 98,44 102,23 101,79 100,74 100,86 102,06 

EV Ottenbach/Main Pf 26,61 25,98 23,55 23,41 22,18 21,09 22,78 20,02 19,20 19,25 18,30 16,35 
Ofo 94,52 98,55 104,58 98,93 101,49 105,4•l 98,40 102,69 108,76 101,10 106,20 104,22 

OVAG Friedberg Pf 27,57 26,27 22,46 23,83 21,83 19,99 23,55 19,81 17,34 19,24 16,73 15,21 
Ofo 97,93 99,65 99,74 100,70 99,88 99,94 101,72 101,61 98,22 101,05 97,09 96,96 

StW Wiesbaden Pf 26,78 26.02 23,98 23,31 22,12 20,66 22,64 19,86 17,90 19,47 17,61 15,97 
Ofo 95,12 98,70 106,49 98,51 101 ,21 103,29 97,79 101,87 101,39 102,26 102,19 101,80 

ÜWAG, Fulda PI 30,11 26,94 22,34 23,74 21,76 19,90 23,48 19.42 17,19 19.15 16.98 15,34 
Ofo 106,95 102,19 99,20 100,32 99,56 99,49 101,42 99,61 97,37 100,58 98,54 97,79 

ÜW Groß-Gerau Pf 26,79 26,17 23,71 23,47 22,20 21,07 22,78 19,97 18,73 19,19 17.98 16.55 
Ofo 95,16 99,27 105,29 99,18 101,58 105,34 98,40 102,43 106.09 100,79 104.34 105,50 

Städt.Werke Kassel Pf 30,62 29,32 24,11 25,60 23,57 20,46 24,70 20,04 18,13 20,04 17,88 16,43 
Ofo 108,76 111,22 107,06 108,18 107,85 102.29 106,69 102,79 102,70 105,25 103,76 104,73 

StW Gießen Pf 30,08 26,91 22,32 23,72 21,74 19,89 23,46 19,73 17,27 19,40 17,05 15,49 
OJo 106,85 102,08 99,11 100,24 99,47 99,44 101,34 101,20 97,82 101,89 98,94 98,74 

VE:# Korbach Pf 27,92 25,63 21,94 23,47 21,78 19,61 23,21 19,10 17,13 18,85 16,93 15,42 
Ofo 99,17 97,22 97,43 99,18 99,66 98,04 100,26 97,97 97,03 99,00 98,25 98,30 

StW Hanau Pf 28,36 25,36 21,08 23,02 21.05 19,02 23,00 19,00 17,01 18,99 17,00 15.52 
Ofo 100,74 96,20 93,61 97,28 96,32 95,09 99,35 97,46 96,35 99,74 98,65 98,93 

KW Gelnhausen Pf 28,03 25,21 21,09 23,06 21,09 19,15 23,06 19,15 17,34 18,74 17,07 15,73 
Ofo 99,56 95,63 93,65 97,45 96,50 95,74 99,61 98,23 98,22 98,42 99,06 100,27 

StW Wetzlar Pf 29,21 27,57 22.40 24,42 21,89 19,58 23,83 19,28 17,25 18,68 16,80 15,35 
Ofo 103,76 104,58 99,47 103,20 100,16 97,89 102,93 98,90 97,71 98,11 97,49 97,85 

Preise im Landesdurchschnitt 
01.01.1989 in Pf/kWh 28,15 26,36 22,52 19,04 17,23 15,69 16,55 15,08 13,81 23,66 21,86 20,00 
Zunahme in % geg. Vorjahr 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

16,0 20,0 

4000 5000 

4000 

16,19 14,78 
97,80 97,99 

16,78 14,84 
101,37 98,39 

15,58 14,32 
94,12 94,94 

15,85 14,62 
95,75 96,93 

17,31 15.45 
104,57 102,43 

15,87 14,53 
95,87 96,33 

16,42 14,83 
99,19 98,32 

0,00 0,00 
0,00 0,00 

17,08 15,71 
103,18 104,16 

17,88 16,43 
108,01 108.93 

16,36 14,85 
98,83 98,46 

16,17 14,77 
97,68 97,93 

17,00 15,52 
102,70 102,90 

17,07 15,73 
103,12 104,29 

16,19 14,78 
97,80 97,99 

23,15 19,50 
0,00 0,00 

25,2 

6300 

13,65 
98,85 

13,15 
95,23 

13,32 
96,46 

13,63 
98,70 

13,87 
100,•:!4 

13,47 
97,54 

13,22 
95,73 

0,00 
0,00 

14,08 
101,96 

15,26 
110,51 

13,64 
98,77 

13,63 
98,70 

14,34 
103,84 

14,42 
104,42 

13,65 
98,85 

17,65 
0,00 

N 
U1 

"' 



L.el=> Lung OtT Anlagen 

Llf!Ktnsche !:.rlgpaßlelstullg 

Hax. au::;koppelbar·c lr.'Srtuelei s tung 

br·enns toi'l'einsa tz der· Anlagen 

Steinkotlle 

Bnwnkohle 

Heizöl, schwer 

Heizöl, leicht einschl. Diesel 

Srdgas 

Sonstige Br·enns toffe 

Gesamter Brennstoffeinsatz 

Energieerzeugung der Anlagen 

Br·uttos tromerzeugung 

ausgekoppelte Wärmemenge 
davon genutzt als 

Prozeßwärme 

Heizwärme 

Gesamte Energieerzeugung 

258 

53. Bilanz oe1· f:raft.-Wärm~::-J-:o!Jplung 198C. 

11:::~ß

ein
h':' 1 t 

~~~ 

t·f~ 

1000 

Tj 

t 

1000 t-SKE 

1000 

Tj 

1000 t-SKE 

1000 t 

Tj 

1000 t-SKE 

1000 t 

Tj 

1000 t-SKE 

Hio. 3 
m 

Tj 

1000 t-SKE 

Tj 

1000 t-SKE 

Tj 

1000 t-SKE 

f{,-Jh 

Tj 

Tj 

Tj 

Tj 

JIUlC:lf:t!L 

ln::;gesamt 

ü<-:8,8 

J':J':J, 1 

669,7 

20 120,3 

686,6 

no,9 

3 089,8 

lOS,~ 

8'1 ,3 

3 551,2 

121,2 

6,9 

288,8 

9,9 

192,6 

42 939,5 

465,5 

533,8 

52,4 

71 523,4 

2 440,9 

3 636 834 

42 446,9 

26 563,9 

15 863,0 

55 539,6 

Anlagen des 
Bergbäus ur1c 

\/er·ar•bei lc:;JICkr. 
Gewer·be.':' 

::,02,2 

j 331 '3 

293,3 

8 884,0 

303,2 

170,9 

3 089,8 

105, ') 

70,? 

2 869,2 

97,9 

4,0 

164,6 

5,6 

029, ./ 

37 054,9 

264, '{ 

429,4 

48,8 

53 491 '9 

825,7 

2 oe5 ~64 

36 l?4,6 

26 583,9 

9 590,7 

43 681,6 

oavon 

Ju!lagen Cler 
öf'!"entl~cner, 

f;:!toklr'l/.1 t;-"~~'-

vc•r:ocr·gurJg 

:,c'b,f., 

3'(6,4 

":1 236,3 

383,4 

16,6 

682,0 

23,3 

2,9 

124' 2 

4,2 

1:,0,2 

' 448,3 

185,9 

17 490,8 

596,8 

507 894 

5 974,2 

5 974,2 

11 402;( 

HlocKr,"·lz
i<raf t:...:·_·r'Kio 

12' 1 

!,]6,] 

14,9 

10lJ,4 

3,6 

540,7 

18,4 

43 6'/6 

298,1 

298,1 

4':6,3 



Art der' J:.ngabe 

Leistung der hnlagen 

Slektr·ische Engpaßleistung 

Brennstoffeinsatz der {\nlagen 

Steinkohle 

Braunkotüe 

Heizöl, s::.:hwer· 

Helzö~, leicht e1nschl. Diesel 

tr·dga:s 

Sonstige Brenn::;tofft: 

Gesamte1· Brennstoffeinsatz 

Energieerzeugung der Anlagen 

Bruttos tr'Omerzeugung 

ausgekoppelte Wärmemenge 
davon genutzt als 

Prozeßwanne 

H~izwänue 

Gesamte Energieerzeugung 

/1af..-
eJn
hei~ 

1000 

Tj 

1000 t-SKE 

1000 

Tj 

1000 t-SKE 

1000 t 

Tj 

1000 t-SKE 

1000 

Tj 

1000 t-Sf.E 

Nio. 3 

" 
Tj 

1000 t-SKE 

TJ 

1000 t-SKE 

Tj 

1000 t-SKE 

i{klh 

TJ 

Tj 

Tj 

Tj 

3 

259 

f1rd arer. 
l!:sgc:o(illit 

'·~ ' 

3 30! ·" 

7<'19,5 

21 121, ,3 

771 ,2 

1?6,3 

2 616,5 

103,8 

66,9 

2 627,3 

94,9 

11 ,0 

L, 11 '4 

14,4 

Jr,z,J 

" 257,5 

6')0,8 

873, '( 

114,3 

"('J 909,7 

2 7?6,5 

599 069 

43 435,6 

27 168,9 

16 266,7 

56 :592,3 

{\nl ii.ger, de~ 
berguaus unC 

Vcr'.'l''t·c:< ~-er,cler. 
GNJe rbe." 

347,5 

9 110,5 

361 ,3 

1?6,3 

2 616,') 

103,8 

50,4 

952,1 

71 '9 

5,4 

174,6 

6,3 

102,6 

35 638,0 

356,7 

626,1 

3,5 

"1 117,8 

930,6 

1 945 966 

y, 954,1 

27 168,9 

'{ ?85,2 

41 959,6 

hnlaJ?er, aer 
Cffe~LJ Jener 

402 '0 

" Q1J,8 

Y09,9 

16,5 

6'(5' 2 

23,0 

5,6 

236,8 

E, 1 

228,6 

8 2i6,2 

280,3 

3 033,9 

103,5 

24 174,9 

824,8 

605 245 

8 162,0 

8 162,0 

n 940,9 

Flocknei7-

11,1 

t,Q:5' 3 

13,0 

213, 'f 

7 '"3 

617,0 

21) t 

47 858 

319,? 

319,'J 

491 ,8 



LE:lStGng oer Anl;"ger. 

Slcktrlscn(- EnbpcJ::l E-i stung 

I-lax. ausY.c;;pe l ~ 2:-E- 'r.';irmc l E- icot ung 

Brenns~offeinsatz ocr Anlager. 

Steinkohle 

Br,aunkollle 

Heizöl, schwer 

Heizöl, leicht Einschl. Diesel 

Erdgas 

Sons\:ige fsrenns toffe 

Gesamter Brennstoffeinsatz 

Energieerzeugung der Anlagen 

Bruttostromerzeugung 

ausgekoppelte Härmemenge 
davon genutzt als 

Prozeßwärme 

Heiz~<.•ärme 

Gesamte Energieerzeugung 

t1aß
E'ln
hei t 

I·H·; 

1·1~.· 

1000 

Tj 

1000 t-SKE 

1000 t 

~j 

1000 t-SKE 

1000 

Tj 

1000 t-SKE 

1QnQ 

Tj 

1000 t-SKE 

Hio. m 3 

Tj 

1000 t-SKE 

Tj 

1000 t-SKE 

Tj 

1000 t-SKE 

HWh 

Tj 

Tj 

Tj 

Tj 

260 

AnJ agu. 
1n~gesamt 

092.~ 

270,L. 

704,4 

21 122,1 

720,9 

143' 1.; 

2 572,9 

87,8 

36,4 

486, i 

50,7 

16,0 

675,5 

23,0 

233,0 

"" L161 ,8 

517,5 

6 732,8 

229,8 

77 051 '1 

2 629,7 

3 967 643 

42 898,2 

26 327 ,o 

16 571,2 

57 180, 'i 

f,:;lager; cies 
öeq~uaus un:J 

Vc raroe i tenaer_ 
GewertJ(OO: 

"60,f: 

27G, ,, 

294,7 

8 883,'-i 

303,2 

143,'-+ 

2 572,9 

87,8 

29,3 

194,9 

40,8 

8,6 

357,8 

12,2 

964,6 

3" 820,0 

188,4 

312,4 

44,8 

49 141 '3 

1 677,2 

1 926 918 

34 077,3 

26 327,0 

7 750,3 

" 013,2 

i".r.l CtgE.f: dC"!" 

(:.ff'Ecr,t l icner, 

63'1 ,L. 

409,7 

12 238,7 

417,? 

7' 1 

291 ,2 

9,9 

7,4 

317,7 

10,8 

259,7 

9 363,7 

319,6 

5 128,3 

175,0 

27 239,6 

933, 1 

2 002 291 

8 511' 1 

8 51 '1 1 1 

15 719,3 

&1-::c;:r:c-i.z-

8, 7 

276,1 

G 
~' ~ 

292,1 

10,0 

570,2 

19, ,·, 

38 43'-. 

309,8 

309,8 

't~8, 2 
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56. Anschl ußy.:ert , \·,'b.rmelcis t ung tKssisc:hE t' Fernwarmevc rsor·gungsuntc r'nenrnc r, 1 985 

im schluß-
1-Iil.rme-Engpaßleis t.ung 

wert davor. 1n 

cer ins-

I I 
Unternehmen Heizi<rOJft- HElZ- Frt'md-

Abnehmer gesamt 
werken WErken Dezug 

Hj/S 

Hessisches Staatsbad, Bad Nauheim 29,4 2<;,0 24,0 

Südness. Gas- end I-lasser AG, Darmstadt 58,3 73,6 7i ,t; 2,2 

Stadtwerke, Frankfurt om Hain 8i7,5 888,2 SLJ1 ,8 346, I, 

FHW Zieher·s Nord GmbH, Fulda 7,6 10,7 0,9 9,8 

Stadtwerke, Gießen 74,8 ~~ 5' 6 9,6 36,0 

Stadtwerke, Hanau 64, i 50,5 6,6 43,9 

Städtische Werke, Kassel 93,9 159,9 75,2 64,0 20,7 

Volkswagenwerk, Kassel 206,3 210,0 210,0 

Energieversorgung AG, Offenbach am Hain 241 '4 193,8 93,C 36,8 64,0 

Stadtwerke AG, Wiesbaden 54,4 57,8 57,8 

Zusammen 647,7 714' 1 937' 1 690,1 86,9 
übrige Unternehmen 585,3 

Insgesamt 2 233,0 

57 Netzeinspeisung und Streckenlänge hessischer Fernwärmeversorgungsunte"nehmen 1988 

Wärme-Netzeinspeisung Streckenlänge 

davon aus des 
ins-

I 
Verteilungs-

Unternehmen 
gesamt Heizkraft- J Heiz- Fremd- netzes 

werken werken bezug 

Tj km 

Hessisches Staatsbad, Bad Nauheim 202,0 202,0 9,9 

Südhess. Gas- und I-lasser AG, Darmstadt 424' 1 ~05,9 38,2 22,7 

Stadtwerke, Frankfurt am Hain 4 445,7 4 223,4 222,3 123,6 

FHI-.' Ziehers Nord GmbH, Fulda 46,7 22,4 24,3 5,0 

Stadtwerke, Gießen 240,1 91 ,2 148,9 7,6 

Stadtv.•erke, Hanau 268,4 115,4 15,30 15' 1 

Städtische Werke, Kassel 700,5 700,5 34,8 

Volkswagenwerk, Kassel 427,0 427,0 14,0 

Energieversorgung AG, Offenbach am Nain 158,1 590,6 81,1 486,4 66,7 

Stadtwerke AG, Wiesbaden 323,7 323,7 27,5 

Zusammen 9 236,3 7 170,5 54112 524,6 326,9 

Ubrige Unternehmen 805,7 906,5 423,8 24,3 

Insgesamt 11 042,0 8 077,0 2 965,0 548,9 

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Fernwärme E. V. , Hauptbel'icht der F'ernwänneversorgung 1987. 



Jahr 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

1983 

1984 

1985 

1986 

1987 
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58. 2:nvestltioner: Gt:!' Ur:tcrnenr:-..cr: in aer O:fn,tli:::hen EncrgH·veTsorgung '•97S bis 91 

ins-
gesamt 

653 049 

641 og.; 

816 050 

650 034 

652 290 

798 363 

808 703 

675 194 

636 244 

647 316 

61J7 961 

868 051 

893 057 

78 238 

115 934 

106 063 

116 180 

143 162 

183 749 

141 894 

148 740 

152 466 

'1 45 522 

175 159 

182 370 

186 387 

731 287 

757 028 

922 113 

766 214 

795 452 

982 112 

950 597 

823 934 

788 710 

792 838 

823 120 

1 050 421 

079 444 

Anlagen 
und 

lOS-
gc.~amt 

28 457 

29 299 

28 379 

21 498 

35 033 

33 518 

54 317 

19 640 

31 483 

34 630 

149 982 

148 237 

3 984 

3 301 

746 

617 

. 3 277 

2 759 

036 

330 

998 

1 226 

9 365 

7 506 

16 528 

32 441 

32 600 

48 688 

28 996 

24 775 

37 792 

34 554 

54 647 

21 638 

32 709 

43 995 

157 488 

164 765 

Bruttozugänge an Sachar.lagen in 1000 Dt1 

davon 

zur Et'zeugung 
Gewinnung 

darunter 
ilr.lager, Leitungs-

wn bz~-<. 
Maschinen u. 
maschinelle 

Speicherung Rohrnetz 

Anlagen 

Elektrizität~versorgung 

17 397 

20 009 

35 823 

21 218 

16 525 

24 59Y 

20 678 

37 376 

11 821 

28 035 

31 687 

130 909 

117 981 

2 581 

2 31Y 

321 

316 

2 495 

2 414 

472 

258 

1 023 

581 

7 332 

5 653 

12 960 

6 21.,0 

747 

2 612 

3 401 

2 137 

2 293 

4 093 

859 

5 570 

2 938 

832 

1 419 

2 115 

Gasversorgung 

2 960 

2 437 

2 081 

2 331 

655 

529 

009 

028 

164 

1 987 

3 742 

2 564 

2(;7 258 

289 1!+!., 

328 524 

279 276 

292 995 

351 515 

436 592 

286 374 

299 903 

331 327 

303 845 

37!., 2"15 

377 908 

60 232 

95 714 

82 300 

99 242 

118 399 

157 756 

116 745 

121 010 

i 30 017 

120 936 

"136 39!., 

143 736 

132 886 

Elektrizitäts- und Gasversorgung 

19 978 

22 323 

37 144 

21 534 

19 020 

27 008 

21 150 

37 634 

12 844 

28 616 

39 019 

136 562 

130 941 

9 200 

4 184 

4 693 

5 732 

3 792 

2 822 

5 102 

2 887 

6 734 

4 925 

314 

5 161 

4 679 

327 490 

384 858 

410 824 

378 518 

411 394 

509 271 

553 337 

407 384 

429 980 

452 263 

440 239 

517 951 

510 794 

Zälllcr 
und 

t-leß-
geräte 

23 986 

20 869 

19 188 

23 773 

21 552 

24 811 

22 630 

22 281 

23 846 

27 248 

20 528 

26 282 

29 546 

3 132 

2 652 

3 09C 

L+ 335 

6 093 

8 035 

3 572 

3 156 

3 403 

I, 261 

5 199 

6 510 

6 835 

27 118 

23 521 

22 278 

28 108 

27 645 

32 846 

26 202 

25 437 

27 249 

31 509 

25 727 

32 792 

36 381 

sonstige 
/mlagsn 

zur Fort-
leitung 

und Ver-
tdlung 

327 108 

300 035 

418 784 

315 205 

314 109 

384 711 

311 870 

310 363 

287 284 

254 320 

288 127 

316 154 

335 251 

7 930 

11 830 

16 846 

9 654 

13 738 

14 671 

19 531 

23 216 

15 824 

17 112 

23 720 

20 877 

27 573 

335 038 

311 865 

435 630 

324 859 

327 847 

399 382 

331 401 

333 579 

303 108 

271 432 

311 847 

337 031 

362 824 

lnVl:Sti-
tionen 

J€ 
Besciläf-
tigten 

w 
Dt-1 

34 329 

33 623 

·~2 777 

33 729 

33 628 

41 558 

41 480 

35 097 

33 209 

34 109 

34 615 

45 752 

47 057 

47 103 

64 876 

59 220 

60 385 

74 024 

87 583 

67 026 

64 924 

64 169 

63 188 

74 377 

73 182 

74 169 

35 355 

36 301 

44 188 

36 149 

37 291 

46 089 

43 983 

38 271 

36 625 

37 256 

39 059 

48 936 

50 228 
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4. ANLAGEN 
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4.1 Hessisches Energiegesetz 

Gesetz 
über die Förderung rationeller und umweltireundlicher Energienutzung in Hessen 

(Hessisches Energiegesetz)*) 

Vom 25. Mai 1990 

§ 1 
Ziele des Gesetzes 

( 1) Dieses Gesetz dient der Förderung 
der rationellen und umweltverträglichen 
Energienutzung im Land Hessen. Seine 
Maßnahmen leisten einen Beitrag zu 
einer gesamtwirtschaftlich preiswürdi
gen und sicheren Erzeugungund Ven•ren
dung von Energie. 

(2) Ein Rechtsanspruch auf Förderung 
besteht nicht. 

§ 2 
Rationelle Energienutzung 

in landeseigenen Gebäuden 
und Einrichtungen 

( 1) Bei der Errichtung, Erweiterung, 
Sanierung oder bei sonstigen für die Ener
gienutzungwesentlichen Veränderungen 
von Gebäuden, Einrichtungen und Anla· 
gen des Landes sind alle nach dem Stand 
der Technik möglichen Maßnahmen 
durchzuführen, die einen langfristig wirt
schaftlichen, sparsamen und umweltscho· 
nenden Einsatz nichterneuerbarer Pri· 
märenergleträger bei der Nutzung der 
Gebäude gewährleisten. Dabei ist auf ein 
Zusammenwirken aller für den Energie
verbrauch bedeutsamen Umstände sowie 
auf eine mögliche Nutzung erneuerbarer 

') GVBI.IJ 5tH 

Energien zu achten. Die sich hieraus erge
benden baulichen, technischen und be
trieblichen Anforderungen werden durch 
Richtlinien festgelegt. 

(2) Maßnahmen nach Abs. 1 soll ein 
Energiekonzept im Sinne des§ 7 Abs. 1 zu· 
grunde liegen. 

§ 3 

Rationelle Energienutzung 
in mit ö!!entlichen Mitteln geförderten 

Gebäuden und Einrichtungen 

Die Bewilligung öl!entlicher Mittel des 
Landes für Vorhaben im Sinne des § 2 
Abs. 1 Satz 1 von Stellen außerhalb der 
Landesverwaltung kann mit Nebenbe· 
stimmungen verbunden werden, die auf 
eine Erfüllung der Anforderungen des§ 2 
Abs. 1 auch für diese Vorhaben hinwir· 
ken. 

§ 4 
Förderung der rationellen 

Energienutzung im Wohnungsbestand 

Das Land fördert auf Antrag lnveslilio· 
nen im Wohnungsbestand, die den Ver· 
brauch Dichterneuerbarer Primärener
gieträger für Raumheizung und Warrn
wasserbereitung vermindern. 

4. 1 



§ 5 
Förderung von Energienutzungsanlagen 

( 1) Das Land fördert auf Antrag Inve
stitionen in Anlagen und Einrichtungen 
zur sparsamen und umweltverträglichen 
Energienutzung und zur Nutzung er
neuerbarer und vergleichbarer Energie
quellen. Die Förderung erfolgtdurch Inve
stitionszuschiisse. In geeigneten fällen 
kann die Förderung auch durch Gewäh
rung von Bürgschaften oder durch kredit
verbilligende Maßnahmen erfolgen. 

(2) Eine Förderung wird nur gewährt, 
wenn zu erwarten ist, daß die Anlagen be
sonderen, in einer Richtlinie festzulegen
den Umweltanforderungen genügen. 

(3) Geförderten Maßnahmen soll ein 
Energiekonzept im Sinne des§ 7 Abs. 1 zu· 
grunde liegen. 

§ 6 
Förderung von Energietechnologien 
Das Land fördert Forschung und Ent· 

wicklung sowie Pilot- und Demonstra
tion~anlagen im Energiebereich im Rah
men. eines Energie-Technologie-Program
mes. Gegenstand des Förderprogrammes 
sind Maßnahmen zur rationellen Energie
verwendung und zur Nutzung erneuer
barer Energiequellen. 

§ 7 
Förderung von Energiekonzepten 

( 1) Das Land fördert auf Antraf< durch 
Zuschüsse die Entwicklung und Aufstel· 
lung von Konzepten zur Energieeinspa
rung und für Alternativen zur Bereitstel
lung von Nutzenergie für Gebäude, son
stige Einrichtungen oder Anlagen sowie 
für einzelne Siedlungsgebiete (objekt· 
bezogene Energiekonzeple). 

(2) Gefördert werden können auch 
Energiekonzepte für ein Gemeinde
gebiet, ein Versorgungsgebiet oder das 
Gebiet eines Landkreises sowie für Teile 
dieser Gebiete (örtliche oder regionale 
Energiekonzepte), wenn diese Konzepte 
für die Umsetzung bestehender oder die 
Aufstellung künftiger objektbezogener 
Energiekonzepte oder aus anderen Grün
den sinnvoll sind. 

(3) Gefördert werden können Energie· 
konzepte von Gemeindea, Gemeinde
verbänden und von Unternehmen, die 
Energieversorgung betreiben oder auf
nehmen wollen. 

§ 8 
Energieberatung 

Das Land unterstützt die Beratung über 
Möglichkeiten zur rationellen ·und um
weltver!räglichen Energienutzung. Ein
richtungen und Maßnahmen zur Energie-
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beratung können auf Antrag durch Zu
schüsse gefördert werden. 

§ 9 
Energiebericht 

Die Landesregierung berichtet im Rah
men eines Energieberichts alle zwei Jahre 
über die energiewirtschaftliche Situation 
und über energiepolitisch wichtige Vor
gänge, insbesondere über die Maßnah
men zur Durchführung dieses Gesetzes 
und deren Ergebnisse. 

§ 10 
Richtlinien 

{ 1) Die weiteren Voraussetzungen für 
eine Förderung nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes, insbesondere die beson
deren Umweltanforderungen nach § 5 
Abs. 2 sowie die Anforderungen nach § 2 
Abs. 1 Satz 3 für Vorhaben nach §§ 2 
und 3, werden in Richtlinien festgelegt. 

(2) Die Richtlinien für Maßnahmen 
nach § 3, soweit der geförderte Woh
nungsbau betroffen ist, sowie Tür Maß
nahmen nach § 4 werden vom Ministeri
um des Innern im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Wirtschalt und Technik 
und dem Ministerium der Finanzen erlas
sen. Die Richtlinien für Maßnahmen und 
Vorhaben nachden §§ 5 bis 8 werden vom 
Ministerium für Wirtschaft und Technik 
im Einvernehmen mit dem Ministerium 
der Finanzen und dem Ministerium für 
Umwelt und Reaktorsicherheit, für Maß· 
nahmen und Vorhaben nach § 6 darüber 
hinaus im Einvernehmen mit dem Ministe
rium für Wissenschaft und Kunst erlas
sen. Die Richtlinien nach § 2 Abs. 1 Satz 3 
werden vom Ministerium für Wirtschaft 
und Technik im Einvernehmen mit dem 
Ministerium des Innern und dem Ministe
rium der Finanzen erlassen. 

(3) Das Energie-Technologie-Pro· 
gramm wird vom Ministerium für Wirt· 
schaftund Technik im Einvernehmen mit 
dem Ministerium für Wissenschaft und 
Kunst aufgestellt. 

(4) Die Richtlinien werden im Staats· 
anzeiger für das Land Hessen veröffent
licht. 

§ 11 
Aufhebung bisherigen Rechts 

Das Gesetz über sparsame, rationelle, 
sozial· und umweltverträgliche Energie· 
nutzung in Hessen (Energiespargesetz) 
vom3.Juli 1985(GVBl.IS.101) 1)wirdauf
gehoben. 

§ 12 
Inkralttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft. 

Die verfassungsmäßigen Rechte der Landesregierung sind gewahrt. 
Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Wiesbaden, den 25. Mai 1990 

Der Hessische 
Ministerpräsident 

Dr. Wallmann 
'I Hebt auf GVBl.ll56·4 

Der Hessische Minister 
für Wirtschalt und Technik 

Schmidt 
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Begründung zum Energiegesetz: 

A) Allgemeine Begründung 

1. Begründung für die Novellierung des Gesetzes 

Das Gesetz über sparsame, rationelle, sozial- und umweltverträg
liche Energienutzung in Hessen ("Energiespargesetz") wurde im Juli 
1985 vom Hessischen Landtag verabschiedet. Zielsetzung des Geset
zes war seinerzeit "die Umstrukturierung unserer Energieversorgung 
hin zu ökologisch und sozial verträglichen Formen der 
Energieeinsparung und -nutzung". Die hessische Energiepolitik 
sollte "eine Versorgung ohne Atomkraftwerke möglich machen". 

Neben konsensfähigen Zielen der Energiepolitik (z. B. rationelle 
und sparsame Energienutzung) wurden Ziele verfolgt, die nicht un
mittelbar an den Grundsätzen einer sparsamen, rationellen, sozial
und umweltverträglichen Energienutzung orientiert waren. Diese 
weitgehend gesellschaftspolitisch motivierten Passagen des 
"Energiespargesetz" werden durch die Novellierung beseitigt. 

Darüber hinaus wurden nach einer Phase der Erfahrungen mit dem 
"Energiespargesetz" technische Veränderungen an den Förderin
strumenten und Fördertatbeständen vorgenommen. 

2. Energiepolitische Ziele der Landesregierung 

Die Novellierung des "Energiespargesetzes" folgt der nach dem Re
gierungswechsel im April 1987 veränderten energiepolitischen Kon
zeption. Die Hessische Energiepolitik ist an den Eckpunkten Ver
sorgungssicherheit, Preisgünstigkeit, rationelle und umwelt
verträgliche Energienutzung orientiert. 

Die Energieversorgung ist z. Z. mengenmäßig gesichert. Es wurden 
in den letzten Jahren mehr Ressourcen in den entsprechenden 
Zeiträumen neu entdeckt als durch den Verbrauch verlorengingen. 
Durch einen nachhaltigen Diversikationsprozeß bei den eingesetzten 
Primärenergieträgern und den Bezugsquellen wurde die 
Versorgungssicherheit erhöht. Der Anteil des Öls am Energieaufkom
men ist deutliche gesunken. Er liegt heute bei etwa 42 v.H. Die 
Ölbezüge aus krisenanfälligen Lieferquellen konnten zugunsten von 
Bezügen aus der Nordsee vermindert werden. 

Mit dem sinkenden Anteil des Öls am Energieaufkommen war ein wach
sender Anteil versorgungssicherer Energieträger (Stein- und Braun
kohle, Erdgas, Kernenergie) verbunden·. Die aktuelle Situation 
sollte aber nicht den Blick dafür verstellen, daß die fossilen 
Energieträger physisch begrenzt sind und sich dies auch in den 
ökonomischen Knappheitsrelationen, in den Preisen, widerspiegeln 
wird. 

Zur Zeit befinden wir uns in einer Phase niedriger Energiepreise. 
Auch angesichts einer starken Einbindung der Bundesrepublik 
Deutschland in den Weltenergiemarkt ist eine Gefährdung der in
ternationalen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft aus 
Energiepreisgründen - bezogen auf die Importenergien - nicht ge-

4. 1 
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geben. Dies ist für ein außenwirtschaftlich so verflochtenes Land 
wie die Bundesrepublik auch unabdingbar. 

Hingegen ist der Strompreis für Gewerbe und Industrie hierzulande 
höher als in den wichtigsten Wettbewerbsnationen. Dies hat - neben 
einer teilweisen Subventionierung der Stromerzeugung im Ausland 
und kastengünstigeren Rahmenbedingungen - auch national zu verant
wortende Gründe. Die Preise für elektrische Energie sind im Ver
gleich zum Ausland unter anderem deshalb hoch, weil in den Strom
preisen die Mehraufwendungen für die Verstromung deutscher Stein
kohle - eine nationale Sicherheitsprämie für den Erhalt des deut
schen Steinkohlebergbaus - enthalten sind. 

Allerdings kann im Sinne gesamtwirtschaftlicher Rationalität die 
Bemessung der Preiswürdigkeit der Energieversorgung über die ein
zelwirtschaftliche Sicht hinausgehen. Die mit der Energienutzung 
verbundenen Nebenwirkungen (beispielsweise die Umweltbelasung) 
sind Teil der gesamtwirtschaftlichen Kosten und sollten - soweit 
möglich - in die Energiepreise einfließen. In weiten Bereichen ist 
die "Internalisierung" dieser Nebenwirkung in die Energiepreise 
vorangeschritte, beispielsweise durch die Berücksichtigung der Ko
sten der Maßnahmen zur Entstickung und Entschwefelung in den Stom
preisen. 

Die Landesregierung tritt für den sparsamen Umgang mit Energie 
ein. Energiesparen trägt dazu bei, die Umwelt zu entlasten und 
verstärkt somit die positiven Wirkungen des Bundesimmissions
schutzgesetzes. Angesichts der nicht hinreichend gekärten Wir
kungsmechanismen, die von Emissionen auf die Umwelt ausgehen und 
angesichts des sich zur Gewißheit verdichtenden Verdachts auf eine 
durch co2 verursachte globale Klimaveränderung behalten An
strengungen zur Energieeinsparung und rationellen Energienutzung 
insbesondere in Zeiten niedriger Energiepreise einen besonderen 
Stellenwert. Darüber hinaus trägt dieses Ziel zur Schonung be
grenzter fossiler Energiequellen bei. 

Energiedienstleistungen können mit dem Einsatz von mehr oder we
niger Energie bereitgestellt werden. Energie,Arbeit und Kapital 
sind bis zu einem gewissen Grade wechselseitig substituierbar. 
Wenn nicht auf eine bestimmt Energiedienstleistung verzichtet 
wird, ist weniger Energieverbrauch in der Regel verbunden mit 
einem höheren Verbrauch an anderen Ressourcen und Pro
duktionsfaktoren. Die Einsparung von Energie muß mit einem ver
tretbaren zusatzbedarf an Arbeit und Kapital verwirklicht werden, 
d. h. technisch mögliche, wirtschaftlich vertretbare soziale ak
zeptable Energiesparmaßnahmen sollen realisiert werden (rationelle 
Energienutzung) . 

Der suchprozeß nach Möglichket der Energieeinsparung und ratio
nellen Energieverwendung soll intensiviert werden. Dabei haben, 
entprechend der marktwirtschaftliehen Ausrichtung der Energiepo
litik der Landesregierung, Maßnahmen zur Stärkung des Wettbewerb, 
zur Verbesserung der Information sowie Maßnahmen mit An
reizcharakter Priorität. 

Rationelle Energieverwendung trägt auch zur Sicherheit der Ver
sorgung bei. Je sparsamer mit Energie umgegangen wird, je weiter 
die Substitution von Energie durch Kapital vorangeschritten ist, 
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desto größer ist der Grad der Unempfindlichkeit gegenüber plötz 
liehen Energiepreisschüben. 

Die energiepolitischen Ziele sind nicht losgelöst voneinander zu 
sehen. Teilweise ergänzen sie sich. Sie können aber auch in Kon
flikt miteinander stehen. Dies hängt auch davon ab, welche In
strumente zu ihrer Verwirklichung eingesetzt werden. Im Regelfall 
wird eine Zielkombination angestrebt, wobei vor allem die er
wünschte Zielrichtung die Orientierungspunkte darstellt. 

3. Wichtige Änderungen gegenüber der bisherigen Fassung des 
Gesetzes. 

3.1 Vorschriften, die auf eine Bevorzugung kommunaler und 
dezentraler Versorgungsstrukturen abzielten, wurden 
gestrichen. Damit enthält das Gesetz keine Präfenenz für eine 
bestimmt Struktur der Versorgungswirtschaft, sondern stellt 
hinsichtlich seiner Förderinstrumente und Fördertatbestände 
ausschließlich auf die Frage ab, ob und in welchem Maße die 
gefördeten Anlagen, Maßnahmen usw. den Zielen der rationellen 
und umweltverträglichen Energienutzung dienen können. 

Die Kommunalisierung und Dezentralisierung der Stromversor
gung als Ziel an sich wird von der Landesregierung nicht ge
teilt. Bislang weisen die Regionalunternehmen eine 
Durchmischung vom günstigen und ungünstigen 
Abnahmeverhältnissen auf. Ein Herausberechen günstiger 
Versorgungsgebiete kann dazu führen, daß die verbleibenden 
strukturschwachen Gebiete nicht mehr zu den bisher 
vergleichsweise günstigen Bedingungen versorgt werden können 
und ihre wirtschaftliche Entwicklung behindert werden. Es wird 
dehalb keine Subventionen für den Erwerb von Netzen zur 
Verteilung von elektrischer Energie geben. Ein Wechsel in den 
Versorgungszuständigkeiten gehört in den Ordnungsrahmen und 
zum Ordnungssystem der deutschen Elektrizitätswirtschaft. Wenn 
eine Ablösung eines Unternehmens in seiner 
Versorgungstätigkeit aus elektrizitätswirtschaftlichen, 
betriebswirtschaftliehen oder regionalpolitischen Gründen 
geboten ist, wird die Landesregierung die ihr zur Verfügung 
stehenden Instrumente entsprechend einsetzen. 

3.2 Regelungen, die als Diskriminierung eines bestimmten Ener
gieträgers verstanden werden können, wurden ebenfalls 
gestrichen. Dies trifft vor allem die Beurteilung des Stroms 
im Wärmemarkt. Vergleichende Emissionsberechnungen können 
dabei nur ein Kriterium sein. Darüber hinaus sind andere 
Aspekte, z. B. energiepolitische, Wirtschafts- und 
regionalpolitische Überlegungen, zu berücksichtigen. 

Ein stabiles Standbein des Kohleabsatzes ist der Einsatz in 
Kraftwerken zu Verstomung, wie er im Jahrhundertvertrag 
festgeschrieben ist. Wer für die Erfüllung dieses Vertrages 
ist, der darf nicht andererseits den Kohleeinsatz in der 
Elektrizitäswirtschaft durch die Stromdiskriminierung 
behinder. Nicht übersehen werden darf auch, daß in ländlichen 
Gebieten der Stromeinsatz häufig die einzige Alternative zur 
Ölheizung ist. Da Strom am Anwendungsort keine Emissionen 
verursacht, können Stromheizungen in Belastungsgebieten zur 
Immissionsentlastung beitragen. Durch den Absatz von Strom im 
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Wärmemarkt können außerdem Lasttäler aufgefüllt und die 
bestehenden Kapazitäten besser ausgelastet werden. Allerdings 
sind bei dem Einsatz von Strom im Wärmemarkt diese 
Randbedingungen sorgfältig zu beachten. Das Gesetz über 
rationelle und umweltverträgliche Energienutzung sieht daher 
künfig eine Förderung von Maßnahmen zur Umrüstung von 
elektrischen auf nicht-elektrische Heizungssysteme nicht mehr 
vor. 

3.3 Im Sinne der Strukturneutralität und zur Bereinigung des 
Verhältnisses zwischen Landesrecht und Bundesrecht wurden die 
Regelungen nicht wieder aufgenommen, die vorsahen, besondere 
Auslegungsgrundsätze für bestimmte bundesrechtliche 
Vorschriften aufzustellen. Verstärkt wurde demgegenüber die 
Selbstverpflichtung der Landesregierung, auch auf anderen 
Gebieten des Landesrechts die energiepolitischen Ziele zu 
berücksichtigen und umzusetzen. 

3.4 Schließlich wurde der Gesetzestext von einer Reihe von 
Detailregelungen entlastet, die sinnvollerweise in Richtlinien 
geregelt werden können. Dadurch wird der Landesregierung 
ermöglicht, künftig flexibler auf Datenänderungen zu 
reagieren. 

B. Begründung zu den einzelnen Paragraphen 

§ 1 Ziel des Gesetzes 

Ausgehend von den Grundforderungen nach einer jederzeit sicheren 
und preiswürdigen Energieversorgung sollen die Regelungen des Hes
sischen Energiegesetzes (HEnG) in diesem Rahmen mögliche Maßnahmen 
zur rationellen und umweltverträglichen Energienutzung un
terstützen und fördern. Im Gegensatz zur alten Fassung des Ge
setzes zielen entsprechende Fördermaßnahmen nicht mehr auf eine 
Strukturveränderung der Energiewirtschaft ("Kommunalisieren") ab, 
sondern orientieren sich ausschließlich daran, welchen Beitrag die 
jeweiligen Vorhaben zur rationellen und umweltverträglichen Ener
gienutzung leisten können. Dem steht nicht entgegen, daß es sich 
bei den Trägern von Maßnahmen etwa nach den §§ 5 und 7 vielfach um 
Kommunen oder kommunale Versorgungsunternehmen handeln wird, weil 
die entsprechenden Vorhaben oft nur "vor Ort" sinnvoll oder tech
nisch möglich sind und eine kommunale Trägerschaft naheliegt. 

Darüber hinaus setzt die Novelle einen entscheidenden neuen 
Schwerpunkt: Durch den folgenden § 2 wird erreicht, daß das Land 
selbst in Angelegenheiten der rationellen und umweltverträglichen 
Energienutzung vorangeht und Vorbildfunktion übernimmt. Denn 
Sparappelle an Bürger und Wirtschaft - auch wenn sie mit dem Ange
bot finanzieller Unterstützung verbunden sind - sind nur dann 
glaubhaft und überzeugend, wenn das Land sich in seinem Bereich 
ebenfalls an die vorgegebenen Zielsetzungen hält. 

§ 2 Rationelle Energienutzung in landeseigenen Gebäuden 

Das Land Hessen besitzt einen beachtlichen Gebäudebestand. Die 
Brennstoffkosten für die landeseigenen Liegenschaften betrugen 
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beispielsweise 1987 mehr als 60 Mio DM. Dieser Gebäudebestand un
terliegt Veränderungen etwa durch Erweiterungen, Sanierungen und 
Neuerrichtungen. Für diese Maßnahmen gelten regelmäßig die Anfor
derungen der Wärmeschutzverordnungen vom 24. Februar 1982 

Die Erfahrungen mit der Anwendung der Wärmeschutzverordnung, aber 
auch entsprechende Erfahrungen in anderen Ländern, etwa der 
Schweiz, haben gezeigt, daß die Anforderungen der Wärmeschutz
verordnung nach dem heutigen Stand der Technik vielfach unter
schritten werden können, ohne daß dadurch die Wirtschaftlichkeit 
entsprechender Maßnahmen verlorengeht. 

Hinzu kommt, daß die Wärmeschutzverordnung Gesichtspunkte, die für 
den Heizenergiebedarf eines Gebäudes von Bedeutung sind oder sein 
können - wie etwa die passive Solarenergienutzung - nicht oder 
nicht ausreichend berücksichtigt. Eine Ausrichtung allein an der 
Anforderungen der Wärmeschutzverordnung führt daher vielfach zu 
suboptimalen Lösungen. § 2 verpflichtet das Land unmehr dazu, bei 
Veränderung des Gebäudebestandes energiesparende Maßnahmen unter 
Berücksichtigung aller energierelevanten Umstände zu prüfen und 
durchzuführen. 

Als Regulativ zu dem auf diesem Gebiet weit fortgeschrittenen 
Stand der Technik dient der Gesichtspunkt der langfristigen Wirt
schaftlichkeit. Langfristig wirtschaftlich in diesem Sinne sind 
alle energiesparenden Maßnahmen, deren Amorisationszeit innerhlab 
der Nutzungszeit des jeweiligen Gebäudes dienenden energiesparen
den Anlagen und Einnrichtungen liegt. 

Neben den positiven Auswirkungen einer Vorbildfunktion des Landes 
ist zu erwarten, daß die Umsetzung entsprechender baulicher, tech
nischer und betrieblicher Anforderungen bei Gebäuden des Landes 
über die damit beauftragten Planer, Architekten, Bauunternehmen 
usw. auch Wirkungen in der privaten Bauwirtschaft zeigen wird. 
Wenn die Bauwirtschaft im öffentlichen Bereich die Gelegenheit er
hält, neue energiesparende Bauweisen und Maßnahmen kennenzulernen 
und zu praktizieren, die über die bundesrechtlichen Anforderungen 
hinausgehen, sich aber dennoch als wirtschaftlich erweisen, wird 
sich die Akzeptanz für entsprechende Maßnahmen bei privaten Bau
trägern erhöhen (Koppelungseffekt) . 

Welche baulichen, technischen und betrieblichen Maßnahmen im ein
zelnen zur Erfüllung der Anforderungen des § 2 Abs. 1 zu treffen 
sind, wird in Richtlinien festgelegt, die mit den einschlägigen 
bundesrechtlichen und landesrechtliehen Vorschriften kompatibel 
sein müssen. 

An dem Grundsatz, daß auch den Baumaßnahmen des Landes ein Ener
giekonzept zugrunde liegen soll, wird festgehalten. 

§ 3 Rationelle Energienutzung in mit äffendliehen Mitteln geför
derten Gebäuden und Einrichtungen 

Die gleichen Grundsätze und Anforderunge, die für landeseigene 
Liegenschaften gelten, sollen auch für solche Gebäude, Einrichtun
gen und Anlagen gelten, die sich zwar nicht im Eigentum des Landes 
befinden, die aber ganz oder teilweise mit Mitteln des Landes ein
gerichtet, erweitert, saniert oder in sonstiger für die energie
nutzung wesentlichen Weise verändert werden. Hier sind allerdings 
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Schran~en zu beachten, die sich gegebenenfalls aus dem bundes
recht, vor allem aber aus kommunalrechtlichen Überlegungen ergeben 
können. 

Das gegebene rechtliche Mittel zur Durchsetzung solcher 
Anforderungen gegenüber Dritten sind Nebenbestimmungen in dem 
jeweiligen Bewilligungsbescheid. Da die Anwendungsfälle dieser 
Vorschriften außerordentlich vielgestaltig und die jeweiligen 
Randbedingungen sehr unterscheidlieh sein werden, erscheint es 
jedoch notwendig, die Entscheidung darüber, ob im Einzelfall 
entsprechende Anforderungen gestellt werden, dem pflichtgemäßen 
Ermessen der Bewilligungsbehörde zu überlassen. 

§ 4 Förderung der rationellen Energienutzung im Wohnungsbestand 

Die Förderung energiesparender Maßnahmen im Wohnungsbestand wurde 
beibehalten, da hier nach wie vor erhebliche, wirtschaftlich nutz
bare Einsparpotentiale bestehen. Insbesondere im Mietwohnbau wer
den diese Potentiale oft nicht genutzt, weil die Heizkostenbela
stung von den Mietern getragen wird und beim Eigentümer ein un
mittlebarer wirtschaftlicher Anreiz zur Durchführung von Ener
giesparmaßnahmen fehlt. 

Im übrigen wirde die Vorschrift von Fallbeispielen und Bemessungs
gesichtspunkten entlastet, die genauso gut oder besser (weil fle
xibler) in den Richtlinien geregelt werden können. 

§ 5 Förderung von Energienutzungsanlagen 

Wesentliche Abweichung von der alten Fassung der Vorschrit .liegen 
in der Änderung des Förderinstruments "Kreditverbilligung" und im 
Wegfall des Fördervorrangs für kommunale Vorhaben. 

Die Kreditverbilligung war ehemals als eine ergänzende, den spe
ziellen Anforderungen von Vorhaben mit hohen Investitionssummen 
eingepaßte Förderung gedacht. 

Das bislang geltende Gesetz sah eine Förderung von Anlagen kleiner 
Leistungen durch eine Kreditverbilligung vor. Diese starre Zuord
nung der Förderinstrumente hat sich in der Vergangenheit nicht in 
allen Fällen als sinnvoll erwiesen. Die Förderung durch Kreditver
billigung unterstützt beim zuwendungsempfänger - unabhängig von 
dessen Finanzkraft - die Neigung, den Eigenkapitalanteil möglichst 
gering ~u halten, da die Förderung nur bei dem Fremdkapitalanteil 
wirksam wird. Die neue Regelung erlaubt, auf die Verhältnisse beim 
zuwendungsempfänger flexibel einzugehen. Zudem hat sich gezeigt, 
daß die Kreditverbilligung mit einem erheblichen Verwal
tungsaufwand (Einschaltung einer behördlichen externen Abwick
lungsstelle) vebunden ist. Und schließlich haben Investitionszu
schüsse, insbesondere bei kleinen und mittleren Fördervorhaben, in 
der Regel einen höheren unmittlebaren Entlastungseffekt für den 
Vorhabensträger. Zentrales Förderinstrument ist deshalb künftig 
der Investitonszuschuß. Die Möglichkeit, in geeigneten Fällen eine 
Förderung durch Kreditverbillligung oder Bürgschaften anzubieten, 
wurde offengehalten. 

Da mit dem Gesetz lediglich Maßnahmen der rationellen und umelt
verträglichen Energienutzung, nicht aber bestimmte Versorgungs
strukturen oder strukturelle Umgestaltungen der Versorgungswirt-
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schaft gefördert werden sollen, wurde der Fördevorrang für Vorha
ben kommunaler Träger gestrichen. Entscheidendes Kriterium für 
alle Fördermaßnahmen auch nach dieser Vorschrift ist allein das 
Maß der zu erwartenden Energieeinsparung und Umweltentlastung 
durch das jeweilige Vorhaben. 

Durch die Änderung der Förderinstrumente konnte die Vorschrift re
daktionell gestrafft werden. Der Kreis der möglichen Fördergegen
stände wurde dadurch gegenüber der alten Fassung nicht verändert. 
Nach wie vor sind grundsätzlich alle Anlagen und Einrichtungen 
einschließlich der dazugehörigen Transport-, Steuer-, Speicher
und sonstigen Nebeneinrichtungen förderfähig, soweit sie der ra
tionellen und umweltverträglichen Energienutzung dienen. Nicht 
mehr gefördert wird allerdings - im Sinne der 
"Strukturneutralität" des Gesetzes - der isolierte Erwerb von Net
zen zur Verteilung elektrischer Energie oder von Wärme durch Kom
munen zum Aufbau einer dezentralen Versorgungsstruktur. Förderfä
hig sind weiterhin alle Anlagen zur Nutzung regenerierbarer und 
vergleichbarer Energiequellen (z. B. Klär- und Biogasnutzung) ein
schließlich dazugehöriger Verteilungsanlagen und sonstiger Neben
einrichtungen. Auf eine beispielhafte Aufzählung in Betracht kom
mender Vorhaben im Gesetz wurde im Hinblick auf die zu erlassenden 
Förderrichtlinien verzichtet. 

Abs. 2 enthält insoweit eine Veränderung gegenüber der alten Fas
sung des Gesetzes, daß die Anlage bestimmten Umweltanforderungen 
genügen wird, als Fördervoraussetzung ausreicht. Die 
Neuformulierung hat keine inhaltliche, sondern lediglich eine 
verfahrensrechtliche Bedeutung: Im Zeitpunkt der 
Förderentscheidung war auch nach bisherigem Recht die Einhaltung 
der besonderen Umweltanforderungen eine - durch Prüfungen und 
gegebenenfalls Gutachten abgesicherte - Erwartung. Wurden die 
entsprechenden Umweltwerte - da in der Regel weit über den 
üblichen Stand der Anlagentechnik hinausgehend - wider erwarten 
auch nur geringfügig unterschritten, lag die gesetzliche 
Fördervoraussetzung nicht vor, der Bewilligungsbescheid war in der 
Regel aufzuheben oder entsprechend zu ändern. Die neue For
mulierung stellt demgegenüber auf den Kenntnisstand der Bewilli
gungsbehörde im Zeitpunkt der Förderentscheidung ab und eröffnet 
ihr dadurch bei Nichterreichung der jeweils festgesetzten Werte 
einen größeren Handlungsspielraum. 

Auch bei dieser Vorschrift wurde die Forderung beibehalten, daß 
geforderten Maßnahmen ein Energiekonzept zugrunde liegen soll. 

§ 6 Förderung von Energietechnologien 

Die Förderung von Forschung und Entwicklung sowie von Pilot- und 
Demonstrationsanlagen gehört als langfristige Zukunftsvorsorge zu 
den wichtigsten Aufgaben staatlichen Handelns im Energiebereich. 
Die Landesregierung mißt diesem Bereich deshalb besondere Bedeu
tung zu. Dem trägt die Aufstellung eines Energie-Technologie-Pro
grammes Rechnung, in das die Fördermaßnahmen nach diesem Gesetz 
einbezogen werden. 

Die in der bisherigen Fassung enthaltene Darstellung der Förderge
genstände mit ihren verschiedenen Einschränkungen und Vorgaben hat 
sich in der bisherigen Förderpraxis als nicht befriedigend erwie
sen, da sie wegen mangelnder Flexibilität zu nicht gewollten 
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Schwierigkeiten bei der Durchführung der Förderung führten. Ein
zelheiten der Förderung werden deshalb auch hier künftig in den 
Förderrichtlinien geregelt. 

§ 7 Energiekonzepte 

Die Entwicklung, Aufstellung und Umsetzung von Energiekonzepten 
wird seit 1981 von der Hessischen Landesregierung unterstützt. Die 
bisherigen Erfahrungen mit Energiekonzepten haben gezeigt, daß sie 
generell eine geeignete Vorgehensweise darstellen, sowohl den 
energiewirtschaftliehen wie den in diesem Zusammenhang relevanten 
wirtschaftspolitischen Zielsetzungen angemessene Geltung zu 
verschaffen, als auch den beteiligten Stellen eine technisch und 
ökonomisch qualifizierte Entscheidungsvorbereitung zu liefern. Die 
Förderung von Energiekonzepten wird deshalb fortgesetzt. Dies gilt 
vor allem für objektbezogene, aber auch für örtliche bzw. regio
nale Energiekonzepte. Insbesondere bei letzteren wird der Schwer
punkt künftig auf Aspekten längerfristiger Versorgungssicherheit 
sowie der Entwickung und Verwirklichung struktur- und regional
wirtschaftlicher Zielsetzungen liegen. Die bisherige Praxis hat 
gezeigt, daß Energiekonzepte in dieser Hinsicht vielfach Defizite 
aufweisen. Im Rahmen von Energiekonzepten wird deshalb künftig dem 
Einsatz örtlich und regional vorhandener Energieträger sowie der 
Entwicklung und dem Einsatz innovativer Technologien besondere 
Aufmerksamkeit geschenkt werden. 

§ 8 Energieberatung 

Die Nutzung der vielfältigen Energieeinsparmöglichkeiten scheitert 
häufig nicht an fehlenden technischen Voraussetzungen oder an man
gelnder Wirtschaftlichkeit sondern an Informationsdefiziten. Die 
fachgerechte und wirtschaftliche Ausschöpfung des Substitutions
und Energieeinsparpotentials erfordert deshalb eine ausreichende 
und qualifizierte Information und Beratung. Das Land unterstützt 
daher auch künftig Einrichtungen und Maßnahmen zur Energieberatung 
etwa von Kommunen, Verbänden, Versorgungsunternehmen sowie sonsti
gen Stellen und Einrichtungen. Als finanzielle Förderung kommen 
Investitionszuschüsse oder Zuschüsse zu Beratungsmaßnahmen, Schu
lungs- und Informationsveranstaltungen sowie Zuschüsse für Hilfs
mittel zur Energieberatung in Betracht. Eine institutionelle För
derung von Energieberatungseinrichtungen ist nicht vorgesehen. 

§ 9 Energiebericht 

Der Energiebericht dient künftig nicht nur der Berichterstattung 
über den Vollzug des Gesetzes, sondern wird auch über energiepoli
tische und energiewirtschaftliche Vorgänge und Sachverhalte Aus
kunft geben, die von Bedeutung für die energiewirtschaftliche Si
tuation des Landes sind. Der Berichtszeitraum wurde zugunsten ei
ner weiträumigeren Betrachtungsweise auf zwei Jahre verlängert. 

§ 10 Richtlinien 

WeitergehP.nder als bisher werden die Einzelheiten der Förderung 
nach den jeweiligen Vorschriften durch Richtlinien geregelt. Dies 
hat sich nach den Erfahrungen der Förderpraxis als zweckmäßig 
erwiesen, weil die Förderung so flexibler auf veränderte 
wirtschaftliche und technologische Randbedingungen reagieren kann. 
Grundlegende Veränderungen - soweit sie nicht durch eine Änderung 



- 275 -

der Fördergegenstände oder -prioritäten in den vorstehenden 
Vorschriften bedingt sind - ergeben sich daraus gegenüber der 
bisherigen Förderung nicht. 

Neben den Förderrichtlinien wird es künftig weitere Richtlinien 
geben, die die baulichen, technischen und betrieblichen Anforde
rungen für Maßnahmen nach den §§ 2 und 3 regeln. 

§ 11 Aufhebung bisherigen Rechts 

§ 12 Inkrafttreten 
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4.2 Konzeption der Energieberatung 

Energieberatung in Hessen 

Das Förderkonzept der 
Landesregierung 

HESSISCHES MINISTERIUM 
FÜR WIRTSCHAFT UND TECHNIK 
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!. \V arum Energieberatung? 

,.Die I il'ssische Landesregierung tritt für den sp:trS:lmcn Umgang mit Energie ein. 
Eneq~icsparen nutzt der Umwelt und schont wen,·ollc Energiequellcn." J...lit dic<>em 
Einleitungssatz der KoalitionsYercinb;lnmg im Bereich Energie unterstreicht die ,·pn 
CDU und F.D.P. getr:1gene L:lndesrcgicrung. in Hessen die Bedeutung, die sie der 
r:ltioncllcn Energieerzeugung und -verwendung beimilk Sie ~eht dabei von der 
Erkenntnis :lus, d;1ß eingesparte Energie nicht nur die Versor~ungsrisikcn \'Crringct t 
und die Schadstoffbelastung der n:ltürlichcn Umwelt ,-cnnindert, sondern 7.ugkich 
:luch tbs Budget der Energieverbraucher insgesamt entlastet, gleich, ob es sich tbht·i 
um private H:1ushalte oder um Betriebe h:lndelt. 

Ausgehend von den Ölpreisschocks 1973/74 und 1979/80 konnten in den 7.urikk
liegendcn Jahren deutliche Eim::parungcn :ln Primärenergie realisiert werden: 

-In der Industrie ging der spe7.ifischc Energic,·crbrJ.uch seit 1973 um ca. ein Drittel 
zurück. 

-Pro Quadratmeter \\lohnfl~chc wurden 1973 noch 29 l Heizöl benötigt; heute 
liegt dieser \Vert bei ca. 20 1. 

-Bei Elektro- urid Gas-Haush:1ltsgeräten wurde der spc7.ifischc Verbrauch deutlich 
reduziert. 

-Der Primärenergieverbrauch je I 000 OM Bruttosozialprodukt betrug 1973 297 kg 
Steinkohleeinheiten, 1989 hingegen nur noch 225 kg Steinkohleeinheiten. 

Dessen ungeachtet gibt es immer noch in vielen Bereichen der Energicvenvendunh 
beachtliche Energiesp:lrpotentiale, die ohne Komfonverzicht für die Vcrbraucht·r 
:1usgcschöpft werden können. Wie die Erfahrung 7.Cigt. scheitert die Nut7.ung der 
vielfältigen Energieeinsparungsmöglichkeiten häufig nicht etw;l :m fehlenden techni
schen Voraussetzungen oder m:1np:lnder \'\/irtsch:~ft!ichkeit, .<;ondern an Inform:-t
tionsdefi7.iten. Ungenügende Marktübcr.<:icht und die Vielfalt des An~ebot~ gehi)n·n 
ebenso cbzu wie unzureichende energietechnische Kenntnisse oder die Unkcnntni::; 
i.iber st:tatliche förderpr:txis und Investitionshilfcn. 

Hier wird deutlich, tbß die fachgerechte und winsch:lftliche A~tsschörfun~ des Sub
stitutions~ und Energiesparpotentials eine ausreichende Information und ßeratung 
vor:1ussetzt. Diese aber können sich keinesfalls nur auf Bauherren, \Vohnungscigen
tümer, Mieter und gewerbliche und kommunale Investoren beschränken, sondern 
müssen auch die Planer, die Architekten und Ingenieure sowie nicht 7.ulct7.t :tt1ch das 
Fachh:1ndwerk einbeziehen. In den Kreis unterstützungswürdiger Maßnahmen gchii
ren ebenso die Energiecinsparber:nungen für kleine und mittlere Gewerbe- und 
Industriebetriebe, ferner Aus-, Fort~ und \Veiterbildungsm:tßn:lhrrien, z. B. für ein
schl:igige Berufssparten sowie F:1chtagungen und -ausstellungen, soweit sie geeignet 
erscheinen, 7.ur Einsp:lrung nicht regenerierbarer Energie beizutragen. 

Künftige Sparerfolge erfordern einen steigenden Fins,"ltZ von \\lis:-cn und K:lpit:tl flir 
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:ltlfwendige und .komplexe Lösungen. Andererseits hingegen droht bei st~gnicrendcn 
und real sogar rü'ckl:iufigcn Energiepreisen d~s Energiebewußtsein der Verbraucher 
aber eher nach7.ubssen. Die Hessische Landesregierung wird dcsh:db auch ki.inftig 
im Rahmen der Yediigb:tren Haush:tltsmittd alle sinnYollen und fin:m7.icll \'Crtrct
barcn r-.bßnahrnen fi.ir einen r:uionellen Energieeinsatz unterstiit7.cn. I Iier7.U gehört 
insbesondere :luch die Aufkl~rung und Inform:uion der Encrgiev(:rbr:tuchcr. 

2. ßcratungsbcJarf 

Ein besonderer Beratungsbedarf besteht vor :tllc!n: 

-bei der Senkung des \V:inm·bedarfs von Gebäuden durch \\1:-irmcschutzm:'lßn:th
mcn und moderne l-Iei7.ungstechniken (wie z.. ß. bessere Rq;clung, angepa!he 
\'V'~rmccrzc~Jgcr, verbesserter \Y./?irmcscltutz.); 

-bei der Anwendung regenerativer Energieträger. Darunter ist in besondere die 
Nutzung von Sobrw~rme (z. ß. Schwimmbadbehcizung, \'\1:trnH\"ns::;erbereitung), 
von kleinen \'\find- und \'\/:tsserkr:tft:tnl:tgcn so·wie in l~ndlichen Gebieten die Nut
zung \'Oll Holz, Stroh und :tndercr Biomasse zu verstehen. 

3. Beratungsinhalte 
Die Energieber:nung nn:ß Yon den Interessen der Anhieter un;tbh~ngig sein t.md dem 
\Y./ohle des einzelnen ßür~ers wie der All~emeinheit dienen. Sie soll sich :tuf eine 
generelle Beurteilung des Encrgieverbrauchs, des Zustandes \"On Gebäuden t.md 
Anlagen unter wärmetechnischen und umweltseitigen Gesichtspunkten beschränken 
sowie eine Übersicht über die Möglichkeiten fiir das weitere Vorgehen liefern und 
sich möglichst nicht :tuf Teilbereiche konzentrieren. Ferner muß sich die Beratung 
:tn dem St:tnd der Technik, den entsprechenden Gesetzen und Verordnungen und an 
Jen DIN-Normen orientieren (7 .. B. IJIN 4701, DIN 410S, VIJJ 2067). 

Insbesondere soll die Beratung 

-allgemeine Auskünfte be7.üglich der b:tuphysik:~.lisch und haustechnisch einw:~.nd
freicn Ausführung von Energiesp:mnaßn:thmen geben. 

-Die Beratung soll weiterhin die \Y./irtsch:tftlichkeit verschiedener Alternativen 
(G:'ls, Öl, Strom, Fernwärme) im konkreten Ein7.clf:tll :tbsch:it7.cn und so dem 
Benutzer eine Entscheidungshilfe geben. 

~ Bei der Ber:ttung sind auch die Auswirkun.gcn unterschiedlicher Energiemttzungs
:tltt·rn:ttiven auf die natürliche Umwelt zu berücksichtigen. 

- Die R::ttsuchenden sollen :tuch iibcr f-in:anzierungsmöglichkciren, \"Or7.ugswcisc in 
Kooper:ttion mit Sp:trkassen und Banken sowie die Möglichkeiten 7.ur Förderung 
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(z. B. über d:1.s L:lndcsmodernisicrungsprogr:lmm oder steuerliche Abschreibung) 
informiert werden. 

~ Die Energicher:ttung soll ferner in der L:~ge ~ein. die \V'irtsrhaftlichkcit vnrgc
schbgcner Energit•sp:trm:d~n~hmcn zu berechnen. 

-Bei Nachfr:tgc nach atJsftihrenden Iktriclwn und Lieferanten ist :tuf die von der 
jeweils in Fr:~ge kommenden flandwerk'\org:~nis:ltion (H:1nd"'·crksk:tmmcr. Innun
gen, F:u:hvcrb~nde) b7.W. die Industrie- und H:1.ndcb:k:unmcr :tufgclegtt•n l"irnH'Il
vcrzeichnisse zu verweisen. 

-Bei der Beratung über ~töglichkeiten des r:ttionellen Eneq~ieverbr:1uchs im \'fPhn 
bcreich h:1t die Energieberatung auch die häufig verschiedenen lntercssenbgt'n \·on 
r-.tietern und Vermietern 7..t.J berücksichtigen. Sie muß einerseits verst.Jchen, da:<> 
jeweilige Interesse beider P:trtcien :tn ein~r n:trhh:tltigen Energieeinsparung hcr:tu:--
zuarheitcn (r-.tieter: Komfortverbesserung und Hei7.kostencinspanmg, Vennictcr: 
\\'ertst(.'igerung des Gebäudes und Bat.Terhaltung) und :tndererseits einen möglit"h<;t 
warmmietcnneutr~len Kon7.eptionsvorschlag 7.u unterbreiten. 

-Für die ßer:ncncn soll das ßer:ttungsergebnis und das ermittelte Energiceimp:lr
pmential schriftlich dokumentiert werden. 

- Auf~erdcm soll die Encrgicber:ttung :;weh i.iber encrgie- und kostensparende f Lw<;
haltsgcräte informieren können. 

4. Beratungsangebote 

4.1 Kurzberatungsprogramm des Hessi::;chen Ministeriums für \Virtsch:tft und 
Technik über energiesparende Maßn:thmen im \Vohnbercich: 
.. Encrgiebcr:ttung n~ch Maß"' 

Am ~cs:tmten Endencrgie\'crbr;tuch in der Bundesrepublik Deutschland sind die l'ri
\·~thausbnlte :tllcin mit rund 30% beteiligt. Da ~an7. überwiegende .Anteil, nämlich 
90°/o '\\·erden hiervon für Hei7.ung und \\':trm\\':tSSerbcreitung eingesct7.t. Um die in 
diesen ßereichen im \'Vohngeb:iudebestand brachliegenden Encrgiesparpotentinle \Tr

st~rkt au::;7.uschöpfen, h:1t das Hessischc f..linisterium für \\'in::;ch:aft und Technik ein 
Energic-Kurzber:atungsprogr:unm :~.ufgclegt. Diese Kur7.ber:ttungen sollen l-l::tus- und 
\\Tohnungseigcntümern Schw:tchstcllen in der \V:irmevcrsorgung und der \X'ärme
d~mmung ihrer \Y./ohnunterkünfte :tuh.eigen und ihnen Vorschl~ge für energie- \Jnd 
kostcnsp:trende Maßn:ahmen unterbreiten. Zugleich wird damit ein Beitrag 7.ur Scho
mmg der n:1türlichcn Umwelt geleistet. 7.Um:tl ein Teil :1n der Luft\·erschmutzun~ a\1f 
d:'ls Konto unzul~nglichcr pri\'atcr Hcizungsanbgen geht. Im R:thmen der \'t'rrligh:~
ren Haushaltsmittel iibernimmt d:ts L;tnd Hessen dt·n übenviegcnden Teil der Bcr:l
tung":tosg:lbcn in Form eines Zuschusses. 
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Die Bcr:ttunp:tusg:thrn sind je n:tch Anz:th! der \\fohnt.•inhl'iten gcst:tffclt, der 
L:tndt.•s:uneil bewegt sich in cinn Sp:1nnwcite \'On ~25,~ DJ\1 fiir Ein-/Zweibmilien
hiiuscr bis zu 2250,- D!-.1 fiir Objekte mit mehr :tls 120 \Vohncinlwitt'n. 

Die }·J~ht• des verbleibenden Ameils, den der Antr:tgstcller persilnlich zu z:thkn h:tt, 
ridnet sich ebenf:tlls n:tch der Anz:1h! der zu bq.;ut:tchtendcn Wohneinheiten. 

Dit· Ber:ttungen können nur \'On sclhst:indigen Beratern oder von Ikr:ltungsuntcr
nt·hmt·n thu·chgcfiihrt wc:rden, die die ftir den Bcr:ttungs:tuftr:tg crfnnlcrlichen F:thig
kciten besitzen und i.ibcr die notwendige Zuvcrl:issigkcit \"t.·rfiig(·n. In einem :tbschlic
gcnden kurzen Bcr:ttungsbcricln sollen die wcst.•ntlichcn Ikr:ttungscrgebnisse, wie 
Schw:tchstellen und vorgeschl:lgt.·ne Encq.;ieeinsp:tnn:lßn:thmcn, schriftlich fixiert 
werden. 

Durchführung und Abwicklung des Encrgic-Kurzber:ttungsprogr:tmms werden 
durch Richtlinien geregelt (Den Text der Ricinlinien finden Sie im Anh:tng dieser 
Broschüre). 

4.2 Encrgicbcr:ttungsförderung n::tch den Richtlinien des Hessischcn Ministe-
riums des Inncrn 

l)ic tJnter der \·or:tn~<'g:l.ngcncn Ziffer 4. t gcn:tnntcn Fdrdnm{iglic.:hkeiten künncn 
nur d::tnn in Anspruch genommen werden, wenn <:ine Fin:tm.it.·nmgc;hilfe ll::l.t'h den 
Richtlinien des Hessischcn Innenministeriums zur Fürdcrung \"011 ?\lodcrnisicrun~c; 

F.nngiecinspnrungs- und lnst:tndst.·tzungsm:tßn:thmt·n :tn \'1./ohnt,t:b:itHlcn (1\lt)derni
sicrungsrichtlinien) nicht in Fr:tge kommt. N:tch dt.·n Richtlinien des Innenministe
riums best1.·ln die }.1(iglichkeit eines st:t:tt!ichcn lkr:ltungs7.usclwsscs. sofern die Ber:t
tung im Zus:tmmenh:tn~ mit der l)un:hfiihrung \'On gdürdent·n ?\laEn;lhmen t.•rfolgt 
und dt'r Antr:tgstdler die Fördervor:tussetzungen erfüllt (Die !-.lodt·rnisicrungsricln
linicn des I Icssischcn Inncnministt·riums sind erhiiltlirh bei den 1'-bt,istr:ttt.·n (Sudt
verw:tltungen) der kreisfreien Sriidtc sowie bei den l\bgistr:tten drr St:idtc mit nH.'hr 
:tls 50000 Eimvohncrn und in :lllen i.ibrigen F:illcn bei den jeweils 7.uc;tiindigen K.reis
verw:tltungcn ). 

5. Fördcrprogramm ?.ur Encrgiecinsparbcratung für kleine und 
mittlere Unternehmen: "Encrgiekosten senken" 

Die llcssische L:tndesrcgierung untcrstÜt7.t die betriebliche Ener~ieeinsp:lrber:ttung 
für kleine und mittlere Unternehmen der gewerblichen \\firtsch:lft. ihbei soll d:ts 
Interesse der Betriebe :tn einem r:ltioncllcn Energieeinsatz durch konkrete Vorschl:ige 
flir kostend~mpfendc Encrgiecinsp:trm:tßnahmcn geweckt wcrtlt:n. I knn THKh immer 
m:tngelt es insbesondere den kleinen und mittleren Unternehmen :tn ausr~·ichemb1 
Inform:ttionen über org:tnis:ttorische, wirtsch:tftlichc 1.1nd efrizicntt.' J:.nngietechniken 
sowie über kostcnsp:trcndc Energicnut7.ung. Um Energieeinsp:trporcnti:tle optim:-tl 
re:tlisiercn 7.U können, ist eine fundierte Energicbernnmg :tngo.cigt, 7.um:tl technisch 
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c;inmolle !-.bßn:1hmen 7.llm Encrgiesp:trcn n:ttiirlich :tuch für die Betriebe \\·in~chaft· 
lieh tr:1gh:tr sein sollen. 

lhc; I lessischc ?\Iinisterium für \\?insck1ft und Technik gcw:ihrt d:thcr kleinen und 
mittleren Unternehmen der gewerblichen \'\/irtsch:tft 7.U dt.·n Kosten einer :-tnhictcl 
un:tbh:tngigen Energieberatung Vcrbilligung~7U<;Chiissc. l)ie f-föchstgren7.C d~·r r(·;l{k 

rungsfihigcn Ber:uungskostt·n bctr:igt 850 UM je T:tgewcrk. Ihs L:tnd Hess('ll k:tnn 
hier7.u einen ZmehuG in Höhe von 750 Dl\·1 je T:tgC\\'crk sowie die MehrwcnqnH·r 
gew:ihren. Pro Ber:ttung können höd1stcns die :lnteiligen Kosten von drei T:tgewn
ken crst:Htct werden. 

Näheres wird 'dtii"Ch Richtlinien geregelt (Den Text der Richtlinien finden Sie im 
Anh:tng dieser Broschüre). 

6. Förderbeihilfen für Aus-, Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen 
sowie für Informationsveranstaltungen 

Fördermittcl des Hcssischen Jvtinisteriums für \'Virtsch:tft und Technik können :tuch 
für bcrufssündischc Org:tnis:ttioncn zur Verfügung gestellt werden, die bchliche 
Aus-, J=on- und \'Vcitcrbildungsm:tßn:lhnH.'n oder lnfonn:-ttionsvcr:rnst:tltungcn 7ur 
r:ttionellcn und umweltfreundlichen Energienut7.ung durchführen. Insbesondere der 
\'\'eiterhildung bestimmter Bcrufsgruppcn, so unter nndert·m des B:tugcwcrbes, des 
lleizungsh:tndwerks, des Elcktroh:tndwerks oder :tuch dt.•s Schornsteinfcgerh:lml
wcrks, wird große Bedeutung beigemessen, d:t diese den Encrgieverbraucht.·r her.ltcn 
und fiir Pbnung. lnst:llbtion <)der Betrieb der J\nb~en ver:tntwortlieh sind. Fs 
snllt·n im \\·escntlirhen f:tchpr:~.ktische Kt.·nntnic;se weitergegeben werden, die d:t/u 
hcfihi~en, die immer komplexer werdenden Techniken bei der Encrgicvcnvrndtm~ 
7.u hd1nrschcn. N:ihcn:s wird durch Ricinlinien gnegdt. 

7. Weiterbildungsangebote der hessischcn Hochschulen 

D:1s L:1nd Hessen hat mit dem 7\Iodclh·crsuch .. \'{' eiterbildendes Studium Enn~ie
tcchnik" mit fördcrung des ßundes eine umfassende Forthildungskon7.eption 
erprobt. Die Ges:tmthochschulc K:tsscl führt diesen Studiengang in7.wischen :tls regu
l:ires \'Veiterbildungs:tn~ehot durch. l\lit diesem Angebot wird hier :lllen cinschi:i~ig 
Berufst~tigen die !-.1öglidlkcit eines berufsbegleitenden Studiums der technischen, 
ökonomischen, rechtlichen und sozi:tlcn Aspekte der r:ttiondlen Energienut7.ung 
geboten. 

Aulkrdem erhielt die Ges:lmthochsehulc K:1sscl ?\litte! des Hcssischcn f..linistcrium~ 
für \\'inseh:tft und Ted1nik zur Aus:trbcitung eines \\'eiterbildtmgsprogr:tmms ühcr 
l\l{)t,lichkcitcn der \X':irmcd:immung im I l<Khh:lu und der verst:irktcn Sobrnur?ung 
:111 Cch:tudcn. D:ts Pw~r:tmm rid1tct sich 311 d:ts cinsc.:h\:igigc H:tndwcrk, :tn An:hi-
tckten, Ingenieure, Tecllllikcr und Enngichcr:-ttn. ~ ' . . 
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R. Fachliche lkglcitung der Energieberatung durch das Institut 
\'V'ohnen und Umwelt in Darmstadt 

8.1 .,/\ rhcitskrcis Encrgichcr:ltung .. 

Die Enrr~ichcr:nung in Hessen wird durch <.i:ts YOJll Lmd fin.mr.icrH: Institut \\'<lh
m·n und Umwelt {l>:lrmscH.It) in ihrer Arbeit unt<.'rstlirzt und f:tchlid1 bq~h.·it<.'t. Dt·r 
hierzu gsbildctc "Arbcitskn.:is Encq;icbt•r:uun~;" h:tt fiir d:ts i".ustiindigc Ressort im 
Hcssischcn Ministerium fi.ir \\1irtsch:tft und Technik bcr:ncndc hmktion und soll die 
Yorh:uH.lrncn ßcr:Hungscinrichtt.tngcn aller Trägt·r 7.Uil1 Aust:lusch \'Oll Inform:nioncn 
t.HH.i lvbtcri:1licn :1nrcgcn. 

I )er "Arbcitskrcis Encrgicbcr:ttung" nimmt insbesondere folgende Aufgabt•n \\':thr: 

- Förderung des Inform:nions- und Erf:thrungs:luSt:tuschcs 7.wischcn den in IIessen 
tätigen Energicbcr:ttern 

- \'\/cit<.:rbildung der Bcr;1tcr 

- Uereitstcllung von Ucr:ttungsuntcrl:t~cn (Bcr;ltungsp;lket). 

8.2 Instrumente und M:'lteri:tlien 

lhs Institut \\fohncn und Umwelt s:unmclt~ erstellt, koordiniert und vermittelt 
Umcrb~en für die Energiebcr:uung. Hierzu 7.5-hlcn 

- Ansch:tuungsm:tteri:d (z. B. i.ibcr vorbildlich gcd:immtc \\':md-/Ihch-/Dcckt·n-
konstnrktioncn) 

-Technische Anleitun~cn für die Ausführung von Energiesp;1rm:tf~n:thmcn 

- \'i/citcrbildungsm:tteri:l! Hir Energicbcr:tter 

- Vcrf:llm.·n fiir die Aufn:1hme cnergi<.:rclc\·:tnter GrM~cn (7.. B. bei Gebäuden: 
\\':tnd:tufb:tu) 

- Bcrt•cllrltlngsmodellc für \·er:::cllicdcne Energicsp;1nn:tßn:thn1cn 

- Rct.:hcnprogr:unme für die ßl·urtcilung der \'Virtsch;lftlit.:hkcit \'Oll Encrgiesp:trnuf.\-
n:thrn<.:n 

- JJTX-Energicber:uungsprogr:~mm dt•s I·Iessischcn l\linistcriums fiir \\'irtsch;lft und 
Technik, tbs chcnf:tlls eine Uhcn:idn über dit· Fördcrmiiglirhkt·iten t'nth:ilt. 

9. Unterstützung der Energieberatung der Verbraucherzentrale 
Hessen c. V. 

Dic Vcd)r;lucherzentr:tle l kssen c. V. und die iht· :mgcschlosst·ncn lnk:tlen lkr:t
tungsstcllcn h:tbcn mit ihrer Encq;iccinsparber:nung im Bncich der pri\'atcn 1-I:tus
h;llte bereits in der Vcrg:tngcnhcit eine wichtige Aufgabe erfüllt. D:ts llcssische 
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l'.linistcrium fi.ir \Virtsch:tfr und Technik hc:thsid,tigt, durch geeignete jvl:tßn;thmt·n 
7.U cinn Effizicnz.stci~crung dit·scr Fncrgicbcr;lttmg ht•inrtr;1gcn, so unter :tndt•n·m 
durch eine UnterstÜt7.ung bei der Schulung und Fortbildung der im F.ncrgichtTcivh 
t:itigt·n Ber:ttungskr:iftc sowie bei der Verst:irkung der Üfkntlichkcits:trlwit dn \'er 
br<l u c 1 1crzcnt r:tlc. 

10. Energieberatungsstellen 

10.1 Trägerschaft der ßcratungsstellcn 

D:ts Land unterstützt die Einrichtung YOn Encrgicbcr:ttungsstcllcn. Fi.ir die \'\:irk
s:~.mkt•it der un:tbhängigen Energiebcr:ttung im Hinblick auf ihr wichtigstes Ziel, die 
Einsp:trung von nicht rq~cner:niver Primärcnergie, kommt es weniger :\Uf die lkt:tib 
der jeweiligen Tr:igcrkonstruktion, :ds vielmehr ;1uf die ßt·r:ttungsqu:~.lität :tn. D.1s 
L:tnd schreibt dJher keine besonderen Org;mi~:ttionsformen fiir dcr;1rtigc F.inriclnun
gcn vor. Vielmehr sollen bcwugt uncrschiedlichc Trägcrscluften möglich sein. Ange
strebt werden sollte eine möglichst breite Kooper::ttionsh;"t~is unter Beteiligung ktm1· 
111\Jn;"tler Gcbictskörpcr~ch;"tftcn, von H;"tndwerksorg:tnis:ttionen, priv:tten Pl:tnong~" 
büws:, \·on Sp:trtcn- und Querverbund unternehmen, des BrcnnstofOl:tndcb, \'On 

Indu<:trie- und H;lnddsk:tmmern, von Finan7icrung~institutcn und :tndcn:n Akteuren 
im lh:reich der Encrgit.'nutnmg. 

10.2 Finanzierung der BeratungssteHen durch die Träger 

Dit• Fin:tnzienmg von Bcr:ttungscinrichtungen ist durch Beitr:ige der Ko<1pcr:ttion:-:
p:trtner sicherzustellen. l);1bci muß die Un::t.bh:ingigkeit da Energieberatung \"<l1l 

einseitigen Einflüssen der Fin:tnz.gebcr in jedem F:t\l geu·:ihrt bleiben. Über die 
Inhalte der Ber:ttung. über die ller;ltungsbcdinp;ungen und über die ßer:ttung.;:in-.:tru
ment::~.rien muß gew:il~rlcistet sein, tbß eine anbictcrun:tbh:ingigc und produktneu
tr:tle Encrgicber::t.tung erfolgt. 

10.3 fördcrung von ßeratungsstcllen durch das Land 

Ihs l Icssische l\linisterium fiir Wirtsch:tft und Technik bnn :t!s Starthilfe <:inen 
einmaligen Fördcrz.uschuß für die s:ichlichc F.rst:tusst:tttun~ v0n Bcr:ttungsstdkn 
!;l'\\'?ihrcn. wenn deren hwtbest;1nd :tls st:indigc Einrichtun~ mindestens Hir die 
Dauer \'Otl drei Jahren durch den Tr:iger b7.w. die Koorcr::t.tionsp;lrtner sichergesteHt 
ist. Die Ber;1tungsste\1en st)lkn auf der Grundbgc der \'Om Hessischen 1\linistt·rium 
fiir \\'insdl:tft und Technik ;"tngcbotcncn Ikr:ttungsin h:tht· t:itig werden. Eine D.nttT
fin;ln7icrung (institutionelle Förderung) der;"trtigcr Einriclltungen k:tnn atrs L:lndn
mittcln nicht erfolgen. N?ihcres w\rd durch Ridnlinien t;ercgclt. 
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II. Energiel>cratung als Instrument der \'qirtschaftsförderung 

l)ic Lc;.qungc.·n St:l:ltlich geförderter Enl·q.;icht·r;nung sollen ni(l\t in l\.(mkurrcnz zur 
priv:nwinscklftliclicn Encrgicbcr:l.Wng st<.:hcn, wit· sie nn1 Pbmu1gs- und Ingcnicur
btiros oder vorn H:mdwcrk \\':lhrgt·nommt·n wird. Sie soll \'i<:lnH:hr durch eine 
umsetzungsorientierte Encrgicbcr:ttung :lufkliircnd in bn:itc Bn·ölkcrungsschichtcn 
hineinwirken und somit die ünlid1c \\1irtsckdt beleben. Die Projcktierung der i\hg
n:lhmcn, die Pbnung der b:wlichcn Details sowie die bchgcn:clw.: Ausfiihrung h:~uli
chcr und heiztmgstcchnischcr l--bnn:1hmen mu!S n:1ch wie \'Or in den l Linden <lu:tlifi
zicrtcr J=:lchbctrichc liegen. Die Encrgicbcr:ltungsstdlcn mi.isscn außerdem spe7.icllc 
Ber;nungskistungcn :tn kompetente Institutionen vermitteln, so 7.. B. \\':irmchcd:trfs
rechnungen bei Einb:tu von Zentr:tlhci7.unv,en, Projektierung h;1ulicher l\1;'1Gn:thmcn, 
Spacmpbnung, Finan7.icrungsbcr:ttung und :tndercs mehr. 

12. Eneroicbcratung durch Unterndunen der Encrnicvcrsor(l"ungs-o ~ ~ 

wirtschaft 

lhs L:tnd untersttitzt auch Encrgit•ber:ltungscinrichtungen Yon knmmun;'llcn und 
rq?,ionalcn Encrgic\·ersorgungsuntcrnehmcn, 7 .. n. durch Bcn.::it<itcllung \"Oll i\htcri:t
licn zur Eneq~ieberanmg. Angcstrt·ht wird eine Zus:nnmcnarbcit dieser Unternehmen 
mit anderen im Energieben~ich T:itigcn, wie 7.. B. Handwcrksorg:mis;ttioncn, kom
munalen Gebietskörperschaften, An.:hitckten, Pbncrn usw. 

13. Förderung von Hilfsmitteln für Energiebcr;nung 

J)as L:md kann :tudl Zuschiissc rür siichlichc llilfsmittd \Yic c:omputcrprogr:unmc, 
J)cmonstr:ttionsmoddle, Ausstellungen, Infornwtionsstiinde. Brmchün·n, i\lnk
bl:itter, Handbi.icher usw. gewähren. Gefördert werden könnt'n ;1uch ~bgn:-thml'll, 
die der Aufkl:irung der Öffentlichkeit iiber r:ttiondle Energien·nYl'n\lung dienen. 

14. Wer hilft weiter? 

Flir weitere Auskünfte über Fürdnung der Energieberatung \\Tndt·n Sie ~ich hitte an 

Hessischt·s l\linistcrium fiir \Vinsch;'lft und Technik, 
Rcfer:tt JV b 3 - Energieber;'ltung~fürdcnmg -
Hölderlinstr:-tße 1-3 
6200 \\1iesb:tdcn 
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!5. Veröffentlichungen des Hessischcn Ministeriums für Wirt
schaft und Technik ?.um Bet-eich Fnergicbcratung 

I. Fncq:;id)er:-ttung in lle~~cn. I hs F(lrdcrk(ln/cpt der Landesregierung. 16 S\·itcn 

2. Fncr~icher:-ttung n;1ch i\1:tß- F.in Scn-ice;utgcl'(lt des fi~I\\'T an ll:tus- un,l 
\\1ohnungscigcntümcr; F:tlthbtt des Hi\1\\"f. 

3. F.nt'rgickostcn senken- Fin:tn7icrun~srrogr:tmm de~ I Il\l).X'T zur Energicl'in..;p.tr· 
hcr;'ltung für kleine unJ mittlere Unternehmen in lles~en: I;altbbtt des l li\1\\lT. 

4. Gcsp:trte Energie- Gespartes Geld. Praktische Inrorm:ttionen 7.um vcmünftigl'n 
Energieeinip:'l.i'Cn für Mieter, Hauseigentümer und lhuherrn. Hl\1\Vf; 32 Seiten. 

5. Fm·q;ic im Hochb;lu; Energiebewußte Geb:i.udcpbnung. Leitfaden des Hi\1\\'T, 
1·~6 Seiten. 

6. Energieeinsparung in Gcb:iudcn -Ein Überblick über rorschungsrrojekte :tm 
Institut \\fohnen und Umwelt Darmst~dt Studien 7.ur Energiepolitik in Hcs:-cn 
i. /\. des I ll\1\\rf. ßc~rbeitcr: Institut \'\'ohnen und Umwelt, 70 Seiten. 

7. I Llndhuch .i\loderne Zcntr:tlhcizungstcchnik des lll\1\V'T; 38 Seiten. 

B. Encrgit·sp:tr-Inform:ttioncn des l·l:i\1\'Vf 
Nr. I Encq~iecinsparung :tn Fenstern und Außenw:inden. 8 Seiten. 
Nr. 2 \'\'ärmcJ:immung von Außenwänden mit dem \'<·':i.nncdämmvcrbundsyst<.'m 

(Thermohaut), 3 Seiten 
Nr. J Nicdrigencrgiehäuser, 12 Seiten 
Nr. 4 \\1:\rmcbrücken, 8 Seiten 
Nr. 5 Energie sparen in Mien ... ohmmgen, 12 Seiten 
Nr. 6 Wärmedämmung von geneigten Dächern I (\X'iinnt':::chut7.) 
Nr. 7 \\1:irmediimmung YOn geneigten Dächern li (Luftdichtigkcit) 
Nr. B Lüftung im \\Tohngt·bäude 

16. Ausstellungen des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft 
und Technik zum Bereich Energieberatung 

I. "Fnngiesparen, r;1tionellc EnergiC\"crwcndung" 

Die Ausstellung besteht aus 12 Sch:tutafdn (1,2 m x 0,95 m x 0,012 m). 

Die Ausstellung k:-tnn :tngdordert werden hei der Ges:tmthochschule K:tssel, 
\'?isscnschaftlichcs Zentrum l\1ensch-Umwelt-Technik (\\'Z III), Hensehel
str:tt;e 6, 3500 Kassel, Telefcm (0561) 804-.3073. 

2. "Nicdrigcnergieh:-tus« 

Die Ausstellung besteht aus acht Schaut;1fcln mit je einer Untcrtafel, sechs hHP

tafcln, Yier Demonstrationsmodellcn. 

15 

.!::> . 
1\J 

N 
CO 
w 



Die Aus:c;t1,:llun~ b7.w. ein J\usstcllun~:c;k:tt::tlog k:tnn ::Hlgt·fordcrt W(:nh:n beim 
Hcssisrhcn 1-.linisterium für \\1irtst·haft und '1\·dmik, Rcfcr;H IV h }, L:tndcsh:w . ._, 
6200 Wiesbaden, Telefon (0611)817-2283 

J. "1-.todcrncs Hci7.cn" 

Die Ausstellung bcfagt sich mit .folgenden Thcmcngruppen: 

t. Nit·dertempcraturhci7.ung 
2. Brcnnwcrtm.Jt7.ung 
3. Hei7.ungsregdung 
4. ßr:tuch\\'assersysteme 
5. ßtodernisienmg einer alten Zentralheizung 

Die t·in7.elncn Themengruppen bestehen je,vcils aus mehreren Schautafeln sowie 
teilweise aus Leuchtt:tfeln mir Fragc-Anrwort-Schaltmöglichkcitcn. 

Die Ausstellung b7.tv. ein Ausstellung.sk:ttalog kann angdoHkrt ,.._.erden bt•im 
1 Icssischen Ministerium fiir \'Vinst·haft und Technik, Rdcr:n IV h J, 6200 \\'ic~
badcn, Telefon (0611) 817-2283. 

Die Kosten für den Tr:tmport sowie den Auf- und Abluu der Au.sstdlung<.·n .sind 
vom Entleiher 7.U tragen. 

17. Anhang: Fördcrrichtlinicn Beratungsprogramme 

17.1 Kun:ber:ttungsprogr:1mm des llcs.sischcn Ministeriums Hir \\'lirtsch:tft und 
Technik iibcr cncrgiesp:trcndc M:tßnahmcn im \\'ohnhcreich: 
.,.Energieber:ttung n:teh i\bß"' 

1.1 Progr:~mmauftr:1g 

1.2 
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Zur Förderung der rationellen Energieverwendung im \\'ohnhcreich wickt·h 
d:ts lbtionalisierungskur::ttorium der Deutschen \'finsch:-tft (RK\\'), Landcs
~ruppc Hessen, (Zuwendungsempf:ingcr und Ahwickhmg~stt·llc) nach Voq~a
bt·n d<:s Hessischcn ~Iinistcriums fi.ir \Virtschaft und Technik und im Zusam
menwirken mit der Architektenk:tmmer Hessen und der Ingcniemk:1mmcr dt·s 
Landes Hcs.scn (Leitstellcn) ein cnt~prcchcndcs Ktlrzht·rawng~pro~ramm :tb. 
D:tbci \vcrden die folgenden Regelungen zu Inh:tlt und Durchfiihrun~ der 
Beratung angewandt. 

lhs Programm tunfaßt Ikratungcn im \\Tohnungsbcst:tnd, wobei durch beb
lieh quanfizierte Kurzberatungen den Haus- und \\'olmung-;cigcntiimcrn ener
~icteclmische Schwachstellen ihrer Gcb5ude bzw. \\'ohnun~t·n :tufgt.'7.eigt und 
Vorschliigc fiir energic- 1.md kostcnsp:trcndc Vcrbcsscnmgcn gemacht werden 
sollen. 

.\ 

> 

1.3 

1.4 

1.4.1 

1.4.2 

1.4.3 

1.4.4 

1.4.5 

Hcr:1tungsempfänger 

Private, gewerbliche und gemeinnÜt7.igc Haus- und \Vohnungseif;:enti.imcr, 
deren Räume sich in Hessen befinden und 7,U \\1ohnzwecken genut7.t werden. 
können sich beraten lassen. 

Beratungsgegenstand 

Gefördert werden ingenieurm:ißigc Beratungen mit Objektbegehung durch 
Architekten oder Ingenieure (Energiebcratcr im Sinne dieser Richtlinien). I )er 
Bcr:tter muß von Hersteller-, Vertriebs- ~md Anbieterintercssen unabhilngig 
und in der Regel selbständig sein sowie die erforderlichen Fachkennmisse auf 
dem Gebiet der Energieberatung nachweisen. 

Der Berater fertigt einen Beratungsbericht mit folgendem Inhalt: 
- AuOistung der Schwachstellen: 

a) Heizungs:tnlage 
b) \'V'ärmedämmung 
c) Sonstige Schwachstellen 

- 1-.bßnahmekatalog 
a) Vorgeschlagene M:tßnahmen 
b) Einsparungsschätzungen 
c) Kostenschätzungen 

- nach Möglichkeit sollte der Beratungsbericht auch eine Energiebibn7. 
(quantitative Analyse) enthalten. 

N 
Bei Neubauten werden Energieberatungen nicht gefördert; das gleiche gilt fi.ir CO 
Umbaumaßnahmen, wenn und soweit hierfür ein Architekten- oder Ingenieur- .;:.. 
V(Ttrag nach der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HOAI) 
besteht. N:tch § 15 der HOAI gehören i11 diesen Fällen Encrgicberatun~ und 
Energieplanung zu den im Gesamthonorar cntlultenen Grundleistungen dt•s 
übjektpbncrs. · 

Nicht förderfähig nach diesem Progr:unm .sind Beratungen, die n:tclt den 
Richtlinien des Hessischen Innenministeriums ,.Förderung von Modernisi{·
rungs-, Energieeinsparungs- und lnstandset7.ungsmaßnahmen an \V/ohn!!,cbiit1· 
den mit Landesmitteln" vom 9. Dezember t 987 (StAn7. Nr. 52, S. 2662) 
gefördert werden können. 

Für jedes Objekt k:t~n eine Beratungsförderung nach diesem Programm nur 
einmal in Anspruch genommen werden. 

1.5 förderfähige Ausgaben, förderumfang 

1.5.1 Die fördcrfähigen Beratungsausgaben umhsscn das Honorar des Beraters, dt·s
sen Re.isekosten, seine Ausgaben für den Bcratt.mgsbericht sowie den Vcrw:tl
tung.saufwand der Lcitstcllen. Die ivtehrwertsteuer ist nicht fördcrf:ihig und 
muß von dem ßerater selbst getragen werden. 
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1.5.2 Zu den Au.sg:tben der Ber:ttung k:tnn d:ts L:tnd Hessen Zus~.:hüsse gem:iß fol
gender T:tbcllc, :tus der :tuch der vom ßer:nencn pcrsönlid1 zu z:thlcndc Eigen
:mtcil ersichtlich ist, gewähren: 

1.5.3 

18 

Typ A: Ein-/Zwcif:tmilienh~us: 

Bcr:'ltUil!;S:'I\IS!;:'Ibcn ins~cs:tnlt: 
L:tndes:tnteil: 
Eigen:tnteil des Bcr:ttenen: 

Typ B: bis 8 \'V'ohneinheitcn mit Hciz:tnl:tge: 

Ber:ttungs:'lusg:tben insges:tmt: 
L:1ndes:tnteil: 

· Eigen:'lntcil des Bcr:ttencn: 

Typ C: bis 15 \'V'ohncinheitcn mit Heizanlage: 

ßer:ttungsausg:tben insg:cs:tmt: 
L:mdesanteil: 
Eigen:tnteil des Ber:ttcncn: 

Typ D: bis 30 \'V'ohncinheiten mit Heiz:tnbgc: 

ßeratungs:tusg:thcn insgesamt: 
L:tndcs:mtcil: 
Eigen:tnteil des Beratenen: 

TypE: bis 60 \'Vohneinhciten mit l·leiz:mbge: 

Berattlngs:tl.lsg:tben insges:tmt: 
L:tndcs:tnteil: 
Eigenanteil des ßer:ttenen: 

Typ F: bis 120 \X'ohneinhciten mit Heiz:tnlage: 

970,- !)~! 

825,- DM 
HS,- D~! 

! 260,- [)~! 

960,- [)~! 

300,- [)~! 

2200,- [)~! 

1600,- DM 
600,- D~! 

2650,- DM 
I 850,- D~! 

ROO,- D~! 

2 RSO,- [)~! 

1900,- D~! 
950,- DM 

Ber:ttungsaUS.J;:tben insgesamt: 3250,- Dl-.1 
LandcS>ntcil: 2000,- D~! 
Eigenanteil des Bcr:ttenen: l 250,- D!\1 

Bei Objekten mit mehr :tls 120 \V'ohneinheiten betr:igt die Förderquote 
(Ltndes:tnteil) bis zu 60% der Ber:nungsausgaben, höchstens jedoch 2250,~ 
DM. 

In Ausnahmcf:illen sind Energickur7.beratungen :tuch für Einzelwohnungen 
möglich, sofern die \\'ohnung nicht zentral mit l·kizcncrgie versorgt wird. Die 
förderfiihigen Ausgaben einschließlich Kur7.bericht betr:tgen 350,- Dr..t. Dnu 
gibt d:ts Land einen Förderzuschuß in J-Whc von 300,- Dr..t; der Eigenanteil 
des Beratenen beträgt 50,- Dr..l. 

1.6 Verfahren 

1.6.1 Interessenten richten ihren Bcratungs:tntr:tg direkt oder über den von ihnen 
gewünschten Ber:ner :m folgende Lcitstellen: 

- lngenicurk:tmmer des Landes Hc_c;sen 
Fr:tnkf\Jrtcr Str:tßc 5, 6200 \'V'ics!ndcn, Tdefpn (0611) 30 76 79 

oder 

~ Architektenkammer Hessen 
~b;nzcr Smßc 10,6200 Wicsbodcn, Tckfon (0611)! 7380 

1.6.2 Der Ber~ti:l'ngS:mtrag hat die For;n eines zwischen Berater und 7.U Ber:ttendcm 
geschlossenen Normvertr:tges mit den aufschiebenden Bedir:gungen, d:tß 

I. eine Fördcr7.usagc erteilt wird; 

2. der vom Beratungsempfänger persönlich zu zahlende Eigenanteil als Vor
auskasse unter dem Kenmvort ,.Energieberatung \'Vohnbereich" auf d:1s 
Konto Nummer 11340-007 der RK\(1-Landesgn1ppe Hessen bei der Hrssi 
sehen Landesb:mk (BLZ 50050000) in Frankfurt a. 1v1. geleistet wird. 

Im Vertrag wird festgelegt, daß die Beratungsausgaben erst nach Abnahme 
des Beratungsbcriclnes durch die RK\V-Landesgruppe Hessen (Abwi<.:k
lungsstellc) zur Zahlung fällig werden. In den zu verwendenden Vertrags
formularen werden u. :1. die Anforderungen n:tch 1.4.1 sowie 1.4.2 :ms
drücklich als Vertragsgegenstand definiert. 

1.6.3 Die Leitstellcn priifen, ob die Voraussetzungen und Erfordernisse der Nrn. 
1.3, 1.4.1 und 1.4.3 bis 1.4.5 erfüllt sind. Danach wird der Bcratungsvertr;lg 
mit einem ßcfürwortungsvermerk :tn die Abwicklungsstelle weitergeleitet. Bei 
entsprechender Empfehlung: der Leitstdlen erteilt die Abwicklungsstelle dem 
Antragsteller und dem von diesem benannten Bemtcr eine Förderzus:tg:e. 

1.6.-1 

1.6.5 

Unvollständige und/oder unrichti~e Angaben können die A\1fl1cbung der h)r
dcrzus:tge 7.ur Folge h:tbcn. 

Der Beratungsbericht soll inncrh:tlb von acht \'<'ochcn nach Erhalt der hlrdt·r-
7.u:-::agc vom Ber:tter der Leitstcllc in zwei Exemplaren vorgelegt werden. Diese 
leitet ihn mit einem Prüfvermerk an die Abwicklungsstelle weiter. 

Nach Ahnahme des Beratungsberichtes und der Beraterabrechnung weist die 
Abwicklungsstelle das Beraterhonorar dem Berater an. Ein Exemplar des 
Berichtes erhält der Ber:nene; das zweite Exemplar wird von der Abwick
lungsstelle drei Jahre aufbewahrt. 
Entspricht die Ber:tnmg nicht den \"On den Leitstellen zu prüfenden Anforde
rungen dieser Richtlinien, so wird der Berater ~md der Berat\:ne schriftlich 
informiert, daß eine A\Jsg:tbencrst:tttung erst nach erfolgreicher Nachbesserung 
in Betr:tcln kommt. 

~ 
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1.6.6 

1.6.7 

1.6.8 

17.2 

2.1 

2.2 

2.3 

Ist die N::~..~·hhcsscrun~ nicht möglich, so scheidet dit· Ausg:thcncTst:Htung ::~.u ..... 

Stellt ein Berater Jic unter Nr. 1.5.2 festgesetzten llonor:tr~S:üzc cimchlicf~
li(h des vom lkr:J.tllllJ;SC!llpfiingcr zu cntridw:ndcn Eigen:mtcils nicht voll in 
Rechnung, ~·l·rringt·rt sich der L:mdcs7.uschuf~ in cntSJHl'l'hcmkr llühc. 

Die I.citstcllcn crh:dtcn \'Oll der Abwickhmgsstcllc :Hif der Grundbgc \'On 

Qu:lrt:dshcridncn pro Bcr:nungsbll einen Ausg:~.bcnzuschuß zu ihrem pro
gr:unmbcdingtcn Vcrwaltungsaufw:md von höchstens 50,- D!\!. 

Die Abwicklungsstelle als zu,vcndungscmpfiingcr bc:mtragt n:H.:h Abstimmung 
mit den Lcitstcllcn beim Hcssischcn Minist<:rium für \Virtsch:tft und Technik 
bis spätestens 7.wci Monate vor j:thres::tbhtuf die r-.tittd für die vor:mssichtlich 
::tnf:t!lenden Ber:ttungen des näch:aen Jahres. 

Förderprogr:tmme zur Energieeinsparberatung für kleine und mittlere 
Unternehmen: 
.. Energiekosten senken" 

Gegenstand der Förderung 

Fürderg(.'genst::md ist die Durchführung eines Energicber::ttungsprogramms fiir 
kleine und mittlere Unternehmen in Hessen. Dieses Progr:unm umf:dh Bera~ 
tungen iiber \Virtschaftliche, organisatorische und techni~chc Fra~cn der ratio
ndlcn und umweltfreundlichen Em:rgieverwendung. 

Zu \"\·endungsempfängcr 

Zuwcndungscmpf:inger sind die Bcr:nungseinriclnungen nach Nr. 2.5.1. Sie 
wickeln die Beratungen nach den Vorgaben des Hessischcn _t,.linistcriums für 
\'\.'irtsch:tft und Technik ab. 

Besondere Fördcn·or:tussetzungen 

2.3.1 Förderf;ihig sind die Ausgaben für die Beratung von in I I essen ans:issigcn und 
rcdnlid1 sclbst:indigen gewerblichen Unternehmen, die im letzten Gesch:ifts~ 
j.1hr vor der Antr;'lg.stcllung nicht mehr ;1.ls 70 _r"tilliolll·n Int Ums:ttz h:tttcn. 

Unternehmen, die im J\lehrheitsbcsitz eines anderen Untt·rnchmens sind oder 
sclb~t die l\1ehrheit der Gesch5ftsanteile eines ::mdcrcn Unternehmens h:lltcn, 
ki)nnt.'n sich nicht bcr:ttt•n b.sscn, wenn die Summe der Um<::iti"c 70 htillioncn 
OJ\1 i.iberstcigt. Ebenso\veni~ künnen sich Unternehmen bcratt·n lassen, :tn 
denen juristische Personen des öffentlichen Rechts mehrheitlich beteiligt sind. 

2.3.2 Betriebliche Encrgieeinsp:trberatungen sollen ~lnterschicdlirhe Entscheidungen 
vorbereiten und sich n:~.ch Inh:tlt und Abbuf an den VDI~Riclnlinien "F.ncr
gicber:ttun~ fiir Industric und Gewerbe" (VDI 3922) orienticrt·n. In diesem 
R:thmen sollen insbesondere die Encrgicverbrauchssch\Yerpunkte des Unter
nehmens aufge7.eigt und die vorgeschbgcncn Encq~icsp:um:tgn:thmt'n n:tch 
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2.3.3 

2.4 

2.4.1 

ihrer \X'inschaftlichlichkcit und den 7.U erw:trtcndcn Einsparcrfol~cn bnYertct 
werden. 

Inhalt und 7.eitlid1Cr Ablauf der Beratung sowie deren wesentliche Frgt·bnis~e 
.sind in einem schriftlichen Bcr:ttungsbericht (in 7.wei Exemplaren) wiedcnugc
bcn. Er soll eine Situ:aionsan:tlysc des bcr:ttenen Unternehmens sowie kon
krete Verbesserungsvorschi:ige und Hinweise 7.u deren Realisierung cnth:tltcn. 
Ein Exemplar des Beratungsberichtes erhält der beratende Betrieb, das 7.-wcite 
Exemplar wird von der jeweiligen Beratungseinrichtung drei Jahre zu Prüf-
7.wecken aufbewahrt. 

Fördcrfähige Ausgaben, Förderumfang 

Die Höchstgren7.C der förderfähigen Beratungsausgaben beträgt RSO,- D.r-.1 J<' 
T:tgewerk. D:ts Land Hessen kann hicr7.u einen Zu.schuß in Höhe von 750,-
DM je Tagewerk gewähren. 

Der beratene Betrieb trägt einen Anteil von 100,- DM je Tagewerk sou·ie die 
ß1ehrwertsteuer. 

Pro Beratung können höchstens die anteiligen Ausg:~.ben von drei Tage"\\'erkcn 
erstattet werden. 

Förderf:i.hig sind: 

-das Beratungshonorar einschließlich Reiseko$ten und sonstige Auslagen 
des Beraters 

-die Ausgaben fiir den schriftlichen Beratungsbericht, 

und 

- .soweit die Beratung nicht durch eigene (interne) Beratungskr5fte der in 
Ziffer 2.5.1 aufgeführten Ber:Hungseinrichtungen vorgenommen wird, ::weh 
deren programmbedingter Verwaltungsaufwand. 

Die Höhe des Verw:tltungskosten7.uschusses, der pro Beratungsfall. un:tb
hängig von der An7.ahl der geleisteten Tage\\·erke, gewährt werden kann, 
beträgt im Regelfall 110,- DM. 

2.4.2 Eine erneute Beratung nach diesem Programm ist erst nach Ablauf von drei 
K:tlenderjahren möglich, und auch nur dann, wenn die weitere Beratun~ in 
unmittelbarem Zusammenhang mit energiesparenden Investitionen erfolf!,t. 

2.4.3 Betriebe von \Virtsclnftsz.weigen, die über einen eigenen, aus öffentlichen J\lit
tcln geförderten technischen Bcr::ttungsdicn:"it vcrfi.igcn, können eine ßeratonf!,S
förderung nach diesem Programm nicht in Anspruch nehmen. 

2.4.4 Bei Neubauten werden Energieber:ttun{!en nicht gcfürdert; d.3s gleiche gilt fti1 
Umbaumaßnahmcn, wenn und soweit hierfür ein Architekten- oder ln~enieur
Yertrag nach der Honorarordnung für Architekten und Ingenieure (HÜAI) 
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ht·stchc 1\I:u:h § 15 der I-IOAI gehören in diesen F:illcn ErH'rgicbcr:'ltung und 
Encrgicpl:t.nung zu den im Gcs:lmthonor:tr <.:nth:tltl·m·n Grundleistungen des 
übjcktpbncrs. 

2.5 Vcrf::Ihren 

2.5.1 Interessierte Betriebe richten ihren Bcr:ltungs:tntr:tg :1.11 folgende Bcr:nungscin
richtungcn: 

- Betriebe des Einzclh:mdcls :tn die 

BßE- Hessen Untcrnchmcnsbcr:ttung GmbH 
Junglwfstr:tße 27 
6000 Fr:1.nkfun/Main 
Telefon (069) 251024 

- Betriebe des Groß- und Außcnh::mdcls :1n die 

ßctricbsbcr:ltung 
Grof~. und Außenhandel GmbH 
Tdcm:tnnstraße 12 
()000 Fr:tnkfurt/M:tin 
Telefon (069) 7250R2 

- Industriebetriebe und sonstige hier noch nicht gen::tnntc Betriebe 

über die örtlich zuständige Industrie· und Handclsk:tmmcr 

::tn die 

R K \Y/- L:1.ndc:-gruppc Hessen 
Düs:-cldorfer Stral~c 40 
6236 Eschbornffaunus 
Telefon (06196) 495358 

ndcr direkt an die RK\'<1-L:mdcsgruppc Hessen 

2.5.2 Die Bcr:nungscinrichtungen stellen beim Hes:;ischcn t-.linisteriurn flir \Vin
schaft und Technik bis sp:itenstcns z~·ei 1\lon::tte \"Or j;1hres:~hbuf den Fördcr
:tntr:'tg für die voraussidnlich :'tnf:'tlknden Beratungl'n des nikhsten ]:thrcs. 
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4.3 Konzeption zur Förderung von Energiekonzepten 

Ziele und Schwerpunkte 
der künftigen Förderung 
von Energiekonzepten 

in Hessen 

Das Förderkonzept der 
Landesregienmg 

HESSISCHES MINISTERIUM 
FÜR WIRTSCHAFT UND TECHNIK 

4.3 



Inhalt 

1. Einleitung 

2. Zielsetzungen der Energiekonzepte 
2.1 Energiepolitische Zielsetzungen 

2.2 Struktur- und wettbewerbspolitische so"ie regionalmrtschaftliche 
Zielsetzungen 

2.3 Instrumentelle Zielsetzungen 

3. Bisherige Erfahrungen 

3.1 Quantitativer Überblick zu den geförderten Energiekonzepten 
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1. Einleitung 
Encrglckonzcpte liefern Entscheidur:.gsgrundlagcn, um Maßnahmen zur sparsamen und 
umv ... ·cltfreundlichen Energienutzung wirtschaftlich. abgcstimm:: mit anderen kommun:den 
und/oder betriebswirtschaftliehen Maßnahmen und auf eine ;m die (begrenzten) 
Ressourcen der Entscheidungsträger angcpaßtc Art und Weise durchfüilrcn zu können. 

Die Ennvicklung, Erarbeitung und Umsetzung von Energiekonzepten \vird seit 1981 \"on 

der Hcssischcn Landesregierung unterstützt Bei den ersten sechs Konzepten waren 
Aufgabcnstellung. Untersuchungsumfang und Methodenanwendung sehr breit und 
detailliert angelegt. um Erfahrungen zu sammeln. In diesen Modellkonzepten der "ersten 
Generation" wurden deshalb wnfasscnde Datenanalysen erstellt, verschiedene wissen
schaftliche Methoden erprobt und ausführliche Typologien für die Nachfrage- und 
Angebotsseite erarbeitet. 

Die Erfahrungen dieser ersten Konzepte vvurden dann dazu genutzt, um eine gczidtc, <1uf 
die spezifische örtliche Problematik abgestellte, an Praxis und Realität orientierte und 
dabei fachlich sorgfältige Methodik zu cnt ...... -ickeln. Sie erlnubt auch kleinen 
Gemeinden und Unternehmen die Entv•ricklung von Energiekonzepten ohne viel Kosten-, 
Zeit- und Personalaufwand. Dadurch konnte auch für die überwiegende Zahl der 
Konzepte dieser ,.zweiten Generation" die Fördcrquote auf SQO/o herabgesetzt v•crdcn_ 

Daneben "'~-'Urde die Enn,-icklung von Konzepten, die sich mit neuen oder besonders 
schwierigen Fragestellungen befaßten (zum Beispic1 der Biomasscnutzung), als modell-
hafte Beispiele weiterhin mit einer höheren Förderquote bedacht. Es sollte für Gebiets
körperschaften und Unternehmen ein Anreiz bestehen bleiben, sich auch mit Vorhnben N 

zu beschäftigen, die bei den zur Zeit niedrigen Energiepreisen keine kurzfristige 1\morti- 6 
sation erwarten lassen; wo aber dennoch im Sinn langfristiger Versorgungssicherheit 
heute bereits die Erprobung des technischen und org~misatorischcn Betriebs beginnen 
muß, um in einigen Jahren verläßliche und \o\-i.rtschaftlichc Systeme anwendungsbereit 
zur Verfügung zu haben. 

Nachdem bis Ende 1987 insgesamt 97 Energiekonzepte von der Landesregierung finan-
ziell gefördert worden sind und genügend Erfahrungen mit Ablauf, Ergebnissen und 
Umsetzung dieser Konzepte vorliegen, ist jetzt der geeignete Zeitpunkt, die Vorgchcns
weisc und die Inhalte der Energiekonzepte sov•:ie die Prioritäten und lv1odalitäten der 
Fördenmg von Energiekonzepten abermals einer Prüfung zu unterziehen, sie den verfin
derten energiepolitischen Rahmenbedingungen aro:upasscn und damit die Grundbgm für 
eine "dritte Generation" von Energiekonzepten zu schaffen. 

Im folgenden ""'-i.rd zunächst auf die Zielsetzungen der Energiekonzepte eingegangen (Kap. 
2). Sodann werden die Erfährungcn aus den bisherigen Konzepten und der Förderung 
summarisch ausgewertet a<ap. 3). Daraus "verdcn die Schwerpunkte für die künftige 
Arbeit und die CförderiPolitik hinsichtlich der Energiekonzepte abgeleitet (Kap.41. Im 
letzten Abschnitt CKap. Sl werden die Fördcrmodalitätcn dargeo;;tcllt. 
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2. Zielsetzungen der Energiekonzepte 

Inhaltliche Grundlage der Encrgickon7.cptc sind die energiepolitischen Ziclsct7.tmgcn, 7.u 
deren Umsetzung sie beitragen sollen. Die Energiekonzepte sind dabei im Zusammen
hang mit allen Maßnahmen zur rationellen und urnwcltfrcundlichcn Encrglcnutnmg zu 
sehen und zu bewerten, für die sie sozusagen einen wesentlichen Teil des "Fundaments~ 
bereitstellen. 

Die integrierte Betrachtungsweise der Energiekonzepte beinhaltet über den energiepoli
tischen Bereich hinaus die Beachtung von Zielsetzungen benachbarter PolitikbC:rciche. 
Neben den umweltpolitischen Zielen werden künftig vor allem struktur-. und wcttbc
wcrbspoiltische sowie regionalwirtschaftliche Ziele mit einbezogen. 

Energiekonzepte als Mittel zur Umsetzung inhaltlicher Ziele sind d:trübcr hinaus qua$i 
durch ihre "Funktion", den Umsetzungserfolg bereits im Vorfeld möglichst weitgehend 
sicherzustellen, explizit auf eine systematische Vergehensweise ausgerichtet. Mit d~r 
Erarbeitung von Energiekonzepten werden also auch bestimmte instrumentelle Ziele 
verbunden. 

2.1 Energiepolitische Zielsetzungen 

Die energiepolitischen Ziele vermitteln den Entscheidungsträgern auf der örtlichen und 
rcg1on<tlcn Ebene den Anstoß zum Handeln. Nach diesen Zielen richten sich Problem
definition, zu betrachtender Ausschnitt aus der jcv .. ·ciligen Situation und die Verbessc
rungsvorschläge. Sie stellen die inhaltlichen Bcwertungsm;~ßstäbe für die l\1aßnahmen
vorschJ;ige des Konzepts bereit. 

Die Grundziele der Energiepolitik - langfristige Versorgungssicherheit. Energieeinspa
rung. preisgünstige Energieversorgung und Umweltfreundlichkeit der Energienutzung -
sind nach \\ie vor trotz derzeit entspannter Lage auf den Energiemärkten unvermindert 
aktuell. Sie sind damit auch die zentralen Zielsetzungen für die Erarbcitung der Energie
konzepte. 

Auf die örtliche oder regionale Ebene übersetzt, mit der man es in den Energiekonzepten 
zu tun hat, werden diese Ziele wie folgt konkretisiert: 

- Erhöhung der Versorgungssicherheit durch Nutzung heimischer Energiequellen und 
durch Weitcrennvicklung von {effizienten und umweltfreundlichen) Tedmologien zur 
Energienutzung. Zu ersteren zählen auch die lokal vorhandenen, bisher nicht oder nur 
unvollständig eingesetzten Energieträger, 
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Energieeinsparung im Sinne von weniger Primärenergieeinsatz {und damit weniger 
Schadstoffausstoßl für die Bereitstellung der gleichen Energiedienstleistung (= gleicher 
Komfortstandardl bzw. rationellere und umweltfreundlichere Nutzung der eingesetzten 

Primärenergie durch verbesserte Wirkungsgrade bei der Bereitstellung der Energie
dienstleistung: 

- \drtschaftliche und finanziell tragbare Energienutzung. Dem Nutzen in form von 
eingesparter, nicht ersetzbarer Primärenergie stehen die Investitions- und Betriebs
kosten gegenüber, daraus läßt sich die Wirtschaftlichkeit einer Maßnahme ahlcitcn. 
Der Realitätsbezug der Energiekonzepte velangt, als v .. :eitcres Zielkriterium die finan
zielle Machbarkeit sowohl fU.r den Investor als auch die Nutzer (zum Beispiel die 
Mieter) einzubeziehen. 

2.2 Struktur- und wettbewerbspolitische sowie regionah .... ;rtschaftliche Zielsetzungen 

Relevante Zielsetzungen in diesen Bereichen sind die Förderung innovativer Technoln
gleentwicklung. die Unterstützung der Marktmechanismen und die Minderung rcgion:llcr 
Strukturungleichgewichte. 

Die gczielle Ausrichtung der Energiekonzepte auf moderne energiesparende und um"sclt
freundliche Teclmologien und ihre Markteinführung, die Amei1.e zur innovativen Wciter
entv .. ;cklung der Energienutzungssysteme, die dadurch \'ermittelt werden, machen Encr
giekonzcpte auch zu einem Instrument der Struktur- und Wettbe>verbspolitik. Sie 
können darüber hinaus einen strukurpolitischen Breiteneffekt bewirken, indem sie 
Marktpotentiale ausv.:eiten, transparent machen und die Marktkräfte durch verstärkten 
Wettbewerb stimulieren. Diese Anstoßvvirkungrn vor allem im ländlichen Raum zu 
erzielen, den dort vorhandenen Betrieben und Unternehmen auf diese Weise .. IIilfrn wr 
Selbsthilfe" zu geben und die Eigenentv .. icklung der Regionen zu stützen, stellt die regio
nalwirtschaftliche Komponente dieser Ziele dar. 

Die örtlichen und regionalbezogenen Vorschläge sind dabei an den zentralen Ziel$et7.un
gen der Energie-, Wirtschafts- und Regionalpolitik auszurichten. 

2.3 Instrumentelle Zielsetzungen 

,.Qualifizierte Entscheidungsvorbereitung". das heißt, eine möglichst sorgfaltige und <~hgr
stimmte Entscheidung zu ermöglichen, als instrumentelles Ziel der Energiekonzepte 
bedingt die Beachtung folgender Grundsätze: 

- den Beteiligten, vor allem den Kommunen, einen sach- und problemgerechten Einstieg, 
zur Lösung der konkreten Energieprobleme vor Ort zu geben, 

- eine möglichst sachliche und funktionale Abstimmung der verschiedenen, zum Teil 
divergierenden Zielsetzungen und Interessen der Beteiligten zu erreichen, 

- die gegebenen Rahmenbcdingungcn, das vorhandene Instrumentarium, die 
<begrenzten) Kapazitäten und sonstige einschränkende relevante Sachverhalte und Urnsct-
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zungshindernissc vOn vornherein in das Konzept mit cin:wbczichcn, um ,·crst:indlichc, 
realitätsnahe und praxisbezogene Vorschläge zu erhalten, 

- komplexe und kostenaufwendige liwestitionscntschcidungcn ,·orzukliircn und risiko
behaftete und unvvirtschaftlichc Maßnahmen zu vermeiden, 

- insgesamt einen Vorschl<tg fiir die intelligente Nutzung der örtlichen Hcssrmrccn im 
Sinne der energ1epolitischen Zielsetzungen und im Rahmen der Lcistungst:-ihigkeit der 
Beteiligten zu unterbreiten. 

3. Bisherige Erfahrungen 

3.1 Quantitativer Überblick zu den gefOrderten Energiekonzepten 

Im Zeitraum von 1981 bis Ende 1987 wurden ?.7 Energiekonzepte in Hessen finanziell 
unterstützt. Die Tabelle auf Seite 11 gibt einen Uberblick über die Aufteilung der Projekte 
nach Regionen, nach räumlichen Strukturmerkmalcn. nach Tri:igern und Inhalten. 

3.2 Beitrag der Energiekonzepte zu den inhaltlichen Zielsetzungen - Sachstand 

Die Energiekonzerte können als ein Baustein in der Abfolge der Maßnahmen wr spar
samen und umweltfreundlichen Energienutzung und - in diesem Teilhereich - auch ;~ls 
eine I Iilfe zur Mmktbclebung und 7.ur strukturellen und reg1on<tlcn VVirtschaftsstabilisie
rung charakterisiert werden. Damit diese cnergic- und wirtschaftspolitischen BcitrJgc 
erbracht werden können, muß ein entsprechendes fachliches Instrumentarium und 
Wissen vorhanden sein, die Bcachwng der Zielsetzungen muß sichergestellt sein, und die 
Umsetzung sollte soweit v.ric möglich und sinnvoll vorbereitet werden. 

Zur Erarbcitung der Energiek9.nzeptc ist fachliches Instrumentarium und Wissen in den 
Bereichen Technik, Umwelt, Okonomie und Organisation notwendig. Generell ist fcstw
stellen. daß auf allen vier Gebieten in den letzten Jahren erhebliche Fortschritte erzielt 
\\'l.lrdcn - eben ;jUch durch die Praxis der hcssischen Energ1ekonzepte -. so daß insge
samt von einem befriedigenden Kenntnisstand gesprochen werden kann. Gleichwohl 
sind noch Lücken vorhanden. 

Mangelhafte Kenntnisse und Erprobung des technischen Fachwissens sind noch in den 
Bereichen der Energiebcdarfsrcchnung. der modernen L1.ststeucr- und Hcgeltechniken 
und der Biomassenutzung festzustellen. Die an die örtlichen Vcrh;:iltnisse angcpaßte 
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Energiekonzepte insgesamt 
in Hessen 

davon: 
in Nordhessen 
in Mittelhessen 
in Südhessen 

in Verdichtungsgebieten 
in Mittelstädten 
im ländlichen Raum 

Träger der Energiekonzeptc: 
- Land Hessen 
-Gemeinden 
- Landkreise 
- Zweckverbände. Genossen-

schaften 
- Versorgungsunternehmen 
- sonstige 

Inhalte der Energiekonzeptc: 
- reglonale Konzepte 
- örtliche Konzepte 
- teilörtliche Konzepte 

- Schwerpunktthemen der teil-
örtlichen KOnzepte: 

Nahwärmezentren, 
öffentliche Gebäude 
öffentliche Gebäude 
Deponie-, Klärgasnutzung 
Biomasse, regenerative 
Energiequellen 
Sanierung. Dorferneuerung 
Bauleitpl~mung 
Industriebetriebe 

Anz<1hl der 
Projekte 

97 

26 
26 
45 

33 
7 

57 

9 
46 
11 

6 
14 
11 

8 
14 
75 

33 
14 
8 

9 
4 
4 
3 

J\ntcil an der Z\t-
wendungssumme 

<1-'t-1 "11)1\1 

100 7.4RI.O 

19 U75.4 
26 1.969.R 
55 4.141,8 

44 3.275.7 
9 698.2 

47 3.513.1 

29 2.163.0 
27 I 979, I 
27 2.051,8 

2 167,0 
9 672,2. 

6 453.2 

' 
N 

42 3.123.1 ~ 

11 1.0(,9,6 
N 

44 3.29·1.2 

42 1.389.] 
27 870,0 

5 170,8 

15 477.~ 

8 272,6 
1 4J,6 

2 70,() 
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Auslegung und Berechnung von Kr;tft-Wärme-Kopplungs;tnbgcf1, N;thw~ilmcnctzcn, 
angcpaßten Hci7..anlagen und Möglichkeiten der Abwärmenutzung können dagegen auch 
als .. plancrischcr" Stand der Tcchnik,angesehcn werden. 

Ungeachtet des aUgemeinen hohen wissenschaftlich/technischen Kcnntnisst;tndes ist das 
Niveau bei den einzelnen Ingenieur-und Planungsbüros unterschiedlich, W<IS im Einzel
fall immer wieder zu inhaltlichen Nachforderungen führt. In den vergangeneo j<1hrcn 
wurde deuauf hingewirkt 0.um Beispiel durch Seminare), daß eine m(iglichst große Zahl 
von hessischen Büros Gelegenheit zur Vertiefung der Kenntnisse und Erfnhrungcn <~uf 
dem Gebiet moderner Energienutzungssysteme erhält. 

Die methodischen Probleme zur Berechnung der Umweltaus\-..irkungcn verschiedener 
technischer Anlagenkonzeptionen sind noch nicht ausgeräumt. Die in den Energiekon
zepten vorgelegten Berechnungen und Ergebnisse befriedigten in der Regel nicht. Beson
dere Schwierigkeiten bereitet die differenzierte Berechnung und der ÄUS\'1-·eis örtlicher 
und überörtlicher Emissionen verschiedener Schadstoffe beim Vergleich Kmft-Wärme
Kopplungssysteme und konventionelle Wärme- und Stromerzeugt~ng. Das Ministerium 
hat wegen dieser Probleme bereits im vcrgnngcnen Jahr das Forschungsprojekt 
,. Umweltwirkungen von Energiesystemen" in Auftmg gegeben. 

Wirt.:;chaftlichkeitsrechnungen werfen keine methodischen Probleme auf, da sie g;ingige 
P~;txis in den Fachbüros sind. Meinungsverschiedenheiten treten hier i.ibcr die Wahl der 
Methode und die einzubeziehenden Kostendemente auf. Sie sind jedoch nicht gnmdsätz
lich bedingt, sondern ergeben sich aus den unterschiedlichen Interessenstandpunkten der 
Beteiligten. 

Die hnupts;ichlichen Diskussionen 7..\vischen den Beteiligten kniipfen ;-~n den Ann:1hrnen 
der Wirtschaftlichkeitsrechnungen an. Die Annahmen über technische Daten, Investi
tions- und Betriebskosten sind gerade bei neueren Tedmologien umstritten, da verläß
liche Erfahnmgswerte und Angaben in den Normwerken fehlen. Das Beispiel der Block
heizkraftwerke zeigt jedoch, ·wie mit fortschreitender technischer Verbessenmg auch eine 
.,Stabilisierung" in den Annahmen wesentlicher ökonomischer Daten (wie Lebensdauer, 
Instandhaltungs- und Wartungsaufwandl erfolgt. 

Unsicherheiten in den 1\.nnahmcn gibt es auch bezüglich der künftigen Preisent ... -..icklung 
der Energieträger. Angesichts weitgehend unzutreffender Prognosen in der Vcrg;mgenheit 
und des Energiepreisverfalls werden häufig nur mehr statische Rechnun~cn vorgelegt. 
Dennoch sollte auf dynamische Rechnungen mit Bandbreitenang;1ben zu den möglichen 
Energiepreissteigerungen nicht verzichtet werden. 

Kosten und Wirtschaftlichkeit als i:'\\·ei der zentralen Kriterien wr Beurteilung der 
möglichen Alternativen erfordern bei der Aufstellung der Energiekonzepte ein besonders 
kritisches Augenmerk. Die Konzepte als eine Gnmdbge ftir die Antragstellung zur Anln
genförderung werden deshalb dabei nochmals von dritter, an der Erstellung nicht betei
ligter und neutraler Stelle einer Prüfung unterzogen. 
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Das Fachwissen in bezugauf Organisation \'.'eist vor allem im Bcrr;ich Biomassenutzung 
und der angeschlossenen Logistik Lücken <mf. Zu der mangelnden Erfahrung drr r:-~ch
büros tritt das (zur Zeit nochl mangelnde Interesse möglicher Träger. Aber auch bei 
Konzepten mit gewohnter technischer Fragestellung, .,....;c zum Beispiel dem J\ufbnu einrs 
Nahwärmczentrurns, beanspruchen org;:misatorischc Fragen. wie zum Reispirl Eigentum 
und Betrieb eines solchen Zentrums, \vcnn keine eigenen Stadtwerke vorhanden sind. 
weitaus mehr Zeit als die Klärung der technisch/v..irtschaftlichen fragen. 

Die Beachtung der energiepolitischen Zielsetzungen ist formell durch die den Zuwen
dungsbescheiden des Ministeriums beigefügten Arbeitsprogramme sichergestellt. die. 
zugeschnitten auf den jeweiligen Fall, Ziele und Arb~itsschritte festlegen. Die f<~chlichc 
Begleitung während der Konzepterarbeitung und die fachtechnische Prüfung nach 
Abschluß der Konzepte sichern die inhaltliche Einhaltung dieser Auflagen. 

Die struktur- und wettbewerbspolitischen so"vie die regionalwirtschaftlichen Zielsetzun
gen ""A<"Urden explizit bisher erst in Z\-..·ei Koro::epten als eigenständige Ziele eingebracht. 
Das Energie- und Strukturkoro::ept für den Schw<~lm-Eder-Kreis ist qm:tsi als Modcllkor1· 
zept in dieser Hinsicht 1..u werten, da das fachliche Instrumentarium fiir diese fragc~tel
lung aufgearbeitet wurde. Eines der Ergebnisse des Komcpts, nämlich daß durch eine 
konsequente Einsparstrategie im Landkreis in den nächsten zwei Jahrzehnten ca. die 
Hälfte des Energieverbrauchs für Raumheizung und Warmwasserbereitung wirtschaftlich 
eingespart werden könnte und daß dadurch ca. 400 zusätzliche Arbeitsplätze in der 
Region geschaffen werden köJIDten, best5tigt die enge Verbindung zv..rischen Ein~p~nn<lß· 
nahmen und Marktpotential für regionale Betriebe, vor allem des Bau- und Instnll<'ltion~
handwerks. 

Energiekonzepte sind ihrem Wesen nach zunächst nur unverbindliche Ausarbeitungen; 
der eigentliche Beitrag zu den energiepolitischen Zielen wird erst mit der Umsetwng der 
als sinnvoll erachteten Maßnahmenvorschläge erreicht. Die Vorlage eines Energiekon
zepts hat in der Regel auch die Durchführung von Maßnahmen rur Folge. wenngleich 
dies oftmals ein langwieriger Prozeß ist. Aber auch die Konzepte lca. I 5 der bisher 
fertig~estelltenl, denen keine unmittelbare Investitionsentscheidung gefolgt ist, können 
nicht pauschal als ,.Mißerfolg" im Sinne encrgicpolit1scher Ziele gewertet werden. Sinn 
und Zweck des Energiekonzeptes sind nicht Investitionen um jeden Preis. sondern die 
sorgfaltige Vorbereitung machbarer Maßnahmen und die Vermeidung unwirtschaftlicher 
Investitionen. 

In diesem Zusammenhang ist auch der zeitliche Aspekt der Konzepte und KonzcptYnr
schläge zu betrachten. Die meisten der bisherigen Konzepte Cvgl. Kap. 3.1> gehen \·on 
einem sachlich und räumlich eng begrenzten Problembereich aus, der gt,rfs. um eini~c 
von der räumlichen Nähe und der Nutzungsstruktur gi.instige Gebäude und Einrich
tungen erweitert wird. Die vorgeschlagenen Lösungen sind dergestalt, daß sie rebti'" 
kurzfristig umgesetzt werden können und auch werden. Damit sind die Energieprobleme 
in den Gemeinden aber noch nicht abgehnkt. Auf der anderen Seite sind längerfristige 
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strategische Übcrl;~mgen, Stufenpläne für einen mittel- und bngfristigen Zeitrahmcn, 
mittelfristige Umset7.ungspl:unmgcn für neue Tedmologien unJ Otg;misationsformen 
zwar in den meisten; zur Zeit noch lnufcnden größeren Konzepten enthalten, die 
konkreten Aus:ubcitungcn und die praktischen Erfohrongen liegen jedoch noch nicht 
vor. Dieser Aspekt ist vor allem auch für den Einsatz innov<Jtiver Tedmologien von 
Bedeutung. 

Insgesamt k3nn festgestellt werden, daß Energiekonzepte eine geeignete Vorgchcnsweise 
darstellen, sowohl die energiewirtschaftliehen als auch die in diesem Zus<1mmcnhang 
rclev;mten wirtschaftspolitischen Zielsetzungen angemessen einzubringen und daß das 
fachliche Wissen und Instrumentarium für die technisch/wirtschaftlichen Optionen und 
deren Bc\' .. ·ertung nach den Zielen im großen und ganzen vorhanden ist und angewendet 
\'l.rird. Verbesserungen bzvv. vertiefte Betrachtungen sind in folgenden BcreichCn noch 
anzustreben: 

- methodisch: Energiebedarfsrechnungen, Umweltauswirkungen 

- fachlich: Technik und Organisation der Biomasscnutzung. generell Organisations-
formen 

- konzeptionell: mittel- und Hingerfristigc Konzepte auch für Gemeinden, mittel- und 
längerfristige Konzepte für innovative Technologicn, Einbeziehung der örtlichen und 
regionalen Wirtschaft U'otentiale und Maßnahmen) 

- Spezialfragen lzum Beispiel Energienutzung im Verkehr>. 

3.3 Erfüllung der instrumentellen Zielsetzungen und Grundsätze - Saehstand 

Als wesentliche Funktion der Energiekonzepte vvurde die qualifizierte Entscheidungs
vorbereitung beschrieben. Damit im Zusammenhang sind die Probleme mehr praktischer 
Natur 7.u sehen, die aus den gegebenen Rahmenbedingungen resultieren und deren 
Lösung bei der Entwicklung der Konzepte und später auch bei der Durchfühnmg der 
Maßn<1hmen oft mehr Aufwand bereitet als die der fachlich/snchlichen Schwierigkeiten. 
Als wichtigste Probleme seien genannt: der mangelhafte Inform<ltionsstand, die nicht 
problemgerechte Organisation, die unzureichend geregelten Zust5ndigkciten und der 
knappe finanzielle Spielraum. 

Die Probleme bei der Aufstellung der Energiekonzepte beginnen mit den m;mgclnden 
Informationen und Unterl<'tgen der öffentlichen und priv;ttcn Licgcnsch;Jftscigcntümcr 
über Gebäude und Anlagen, Energiebedarf und -verbrauch, was die Datenermittlung 
sehr erschwert. So haben sich vor allem Gcbietskörpersch;tften mit der Energienutzung 
in ihren eigenen Gebäuden bisher kaum beschäftigt. Viclf;1ch fehlt es auch <~n fadnvissen 
und Kompetenz dazu. 
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Die Oberfinanzdirektion und die Hcssische Zentrale für Datenverarbeitung h:1hcn 
gemeinsam ein Datenverarbeitungs-Verfahren wm Erfassen und Auswerten der Lnngie~ 
kenndatenvon Gebäuden <EKGeb) enn"-ickelt. F~" crmC)glicht die jtihrlichc Kontrolle des 
Energieverbrauchs der Objekte und Gebäude und einen Vergleich mit dem hcrcchncren 
I Ieizenergieverbrauch, um gezielt Maßnahmen zur Senkung des Energi.everbr<Juehs 
einleiten zu können. Ursprünglich ffu die Landesliegenschaften entwickelt, wird das 
Verfahren demnächst auch den Gebietskörperschaften in modifizierter Form zur 
Verfügung stehen. 

Unzureichende Information führt oftmals auch zu Skepsis gegenüber neoen VorschWgen. 
vor allem wenn sie die Versäumnisse der Vergangenheit offenlegen und wenn sie nicht 
den bisher verfolgten technischen und verfahrensmäßigen Konzeptionen entsprechen. 
Besonders ausgeprägt ist diese Skepsis natürlich bei solchen Tcchnolog1en. deren 
Anwendungsreife und Betriebssicherheit noch nicht einwandfrei nachprüfbar sind (zum 
Beispiel bei Anlagen zur Nutzung der Biomasse>. 

~Sparsame Energienutzung" ist als explizite Aufgabe in der Venvaltung relativ neu. Die 
bisher fehlende eindeutige Aufgabenzuweisung führt dazu, daß sich niemand d<lfi.ir 
verannvortlich fühlt. Es handelt sich außerdem um eine typische Querschnittsaufg~be. 
die mehrere Verwaltungsbereiche berührt Selbst ein engagierter Mitarbeiter kann sich. 
wenn er über keine zureichene Kompetenzzu ... veisung verfügt. dann oft gegenüber den 
etablierten Bereichen nicht durchsetzen. 

Komplizierte Zuständigkeiten und Trägcrschatten können auch im privat•virtsch~ftliehen 
Sektor Sch\vierigkciten bereiten. Ein Beispiel dafür sind die 1.um Teil sehr komplexen 
Eigentums- und Betriebsführungsverhältnisse bei vorhandenen Fernwärmevcrsorgungen 
von (größeren) Wohnsiedlungcn. Technisch-v•irtschaftlich vernünftige Vorschläge zur 
Verbesserung der oft desolaten Verhältnisse sind dann kaum realisierbar. 

Nicht zulct7.:t stellt der knappe finanzielle Spielraum der Gebietskörperschaften ein 
Hindernis zur Dttrchführung sinnvoller cnergiespmender Maßnahmen, die oft einen er
hebliehen Kapitalaufwand zu Beginn der Maßn<Jhme erfordern, dar. Umgekehrt ist rs 
nach der Erfahrung keineswegs so, daß bei vorhondener finanzieller Liquidit~it und/oder 
Fördcrmitteln damit alle Hindernisse aus dem Weg geräumt sind. 

Die Energiekonzepte sind von der Verfahrensweise und den Grundsätzen so angelegt. 
daß sie die dargestellten Probleme von vomeherein einbeziehen und versuchen, sie auf 
eine angemessene Weise zu lösen. Die wichtigsten Verfahrensweisen dazu werden im 
folgenden dargestelll 

Es ist wniichst zu betonen, d:1ß die Erarbcitung von Energiekonzepten und R_~fs. die 
spätere Umsetzung der Vorschläge eine freiwillige Veranst;1ltung der betreffenden 
Gebietskörperschaft und/oder des Versorgungsunternehmens ist Dementsprechend sind 
ihre Entscheidungen hinsichtlich der Bev ... ·ertung der Vorschläge und der weiteren Vorgc
hensweise ausschlaggebend. Die Bestrebungen der Energiekonzepte zielen konsequenter-

IS 

N 
'.0 
.". 

' ' 



weise auch nicht in 'die Richtung des Einsatzes einer bestimmten T cchnologic oder eines 
bestimmten Energieträgers, sondern auf die möglichst umfassende InformJtion der 
Entscheidungsträger und der sonstigen Beteiligten über alle vorhandenen Möglichkeiten 
und ihre Kosten und Nutzen. Die Betonung dieser beiden Aspekte, der Freiwilligkeit und 
der "Konzepte der Beteiligten", haben viel dazu beigetragen, daß in liessenderStreit um 
die Federführung bei den Encrgickonzeptcn, der in der bundesrepublikanischen Diskus
sion breiten Raum einnahm, gar nicht erst aufkam. 

Die fachliche Erarbcitung der Energiekonzepte erfolgt in der Regel durch ein externes, 
neutrales Ingenieur- oder Planungsbüro. Es wird aber aus den gcmmnten Gründen Wert 
darauf gelegt, daß ein .,Counterpart" in der Vcnvaltung die Bearbeitung begleitet und die 
von der Venvaltung crfordcrlid1en Arbeiten <zum Beispiel Bereitstellung von Daten) 
entweder :;elbst erledigt oder koordiniert Damit wird eine schrittweise Einführung der in 
der Vervvaltung zuständigen Personen erreicht, die die Aktivitäten später nach Abschluß 
des Konzepts selbständig weiterführen können. Daß diese verwaltungsmäßige Veranke
rung erfolgreich ist, belegen mehrere positive Beispiele. 

Alle größeren Energiekonzepte erhalten darüber hinaus zur Aufl::tge, eine projektbeglei
tende Arbeilo;gruppe einzurichten, in der alle Beteiligten regclm5ßig zusammentreten und 
die einzelnen Arbeitsschritte und -ergebnissc diskutieren. Die Erf<1hrungen mit solchen 
Arbeitsgruppen sind durchweg positiv. Nicht nur kommt die sachliche und zum Teil 
kontroverse Diskussion den fachlichen Vorschlägen der Energiekonzepte zugute, sondern 
es gelingt in diesem Rahmen, die Beteiligten zu gemeinsamen Aktivitäten zu motivieren. 

Auch die kontinuierliche Unterrichtung der parlamentarischen Gremien über die Fort
schritte und Ergebnisse der Konzepte vvird angestrebt. Dieses hat Vorteile und Nachteile 
für die Konzeptcntvvicklung. Vorteilhaft ist die friihzcitige Infornwtion. Dadurch besteht 
ausreichend Zeit für die Gremien, sich mit den Sachfragen bekannt zu machen und die 
Vorschläge zu diskutieren. Nachteilig kann sich zum Beispiel auswirken, wenn eine 
frühzeitige Festlegung auf bestimmte Optionen erfolgt, von der dann nur mehr schwer 
Abstand gewonnen werden kann. 

Die Lösung der angeführten organisatorischen und finanztechnischen Schwierigkeiten 
gehört zum Aufgabenkatalog der Konzepte (vgl. dazu Kap. 3.2). In Anbetracht der 
begrenzten finanziellen und personeBen Kapazitäten 'Nird den Gebietskörperschaften 
generell eine stufenweise Vorgehcnswcise zur Lösung ihrer Energieprobleme empfohlen: 
als .. Einstieg" sich zunächst mit naheliegenden, kurzfristig zu lösenden und überschau
baren Energieproblemen in ihren eigenen Liegenschaften w betätigen und ggfs. nach 
und nach die längerfristigen, komplizierten und mit mehr Risiko verbundenen Angele
genheiten in Angriff zu nehmen. Dies ist der übliche Aufbau der Energiekonzepte der 
Kreise und wird so faktisch auch in den größeren Städten gchrindhabt. 

Die geschilderten Verfahrensweisen haben sich, auch in ihrem Zus:1mmenwirken, 
bewährt und werden beibehalten \..,.·erden. 
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3.4 Auswertung der bisherigen Konzepte nach Regionen 

Wie aus der Tabelle in Kap. 3.1 ersichtlich, \\l.1rde die überwiegende Zahl der Energie
konzepte in Gemeinden Südhessens aufgestellt Dorthin floß ;mch der Großteil der 
fördermittel für diesen Programmbercich, wenngleich die Relationen hier durch das 
Regionale Energieversorgungskonzept Rhcin-Main, das allein ca. ein Siebtel der 
gesamten FördemUttel für Energiekonzepte beansprucht hat, verzerrt werden. 

In Mittelhessen als fl~chel)mäßig kleinstem Rcgierurlgsbczirk wurden ebensoviele 
Konzepte v .. ie in No"rdhessen unternommen. Darüber hinaus kann Mittelhessen von der 
Themenstellung seiner Energiekonzepte als der aktivste und inn<'l\·ativste Bezirk gcltrn. 
So werden bis auf drei alie Modellkonzepte zur Biom::tssenutzung dort durchgeführt. 
Außerdem ist die Struktur der Konzepte dort am ausgewogensten: sowohl die Land
kreise als auch die größeren Mittelstädte sowie kleinere Gemeinden. städtische Vcr~nr
gungsunternchmcn und sonstige Unternehmen engagieren sich bei der Entvvicklung der 
Konzepte. 

In Nordhessen dominieren einerseits die Stacltvverkc, andererseits kleinere Gemeinden 
bei der Aufstellung der Konzepte, wobei übcn,iegcnd die .,traditionellen'' Aufgabcmtd
Iungen, nämlich .. Energieeinspanmg in öffentlichen Gebäuden" und "Aufbau eines 
Nahwärmezentrums", zum Tragen kommen. In Südhessen sind sowohl Landkreise, die 
Großstädte bz:w. deren Versorgungsunternehmen als auch Gemeinden mit und ohne 
eigene Stadtwerke aktiv, wobei eine gey.,issc Konzentration im Rhein-Main-Neckar Ent
wicklungsband vom Hochtaunus bis zur Bergstraße festzustellen ist. 

Nach der ersten Phase mit den beiden größeren Konzerten der Verdichtung::;gebietc 
Kasse] und Rhein-Main ist es in der Folgezeit gelungen, den Schwerpunkt der Konzrpt
fördcrung mehr und mehr in den ländlichen Raum zu verlagern. Insgesamt findet mehr 
als die Hälfte der Energiekonzepte sowohl von der An1..ahl als auch der fördersumme 
her in Gemeinden des ländlichen R<:!ums statt. Das entspricht auch der Problembge. 

Im Zonenrandgebiet (Kreise Werra-Meißner, Hersleld-Rotenburg. Fuldal sind 10 
Konzepte durchgeführt worden. 

Der ländliche Raum ,vjrd im Mittelpunkt der künftigen Politik in diesem Bereich stehen. 
Hier ist insbesondere die Verbindung mit Bestrebungen zur Wirtschaftsförderung zu 
suchen. Das heißt, die Energiekonzepte sollen zum einen explizit die Beiträge sprtrsmnrr 
und umwcltfreWldlicher Energienutzung zur wirtschaftlichen Entv.ricklung in den 
Gemeinden und Regionen aufzeigen. Zum zv•leiten sollen in geeigneten Konzepten 
Vorschl~ge ent\vickelt werden, die abzielen auf bessere Informationsvermittlung zu den 
Betrieben. deren fachliche Weiterbildung. Zusammenarbeit mit den Betrieben sowohl 
des Anlagenbaus Czum. Beispiel beim Einsat7. innovativer Technologlen) als auch des 
Handwerks. 
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3.5 Erfahrungen der Fön.lcrpolitik 

Die Förderung der ~crg1ekonzeptcntwicklung durch die l..andcsrcgicmng darf nicht nur 
mit der finanziellen Förderung gleichgesetzt v ... ·erden. !v1indcstens ebenso wichtig ist die 
fachliche Unterstützung der L:mdesre~rienmg. 

In finanzieller Hinsicht wurden im Zeitraum von 1981 bis Ende 1987 insgcs;1mt ca. 7,5 
Mio. DM an Zuwendungen für die Erarbeitung von Energiekon7.cptcn vcr!!,chcn. Die 
Förderung der ersten Konzepte war rdativ hoch und konnte d:mn im Zuge der "7:wciten 
Generation" der Konzepte auf soq6 Regelförderung Cbei Modellkon7epten: 80%> 
gesenkt werden. Daneben gab es Konzepte, die zu 100 qu bczuschußt wurden: neben den 
Konzepten für landeseigene Einrichtungen ..,.,.aren dies in der ersten rhase die beiden 
Konzepte im ländlichen Raum <Grebenau, Friebertshausen>, später das Energ1c- und 
Strukturkonzept für den Schwalm-Edcr-Kreis und das Modellkonzept Stodtallcndorf 
wegen ihrer besonderen Aufgabenstellungen. . 

Die finan7Jelle Förderung hat den z..,•.:eck, potentiellen Investoren fi.ir rationelle und 
umweltfreundliche Energienutzung <Gebietskörperschaften, Versort,rungsunternchmcn, 
sonstige Unternehmen und Institutionen) Anreize zu geben, 

- die Probleme der Ener@enutzung in ihrem Verantwortungsbereich in Angriff w 
nehmen und neben rein betriebswirtschaftliehen Kriterien auch \'olkswirtschaftliche 
Gesichtspunkte in ihre Entscheidung einfließen zu lassen, 

- die Vergehensweise so zu strukturieren, d<Jß die Entscheidungstindung so rationell 
und nachvoll7iehbar vvie möglich gestaltet wird. 

Daneben sollte die höhere Förderung fi.ir die Modellkonzepte die Entscl1cidungsträger 
anregen. sich auch solchen Problemlösungen zu widmen, die erst mittel- und Uingcrfristig 
relevant werden. 

Diese Zwecke sind erreicht worden. Die hohe Resonanz auf das förderprogramm und 
speziell ~mf die Fördenmg der Energiekonzepte spricht dafür. Der hohe Anteil der 
tatsächlich umgesetzten Energiekonzepte beweist die ernsthaften Bestrebungen der 
Zuwendungsempft:inger, die Förderung nicht für um·crbindliche Schubladenprojekte und 
wohltönende Absichtserklärungen in Anspruch genommen zu haben, sondern zur echten 
Verbesserung der Energienutzung und der Umv·:cltbedingungen beitragen zu wollen. 

Dieser Erfolg der finanziellen Fürdenmg ist jedoch nicht denkbar ohne die parallele 
fachliche Unterstützung. Diese Unterstützung impli7iert im einzelnen: 
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im Vorfeld: Beratung zum Beispiel einer Gemeinde über den prohlcm<td;iqu;Jtcn 
räumlichen und sachlichen .. Zuschnitt" des Konzepts, Abschätzung der möglichen 
tcchnis~~en und organisatorischen Alternativen, Gespräche mit den sonstigen Betei
ligten, Uberlegungen zusammen mit der Gemeinde zu geeigneten fJchbiiros und zur 
Vorgehensweise, Aufstellung des detaillierten Arbeitsprogramms für das rreil-lEncr
giekonzept: 
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- Antr2g der Gemeinde, formale Bearbeitung des J\ntrdgs und Erstellung des 7.uwcn
dung~bescheids; 

- während des Projekts: f<~chliche Begleitung und gcfs. Mitv .. :irkung in den projektbe
gleitenden Gremien (i\rbeitsgnlppc, Beirat), fachlicher Kommcnt:lr zu den Zv·:i<>ciH'nb(·" 
richten. Unterstützung der Gemeinde bei der Koordination der Beteiligten, Vermitt
lung des Erfahrungsaustauscheswanderen Energiekonzcptcn. ggfs. Vermittlung hci 
auftretenden Konflikten, erste Gespräche zu Jen M(iglichkeitcn der Umsetzung der 
Vorschläge: 

- n;1ch Abschluß des Konzepts: fachliche Prüfung des Endherichts. g__l!j"s. Mitwirkung l'ci 
Präsentationen der Ergebnisse in der Gemeinde, Mithilfe bei der Vorbereitung der 
Umsetzung der Vorschläge. 

Fachliche Unterstützung ~rde fallweise auch von anderen Institutionen geleistet, so vom 
Institut Wohnen und Umwelt. 

Die Erfahrung zeigt, daß gerade bei der oftmals mangelnden Information der Gcbictskfir
perschaften und den erforderlichen Abstimmungen zvv'isehen den verschiedenen Interes
sen und Zielsetzungen eine fachliche Begleitung durch eine neutrale Institution, wie sie 
das Ministerium in diesem Fall darstellt. un\'erzichtbar ist. Ohne diese fachliche Unter
stützung würde auch die finanzielle Förderung der Energiekonzepte nicht wirks<~m. 

Deshalb wird auch künftig die fachliche Unterstützung auf jeden Fall beibehalten. Die 
fin<~nzielle Förderung wurde in bezug auf Förderiohalte und -quoten überprüft, 

im,;eweit bei bestimmten Förderiohalten = Aufgabenstellungen die Methoden und 
Erkenntnisse inzv~~;schen sov·:eit fortgeschritten sind. d<~ß die finanzielle Förderung 
d.es Staates als Anreiz nicht mehr in dem M<1ß ..,."·ie bisher notv.·endig ist, 

- inwie\\'eit bei anderen Aufg<tbenstellungen dagegen von den o.a. inh<Jltlichcn Zielset-
zungen her gesehen noch zu wenig .,von selbst" und durch den Markt geschieht. sn 
daß hier noch eine wbstanticlle staatliche Förderung gcrcchtfertibrt erscheint. 

4. Ziele und Scln-:erpunkte der künftigen Arbeit und der Förderung 

Aus dem dargestellten Wissens- und Erfahrungsstand ergibt sich ein bestimmter Rahmen 
für die künftige Arbeit und die förderpolitik hinsichtlich der Energlckonzepte. Die 
Aufg;~.ben differenzieren sich insofern, als neben der fachlichen und finanziellen Untcrstii!
zung "veiterer Energiekonzepte verstärkt die Aufbereitung und die Vermittlung der 
Erfahnmgen aus den bisherigen Konzepten (vgl. Kap. 4.D treten muß. 
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Aus dem Rahmen ·für die Förderpolitik Cvgl. Kap. 4.2.21 kristallisieren sich als Konse
quenz aus den Erfahrungen und aus den dargestellten Zielsetzungen besondere Arbeits
und Fördcrschv.:erpunkte (vgl. Kap. 4.2.1) heraus, denen über die allgemeine Arbeit ~n 
der W citcrentwickfung der Konzepte hinaus besonderes Eng;t~cment gewidmet werden 
wird. 

4.1 Aufbereitung und V crmittlung der Erfahrungen aus den bisherigen Energie-
konzepten 

Die Durchführung der knapp 100 geförderten Encrg1ckonzepte. die zum Teil noch in 
Bearbeitung sind, erbringt n;:tlurgem~iß eine Fülle von Erf;thrungen sowohl im I Iinblick 
auf fachliche Methoden und Ergebnisse als auch auf Vergehensweise und Umsetzung. 
Hinzu sind die Erkenntnisse zu 7""",hlcn, die mit der Entwicklung von Energiekonzepten 
in anderen Bundesländern und im benachbarten Ausland gesammelt wurden und die 
zum Beispiel über den jährlich stattfindenden Erfahnmgsaustausch, org:misicrt von der 
Kernforschungsanl<tge jülich, zugänglich sind. 

Dieses reichlich vorhandene Material wird systematisch aufgearbeitet werden. Diese 
Aufbereitung wird so erfolgen, daß das Material je nach Bedarf unter verschiedenen 
Gesichtspunkten schnell und umfassend ausgewählt und zusammengestellt werden kann. 

Eine Vermittlung der Erfahrungen erfolgt quasi bei jedem Gespräch mit interessierten 
Gebietskörperschaften und Unternehmen. Durch Vorträge der Ivlitmbciter des Ministe
riums sind die Vergehensweise und die Inhalte der Energiekonzepte auch in größeren 
Kreisen vorgestellt worden. Darüber hinaus wird aber eine weitere, systematische 
Vermittlung erfolgen, die auf dreierlei Weise geschehen kmn: 

- Gespräche in einem größeren Kreis 

- Veröffentlichungen 

- Veranstaltungen. 

Gespräche in einem größeren. nichtöffentlichen Kreis können zum Beispiel mit Venrc
tern von Institutionen und/oder Unternehmen in einem region<ll begrenzten Bezirk 
geführt \verden. Darin kann - je nach Wissensstand und Interessenlage der Teilnehmer 
- zunächst für Verständnis der kommunalen Energiefragen geworben werden, es können 
die praxisnahen und problemorientierten Inhalte und die Vergehensweise der Energie
konzepte erläutert sowie die Erfahrungen vermittelt \\'erden. Diese Gespräche sollen 
einmal dazu genub:t werden, in laufenden Konzepten die Verbindung zur örtlichen und 
regionalen Wirtschaft zu intensh·ieren, zum Z\veiten die Teilnehmer fiir die I\1itarbcit in 
konkreten Projekten zu gev.innen. Von besonderem Interesse ist dies bei den Schwer
punkt;>ktivitäten (,·gl. Kap. 4.2.1), 

Über die V('r0ffentlichung einzelner, besonders beispielhafter EnC'rg1ckonzeptc hin;1us 
sind vor nllem Veröffentlichungen zu Teil:tspekten vorgesehen, deren Grundbgen durch 
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die systematische Aufbereitung der Energiekonzepte geliefert werden. Folgende Vcriif
fentlichungen sind zum Beispiel denkbar: 

- zu der geeigneten Vergehensweise und den anzuwendenden Methoden, zugc:-:chnittcn 
~uf bestimmte Zielgruppen, wie zum Beispiel Gemeinden, die ein Energ!ekonzcpt 
erstellen woJlen, 

- zu einzelnen inhaltlichen Schwerpunkten (zum Beispiel Nahv·:ärmekonzepte , öffent
liche Gebäude, Nutzung spezieller lokaler Energlcquellenl eine Zus<~mmenstellung au:o: 
einzelnen bcispidhafiCn Energiekonzeptcn, die entsprechend aufbereitet VYUrdcn, 

- zur Umsetzung ebenfalls Auszüge aus bcispirlhaften Energiekonzepten mit der Dar-
stellung der Umsetzungsprobleme und -Iösungen. 

Die 11l.emen für öffentliche Veranstaltungen sind im Prinzip ebem:o z.u gcst~ltcn wie die 
Veröffentlichungen, wobei sich eine parallele Vergehensweise empfiehlt. Zusätzlich ergibt 
sich hier die Möglichkeit, regionale Präsentationen zum Beispiel in Zus:1mmen<lrbeit mit 
dem je\veiligcn Kreis zu veranstalten. Auch sollten die Erfahrungen von außerhalb 
Hessens nutzbar gemacht werden (vvie zum Beispiel bei der Tagung des Wirtschaftsmini
steriums in Zusammenarbeit mit dem Danish Bo<1rd of District Hcating über Fernwär
meversorgung in Dänemark im Frühjahr 1987). 

Aus der Fülle der Möglichkeiten werden als erstes v.-..·ei konkrete Vorschläge verfolgt, 
die insbesondere das Ziel der sparsamen Energienutzung betonen und dmühcr hin;mo;; 
zum strukturpolitischen Ziel der Unterstützung des ländlichen Raums beitragen: 

- Auswertung und Weitervermittlung der Ergebnisse aus Energiekonzepten für öffent
liehe Gebäude 

Ländlicher Raum - Wirtschaftsförderung durch Energlecinsparung. 

Ent<;prechcnde Veröffentlichungen und Veranstaltungen dazu werden durchgeführt 
werden. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen erfordern keinen hohen Kostcn<lufwand. Die Vermitt
lung der Erfahrungen auf die dargestellte Art und Weise erscheint insgesamt als eine 
sehr wirksame und nicht zuletzt kostengünstige Hilfe. Ziel der Maßnahmen muß es sein. 
die Gebietskörperschaften und Unternehmen mehr und mehr in die l.age zu versetzen. 
die kommunalen Fragen der Energienutzung in der cL1rgcstellten \"'eise selbständig ;tn7.U·· 
packen und zu lösen. 

4.2 Arbeit und Förderung hinsichtlich neuer Energiekonzepte 

Neue Energiekonzepte und auch die Förderpolitik hinsichtlich neuer Konzepte kiinnen 
insgesamt auf dem breiten erreichten Erfahrungsspektrum aufb~tlCn. Die sta;1tlichc Hilfe 
für die Ent\' .. icklung der Konzepte wird - mit einigen Ausnahmen - auf etwns nicd-
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rigerem Niveau als bisher fortgesetzt werden. Sie wird aber vor :1llcm gezielt dort 
Schwerpunkte setzen, wo diese encrgic- und \',·irtschaftspolitisch besonders \\iinschcns
wert ist und/oder wo noch bcsondcr.e Defizite bestehen. 1m folgenden v.-ird wn~ehst auf 
diese ScJw.rerpunk.tc eingegangen und sodann der allgemeine Rahmen für die Förderpo
litik beschrieben. 

4.2.1 Schwerpunkte der künftigen Aktivit1iten 

Die Akti\'itäten werden sich auf folgende Arbeitsschwerpunkte konzentrieren: 

- in bezugauf die inhaltlichen Zielsetzungen: die Betonung der 15ngcrfristigcn Aspekte 
<Versor&'1.mgssichcrhcit), der struktur-und wettbewerbspolitischen sowie reg1onalwirt
schaftlichen Zielsetzungen, 

- in bczug auf die Inhalte: Einsatz der örtlich und regional \'Orh::mdencn Energieträger 
SO\'v·ie die Entwicklung und der Einsatz innovativer Tcchnologicn einschließlich der 
organisatorischen Konzeptionen, 

- in bczug auf die Träger bZ\v. Beteiligten: die reglonalcn Versorgungsunternehmen so-
wie die örtliche und regionale Wirtschaft, 

- in bczug auf die räumlichen Strukturmerkmale: der ländliche Raum. 

Bei der Verfolgung der inhaltlichen Zielsetzungen in den Energiekonzepten wurde ein 
gc\\·isses Defizit bei der Betrachtung der längerfristigen cnergiewirtsch<tftlichen Asrckte 
\vie der Versorgungssicherheit festgestellt. Die explizite Einbeziehung \\'irtschaftspoli
tischer Zielsetzungen wurde als wünschenswert dargestellt, da der Energiehereich <tuch 
auf der örtlichen und regionalen Ebene imstande ist. struktur- und \\'Cttbcwerbspolitisch 
positi\'e Signale zu geben. 

"Längerfristige Versorgungssichcrhcit" ist sowohl <tls technische Siched1cit im Sinne \'Oll 

anwenc.Iungsbereiten, funktionierenden Anlagensystemen als <1uch <tls ökonomische 
Sicherheit w verstehen, das heißt, d<tß auch l:ingerfristig be7 ... ahllmrc Encrgictriigcr und -
systcme in allen Teilräumen des Landes zur Verfügung stehen müssen. 

Mlt den struktur- und \vettbe\"·:crbspolitischen SO\'\.-ie den rcglonalwirtsch<Jftlichen Zielen 
verbunden ist die Unterstützung der meist kleineren bis mittleren Unternehmen sowohl 
des Anlagenbaus, der Bauwirtschaft als auch des Handwerks, die für die Stabilisierung 
der jeweiligen örilichcn und regionalen Wirtschaftsstruktur und des Arbeitsmarktes 

· unentbehrlich sind. 

Diesen Zielen dienen u.a. der Einsatz der örtlich und reg!onal \'orh;mdencn Energieträger 
sowie die Entwicklung und der Einsatz innovati\·cr Technologicn. Lokal \'orhandene 
Energieträger sind .. regcnerative Energiequellen (Sonnenenergie, Wasser- und Windkr<tft), 
Biomasse (Gülle, Uberschußstroh, unbchandcltcs Restholzl, i\bwKrmc laus Industricpro-
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zessen oder Kläranlagenab\vasserl. Deponiegas, Klärg<~:::, :::onstigc (Sch"v<~ch-)C<t~c und, nl~ 
region<1lcr Sonderfall. die nordhessische Braunk0hle. Als innov<ttive Tcchnologicn 
werden hier diejenigen Techniken bezeichnet, die sich noch im Pilot- und Dcm0n~tr<t
tionsstadium befinden. Sov .. ·eit erforderlich, soll dabei den organisatorischen Kom:ep
tionen ein besonderes Augenmerk geschenkt und auch hier auf ,.Innov<ttion" Wert gelegt 
werden. 

Die besonderen Schwierigkeiten, denen sich die NutJ:ung und der Eins:1t7. dieser Ln('rgir 
träger und -systcme vor allem in Zeiten niedriger Energiepreise gegcniibcrschen. recht
fertigen zusammen mit dem möglichen Potential auf örtlicher und regionaler Ebene hier 
das besondere Engagement. 

In bczug auf den aktiven Kreis der Beteiligten an Energiekonzepten sollen vor allem die 
regionalen Versorgungsunternehmen im ländlichen Raum g<:zidter als bisher <~nge
sprochen werden. Die regionalen Versorgungsunternehmen sind die am ehesten fach
kundigen Partner im ländlichen Raum auch für die Konzepte zur Nutzung der lokalen 
Encrgiequellen. Es sollte hier versucht \verden, das encrgie- und wirtschaftspolitische In
teresse mit den Oängcrfristigenl unternehmenswirtschaft1icl1en Interessen zu verbinden. 

Außer den Versorgungsunternehmen ist die örtliche und regionale Wirtschaft in mehr
facher Hinsicht von der Entwicklung der Energiekonzepte betroffen: 

- die Betriebe als Energlcvcrbraucher, 

- die Betriebe, die Energienutzungsanlagen herstellen und vertreiben, 

- die Betriebe, die die {Wärme-)Vcrsorgung Dritter aufnehmen, 

- die Betriebe der Bau\\irtschaft und des I Iandwcrks. die die cnergicsp:1renden 
Maßnahmen durchführen. 

Sie sollen demzufolge auch ~a;irker in die Erarbcitung der Konzepte eingebunden \\"etden. 

Die Entwickl~ng der Encrglekonzcpte soll sich nach \'l.·ic vor auf den Uindlichcn R:nun 
konzentrieren. Speziell in Nordhessen sollen potentielle Träger zur Erarbeitung und zur 
Mitwirkung an Energiekonzepten angeregt werden. Auch sollen dort Anreize zu Ener
giekonzepten mit mehr innovativem Charakter gegeben werden. Die in dieser Hinsicht 
schon \'orhandenen Ansätze in Mittelhessen sollen bestärkt \...-erden. 

Dieser 1\us\...,·cis der Arbeitsschwerpunkte für neue Energickon7.cpte ist nicht mißzuvcr
stehen als Vorschlag zur besonderen finanziellen Förderung. \Nie dargestellt, kann die 
notwendige Hilfe der Landesregierung nicht auf die bloße Gcw8hnmg von Zuschüssen 
reduziert \'\.·erden, sondern umfaßt zum wesentlicheren Teil die fachliche Unterstützung. 
Besonderes Engagement für die vorgeschlagenen Ziele, Inhalte und die Ansprache der 
Beteiligten _an Energiekonzepten ist hier deshalb vor allem so 7u interpretieren. cbß 
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- ü_bcr die üblichdachliehe Beratung und Begleitung hinaus lvgl. Kop. 3.51 besondere 
Ubcrlcgungcn notwendig sind, um Konzepte zu initiieren und zum Erfolg zu führen, 

- Ideen, Konzeptionen, Innovationen auch von außerhalb angeregt, eingebracht und 
mobilisiert werden sollen, 

- ggfs. spezieHe Instrumentarien, Vorgchcnswciscn, l\1cthodcn tlsw. in den Energiekon
zepten crrrobt werden sollen, um den Zielen und Inhalten zu entsprechen, 

- über den bisherigen Kreis der Beteiligten weitere Partner anzusprechen und sie für ge-
eignete Vorhaben zu gewinnen sind. 

Am ßcisrid der Biomassenutzung soll dies kurz demonstriert \vcrdcn. Es sind, zus~t:z
Iich zu den Konzepten, die ggfs. von Interessenten an das Ministerium herangetragen 
werden, für diese Aufgabenstellung geeignete Institutionen anzusprechen. Es sind 
weiterhin die land- und forstwirtschaftliehen Behörden und Organisationen mit einzube
ziehen. Speziell zur Nutzung von Waldrestholz erscheint die Ansprache auch der 
privaten VValdbesitzer erfolgversprechend. Nicht zuletzt sollen die Herstellerfirmen in 
von der Fragestellung her geeigneten Konzepten mitwirken. Das gleiche gilt für die 
Cregionalen) Vcrsorgungsuntcrnchmen. Alle diese Beteiligten kommen prinzipiell auch als 
Träger eines Energiekonzeptes in Frage. 

Die Einbringung der Zic1setzungen und Inhalte erfolgt \vie bei jedem Konzept über die 
Festlegungen der inhaltlichen Schwerpunkte, der Arbeitsschritte und der Hahmenbcdin
gungcn im Arbeitsprogramm, das jedem Zuwendungsbescheid beigefügt \\;rd. Hier muß 
durch Präzisierung des Arbeitsprogramms sichergestellt werden, daß auf der einen Seite 
alle Möglichkeiten bedacht werden, auf der anderen Seite aber die M<~chbarkcit und 
Realisierbarkeit für die Beteiligten nicht aus dem Auge verloren wird. 

Dieser .,Gratwanderung'' wird auch die besondere Aufmerksamkeit bei der Projektbeglei
tung zu widmen sein, in der außer dem HMWT die oben erwähnten fachlich zustän
digen und kompetenten Ressorts und Institutionen minvirken sollten. Mit zunehmender 
Konkretisierung des Konzepts müssen die Vorbereitungen zur Umsetzung sinnvoller 
Vorschläge folgen, die hier ebenfalls im Zweifelsfall nicht von einer der Institutionen 
oder Unternehmen geleistet werden kann oder sollte, sondern als .,joint venture" konzi
piert werden sollte. Dies sind nur schlaglichtartig einige der Aktivitiiten, die ws5t7Jieh 
zur üblichen Projektbegleitung im Rahmen eines solchen Schwerpunktthemas anfallen. 

4.2.2 Rahmen für die Förderung neuer Energiekonzepte 

Neben den dargestellten Arbeitsschwerpunkten wird die übliche fördcnmg fortgeführt. 
Im folgenden wird auf die möglichen Themenstellungen und Triigcr sowie die Vorge~ 
henswcise eingegangen. 
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Themenstellungen 

Die Prüfung energiesparender Maßnahmen, sov .. ·ohl gcbäudescitig als auch anlagcntech
nisch, ist immer der Z\',.;ngende erste Schritt in jedem Energiekonzept, gleichgültig, 
\Nelche weiteren Aufgabenstellungen noch folgen. Diese Prioritätensetzung \•>ird auch in 
den künftigen Konzepten beibehalten werden. Da von den energiesparenden 
Maßnnhmcn auch die hauptsächlichen Impulse für die örtliche und rcgion::lle Wirtsch:1ft 
zu erwarten sind, vvird als zusätzlicher weiterer Schritt in den Konzepten die Zusammen
arbeit mit der örtlichen b7.VV. regionalen Wirtschaft (mit der Handwerkskammer, drr 
Kreishandwcrkskammer, den Innungen) einen eigenen Stellenwert erhalten. 

Energ1ecinsp<:~rung steht auch im Mittelpunkt der sog. kommunalplanerischen Konzepte. 
die die Einbindung energiesparender Maßnahmen bzw. Kriterien in die kommunalen 
Planungen zum Inhalt haben. Dabei ist die energiesparende Bebauungsplanung 
inzvvischen soweit Stand des Wissens, daß ausreichende Grundlagen dafür vorliegen. 
Eine '"·eitere Förderung entsprechender Konzepte ist nicht mehr erforderlich. Allerdings 
ist noch Vermittlungsarbeit zu den kommunalen Vervvaltungen hin zu leisten. Es soll 
deshalb im Laufe des nächsten Jahres ein weiteres Seminar zu diesem Thema stattfinden. 

Die gleiche Schlußfolgerung, -.venn auch aus anderen Gründen, gilt in bezugauf Sondcr
H:iilc, wie zum Beispiel ökologisches Bauen. Hier sind zunächst die konkreten Erfah
rungen auszuwerten, vorzustellen und zu diskutieren. 

Dagegen \verdcn die Konzepte zur Energieeinsparung bei kommunalen Sanicnmgspla
nungen und Dorferneuerungsplanungen fördcrfähig bleiben. Die Materie ist SOVI.'ohl Yom 
Planungsablauf als auch von den Maßnahmen her wesentlich komplizierter als bei 
Neubauplanungen, da man nicht auf der "grünen Wiese" beginnen kann, sondern es mit 
oft sehr differenzierten Ausgangssituationen zu tun h<tt und standardisierte Emrfchlungcn 
kaum gegeben werden können. Außerdem muß das Energiefachwissen den Sanierungs
planern oftmals noch vermittelt werden. Dies kann durch Kooperation in den Konzepten 
geleistet werden. 

Neben den räumlich begrenzten Teil-Energickonzepten zu energiesparenden 
Maßnahmen haben einige größere Gebietskörperschaften, wie cnvähnt, bereits in den 
letzten beiden Jahren begonnen, mittel- und längerfristige Strategien zur Encrgieeinspa
rung. zugeschnitten auf ihre Handlungsmöglichkeiten, zu enhvickeln. Diese sollen den 
Gesamtrahmen für die Teilkonzepte und die weiteren möglichen Maßnahmen <lbstcckcn, 
eine einheitliche Zielausrichtung gewährleisten, um die Kontinuität der Ziele und 
Maßnahmen über kurzfristige Einzelaktionen hinaus sicherzustellen. Energiesp<lrcn und 
Umwc1tschutz sind auch für die Gebietskörperschaften Daueraufgaben, für die ein f.ncr 
giekonzept das Gerüst und den Handlungsplan der nächsten Jahre liefern soll. Sehr 
\'<ichtig in diesem Zusammenhang ist der Arbeitskreis der Energiebeauftragten von I :md
kreisen und krei$freicn Städten, der regelmäßig zusammentritt und in dem Erf~hnmgcn 
sowohl über konkrete Maßnahmen als auch V crfahrenswei$cn ausgetauscht wcrJrn. 

~ 

(,.) 

25 

N 
<.0 
<.0 



Die mittel- und Jähgcrfristigen Konzepte sind auch ein geeigneter J\ns;1tzpunkt gerade für 
die wirtschafts- und strukturpolitische Dimension der Encrgiekonzepte. Teil-Energiekon
zeptewie auch Einzelmaßnahmen schaffen, wenn sie einmalig durchgeführt werden, 
noch keinen Markt für die örtliche Wirtschaft. Ein nachh<:~lti~;cr Effekt wird erst durch 
die kontinuierliche Abarbeitung der not:vcndigcn energetischen S:Jnicrungcn und durch 
den .. Vorbildcffcktu erreicht, den gerade Maßnahmen an öffentlichen Gebäuden fiir die 
Bürger haben können. Bei~.es, En~rgie:;;p<:~ren auf Dauer und wirksnmc Öffentlichkeit!";tr
bcit, bedürfen sorgf.·iltiger Uberlcgungen ~nd gezicltcr Vorbereitung. Auch diese 
Konzepte, die u.a. der längerfristigen Si~..herung der Energieversorgung dienen, werden 
deshalb weiterhin gefördert werden. 

Als Sonderfan sind die Konzepte für landeseigene Einrichtungen und Gebäude w 
betracht:n. Hier erfolgt eine hundertprozentige Finanzierung durch das L1nd, wenn nicht 
noch andere Nutzer wesentlich beteiligt sind. Die vorrangige und schnelle Umrüstung 
landeseigener Feuerungsan~~gen auf umv.·cltfreundliche Techniken ist ein wesentliches 
Ziel der Landesregierung. Uber Einsparung und Um\veltschutz hinaus kann das Land 
beispielsweise mit Demonstrationsanlagen einen Beitrag zur W eitercntwicklung 
moderner Technologien leisten. 

Die bisherigen Konzepte beschäftigten sich im wesentlichen mit den Univcrsit:iten des 
Landes, die die größten Verbraucher im Landesbereich darstellen. Daneben gibt es noch 
eine g;1nze An1..ahl von mittleren Einrichtungen und Anlagen des L1ndes. die i.ibcr kurz 
oder lang 7.ur Sanierung anstehen und wo mittels eines Kon7.cptcs eine wirtschaftlichere 
und rationellere Versorgung als bisher gefunden werden kann. Diese Konzepte \\·erden 
deshalb weitergeführt werden. Die bisherige enge Zusammenarbeit mit dem Hessischcn 
Ministerium der Finanzen ($taatsb::nlverwaltung) und den jeweiligen Nutzerressorts <bei 
den Univcrsit5ten das Hessische Ministerium für Wisscnsch;1ft und Kunst) im intermini
steriellen Arbeitskreis ,.Energicsparen in landeseigenen Anlagen und Einrichtungen" wird 
fortgeführt. 

Trotz des Arbeitsschwerpunktes im ländlichen Raum werden Konzepte in Verdichtungs
gebieten auch weiterhin förderfähig bleiben. Besonderes Gewicht kommt hier den 
Konzepten zum Fern- und Nahwärmcauf- und -ausbau zu. Fcrnw5rmevcrsorgung ;JUS 
kohlegefeuerten Heizkraftwerken kann einen erheblichen Bcitrng 7.ur längerfristigen 
Versorgungssicherheit bereitstellen. Wie das Beispiel Wirbelschichtfeuerung 7.cigt, ist 
auch hier neben allgemeinen arbeitsmarktpolitischen Effekten die Verbindung zu techno
logischer Innovation sehr eng. 

In den vergangcnen Jahren wurden dafür in den größeren Stiidten bereits erhebliche 
Fördcrmittcl sowohl in die Konzeptionen ffihcin-Main-Konzcpt, Kassel, Wicsh<1den, 
Darmstadt, Gießen, Marburgl als auch in die Realisierung (Kassel, Offcnbach, Frankfurt) 
gesteckt. Das Thema .. Nah- und Fernwärme" ist aber nicht nur in bczug auf die 
(größeren) kohlegestützten Versorgungsnetze und die weiteren noch möglichen Nahwär
melösungen relevant, sondern hat vor allem Brisanz in bczug <1uf schon bestehende Fern-
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wärmevcrsorgungen auf Heizwerksb<1sis. Hier \-..·ird in den nächsten Jahren ein erheb
licher Sanierungs- und damit finanzbedarf auf Wohnungsbaugesellschaften und Versor
gungsunternehmen zukommen, der nur über eine system;Jtische Vorgehcnswcisc cinig('r
maßcn in den Griff zu bekommen sein wird. 

Vorgchens·wcisc 

Die Vorgchcnswcise und speziell die Verfahrensweisen zur Mitwirkung der Beteiligten 
h<~ben sich bewährt (vgl. Kap. 3.3l. Die Prinzirien 

- Freiwilligkeit der Energiekonzepte 

- Organisation und Koordination des Konzepts durch den verantv:ortlichcn Träger, den 
Hauptbeteiligten 

- Mitwirkung aller Beteiligten an der Konzepterarbeitung 

- bei größeren Konzepten Einrichtung einer projektbegleitenden Arbeitsgruppe. evtl. 
auch eines Beirates 

v.·erden deshalb auch bei den künftigen Konzepten beibehalten werden. 

Unabhängig von den fachlichen Aufgabenstellungen stand die Erarbcitung der Energie
konzepte von vornherein unter zwei ailgemcinen Anforderungen: 

- <f.er 7.eitlichen und sachlichen Priorität der energiesparenden Iv1aßnahmen vor den 
Ubcrlet,'Ungen zur .. aktiven" Bedarfsdeckung durch J\nbgen, 

- der Bewertung der Maßnahmevorschläge nach tcchni:;;ch-"virtschaftlichen und energr-
tisch-umwcltscitigcn Aspekten. 

Bcide Anforderungen sind essentie11 für die Erarbcitung von Energiekonzcptcn. Sparsame 
und umweltfreundliche Energienutzung kann nur dann stattfinden. wenn die Optimie
rung von der geforderten ,.Encrgicdienstlcistung" <zum Beispiel die Raumtcmpcr<Jtur nm 
20 °0 aus erfolgt, die zum Teil auch durch energieeinsparende Maßnahmen wie 
Wärmcd;immung erbracht werden kann. 

Die Berücksichtigung al1cr Zielkriterien in der Ento:;chcidungsvorbereitung triigt diesem 
Ansatz ebenfalls Rechnung. Außerdem ist darin ein wesentlicher Grund für Bcteilik-,rtmg 
und Förderung durch das Land zu sehen. Die Entscheidungsträger sind sehr wohl in der 
L1ge, selbständig und ohne Hilfe ihre jeweils individuellen Ziele zu verfolgen. \Vozu sie 
;Jber einen Anstoß und auch Hilfestellung benötigen, ist die notwendige Abstimmung mit 
den Zielen der jeweils .. anderen Seite", die die eigentliche Voraussetzung ist für ein im 
wirklichen Sinn verstandenes kommunales oder rcg1onalcs Optimum und die durch die 
Energiekonzepte gewährleistet \verden kann. 
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Träger der Energiekonzepte 

1m Vordergrund der Energiekonzepte werden nach wie \'Or die J\ufg:~bcn und Ziele 
stehen, nicht die Förderung einer bestimmten Gruppe. Dem entspricht die Maxime, 
denjenigen zu unterstützen, der sich der Aufgaben und Ziele annimmt, gleichgültig. 
welcher Gruppe er angehört. Eine explizite formale Einräumung eines Vorr<mg5, für 
welchen Träger auch immer, ist deshalb nicht erforderlich. Haupt5ächlichcr Tri:igcr der 
Encrgickom:cptc werden auch in Zukunft die Gcbictskörpcrsdwftcn sein, da bei ihnen 
der Informationsbedarf am größten isL 

Bisher 'vurdcn auch Konzepte der Versorgungsunternehmen für neue Unternehmensstra
tegien <nEnergicdienstleistungcn") gefördert. Dies erscheint angcsichts kn<~ppcr Mittel 
nicht dringend, da die Unternehmen selbst finanziell dazu in der Lage sind, die Kosten 
dafür zu tragen und auch im unternehmenswirtschaftlichen Interesse solche Strategien 
auf längere Sicht prüfen müssen. Die noch laufende Untersuchung ~EncrgicdicnstJci
stungsuntcrnehmen: Möglichkeiten und Grenzen neuer untcrnchmcrischcr Zielsetzungen 
und Maßnahmen kommunaler Energienutzung am Beispiel ausgcwmtltcr Kommunen in 
Hessen" wird zu diesem Themenkomplex Material vorlegen, das die einzelnen 
möglichen Maßnahmen auch insbesondere unter dem Gesichtspunkt der Machbarkcit 
für die Unternehmen prüft 

Die stärkere Mitvvirkung der örtlichen und regionalen Wirtschaftsorganisationen bei 
Konzepten zu energiesparenden Maßnahmen wurde schon mehrfach angesprochen. Im 
Schwalm-Edcr-Krcis \VUfdc beispielhaft demonstriert, wie eine solche Mitwirkung und 
Zusammenarbeit aussehen kann. 

Energieeinsparung ist nicht nur Sache der Gebietskörperschaften, sondern auch der 
Bürger und der Unternehmen. Die Konzepte sollten auch hier neue Wege prüfen, \\ie 
die Sache der Energieeinsparung generell und die möglichen Maßnahmen den Bürgern 
nahegebracht werden können. 

Konzepte mit dem Thema ,.Energieeinsparung in einem bestimmten Betrieb" \verdcn 
ebenfalls weiterhin förderfähig sein. 

Im Institut Wohnen und Umwelt UVVlJ) werden eine Reihe von ll1erncn bearbeitet, die 
für die Energiekonzepte relevant sind. Das IVVU kann hier eine positive Vermittlerrolle 
zy.rischen Wissenschaft, Herstellern und den Anwendern spielen und neue Erkenntnisse 
von Wissenschaft und Technik in die praktische Arbeit der Encrgiekom:eptc einbringen. 

5. Künftige Förderung und Fördervoraussetzungcn 

5.1 Fachliche Unterstützung 

Die fachliche Unterstützung des Ministeriums \vird wie bisher im Prinzip für alle 
Konzepte angeboten werden. Natürlich werden nicht alle Konzepte gleich intensiv 
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betreut werden können. Deshalb wird sich die fachliche Betreuung neben den Arbcits
scltwerpunkten w1c bisher auf die größeren Konzepte, diejenigen Konzepte mit hesc)!ldcrs 
schwierigen Fragestellungen und/oder oUt größeren Abstimmungsproblemen kom:cn~ 
triercn. 

5.2 Finanzielle Förderung 

Da das methodische und inhaltliche Instumentarium, wie dargestellt, weiter fortgc~ 
schritten ist, kann die- fi~anzielle Förderung für die nächste .. Generation" der Energie·· 
konzcpte weiter abgesenkt werden. Die Richtlinien für die finanzielle Förderung erhalten 
ab 01.01.1989 folgende Fassung: 

Gegenstand der Förderung 

Energiekonzepte können erstellt werden für: 

- einzelne Siedlungsgebiete und Quartiere, Gebäudeblocks so......;e für dezentrale Ener~ 
gienutzungsanlagen (objcktbezogcnc Energiekonzeptel. 

- Gemeindegebiete, Versorgungsgebiete oder Gebiete eines Landkreises (örtliche hzv"-·_ 
regionale Energiekonzeptc), wenn diese Konzepte für die Umsetzung bestehender oder 
die Ent\\;ckJung und Aufstellung künftiger objektbezogener Encrglekonzepte oder <HJS 

anderen Gründen sinnvoll sind. 

Die Enn-..icklung eines Energiekonzeptes dient dazu, methodisch und/oder inhaltlich 
beispielhafte Problemlösungen zur sparsamen und umweltfreundlichen Energicnutzun!?, 
zu erarbeiten. die bei vergleichbarer Ausgangssituation und vergleichbaren Potentialen als 
Grundlage ftir die Aufstellung von Energiekonzepten venvcndet werden können. 

Die Aufstellung von Energiekonzepten wnfaßt die Erarbeitung von auf die spezifischen 
teilörtlichcn, örtlichen oder regionalen Verhältnisse angepaßten Problcrnlösungcn. 

Im Rahmen der Umset7.ung von Energiekonzepten sind die notwendigen org~misato
rischen und finanziellen Arbeitsschritte rur Venvirklichung der vorgeschlagenen 
M<~ßnahmen zur rationellen und umweltfreundlichen Energjenutzung d;trzustcllcn. Sie 
schließt weiterhin die Durchftihrung der ersten ArbeiL.;schritte mit ein, insbesondere. 

- Information und Beteiligung der Betroffenen einschließlich Koordination unJ 
Abstimmung der Maßnahmen mit deren Interessen, 

erste beispielhafte M<~ßnahmen während der Konzeptaufstcllung. 

Besondere Fördervoraussetzungcn 

Ansatzpunkte für die Entwicklung und Aufstellung von Energiekonzepten sollen vor 
allem jene Teilbereiche sein, in denen 
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- besondere Probleme der Energienutzung bestehen oder sich besondere Chancen für 
eine sparsame un~ umweltfreundliche Energienutzung ergeben, oder 

- kurz- und mittelfristig Maßnahme~ zur Modernisicrung. Sanjerunt. oder zum Neubau 
anstehen. 

Die Energiekonzepte sollen folgende Anforderungen erfüllen: 

- Es sind Alternativen zur Bereitstellung von Energiedienstleistungen zu entwickeln. Sie 
sind hinsichtlich ihrer betriebswirtschaftliehen und energiepolitischen smdc umwelt
und sozialrelevanten Gesichtspunkte zu prüfen und vergleichend daaustellcn. 

- Neben den Angeboten an verfügbaren Energieträgern und -quellen ist die Nachfrage 
nach O.en verschiedenen Formen von Nutzenergie zu untersucllcn. Bei der Abstim
mung von Angebot und Nachfrage sind zuerst die energ1ebedarfs- und energic\·er
brauehssenkenden Maßnahmen zu untersuchen. Es sind die Schritte zur Ven-..;rkli
chung der abgestimmten technischen und organisatorischen Maßnahmen darzulegen. 

- Bei der Entvvicklung und Aufstellung der Energiekonzepte ist besonderer Wert auf die 
Einsparung von nicht-erneuerbaren Primärenergieträgem und die Ermittlung von 
sinnvollen Nutzungsmöglichkeiten für Abwärmequellen und erneuerbare Energie
quellen zu legen. Ebenso ist zu prJfen, welche Möglichkeiten zur ergänzenden 
örtlichen Stromerzeugung bestehen. 

- Die von den Energiekonzepten Betroffenen sind an der Entwicklung. Aufstellung und 
Umsetzung der Konzepte zu beteiligen. 

.. Betroffene" sind alle, die unmittelbar von der Entwicklung. Aufstellung und Urnsct7.ung 
der Energiekonzepte becinflußt werden (unmittelbar Betroffene) sowie alle Bürger und 
Unternehmen der jeweiligen Gemeinde, des Kreises oder des Versorgungsgebietes 
(mittelbar Betroffene) 

Unmittelbar betroffen sind insbesondere: 

- die Eigentümer und sonstigCn Nutzungsberechtigten, deren Grundstücke etc. in das 
Konzept einbezogen werden sollen, 

- diejenigen, deren Tätigkeitsbereich in das Konzept einbezogen oder durch das Konzept 
berührt wird. 

Die unmittelbar Betroffenen sind über das Energiekonzept und seine Aufg;~bcnstellung 
zu informieren. Bei Entwicklung. Aufstellung und Umsetzung des Energiekonzeptes ist 
ihnen Gelegenheit zur Stellungsnahme zu geben. Bei objektbezogenen Energiekonzepten 
sind ihre Encrgieversorgungssituationen, ihre Zielsetzungen und Planungen sowie ihre 
Lcistungsf<ihigkeit einzubeziehen. Sie sind weiterhin über die laufende Bearbeitung und 
die Ergebnisse zu unterrichten. Bei größeren Konzepten oder auf Wunsch der unmit
telbar Betroffenen kann vom Träger des Energiekonzeptes eine i\rbeitsgmppe einge
richtet werden, die das Konzept begleitet. 
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Die mittelbar Betroffenen sind in geeigneter Weise über die Entwicklung, Aufstellung 
und Umset1:ung des Energiekonzepts zu informieren; d~bei ist ihnen Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 

Die Beteiligung der Betroffenen ist in der schriftlichen Fassung des Encrg!ekonzC'pts zu 
dokumcnt.ieren. 

FörderG-ihigc Kosten 

Förderfahig sind folgende Kosten: 

- Planungskosten des Zuwcndungscrnpfangers, sov·:eit es sich um einen erheblichen und 
außerordentlichen personellen oder sachlichen Mehraufwand handelt. Dies sind 
insbesondere 

Kosten für die Beschäftigung von zusätzlichen und ausschließüch hierfür einge
setzten Mitarbeitern 

die Miete von zusätzlichen Büro- oder Beratungsräumen für die Bearbeiter 

die Kosten für Vervielf<iltigung und Druck begleitender Informationsschriften und 
des Energiekonzepts 

die Kosten für die begleitende Information und Beteiligung der Betroffenen. 

- Kosten, die durch die Beauftragung Dritter fi.ir die Konzeptbearbeitung entstehen, 

- sonstige Kosten durch die Beschäftigung von Dritten, die im Rahmen der begleitenden 
Information und Beteiligung der Betroffenen entstehen, 

- die Mehnvertstcucr in Leistungen Dritter, wenn der Antragsteiler nicht vorsteuerab-
zugsfähig ist. 

Nicht förderfähig sind insbesondere allgemeiner Büroaufwand und die anteilige Arbeits
leistung von Beschäftigten des Zuwendungsempfängers. zu deren gewöhnlichen Aufg;1bcn 
die Bearbeitung solcher Fragen oder von Teilbereichen gehört. 

Umfang der Förderung 

Die i\ufste!lung und Umsetzung von Energiekonzepten für Gebiete bzw. Objekte oder 
Anlagen, 

- für die bereits andernorts vergleichbare Konzepte erstellt worden sind, 

- die erprobte Techniken und Methoden betreffen. 

- für die es erfahrene örtlich oder regional ansässige Ingenieur- und Planungsbüros gibt. 
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wird in der Regel mit 40<vo Gm ländlichen Rauml bzw. 30% lin Vcrdichtungsgcbietenl 
der förderungsfahigen Kosten bezuschußt 

Bei Gemeinden, Gemeindeverbänden und deren Betrieben crfolg~ die Förderung auch 
nach Maßgsbe ihrer finanziellen Lcistungsfahigkeit. 

Zu den Verdichtungsgebieten zählen: die kreisfreien Städte Darmstadt. Frankfurt. Kassel. 
Offenbach und Wiesbaden sowie die Gemeinden des Umlandvcrb~ndcs Frankfurt (außer 
im Altkreis Usingcn>. 

Bei der Enhvicklung. Aufstellung und Umsetzung von Modcli-Encrgickonzcptcn richtet 
sich die Höhe der Zuwendung nach den Erfordernissen des Einzelfalls. Das gleiche gilt 
für Konzepte, in denen bestimmte Zusammenhänge und Auswirkungen rationeller und 
Um\veltfreundlicher Energienutzung erstmalig und beispielhaft an einem Modellfall 
untersucht werden. Die Förderung kann höher als im Normalfall sein. 

Modell-Energiekonzepte müssen eine oder mehrere der folgenden Problernstellungen 
umfassen: 

- technische Systeme zur sparsamen und umweltfreundlichen Encrgienutzung. die in 
Hessen nicht oder kawn erprobt sind, 

- neue Organisationsformen der Bereitstellung von Energiedicnstleistungen, 

- neue Formen der Beteiligung von Betroffenen. 

Die Förderquote für die einzelnen Themenstellungen stellt sich dann für den Regelfall 
vvlc folgt dar <in Prozent der fördcrf.ihigcn Kosten): 

Themen Ländlicher R<~um Verdichtungs-
gebiete 

Energieeinsparung 40 30 

Fern-/Nahwärme 40 30 

Energiesparende Bauleitplanung 0 0 

Energiesparende Sanierungs-/ 
Dorferneuerungsplanung 40 30 

Regenerative Energiequellen 40 30 

Abwärmenutrong 40 30 

Abfallenergien 40 30 

Biomassenutzung 70 so 
Energiedienstleistungsunternehmen 0 0 

Innovative Tcchnologien 70 70 

Landeseigene Einrichtungen 100 100 
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Weitere Informationen 

Für weitere Auskünfte über Energiekonzepte und ihre Förderung wenden Sie sich bitte 
an: 

Hessisches Ministerium ftir Wirtschaft und Technik 
Referat Energiekonzepte 
Kaiser-Friedrkh-Ring 75 
6200 Wiesbaden · 
Tci.-Nr. 0 6121 [0611] /817 - 24 45 oder 22 95 

~ 

c..:l 
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I. Die Vo~aussetzungen de~ wettbewe~bs~echtlichen 

F~e1stellung ene~giewi~tschaftl1che~ Gebiets

schutzve~t~äge nach §§ 103, 103 a GWB und mit dem 

Ka~tellve~bot unve~einba~e, nicht f~eigestellte 

Klauseln 

Ene~giewi~tschaftllche Geb1etsschutzve~t~äge von 

Ene~gieve~so~gungsunterne·hmen (EVU) mit ande~en 

Ve~so~gungsunte~nehmen ode~ mit Gebletskö~pe~

schaften ~äumen dem jeweiligen EVU in alle~ Regel 

das Recht zu~ Monopolve~so~gung eines bestimmten 

Gebietes mit eine~ bestimmten Ene~giea~t ein und 

sind dahe~ als Ka~tellve~t~äge im Sinne des § 1 des 

Gesetzes gegen Wettbewe~bsbesch~änkungen (GWB) 

anzusehen. Sle slnd als Ka~tellvert~äge nu~ dann 

wirksam, wenn sie entsprechend den Vo~aussetzungen 

de~ §§ 103, 103 a GWB vom Ka~tellve~bot des § 1 GWB 

f~e1gestellt sind. 

Die wettbewe~bs~echtliche F~eistellung eines 

ene~giewi~tschaftlichen Gebietsschutzve~t~ages 

e~folgt nicht du~ch Entscheidung de~ Ka~tell

behö~de. Sie t~itt vielmeh~ - wie auch die Unwi~k

samkeit des Ve~t~ages mangels F~eistellung - k~aft 

Gesetzes ein, und zwa~ insbesondere nu~ unte~ 

folgenden Vo~aussetzungen: 

1. De~ wettbewe~bsbesch~änkende Ve~t~ag ist voll

ständig, d. h. mit seinem gesamten Wo~tlaut 

bei de~ Ka~tellbehö~de angemeldet wo~den. 

(De~ Umfang de~ Anmeldepflicht) 

2. Die ve~einba~te Laufzelt des Ve~t~ages da~f 

gemäß § 103 a Abs. 1 Satz 1 GWB 20 Jah~e nicht 

übe~sch~eiten. (Dle Bef~istungs~egelung nach 

§ 103 a Abs. 1 Satz 1 GWB). 

4.4 
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3. Der Vertrag muß einen der in § 103 Abs. 1 GWB 

genannten vertraglichen Freistellungstatbestände 

erfüllen. (Die Freistellbarkeit nach § 103 Abs. 1 

GWB). 

1. Der Umfang der Anmeldepflicht 

Energiewirtschaftliche Gebietsschutzverträge 

nach § 103 Abs. 1 ZHf. 1 und 2 G\llB bedürfen zu 

ihrer Wirksamkeit der vollständigen Anmeldung 

bei der Kartellbehörde ( § 103 Abs. 3 i. V .m. § 9 

GWB). 

Das Recht und die Pflicht der Kartellbehörden 

zur Prüfung der energiewirtschaftliehen Gebiets

schutzverträge gemäß den §§ 103, 103 a G\VB 

erstreckt sich nicht lediglich auf die unmit

telbar wettbewerbsbeschränkenden Vereinbarungen 

ln einzelnen Vertragsklauseln, sondern erfordert 

in aller Regel die Vorlage und Anmeldung des 

Gesamtvertrages bzw. des gesamten kartellrecht

li.ch relevanten Regelungsgeflechts elnschlleß

llch aller dle Wettbewerbsbeschränkungen lnhalt

llch, räumlich und zeltlieh bestimmenden Verein

barungen zwischen den Vertragsparteien. 

Die frühere Rechtsprechung des BGH zum 

beschränkten Umfang der Anmeldepflicht aus dem 

Jahre 1969 (''Oberlandwerk I'', KZR 5/67 - WuW/E 

BGH 1049 ff) steht dem nicht entgegen. Zum 

einen ist in dieser Entscheidung die umfassende 
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Anmeldepflicht deshalb verneint worden, weil 

eine bestimmte Klausel im konkreten Fall nicht 

als Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des § 1 GWB 

angesehen wurde. Zum anderen haben sich die 

gesetzlichen Grundlagen für den Ausnahmebereich 

Energiewirtschaft zwischenzeitlich wesentlich 

geändert und konnte die mit der 4. Kartell

gesetznovelle erheblich erweiterte Prüfungs

kompetenz der Kartellbehörden damals noch nicht 

berücksichtigt werden. Im Hinblick auf die 

Laufzeitregelung des § 103 a Abs. 1 G\vB und vor 

allem auf die rechtlich gebotene Prüfung im 

Rah~en des Transparenzverfahrens nach § 103 a 

Abs. 2, 3 GWB ist die Kartellbehörde verpflich

·tet, unter Berücksichtigung aller übrigen 

rechtlichen und tatsächlichen Bindungen die 

vertraglichen Vereinbarungen in einer 

Gesamtschau zu beurteilen. 

Die gesetzlich gebotene Gesamtbeurteilung (vgl. 

auch die Beschlüsse des BGH vom 15.04.1986, KVR 

5/85 - RdE 86, 118 ff. - und KVR 6/85 - WuW/E 

BGH 2247 ff.) macht gerade auch die Anmeldung 

solcher Vertragsteile erforderlich, ohne deren 

Kenntnis die umfassende Bedeutung der wettbe

werbsbeschränkenden Vereinbarungen ansonsten 

nicht erkennbar wird. 

Nicht vollständig angemeldete Versorgungsver

träge sind gemäß § 1 GWB unwirksam, selbst wenn 

sie im übrigen die Freistellungsvoraussetzungen 

der §§ 103, 103 a GWB erfüllen. Die Kartellbe

hörde weist daher nachdrücklich darauf hin, daß 

insoweit die Vertragspartner das volle Risiko 

einer auszugsweisen, d. h. einer auf diese Weise 

verkürzten Anmeldung tragen (siehe dazu 

Abschnitt III). 

4.4 
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2. Die Befristungsregelung nach § 103 a Abs. 1 

Satz 1 Gl'iB 

Die Freistellung wettbewerbsbeschränkender 

energiewirtschaftlicher Versorgungsverträge mit 

Elektrizität oder Gas nach § 103 Abs. 1 Gl'iB gilt 

nur unter der weiteren Voraussetzung, daß die 

vereinbarte Laufzeit des Vertrages 20 Jahre 

nicht überschreitet (§ 103 a Abs. 1 Satz 1 

Gl'iB) . 

Der BGH hat in seinen beiden Beschlüssen vom 

15. April 1986 zur ''Eintrittsklausel'' und zum 

''Gespaltenen Wegerecht'' (KVR 5/85 und 6/85) bei 

der Beurteilung der Befristungsregelung aus

drücklich nicht auf eine formale, sondern auf 

eine materielle Beurteilung abgestellt. Demnach 

kommt es nicht entscheidend auf die formale 

Befristung der Vertragslaufzeit auf 20 Jahre an, 

sondern vielmehr darauf, daß die Vereinbarungen 

nach ihren tatsächlichen Auswirkungen nicht dazu 

führen dürfen, eine 20 Jahre überdauernde 

wettbewerbsbeschränkende Bindung herbeizu

führen. 

Damit ist nunmehr klargestellt, daß die vertrag

lichen Vereinbarungen im Hinblick auf die 

gesetzliche Laufzeitbegrenzung einer Gesamtbeur

teilung unter Berücksichtigung aller rechtlichen 

und tatsächlichen Bindungen zu unterziehen 

sind. 

Nach dem l'iillen des Gesetzgebers soll durch die 

Befristungsregelung des § 103 a Abs. 1 Satz 1 

eine echte ''Prüfungszäsur'' spätestens nach 

20 Jahren eintreten. Die Vertragspartner sollen 
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dann entscheiden, ob sie den Vertrag fortsetzen 

wollen; dabei sollen keine aus dem alten Ver

sorgungsvertrag fortwirkenden Vereinbarungen 

rechtlich oder faktisch eine Beendigung des 

Vertrages behindern. 

Im Hinblick auf einzelne wettbewerbsbeschrän

kende Klauseln bzw. Vereinbarungen, die auch in 

unterschiedlichen Kombinationen in Versorgungs

verträgen auftreten können, gilt folgendes: 

a) Gespaltenes Wegerecht 

Das ''gespaltene'' Wegerecht bezeichnet eine 

Vereinbarung, nach der in Konzessions

verträgen die Wegevereinbarung in ein auf 

höchstens 20 Jahre befristetes atlsnchließ

liches Wegebenutzungsrecht und ein sich 

zeitlich daran anschließendes einfaches 

Wegebenutzungsrecht aufgespalten w~rd. 

Aufgrund des von der hessischen Landeskar

tellbehörde in Gang gesetzten Musterver

fahrens zur Klärung der Zulässigkelt 

gespaltener Wegerechte hat der BGH mit 

seinem Beschluß vom 15.04.1986 (KVR 6/85) 

festgestellt, daß aufgrund der gebotenen 

Gesamtbeurteilung die Vereinbarung eines 

solchen gespaltenen Wegerechts mit der 

Befristungsregelung des § 103 a Abs. 1 

Satz 1 GWB nicht vereinbar ist. 

Das für die zweite Phase der Vertragslaufzeit 

vereinbarte einfache Wegebenutzungsrecht habe 

aufgrund seiner Verknüpfung mit dem 

ausschließlichen Wegebenutzungsrecht die 

4.4 
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faktische Auswirkung einer 20 Jahre über

dauernden ausschließlichen Bindung. Das 

gespaltene Wegerecht schütze den bisherigen 

Energieversarger nachhaltig vor effektivem 

Wettbewerb und sichere somit das durch den 

ausschließlichen Konzessionsvertrag begrün

dete Versorgungsmonopol über 20 Jahre 

hinaus. 

b) Eintrittsklausel 

Als Eintrittsklausel wird eine Vereinbarung 

bezeichnet, die dem bisher versorgenden EVU 

auch nach Ablauf des Vertrages ein Vorrecht 

für die Vertragserteilung zur anschließenden 

Versorgung des Gebietes vor konkurrierenden 

EVU einräumt, sofern es nur gleiche Preise 

und Bedingungen bietet. 

Insbesondere der von dieser Klausel aus

gehende Abschreckungs- und Entmutigungseffekt 

für potentielle Versorgungsunternehmen 

bewirkt auch unter Berücksichtigung der 

wirtschaftlichen Bedeutung eines solchen 

Eintrittsrechts eine über die Dauer von 

20 Jahren hinausgehende Bindung der Vertrags

partner und i~t daher mit der Befristungs

regelung des § 103 a Abs. 1 Satz 1 GWB nicht 

vereinbar. 

Die Fortführung der Wettbewerbsbeschränkung 

über den Freistellungszeitraum hinaus 

widerspricht dem Zweck des § 103 a G\vB, der 

eine echte Prüfungszäsur erreichen will. Nach 
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dem Willen des Gesetzgebers sollen insbe

sondere die Gemeinden spätestens nach 

20 Jahren immer wieder frei entscheiden 

können, wer unter welchen Bedingungen die 

Energieversorgung des Gemeindegebiets künftig 

übernehmen soll. 

Das Eintrittsrecht stellt es dagegen 

letztlich in die Entscheidungsmacht des 

bisher tätigen EVU, ob sich die Gebiets

körperschaft als Konzessionsgeber und 

Schuldner der damit verbundenen Wettbewerbs

beschränkung der Fortsetzung des Vertrags-

verhältnisses entziehen kann oder nicht. 4. 4 

Diese Auffassung wird durch den Beschluß des 

BGH vom 15.04.1986 (KVR 5/85) bestätigt. Die 

Entscheidung ist zwar nicht ausdrücklich auf 

die Eintrittsklausel bezogen, da der über

prüfte Konzessionsvertrag auch ein gespal

tenes Wegerecht enthielt. Der BGH bestätigt 

jedoch vollinhaltlich die Entscheidung der 

Vorinstanz (Beschluß des OLG München vom 

28.02.1985, WuW/E OLG 343/7), in der die Ein

trittsklausel als unwirksam angesehen wird. 

c) Offene Verlängerungsklausel 

Die "automatische" bzw. offene Verlängerungs

klausel bezeichnet eine Vereinbarung, nach 

der sich der Vertrag nach einer Grundlaufzeit 

jeweils ohne weiteres um einen bestimmten 

Zeitraum verlängert, wenn er nicht bis zu 

einem bestimmten Zeitpunkt vorher gekündigt 

wird. 
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Gemäß dem Beschluß des BGH vom 04.10.1983 

(KVR 5/82 - WuW/E BGH 2055 ff.) handelt es 

sich bei Verträgen mit derartigen Verlänge

rungsklauseln um auf unbestimmte Zeit 

abgeschlo~sene Verträge mit einer kUndigungs

freien Mindestlaufzeit und einer Beschränkung 

des KUndigungsrechts auf bestimmte Zeit

punkte. Sie sind bei einer 20-jährigen 

Grundlaufzeit mit der Befristungsregelung des 

§ 103 a Abs. 1 Satz 1 GWB unvereinbar, da sie 

eine faktische Bindung der Vertragsparteien 

Uber die 20-Jahres-Frist hinaus bewirken 

(vgl. auch die bestandskräftige Entscheidung 

der LKartB NRW, WuW/E LKartB 262 ff.). 

Als zulässig und freistellungsfähig sind 

indessen Verlängerungsklauseln zu behandeln, 

wenn die vereinbarte Gesamtlaufzeit (Mindest

laufzeit einschließlich möglicher Verlänge

rungszeiträume) die höchstzulässige Laufzeit 

von 20 Jahren nicht Uberschreitet. 

d) Weiterbelieferungsvorbehalt fUr Sonder

abnehmer 

Das bisher versorgende EVU sichert sich fUr 

bestimmte, insbesondere industrielle Sonder

abnehmer durch derartige Weiterbelieferungs

vorbehalte auch fUr die Zeit nach Ablauf des 

Vertrages ein ausschließliches Versorgungs

recht. Es handelt sich um vorweggenommene 

Kundenschutz- oder Grenzmengenvereinbarungen 

(vgl. Urteil des BGH vom 19.06.75 - KZR 

10/74 - WuW/E BGH 1405 ff.), die zugleich 

die Übernahme der geschlossenen Gebietsver

sorgung durch einen Vertragsnachfolger beein

trächtigen können. 
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Unabhängig von der Frage, ob und inwieweit 

solche vertraglichen Vorbehalte zur Weiter

belieferung einzelner Sonderabnehmer nach 

Vertragsablauf entsprechend Sinn und Zweck 

von § 103 Abs. l GWB überhaupt freistellungs

fähig sind, sind jedenfalls die von dieser 

Klausel ausgehenden, über die 20-Jahres-Frist 

hinaus wirkenden Bindungen in aller 

Regel mit der Befristungsregelung des 

§ 103 a Abs. 1 Satz l GWB urver•einbar. 

Dies ist insbesondere der Fall, 0enn das 

fehlende Recht zur Versorgung einzelner oder 

mehrerer Sonderkunden die rationelle 

Betriebsführung der 0rtlichen Versorgung 

nach Vertrugsablauf spUrbar erschwert und 

hierdurch indirekt die Fortsetz,Jr~ ,Jes 

Konzessionsvet'tt'a6eß e~,t',~lG:lt 1Vlr·d. 

Der Vertragspartner darf aufgrund des 

Weiterbelieferungsvorbehalts rechtlich oder 

wirtschaftlich nicht gehindert sein, nach 

Vertragsablauf die Versorgung größerer, 

wirtschaflieh interessanter Sonderabnehmer 

entweder durch Aufnahme der Eigenversorgung 

selbst zu übernehmen oder die Versorgung 

einem anderen Versorgungsunternehmen zu 

übertragen, 

e) Herbeiführung;klausel für eine Fortsetzung 

des Vertrages 

Die "Herbeiführungsklausel" bezeichnet eine 

Vereinbarung, in der sich die Parteien ver

pflichten, alles Notwendige zu unternehmen, 

um nach Ablauf einer zunächst auf 20 Jahre 

befristeten Vertragslaufzeit den Vertrag 

oder einzelne Berechtigungen fortzusetzen. 

4.4 
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Herbeiführungsklauseln, die von vornherein 

eine rechtliche oder wirtschaftliche Bindung 

der Vertragsparteien für die Zeit nach der 

Befristung bewirken, sind mit Sinn und Zweck 

der gesetzlichen Befristungsregelung und der 

Gewährleistung einer ''echten'' Prüfungszäsur 

nach Ablauf der 20-Jahres-Frist nicht verein

bar. 

Davon zu unterscheiden sind allerdings sog. 

Sprech- oder Verpflichtungsklauseln, mit 

denen sich die Vertragspartner lediglich ver

pflichten, bereits frühzeitig vor Ablauf des 

Vertrages Gespräche über eine Verlängerung 

des auf 20 Jahre vereinbarten Energiever

sorgungsvertrages aufzunehmen. 

3. Die Freistellbarkelt nach § 103 Abs. 1 GWB -

unabhängig vom Befristungserfordernis -

Freistellbar vom Kartellverbot des § 1 GWB 

(sowie von den §§ 15, 18 GWB) sind durch 

Anmeldung nur die in § 103 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 

genannten Vertragstypen. Es handelt sich um 

Demarkationsverträge (Nr. 1), Konzessions

verträge (Nr. 2), Preisbindungen (Nr. 3) und 

Verbundverträge (Nr. 4). Freistellbar sind 

demnach auch nur solche Tatbestände,' die für 

sich unter § 1 GWB (§§ 15 oder 18 GWB) zu 

subsumieren sind. 

Unabhängig von der Beachtung der Befr'.stungs

regelung nach § 103 a Abs. 1 Satz 1 GWB sind 

daher insbesondere folgende Klauseln nicht 

freistellungsfähig: 
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a) Eigenerzeugungsverbote 

Eigenerzeugungsverbote verbieten einem Ver

tragspartner, selbst eine Energieerzeugungs

anlage zu errichten oder zu betreiben. Der

artige Klauseln sind oft in Konzessionsver

trägen aber auch in Energielieferverträgen 

zwischen Regionalversorgern und weiterver

teilenden Stadtwerken enthalten. 

Nach Ansicht der Kartellbehörden des Bundes 

und der Länder (Kartellreferententagung vom 

9./10. Okt. 1981 in Saarbrücken) sind solche 

Vertragsregelungen wegen des Verstoßes gegen 

das Kartellverbot nach § 1 GWb unzulässig und 

nicht nach § 103 Abs. 1 GWB freistellungs

fähig. 

Mit den beiden BeschlUssen des BGH vom 

15.04.1986 wurde im Hinblick auf die Stellung 

der Gemeinden als potentielle Wettbewerber 

grundsätzlich bestätigt, daß ein Verbot der 

Errichtung und des Betriebes von Energieer

zeugungs- und Energieverteilungsanlagen auch 

und gerade gegenUber Kommunen in der Regel 

eine Wettbewerbsbeschränkung im Sinne des § 1 

GWB begrUndet. 

Derartige Kartellabsprachen in Demarkations

oder Lieferverträgen sind nicht nach § 103 

Abs. 1 Nr. 1 GWB freigestellt, weil sich die 

danach freistellbare Unterlassungsverpflich

tung auf die ''öffentliche Versorgung'' 

- d. h. auf die Belieferung Dritter -

beziehen muß und nicht die Einschränkung 

oder den Ausschluß der Eigenerzeugung oder 

-Versorgung erfaßt. 

4. 
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In Konzessionsverträgen ist hingegen eine 

derartige Verbotsregelung als freistellbar 

nach § 103 Abs. 1 Nr. 2 GWB anzusehen, weil 

und soweit durch diese Kartellabsprache als 

Annex zur ausschließlichen Wegerechts

bestellung für die Laufzeit des Vertrages 

eine öffentliche Konkurrenzversorgung 

unterbunden werden soll. Das heißt, Energie

erzeugungsverbote in Konzessionsverträgen 

sind (nur) insoweit freigestellt, als die 

Verbotsregelungen ausschließlich die 

Durchführung der öffentlichen Versorgung im 

Konzessionsgebiet betreffen, nicht aber die 

Erzeugung für den eigenen Bedarf sowie zur 

Einspeisung in das öffentliche Netz. 

Dies bedeutet andererseits, daß unabhängig 

vom Vertragstyp ein Verbot zur Errichtung von 

Erzeugungs- und/oder Verteilungsanlagen 

grundsätzlich nicht freistellungsfähig ist, 

weil es sich nicht auf den Bereich der 

öffentlichen Versorgung bezieht und somit 

keinen Freistellungstatbestand erfüllt. Unter 

Beachtung von Sinn und Zweck der Befristungs

regelung des § 103 a Abs. 1 Satz 1 GWB darf 

insbesondere eine Gemeinde, deren Gebiet von 

einem anderen Versorgungsunternehmen versorgt 

wird, nicht gehindert werden, schon vor 

Vertragsablauf Erzeugungs- und Verteilungs

anlagen zum Beispiel im Hinblick auf eine 

zukünftige Obernahme der öffentlichen 

Versorgung nach Vertragsablauf zu errichten 

sowie für den eigenen Bedarf oder zum Zwecke 

der Einspeisung in das öffentliche Netz zu 

betreiben. 
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b) Gesamtbedarfsdeckungsklausel 

Für vertragliche Vereinbarungen, die elne 

GebietskBrperschaft oder ein weiterver

teilendes EVU zur Deckung des gesamten 

Bedarfs beim Vertragspartner verpflichten, 

gelten die Ausführungen zu den Energieer

zeugungsverboten entsprechend. 

Soweit diese Vereinbarungen auf die Ein

schränkung oder den Ausschluß der Eigener

zeugung und Eigenversorgung abzielen, also 

über eine kartellrechtlich grundsätzlich 

zulässige auschließliche Bezugsbindung nach 

§ 18 Abs. 1 Nr. 2 GWB zur Unterbindung einer 

Konkurrenzversorgung durch Dritte hinaus

gehen, sind sie nicht freistellbar. Die 

Erzeugung für den eigenen Bedarf oder zum 

Zwecke der Einspeisung in das Bffentliche 

Netz ist keine öffentliche Versorgung im 

Sinne der kartellrechtlichen Freistellungs

tatbestände des § 103 Abs. 1 GWB. 

c) Gasoptionsklausel 

Die Gasoptionsklausel bezeichnet eine Ver

einbarung, die dem EVU einen Vorrang bzw. ein 

Vorrecht für die Obernahme einer unter Um

ständen später durchzuführenden Gasversorgung 

einräumt. 

Derartige wettbewerbsbeschränkende Verein

barungen sind mangels eines entsprechenden 

Freistellungstatbestandes für die vorwegge

nommene, gegenseitig bedingte Kumulation 

4.4 
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verschiedener Versorg~ngstätigkeiten in § 103 

Abs. 1 GWB nicht freistellungsfähig, Insbe

sondere § 103 Abs. 1 Nr. 2 G\m setzt tat

bestandlieh eine klare unbedingte Ver

sorgungsabsieht voraus. Im übrigen kann es 

nicht Sinn und Zweck der Freistellung 

elektrizitätswirtschaftlicher Ausschließlich

keitsbindungen sein, sich aufgrund der 

Marktstellung bei der Stromversorgung 

Vorteile im Bereich der Gasversorgung zu 

verschaffen. 

Unabhängig davon wird durch eine Gasoptions

klausel daher sowol1l in Alt- als auch in Neu

verträgen jedetlfalls ein Mißbrauchstatbestand 

im Sinne des § 103 Abs. 5 GWB begründet. 
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II. Problematische vertragliche Vereinbarungen 

Neben den unter Abschnitt I dargestellt vertrag

lichen Vereinbarungen und Klauseln, die nicht frei

stellungsfähig sind bzw. einen Verstoß gegen die 

gesetzliche Befristungsregelung begründen, gibt es 

eine Reihe von Vereinbarungen, deren kartellrecht

liche Beurteilung unter den Kartellreferenten von 

Bund und Ländern noch nicht abschließend geklärt 

ist und zu denen noch keine bzw. keine eindeutige 

Rechtsprechung vorliegt. 

Diese Situation gebietet daher hinsichtlich solcher 

Vereinbarungen im Rahmen der kartellrechtlichen 

Vertragsprüfung eine besondere Behandlung (siehe 

dazu Abschnitt V.). Die folgenden AusrUhrungen 

erläutern den gegenwärtigen Rechtsstandpunkt der 

Landeskartellbehbrde. In Fällen der Kombination von 

problematischen Vereinbarungen mit rechtlich 

hinreichend geklärten Vereinbarungen aus Abschnitt 

I 2. und 3. gilt die dort dargestellte Beurteilung 

unverändert. 

l. Das einfache Wegerecht 

Einfache Wegerechte, d. h. Wegebenutzungsrechte 

für eine flächendeckende öffentliche Versorgung 

ohne Ausschließlichkeitsbindung, wurden bislang 

meist für die Zeit nach Ablauf eines entsprech

end § 103 a Abs. 1 Satz l GWB befristeten, aus

schließlichen Wegerechts vereinbart (gespaltenes 

Wegerecht). 

4.' 
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Nach dem Beschluß des BGH vom 15.04.1986 

("Hegebenutzungsrecht" KVR 6/85), in dem das 

gespaltene Hegerecht mit der gesetzlicher 

Befristungsregelung für unvereinbar, aber der 

Vertrag nur insoweit für unwirksam erklärt 

wurde, als er eine ausschließliche Bindung über 

20 Jahre hinaus enthält, bleibt die Frage zu 

klären, ob und inwieweit die Fortgeltung einer 

20 Jahre überschreitenden (einfachen) 

Wegenutzungsvereinbarung ohne Ausschlie~lich

keitsbindung kartellrechtlich relevant ist. 

Dieses Problem stellt sich in gleicher Weise, 

wenn infolge der BGH-Rechtsprechung in Neuver

trägen von Anfang an nur ein einfaches Hegerecht 

für mehr als 20 Jahre vereinbart wird. Darüber 

hinaus ist die kartellrechtliche Beurteilung des 

einfachen Wegerechts im Hinblick auf die 

Übergangsvorschrift von§ 103 a Abs. 4 GWB für 

alle sog. Altverträge von ganz grundsätzlicher 

Bedeutung. Denn aus der Rechtsprechung des BGH 

könnte gefolgert werden, daß diese Verträge zum 

gesetzlichen Beendigungsterruin 01.01.1995 

lediglich ihre Ausschließlichkeitsbindung 

verlieren und mit einfachem Wegerecht für die 

restliche Vertragslaufzeit fortgelten. 

Nach Auffassung der Landeskartellbehörde und des 

Bundeskartellamtes (Tätigkeitsbericht 1985/86, 

BT-Drucksache 11/544, s. 99) entspricht auch ein 

flächendeckend erteiltes einfaches Wegerecht in 

seinen faktischen wettbewerbliehen Auswirkungen, 

insbesondere für den Marktzutritt potentieller 

Wettbewerber, den Wettbewerbswirkungen eines 

ausschließlichen Hegerechts und fällt daher in 
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aller Regel unter das Kartellverbot des § 1 GWB. 

Auf die förmliche Bezeichnung unter Verzicht auf 

das Wort ''ausschließlich'' in der vertraglichen 

Abrede zur Einräumung eines Wegebenutzungsrechts 

kann es bei der höchstrichterlich gebotenen 

Gesamtbeurteilung aller rechtlichen und 

tatsächlichen wettbewerbliehen Auswirkungen 

nicht ankommen. 

Maßgeblicher Beurteilungsgesichtspunkt in jedem 

Einzelfall ist, ob die Vereinbarung unter 

Berücksichtigung aller Umstände geeignet ist, 

die Marktverhältnisse insbesondere durch die 

Errichtung von Marktzutrittsschranken spürbar zu 

beeinfl.ussen. Dabei gilt es, neben den tech

nisch-wirtschaftlichen Besonderheiten der 

leistungsgebundenen Energieversorgung auch die 

Einbindung des Konzessionsvertrages in das 

System von Wettbewerbsbeschränkungen durch 

horizontale und vertikale Demarkationsverträge 

sowie die rechtliche Verpflichtung von Gebiets

körperschaft und EVU zu berücksichtigen, eine 

möglichst preiswürdige und sichere Versorgung zu 

gewährleisten. 

Bei Obernahme einer flächendeckenden öffent

lichen Versorgung verfolgt auch unter den 

Bedingungen eines (einfachen) Wegebenutzungs

rechts ohne ausdrückliche Ausschließlichkeits

bindung der Konzessionsvertrag den Zweck, das 

örtliche Versorgungsmonopol abzusichern. Zumal 

von seiten der Versorgungswirtschaft stets die 

Auffassung vertreten wurde und auch weiterhin 

vertreten wird, daß ein geschlossenes Versor

gungsgebiet und das örtliche Monopol zur 

4.4 
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unmittelbaren Versorgung der Letztverbraucher 

zur Erfüllung der gesetzlichen Pflichten (insb. 

nach EnWG) für sie unverzichtbar sei. Andern

falls wäre auch die Berechtigung fUr die 

kartellrechtliche Freistellung der energiewirt

schaftliehen Versorgungsverträge mit 

Ausschließlichkeitsbindung gemäß den §§ 103, 

103 a GWB grundsätzlich in Frage gestellt. 

Auf der Grundlage dieser Auffassung wäre demnach 

auch die Einräumung eines einfachen Wegerechts 

im Sinne der §§ 103, 103 a GWB anmeldepflichtig 

und nur unter Einhaltung der 20-Jahres-Frist 

freistellungsfähig. Für Altverträge würde 

dementsprechend mit dem Ablauf der Freistellung 

des Vertrages gemäß § 103 a Abs. 4 GWB die 

Unwirksamkeit des gesamten Versorgungsvertx'ages, 

d. h. des gesamten für eine flächendeckende 

Versorgung erteilten Wegerechts auch hinsicht

lich des einfachen Wegenutzungsrechts 

eintreten. 

Der BGH hat in seinen Beschlüssen vom 15.04.1986 

zur kartellrechtlichen Beurteilung nicht 

ausschließlicher Wegerechte nicht ausdrücklich 

Stellung genommen. Weil er jedoch nur die 

Wirksamkeit des ausschließlichen Wegerechts 

aufgehoben, im übrigen aber den Konzessions

vertrag mit einer über 20 Jahre hinausgehenden 

Laufzeit nicht beanstandet hat, wird hieraus 

insbesondere von seiten der Energieversor

gungswirtschaft die grundsätzliche kartell

rechtliche Unbedenklichkeit des einfachen 

Wegerechts abgeleitet. 



- 325 -
- 21 -

Angesichts dieser insoweit noch nicht ab

schließend geklärten Rechtslage ist eine 

besondere Vorgehensweise bei der kartellrecht

lichen Vertragskontrolle geboten. 

2. Endschaftsbestimmungen insb. zur Netzübernahme 

Die seit der 4. Kartellgesetznovelle und der 

Einfügung von § 103 a in das Gesetz gegen Wett

bewerbsbeschränkungen angemeldeten energiewirt

schaftliehen Gebietsschutzverträge mit Gemeinden 

enthalten in aller Regel Endschaftsbestimmungen 

zur Regelung der Obernahmerechte bzw. -pflichten 

der GebietskHrperschaft nach Ablauf des Ver

trages. Dies betrifft insbesondere den Preis, 

die technischen Bedingungen und die Verfahrens

weise zur Obernahme der vorhandenen Versor

gungsanlagen des aus der Hrtlichen Versorgung 

ausscheidenden EVU. Vielfach wird in derartigen 

Klauseln vereinbart, daß die Gemeinde nach Ver

tragsablauf das Recht bzw. die Pflicht hat, 

die Versorgungsanlagen zum "Sachzeitwert" zu 

übernehmen. 

Die Frage, ob und insbesondere unter welchen 

Bedingungen der begrifflichen Ausgestaltung die 

Obernahmekondition ''Sachzeitwert'' einen Verstoß 

gegen die kartellrechtliche Befristungsregelung 

gern. § 103 a Abs. 1 Satz 1 GWB oder einen Miß

brauchstatbestand nach § 103 Abs. 5 GWB begrün

det, ist vor dem Hintergrund der BGH-Beschlüsse 

vom 15. April 1986 umstritten und unter den 

Kartellreferenten von Bund und Ländern noch 

nicht abschließend geklärt. 

4.4 
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Maßgeblicher Beurteilungsgesichtspunkt für die 

kartellrechtliche Behandlung von sog. End

schaftsklauseln in Konzessionsverträgen ist, ob 
die Vereinbarungen geeignet sind, nach ihren 

tatsächlichen Auswirkungen - entgegen der Be

fristungsregelung in § 103 a Abs. 1 Satz 1 GWB -

eine 20 Jahre überdauernde Bindung herbeizu

führen. 

Dies dürfte insbesondere bei einer vertraglichen 

Regelung der Fall sein, die der Gemeinde das 

Recht zur Obernahme der Versorgungsanlagen 

versagt. Endet die Versorgung durch das bis

herige EVU, 1st die Gemeinde grundsätzlich 

berechtigt und auf Verlangen des EVU verpflich

tet, alle Anlagen des EVU zu erwerben, die 

ausschließlich der Versorgung des Vertrags

gebietes dienen und bei rationeller Betriebs

führung weiterverwendet werden können. 

Eine über die 20-Jahres-Frist hinausgehende 

Bindungswirkung kann aber auch z. B. durch eine 

aus der Vereinbarung abgeleitete unangemessen 

hohe Entschädigungsforderung (auch auf der 

Grundlage des Begriffs ''Sachzeitwert''), durch 

rechtliche und tatsächliche Erschwerung der 

Vorbereitungshandlungen zur Netzübernahme oder 

durch eine unzumutbar hohe Kostenbelastung für 

das übernehmende EVU, begründet werden. 
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Eine exakte kartellrechtliche Grenzziehung 

zwischen zulässigen und unzulässigen End

schaftsverelnbarungen 1st den Kartellrefe

renten jedoch bislang noch nicht gelungen. 

Konsens besteht nur über den allgemein- abstrak

ten Beurteilungsmaßstab, daß eine solche Rege

lung dem Befristungserfordernis widerspricht, 

wenn sie für den Wettbewerb um Versorgungs
gebiete prohibitive Wirkung hat, insbesondere 

wenn der Obernahmepreis höher 1st, als es für 

einen angemessenen Interessenausgleich nötig 

wäre. Auswirkungen auf die Gesamtheit der Ab

nehmer sind dabei zu berücksichtigen. Die kar

tellrechtllche Beurteilung wird darüber hinaus 

auch von der preisrechtlichen Behandlung des 

Obernahmepreises beim übernehmenden und beim 

übergebenden EVU durch die Preisaufsichtsbehörde 

maßgeblich beeinflußt. 

Die Kartellreferenten von Bund und Ländern haben 

darüber hinaus Einvernehmen darüber erzielt, daß 

Baukostenzuschüsse bei der Obernahme des Netzes 

insoweit kaufpreisreduzierend zu berücksichtigen 

sind, als diese im üblichen Abrechnungs- und 

Vertragszeitraum (in der Regel 20 Jahre) von den 

Kunden bereits bezahlt wurden. 

4.4 
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III. Rechtsfolgen 

Energiewirtschaftliche· Gebietsschutzverträge, die 

nicht oder nicht vollständig bei der Kartellbehörde 

angemeldet worden sind (Abschnitt I 1.) oder die 

nicht nach den§§ 103 Abs. 1, 103 a GWB freige

stellte Wettbewerbsbeschränkungen enthalten 

(Abschnitt I 2. und 3.), sind gemäß § 1 GWB kraft 

Gesetzes unwirksa1n. Dies bedeutet, daß sich keine 

Vertragspartei vor Gericht oder außergerichtlich 

auf die Wirksamkeit der wettbewerbsbeschränkenden 

vertraglichen Vereinbarungen berufen kann. 

Die Landeskartellbehörde wird daher in Überein

stimmung mit der Rechtsauffassung des Bundeskar

tellamtes und der anderen Landeskartellbehörden 

Energieversorgungsverträge beanstanden, die nicht 

vollständig angemeldet worden sind oder nicht frei

stellungsfähige Klauseln enthalten. 

Bei Vorlage unvollständiger Vertragsunterlagen kann 

die Kartellbehörde nach erfolgloser Ahmahnung ein 

Auskunftsverfahren gemäß § 46 GWB einleiten. Die 

Durchführung eines nach § 1 GWB unwirksamen Ver

trages kann zudem gemäß§ 37 a Abs. 1 GWB untersagt 

werden. Damit ist insbesondere zu rechnen, wenn 

zugleich anzunehmen ist, daß nicht freigestellte 

Wettbewerbsbeschränkungen praktiziert werden. 

Ein Hinwegsetzen über die Unwirksamkeit ist als 

bußgeldbewehrte Ordnungswidrigkeit nach § 38 

Abs. 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 1 GWB anzusehen. 
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IV. Handlungsmöglichkeiten zur Vermeidung der Rechts

folgen 

1. Zur Vermeidung der vorgenannten Rechtsfolgen und 

entsprechender Verfahrensschritte der Landeskar

tellbehörde bei unvollständiger Vertragsan

meldung sind die Vertragsparteien zur nachträg

lichen Vorlage des gesamten Vertragstextes bzw. 

aller vertraglichen Vereinbarungen aufgefordert, 

die den Inhalt der Wettbewerbsbeschränkung 

beschreiben, diese absichern oder deren 

Geschäftsgrundlage sind. Dies hält die Landes

kartellbehörde nicht nur angesichts der gesetz

lichen Anmeldepflicht gemäß § 103 Abs. 3 i.V.m. 

§ 9 GWB und zur ErfUllung der ihr Ubertragenen 

gesetzlichen Aufgaben, sondern auch aus Gründen 

der Rechtssicherheit und -klarheit im Interesse 

der Vertragsparteien fUr unverzichtbar. 

2. Im Hinblick auf vertragliche Vereinbarungen bzw. 

Klauseln, die nicht gemäß §§ 103 Abs. 1, 103 a 

Abs. 1 Satz 1 GWB freigestellt sind, haben die 

beteiligten Vertragsparteien zur Vermeidung der 

genannten ReclJtsfolgen und entsprechender 

kartellbehördlicher Maßnahmen folgende 

Möglichkeiten: 

- Neuabschluß eines Vertrages, der die 

fraglichen Abreden nicht enthält, oder 

- Änderung des Vertrages zur Beseitigung bzw. 

Ersetzung der freistellungswidrigen Abreden 

unter Fortgeltung der übrigen Vertrags

bestimmungen. 

4.4 
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Nach herrschender Auffassung kann die Unwirksam

keit vertraglicher Vereinbarungen nicht durch 

bloße einseitige Streichung der unzulässigen 

Wettbewerbsbeschränkungen unter Fortgeltung der 

übrigen vertraglichen Bestimmungen beseitigt 

werden. Dazu bedarf es vielmehr eines ausdrück

lichen Neuabschlusses oder einer Änderung des 

Energieversorgungsvertrages. Nur überein

stimmende Erklärungen beider Vertragsparteien 

können den kartellrechtlichen Charakter der 

Vereinbarungen ändern oder begründen. 

Der neue Vertrag bzw. die vertraglichen Ände

rungen sind gemäß § 103 Abs. 3 GWB bei der 

Kartellbehörde anzumelden. Eine bloße Streichung 

der mit §§ 103 Abs. 1, 103 a Abs. 1 Satz 1 GWB 

unvereinbaren Klauseln wäre zudem mangels 

vertraglicher Vereinbarung kartellrechtlich erst 

gar nicht anmeldefähig und könnte daher auch 

keine Wirksamkeit entfalten. 

Ausnahmsweise kommt auch ein einseitiger aus

drücklicher Verzicht des betroffenen Versor

gungsunternehmens gegenüber dem Vertragspartner 

auf die Durchführung der nach § 1 GWB 

unwirksamen Vertragsklauseln in Betracht. 

Im Hinblick auf den langwierigen und beschwer

lichen Weg einer erneuten Beschlußfassung der 

kommunalen Gremien über eine vertragliche 

Änderung/Neufassung der Energieversorgungsver

träge und unter Berücksichtigung einer in der 

Regel eintretenden Begünstigung der Vertrags

partner insbesondere der Kommunen aufgrund ent

spreclJender Vertragskorrekturen wird die 
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Landeskartellbehörde derartige Verzichtser

klärungen kartellrechtlich akzeptieren, weil 

damit jedenfalls die Bedenken der Landeskartell

behörde gegen eine Praktizierung unwirksamer 

Klauseln ausgeräumt werden. Es wird allerdings 

ausdrUcklieh darauf hingewiesen, daß damit keine 

Entscheidung Uber die zivilrechtliche Wirksam

keit der vertraglichen Vereinbarungen verbunden 

ist. In jedem Fall empfiehlt es sich, dem 

Vertragspartner zur Verzichtserklärung eine ggf. 

befristete Reaktionsmöglichkeit einzuräumen, 

nach der z. B. ausdrUcklieh auch ~ein Schweigen 

ab einem bestimmten Zeitpunkt als Einverständnis 

bewertet wird. 

Unverzichtbar ist jedoch auch in diesen Fällen, 

daß der Landeskartellbehörde jede einzelne Ver

zichtserklärung 1nitgeteilt wird. 

4.4 
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V. Besondere Verfahrensweise bei problematischen Ver

einbarungen 

Unabhängig von der dargestellten Rechtsauffassung 

der Landeskartellbehörde zu den einzelnen proble

matischen vertraglichen Vereinbarungen (Abschnitt 

III) wird eingeräumt, daß die rechtliche Proble

matik dieser Vereinbarungen gegenwärtig insbe

sondere mangels Rechtsprechung bzw. eindeutiger 

Rechtsprechung noch nicht abschließend geklärt ist 

und eine unterschiedliche Beurteilung erlauben. Die 

Landeskartellbehörde wird daher in diesen Zweifels

fällen aufgrund der Vertragsprüfung zwar unter 

Hinweis auf ihren grundsätzlichen Rechtsstandpunkt 

rechtliche Bedenken anmelden, allerdings zunächst 

von einer rechtsförmlichen Beanstandung der 

umstrittenen Vertragsklauseln im Rahmen eines 

Untersagungsverfahrens absehen. 

Die Landeskartellbehörde behält sich jedoch 

ausdrücklich eine erneute kartellrechtliche Prüfung 

und ein Einschreiten für den Fall vor, daß die 

Unklarheiten hinsichtlich dieser Vertrags

gestaltungen durch gerichtliche Entscheidungen oder 

in sonstiger Weise in Abstimmung mit den anderen 

Kartellbehörden von Bund und Ländern ausgeräumt 

werden. Sie wird mit dazu beitragen, daß in 

Absprache mit den Kartellreferenten von Bund und 

Ländern die noch offenen Rechtsfragen in sog. 

Musterverfahren möglichst bald einer Klärung 

zugeführt werden. 
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1. Die Notwendigkeit weiterer Energieeinsparun
gen bei Neubau und am Gebäudebestand 

ln bestehenden älteren Gebäuden werden heute zwischen 22 und 28 Liter Heizöl 

pro Quadratmeter Wohnfläche und Jahr an Heizenergie verbraucht. Durchschnitt

liche Neubauten kommen bereits mit 14 bis 18 Liter Heizöl aus, wenn sie den 

gegenwärtigen Vorschritten bezüglich Wärmeschutz und Heizanlagen genügen. 

Niedrigenergiehäuser bieten einen besseren Heizkomfort mit nur der Hälfte dieses 

Brennstoffverbrauchs: 4 bis 7 Liter Heizöl pro Quadratmeter Wohnfläche und Jahr 

reichen aus. Die dazu erforderliche verbesserte Technik beim Wärmeschutz, bei der 

Lüftung und bei der Heizung ist erprobt und am deutschen Markt verfügbar. Die 

wichtigste Aufgabe für die nähere Zukunft ist es, die Niedrigenergiehaustechnik 

durch Optimierung der Komponenten für den Neubau noch kostengünstiger anbie

ten zu können und die Anwendung dieser Techniken auch im Altbaubestand zu 

erproben. 

Mit gut einem Drittel des gesamten Endenergieverbrauchs stellt die Gebäudehei-

zung die größte Einzelanwendung von Energie in der Bundesrepublik Deutschland. 4 . 5 
Energieeinsparung ist nach wie vor unbestritten der vernünftigste Weg, die 

künftige Energieversorgung kostengünstig, umweltfreundlich und sozialverträglich 

sicherzustellen. Die Vorteile der rationellen Nutzung liegen auf der Hand: 

o die Kosten für die Einsparung einer Energieeinheit sind in der Regel geringer 

als die Kosten für die künftige Bereitstellung derselben Energie 

o ein geringer Energieverbrauch macht die Versorgung sicherer gegenüber 

künftigen Preisschüben 

o die Umweltrisiken durch den Energieverbrauch werden verringert. Die Enquete

Kommission "Schutz der Erdatmosphäre" des Deutschen Bundestages hat 

eindringlich vor der Gefahr einer weiteren Belastung durch Kohlendioxid (C02) 

gewarnt. Die effizientere Energienutzung ist die entscheidende Möglichkeit, die 

C02-Emission zu verringern. 
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Energiesparende Bauweisen und Gebäudesanierungen weisen darüber hinaus eine 

Reihe weiterer Vorteile auf: 

111 die erheblich verbesserte Wärmedämmung ist ein wirksamer Schutz gegen 

feuchtebedingte Bauschäden: die Dauerhaftigkeit der Bauteile wird verbessert, 

der Wert des Hauses erhöht 

e die Behaglichkeit für die Bewohner nimmt deutlich zu: die Temperaturen aller 

raumseiligen Oberflächen werden auf um 18oc, bei den Fenstern auf um 15oc 

angehoben. Dies bewirkt ein gleichmäßig angenehmes Strahlungsklima und 

garantiert (gemeinsam mit der Lüftung) auch bei unvermeidbaren Anschlüssen 

sowie Kanten und Ecken Tauwasserfreiheit - entscheidende Beiträge zu einem 

gesunden Wohnen 

e die dringend zu empfehlende kontrollierte Lüftung garantiert eine gleichblei

bend hohe Raumluftqualität und ist ein weiterer Beitrag zur Wohngesundheit 

und zum Schutz der Bausubstanz. 

Gebäude werden für einen Nutzungszeitraum von mindestens 50 und mehr Jahren 

errichtet. Der bauliche Standard, der beim Neubau einmal gewählt wurde, läßt sich 

über einen Zeitraum von Jahrzehnten aus Gründen der Wirtschaftlichkeit kaum 

noch korrigieren -- oft nicht einmal aus technisch-konstruktiver Sicht. Alle 

Gründe sprechen dafür, die beim Neubau vergleichsweise geringeren Mehrinves

titionen zu tätigen, um den Nutzen der dauerhafteren Bausubstanz, des verbesser

ten Komforts, der entlasteten Umwelt und der Verringerung der künftigen 

Heizkosten zu sichern. 

Energiesparmaßnahmen im Gebäudebestand sind zumeist überhaupt nur dann 

rentabel, wenn sie zusammen mit ohnehin fälligen Instandsetzungsmaßnahmen 

durchgeführt werden -- bei einem Zyklus solcher Maßnahmen von 15 bis 50 Jahren 

wird die Möglichkeit, Energie in erheblichem Umfang einzusparen, zu lange 

hinausgeschoben, wenn sie nicht konsequent bei jeder Instandsetzung ausgeschöpft 

wird. 
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2. Das Niedrigenergiehaus - Energieeinsparung 1m 
Wohnungsbau der Zukunft 
(Wolfgang Feist) 

Niedrigenergiehäuser benötigen bei besserem Raumklima und deutlich besserem 

Schutz der Bausubstanz für die Beheizung eines Quadratmeters Wohnfläche weniger 

als umgerechnet ca. 7 Liter Heizöl pro Jahr. Für die Heizung kommt ein Haus mit 

z. B. 160 m2 Wohnfläche daher mit etwa 1200 I Heizöl aus; dies ist weniger als 

die Hälfte des Verbrauchs für ein übliches neues Wohngebäude. 

Umweltbewußtes Bauen muß daher in jedem Fall auch energiesparendes Bauen sein. 

Der Standard des Niedrigenergiesparhauses kann dabei bei jeder Neubauplanung 

mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand erreicht werden. 

Wie wird ein Gebäude zum Niedriqenergiehaus? 

Nach den vorliegenden Erfahrungen sind es vor allem folgende Maßnahmen, auf die 

es für einen geringen Energieverbrauch ankommt: 

• Sehr guter Wärmeschutz der Außenbauteile 

· Dachgeschoßdecken, geneigte Dächer, Dachabseiten, Flachdächer u. ä. 

Konstruktionen sollten eine Dämmung aufweisen, die 25 cm und mehr 

hochwertigem Dämmstoff entspricht. 

Außenwände und andere nichttransparente Bauteile sollten mit 15 cm 

oder mehr hochwertigem Dämmstoff gedämmt sein. 

• Die gewissenhafte Ausführung des Wärmeschutzes im Detail 

Gedämmte Konstruktionen müssen sorgfältig gegen ein· und austretenden 

Luftzug abgedichtet sein. Bei Leichtbaukonstruktionen ist vor allem eine 

fugenlos abgedichtete innere luftdichtende Schicht erforderlich, welche 

zugleich als Dampfbremse wirkt. 

4.5 
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Weiter müssen beim Niedrigenergiehaus Wärmebrücken vermieden oder so 

weit wie möglich reduziert werden. Dies geschieht durch Vermeidung 

auskragender Bauteile und eine rundum geschlossene, undurchbrochene 

wärmedämmende Hülle. 

e Die Verringerung von Lüftungswärmeverlusten 

Ausreichende Lüftung ist eine Grundvoraussetzung für hygienisches 

Wohnen. ln Niedrigenergiehäusern haben sich Systeme mit kontrollierbarer 

Lüftung bewährt: 

-bei den reinen Abluftsystemen strömt durch Zuluftöffnungen in der 

Außenhülle ständig frische Luft ins Gebäude nach. Die verbrauchte Luft 

wird mit Hilfe eines Lüfters aus den Räumen mit der höchsten lnnen

luftbelastung abgesaugt und über Dach abgeführt. Diese Systeme sind 

besonders kostengünstig. 

-bei Systemen mit Wärmerückgewinnung wird die verbrauchte Abluft 

zunächst durch einen Wärmetauscher geschickt, in welchem sie einen Teil 

ihres Energieinhalts an von außen angesaugte Frischluft abgibt. Diese 

Systeme können noch einmal etwa die Hälfte der Lüftungswärmeverluste 

einsparen, sind aber deutlich !eurer als reine Abluftanlagen und haben auch 

höhere Betriebskosten. Wärmerückgewinnungsanlagen sind im übrigen 

energiewirtschaftlich nur dann sinnvoll, wenn sie in einem Gebäude mit 

sehr guter Dichtheit eingesetzt werden. 

Die Verringerung der Außenoberfläche · 

Je größer die Außenoberfläche eines Gebäudes ist, desto höher sind die 

Wärmeverluste. Eine möglichst kompakte Bauweise verringert nicht nur den 

Energieverbrauch, sie spart auch Kosten. Sinnvoll ist es daher, unnötig 

komplizierte Gebäudeformen zu vermeiden und eine möglichst verdichtete 

Bauweise zu wählen. 

• Die passive Nutzung der Sonnenenergie 

Durch Fenster wird auch in der Heizperiode solare Strahlungsenergie ins 

Gebäude geführt. Andererseits haben Fenster aber auch verhältnismäßig 
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hohe Wärmeverluste. ln einem Niedrigenergiehaus sind die Verluste einer 

normalen Zweischeiben-lsolierverglasung in einer durchschnittlichen 

Heizzeit in Deutschland auch bei Südorientierung immer noch höher als die 

zugehörigen Wärmegewinne. 

Für Niedrigenergiehäuser sollte daher grundsätzlich Wärmeschutzverglasung 

eingesetzt werden, durch welche die Verluste gegenüber normaler lsolier

verglasung auf etwa die Hälfte verringert werden (k-Wert 1 ,5 W 1 (m2K)). 

Der Einfluß der Südfensterfläche auf den winterlichen Heizwärmeverbrauch 

eines Niedrigenergiehauses ist im Vergleich zum Einfluß der Kompaktheil 

gering. Die Größe der Südfenster kann daher nach anderen als Energiespar

gesichtspunkten gewählt werden -- vorausgesetzt, es wird Wärmeschutzver

glasung verwendet. Fensterflächen in Ost- oder Westorientierung sollten 

dagegen möglichst klein gehalten werden, da diese in der Heizperiode zu 

Mehrverbrauch führen und im Sommer stärker als Südfenster zur Auf

heizung beitragen. 

Große Erwartungen bezügl. der Energieeinsparung wurden in angebaute 

verglaste Räume gesteckt. Die Erfahrungen zeigen jedoch, daß Energieein

sparungen hierdurch nicht immer und kaum im erwarteten Umfang 

eintreten, der bauliche Mehraufwand aber immer größer ist als bei 

Verbesserungen des Wärmeschutzes und der Effizienz der Lüftung. 

Auf das Gebäude abgestimmte Heizanlage 

Die Heizanlage im Niedrigenergiehaus muß dem sich rasch ändernden 

Wärmebedarf flink folgen können. Dies setzt gut eingestellte Thermostat

ventile in jedem Raum und eine witterungsgeführte zentrale Regelung 

voraus. 

Schließlich sollten effiziente moderne Anlagen für die Wärmeerzeugung 

verwendet werden. 

4.5 
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Die Kosten von Niedrigenergiehäusern 

Niedrigenergiehäuser werden zwar im allgemeinen etwas höhere Baukosten als 

durchschnittliche Gebäude aufweisen: diese Mehrinvestitionen machen sich aber 

bereits durch die Einsparungen der absehbaren künftigen Energiekosten bezahlt. 

Daneben weisen Niedrigenergiehäuser viele weitere wichtige Vorteile auf, die den 

einmaligen Mehraufwand rechtfertigen: 

e warme Oberflächen der raumumschließenden Bauteile, 

o dadurch komfortables und gesundes Raumklima und 

0 sicherer Schutz der Bausubstanz gegen Tauwasser, 

• kontinuierliche Frischluftzufuhr und dadurch stets hygienische einwandfreie 

Raumluftqualität, 

dauerhafter Schutz der Bausubstanz gegen Durchfeuchtunq und Tauwasser

bildung sowie verringerte thermische Spannungen 

Sicherheit gegen Versorgungsprobleme und Preissteigerungen bei künftigen 

Energiekrisen. 

Zusammenfassend kann gesagt werden: Niedrigenergiehäuser dienen wegen der 

hohen Energieeinsparung dem Umweltschutz, bieten ihren Bewohnern gesündere 

und behaglichere Wohnverhältnisse und sind wegen langfristig steigender Ener

giekosten letztendlich kostengünstiger. ln der Gestaltung sind Niedrigenergiehäuser 

weitgehend frei: Aus jedem Gebäudeentwurf kann ein Niedrigenergiehaus werden, 

wenn die hier dargestellten Regeln berücksichtigt werden. 
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Publikationen des Instituts Wohnen und Umwelt: 

Feist/Kiien: 

Feist: 

Das Niedrigenergiehaus -

Energiesparen im Wohnungsbau 

der Zukunft; Karlsruhe 1989 

Niedrigenergiehäuser in Dänemark und Schweden; 

IWU-Publikation, Darmstadt 1986 

Feist, Huber, Oberländer: Niedrigenergiehäuser 

Energiesparinformation Nr. 3 

des Hassischen Ministeriums 

für Wirtschaft und Technik; 

Wiesbaden, 1989 
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- 342 - 8 

3. Forschungs- und Demonstrationsprojekt 
Niedrigenergiehaus Schecksbach 
(Wolfgang Feist) 

Gefördert durch das Hassische Ministerium für Wirtschaft und Technik wurde das 

Niedrigenergiehaus in Schecksbach bei Alsfeld (Abb. 3·1) im Jahr 1987 gebaut. Mit 

diesem Einfamilienhaus mit168m2 Wohnfläche wurden folgende Ziele verfolgt: 

o Verwirklichung eines Heizenergieverbrauchs von weniger als 7 Liter Heizöl pro 

Quadratmeter Wohnfläche und Jahr 

e Erreichen dieses Ziels durch solche baulichen und technischen Maßnahmen, 

die möglichst geringe Mehrkosten verursachen, 

welche möglichst erprobt und bewährt sind, 

dabei möglichst nahe an der deutschen Bautradition liegen 

und die zukünftig wirtschaftlich auf verschiedenste Gebäudetypen übertragen 

werden können. 

" Dokumentation der Maßnahmen und maßtechnische Begleitung des Projekts. 

Abb. 3·1: Das Niedrigenergiehaus in Schrecksbach 
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Die wichtigsten verwendeten Grundprinzipien des Hauses sind: 

eine sehr gute Wärmedämmung, 

die Vermeidung von Wärmebrücken, 

der Einsatz von Wärmeschutzverglasung, 

eine Lüftungsanlage mit Wärmerückgewinnung und 

angepaßte, einfache Heiz- und Regeltechnik. 

- 343 -

Das Niedrigenergiehaus in Schecksbach wurde bewußt in Anlehnung an die 

deutsche Bautradition in Massivbauweise mit einer hervorragenden Außendämmung 

errichtet. Das Haus bekam eine einfache Lüftungsanlage mit getrennter Zu- und 

Abluft und einem Wärmetauscher zur Wärmerückgewinnung. Heizwärme wird durch 

eine gewöhnliche Warmwasserzentralheizung (mit Ölbrenner) bereitgestellt. 

Ermöglicht wurde das Demonstrationsbauvorhaben durch die Ideen und das 

Engagement von Dipl.-lng. Manfred Such. Seine Erfahrungen konnten von der 

Alsfelder Gesamtbau GmbH in ein schlüssiges Baukonzept umgesetzt werden. Der 

Bauherr konnte durch Planung und Bau der Niedertemperaturheizung zum Gelingen 

des Projektes beitragen (Heizungsfirma Gerth/Schrecksbach). 50 % der baulichen 

Mehrkosten und ein Planungskostenzuschuß konnten vom Hassischen Ministerium 

für Wirtschaft und Technik gewährt werden. 

Zum Forschungsprojekt gehört ein umfangreiches Meßprogramm, durch welches 

über drei Jahre alle Energieflüsse, das Raumklima und die Nutzungsbedingungen 

dokumentiert werden. Diese Messungen werden vom Physikalischen Institut der 

Universität Tübingen durchgeführt und vom Institut Wohnen und Umwelt in 

Darmstadt ausgewertet. 

4.5 
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Der verbesserte Wärmeschutz 

Abb. 3-2: Schnitt durch das Niedrigenergiehaus Schrecksbach 

N,tdro~ · E;.,~-,- 1-i;u• 

SCHRECKSBACH 

SCHNITT 1~ 11 1SU 

Der Erdgeschoß-Fußbaden ist durch eine 60 mm starke Polyurethanplatte gegen die 

Bodenplatte gedämmt. 

Die Außenwand wurde aus 240 mm Hochlochziegeln gemauert und mit einer 

außenliegenden Wärmedämmung von 150 mm EPS-Hartschaumplatten versehen. Die 

Fenster selbst haben eine Wärmeschutzverglasung, wodurch sich der Wärmeverlust 

gegenüber einer normalen lsolierverglasung noch einmal halbiert. 

Zwischen den Dachsparren befindet sich eine 140 mm starke Mineralwolledämmung, 

unter den Sparren wurde eine zusätzliche Dämmung mit 100 mm starken Styropor

platten mit Nut und Feder angebracht. 

Die Dichtheit der Gebäudehülle 

Bauteile der Gebäudehülle müssen neben dem guten Wärmeschutz auch gut 

luftdicht sein. Dies vor allem, weil unkontrollierte Luftströme in einer Konstruk-
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tion Feuchtigkeit abgeben können und so zu Bauschäden führen. Aber auch 

unangenehme Zugerscheinungen und vermeidbare Wärmeverluste sind nachteilige 

Folgen einer undichten Konstruktion. 

Die kontrollierte Lüftung mit Wärmerückgewinnung 

Unverzichtbar für hygienische Raumluftqualität ist eine kontrollierte Wohnungslüf

tung. ln Schrecksbach wurde ein System mit getrennter Führung von Zuluft und 

Abluft gewählt. Verbrauchte Luft wird aus den Räumen mit dem höchsten 

Wasserdampfanfall (also WC, Bad und Küche) abgesaugt und durch Abluftrohre zum 

Kreuzstromwärmelauscher geführt. Hier gibt die Luft Wärme an die aus dem 

verglasten Wintergarten entnommene Frischluft ab. Die Frischluft wird über das 

Luftverteilsystem den Wohn- und Schlafräumen zugeführt. 

Die Niedertemiieraturheizung 

ln Schrecksbach wurde eine Warmwasserzentralheizung mit Plattenheizkörpern 

gewählt. Die Heizkörper sind raumweise sternförmig am Verteiler angeschlossen 

und es wurden feineinsteilbare Thermostatventile eingebaut. 

Es wurde ein ÖI-Niedertemperaturkessel mit 18 kW Wärmeleistung und sehr 

geringen Bereitschaftsverlusten gewählt. Die Warmwasserversorgung von Küche, 

Bad und Toilette erfolgt zentral vom Heizkessel aus. Die Zirkulation wird über 

eine Zeitschaltuhr gesteuert und zusätzlich über einen Thermostaten im Zirkula

tionsrücklauf geregelt. 

Das Maßprogramm 

Seit Oktober 1987 wird im Niedrigenergiehaus Schrecksbach durch das Physikali

sche Institut der Universität Tübingen und das Ingenieurbüro EBÖK in Tübingen 

kontinuierlich gemessen. Dazu wurde eine computergesteuerte elektronische 

Datenerfassungsanlage installiert. ln Intervallen von einer bis fünf Minuten werden 

Meßwerte von etwa 200 Sensoren abgefragt und stündlich abgespeichert. 

4.5 
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Maßergebnisse 

Thermografische Aufnahmen der Außenhülle des Gebäudes zeigen, daß der erheblich 

verbesserte Wärmeschutz sehr gut wirksam ist und wie angestrebt nur geringfügige 

Wärmebrückenwirkungen vorliegen. 

Durch einen Unterdruck1est, bei welchem das gesamte Niedrigenergiehaus mittels 

eines Gebläses einem Unterdruck angesetzt wurde, stellte sich heraus, daß das 

Haus !rotz der Anstregungen für eine hohe Luftdichtheit die schwedischen 

Anforderungen an die Dichtheit der Gebäudehülle nur gerade eben erfüllt. Die 

Ursachen für den erhöhten Luftwechsel durch Undichtheilen konnten durch 

thermogratisehe Innenaufnahmen ermittelt werden. 

Die Ergebnisse dieser Untersuchungen zeigen, daß es sehr wichtig ist, bei 

Niedrigenergiehäusern auf eine sorgfältige Dichtheit der Konstruktion zu achten. 

Der spezifische Heizwärmeverbrauch (Energiekennzahl Heizung) lag im ersten 

Betriebsjahr bei 66 kWh/m2 Wohnfläche. 

Trotz des höher als projektiert ausgefallenen Energieverbrauchs beträgt der 

Energieeinsatz für Heizung weniger als die Hälfte von einem durchschnittlichen 

neuen Einfamilienhaus in Deutschland, das nur die geltende Wämeschutzverordnung 

einhält. Die wesentlichen Systemkomponenten des Hauses funktionieren wie 

geplant, abgesehen von der nicht ausreichenden Dichtheit der Dach- und Dek

kenkonstruk1ion. 

Vergleich von Messung und Theorie 

Für die Endauswertung des Projek1es ist ein umfassender Vergleich von Meßwerten 

mit Ergebnissen der computergestützten Simulationsrechnung geplant. 

Diese Untersuchungen werden im Laufe des Jahres 1990 am Institut Wohnen und 

Umwelt durchgeführt. 
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Die baulichen Mehrkosten 

Die baulichen Mehrkosten für den verbesserten Wärmeschutz summieren sich auf 

insgesamt 11.787 DM. Zusammen mit den Kosten für die Lüftungsanlage ergeben 

sich Mehrkosten des Demonstrationshauses von 21.287 DM. Dem steht eine 

projek1ierte Einsparung von etwa 1.900 Liter Heizöl gegenüber. 

Vor dem Hintergrund heutiger Ölpreise zahlen sich die im Demonstrationshaus 

durchgeführten Energiesparmaßnahmen daher nicht allein aufgrund der Ener

gieeinsparung wieder aus. Allerdings sind folgende Gesichtspunkte zu bedenken: 

• Über die Nutzungsdauer des Gebäudes wird der Ölpreis sicher wieder höher als 
heute liegen. 

• Die verbesserte Dämmung verringert nicht nur den Energieverbrauch, sie 
verbessert auch den Wohnkomfort (warme Wandoberflächen) und trägt zum 
Schutz der Bausubstanz bei (kein Feuchtigkeitsausfall). 

e Die kontrollierte Lüftung verbessert die Raumluftqualität erheblich. 

• 9ie Energieeinsparung trägt stark zur Verringerung der Umweltbelastung bei. 
Uber die Energiekosten hinaus werden daher volkswirtschaftliche Kosten durch 
Schäden an Wäldern und Bauten, durch Krankheitskosten und durch Kohlen- 4 S 
dioxidemissionen eingespart. • 

Wichtigster Ansatzpunkt für eine Verbesserung der Wirtschaftlichkeit des 

Niedrigenergiehauses ist die weitere Verringerung der baulichen und technischen 

Mehrkosten. Z. B. müssen die Kosten für das Lüftungssystem deutlich gesenkt 

werden. 

Weitere Kosteneinsparungen sind beim Heizsystem möglich. Schwedische Beispiele 

zeigen, daß sich die gesamten Mehrkosten der Niedrigenergiehausbauweise nach 

breiter Einführung der verwendeten Techniken auf etwa die Hälfte der Kosten, die 

im Demonstrationshaus in Schrecksbach entstanden sind, reduzieren lassen sollten. 
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Publikationen zum Niedrigenergiehaus Schrecksbach: 

Wolfgang Feist; 
Johannes Werner: 
"Forschungs- und Demonstrationsgebäude Niedrigenergiehaus Schrecksbach" 
Institut Wohnen und Umwelt, November 1988 

Rainer Büchter: 
"Die Heizungsanlage im Niedrigenergiehaus Schrecksbach" 
Wissenschaftliches Zentrum 111 der Gesamthochschule Kassel, März 1990 
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4. Förderprogramm "30 Niedrigenergiehäuser in 
Hessen", begleitendes Forschungsprogramm. 
(Werner Eicke) 

Das Land Hessen fördert in den Jahren 1989 und 1990 den Bau von 30 Niedrigen

ergiehäusern. Das Förderprogramm des Hessischen Ministeriums des lnnern sieht 

einen festen Kostenzuschuß in Höhe von 10.000,00 DM pro Objekt vor. 

Fördervoraussetzung 

Für das Gebäude muß der Wärmeschutznachweis nach der Wärmeschutzverordnung 

von 1982 in der Weise erbracht werden, daß der für das Verhältnis A/V einzuhal

tende km, max Wert um 50 % unterschritten wird. Gleichzeitig ist eine winddichte 

Ausführung der wärmetauschenden Flächen, die Verminderung des Einflusses von 

Wärmebrücken und der Einbau einer Abluftanlage mit oder ohne Wärmerückgewin

nung erforderlich. Ziel der Förderung ist die Schaffung von Demonstrationsobjek

ten in allen Landesteilen, von denen eine positive Wirkung auf die qualitative 

Baunachfrage und die Bauausführung ausgehen soll. Impulse für die wärmetech

nische Gebäudesanierung werden erwartet. 

Wissenschaftliche Begfeitforschung des IWU 

Durch das Institut Wohnen und Umwelt wird im Auftrag des Hessischen Mini

steriums für Wirtschaft und Technik eine wissenschaftliche Begleitung dieses 

Förderprogramms in den Jahren 1989 bis 1992 durchgeführt. 

Das IWU begleitet den Bau der 30 Niedrigenergiehäuser in Kooperation mit den 

Bauherren und Architekten. Zum Untersuchungsumfang gehören: 

e Energieberatung für die Bauherren. 

e Installation von Datenerfassungsanlagen zur Messung der Innen- und Außen

temperaturen sowie des Heizenergie- und Warmwasserverbrauchs. 

e Messung der Innen- und Außentemperaturen sowie des Heizenergie- und Warrn

wasserverbrauchs über 2 Jahre nach Baufertigstellung. 

4.5 
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e Erstellung einer Baudokumentation. 

e Durchführung von Drucktestes zur Feststellung von Luftleckagen in der 

Gebäudehülle. 

e Erstellung eines Konstruktionshandbuches für den Bau von Niedrigenergie

häusern. 

Neben der Begleitung des Bauprozesses wird ein zweijähriges Meßprogramm die 

eintretenden Heizenergie- und Warmwasserverbräuche der 30 Objekte dokumen

tieren. Damit wird die Effizienz der Niedrigenergiebauweise und der unterschied

lichen baukonstruktiven Entwürfe darstellbar. 

Abb. 4-1: 

Die Meßdatenerfassung erfolgt sehr komfortabel mit dem abgebildeten Datenlogger. 

Die Datenaufzeichnung erfolgt auf einer Memory Card, die monatlich ausgetauscht 

wird. 
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Erste Ergebnisse 

Im Jahre 1989 wurde der Bau der ersten 14 Einfamilienhäuser im Förderprogramm 

begonnen. Neben wenigen Gebäuden, die in Holzständerbauweise (Leichtbauweise 

mit 20-24 cm Wärmedämmung in den Gefachen) errichtet wurden, dominiert im 

Programm die Massivbauweise. Die k-Werte der Außenbauteile liegen in den 

folgenden Bereichen: 

e Außenwände: 0.21 bis 0.3 Wl(m2 K) 

e Dach: 0.16 bis 0.22 W I (m2 K) 

e Kellerdecke: 0.23 bis 0.31 Wl(m2 K) 

e Fenster: 1.3 bis 1.5 W I (m2 K) 

e Eingangstüren: 2.0 Wl(m2 K) 

Die entsprechenden Dämmstärken betragen zwischen 8 und 20 cm bei der 

Außenwand, 18 bis 24 cm im Dach, 5 bis 10 cm im Fußboden. Durchgängig wurde 

die hochwertige Wärmeschutzisolierverglasung eingebaut. 

Haustechnik: 

o Energieträger: Erdgas, Flüssiggas, Heizöl EL, Holz (Kachelöfen). 

e Heizanlagen: Warmwasserniedertemperaturheizung mit Radiatoren und z.T. auch 

Fußbodenheizung, Luftheizung. Gas-Brennwertthermen und ÖI-Niedertemperatur

kessel, in einem Fall: über Solaranlage und HeizkesseL 

e Warmwasserbereitung: indirekt beheizte Standspeicher, Solaranlagen. 

e Lüftungsanlagen: Abluftanlagen, Abluftanlagen mit Wärmerückgewinnung, 

Wärmerückgewinnung mit Elektrowärmepumpe, Luftheizung. 

4.5 
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Abb. 4-2: 

Südostansicht eines der 30 Niedrigenergiehäuser. Der gute Wärmeschutzstandard 

dieses Gebäudes ist Voraussetzung für die Nutzung der Sonnenenergie in Kollek

toren. Nur bei einem geringen Heizenergieverbrauch kann ein spürbarer Heiz

beitrag der Sonne erfolgen. 

V V 
~ II 'I Ii II 

--------~--~-~ 
V vorhandenes Gelände 'I ~ ~ 

V 

; : v, (Südostonsich0 V 
V 

Überprüfung der Dichtheit der Gebäudehülle 

Neben der Senkung der Transmissionswärmeverluste durch einen guten Wärme

dämmstandard sollen durch den Einsatz von Abluftanlagen und durch eine 

sorgfältig dichte Ausführung der Gebäudehülle auch die Lüftungswärmeverluste 

minimiert werden. Die kontrollierte Wohnungslüftung sorgt dabei für eine 

hygienisch hervorragende Raumluftqualität, die in konventionellen Gebäuden i.d.R. 

nicht erreicht wird. 

- 2.10 
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Zur Feststellung der Dichtheit der Gebäudehüllfläche wird in allen Objekten ein 

Drucktest bei 50 Pa Unterdruck durchgeführt. Die ersten Drucktest zeigen die 

Notwendigkeit, die Erfordernisse eines luftdichten Aufbaus der Außenbauteile noch 

stärker in das Bewußtsein der Fachöffentlichkeit und des Handwerks zu rücken. 

Abb. 4-3: 

Die Durchführung der Drucktests wird mit der abgebildeten Blower-Door durchge

führt. Hier ist sie in eine Terrassentür eingebaut. 

Während für Gebäude mit Abluftanlagen Zielwerte für den sogenannten N L,50 

Wert (Luftleckstrom bei 50 Pajin m3 /h dividiert durch Gebäudevolumen in m3) von 

1.0 1 /h sinnvoll sind, wurden bisher Werte um 2.9, 3.2 bis 7.0 1 /h (!) angetroffen. 

Nachbasserungen werden bei den betroffenen Gebäuden diese ungünstigeren Werte 

in Richtung des Zielwertes von 1.0 1 /h verbessern. Verantwortlich für die hohen 

Luftleckagen sind z.B. Bauteilfugen im Dach (Anschlüsse von Dämmung an Ortgang, 

Sparren, Stöße von Dämmplatten, Dachflächenfenster, Durchdringungen), schlecht 

justierte Fensterflügelrahmen und mangelhaft abgedichtete Blendrahmen, Durch

dringungen im Außenmauerwerk oder auch undichte, einfache Kellertüren ohne 

Lippendichtungen. 

4.5 
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Die wissenschaftliche Begleitforschung zielt bereits im Bauprozeß auf die Verbes

serung der wärmetechnischen Standards. Mit der Vorlage der Baudokumentation 

und des Konstruktionshandbuches sowie der Dokumentation der Verbrauchs

messungen werden weitere Impulse für die Niedrigenergiebauweise in Hessen 

erwartet. 

Standorte der durch die hessische Landes

regierung geförderten Niedrigenergiehäuser und 

Niedrigenergiehaus-Siedlungen 

LAND HESSEN 

• Niedrigenergiehäuser 

A Nledrlgenerglehaussledlungen 

....... Passlv·Haussledlung 
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5. Konstruktionsmerkmale für Niedrigenergie
häuser in der Bundesrepublik Deutschland 
(Wallgang Feist) 

Welches sind die entscheidenden Merkmale, die zu sehr geringem Heizwärmever

brauch eines Gebäudes führen? Ein wichtiges Hilfsmittel bei der Untersuchung sind 

computergestützte Simulationsmodelle. Mit ihrer Hilfe lassen sich eine große 

Vielzahl von baulichen und konstruktiven Alternativen bei vertretbarem Arbeits

und Zeitaufwand vergleichen. 

Für die hier vorgestellte Studie wurde das Simulationsprogramm JULOTTA des 

Fachbereichs Baukonstruktionslehre der Universität Lund verwendet. Im verwen

deten Modell wurde, so weit wie vom Aufwand vertretbar, physikalische Grund

gleichungen verwendet. Einige vereinfachende Annahmen waren dennoch erforder

lich: z. B. wurde ein ideal geregeltes Luftheizsystem angenommen, Wärmebrücken 

wurden zunächst nicht berücksichtigt, Fensterflächen wurden vereinfacht als reine 

Verglasungsflächen angenommen und die Absorption der Solarstrahlung in den 

Räumen wurde nach einem fest vorgegebenen Verteilmuster vorgenommen. 

DasGebäude 

Abb. 5-1 zeigt Ansichten und Schnittzeichnungen des für die Simulation verwen

deten zweigeschossigen Gebäudes. Simuliert wurde ein Reihenmittelhaus, wobei die 

Größe der verglasten Fläche, die horizontalen Dachüberstände und die Orientierung 

verä~dert werden können. Für die Außenwände, das Dach, die Zwischengeschoß

decke und die Innenwände ist jeweils eine Reihe unterschiedlicher Konstruk

tionsalternativen verwendbar. Bei allen Konstruktionen wurde darauf geachtet, daß 

es sich um Aufbauten handelt, die entweder traditionell in Deutschland verwendet 

werden oder zumindest heute am deutschen Markt verfügbar sind. 

4.5 
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Abb. 5-1 
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Für jeden Aufbau wurde ein vollständiges thermisches Simulationsmodell erstellt, 

welches die physikalischen Gesetze der Wärmeleitung, Wärmespeicherung, des 

konvektiven und infraroten Wärmetransportes sowie der Absorption von Son

nenenergie an den Oberflächen beschreibt. 

Darüber hinaus erlaubt das Simulationsmodell, zahlreiche weitere Parameter zu 

variieren, so z. B. 

e den Luftwechsel 

e eine zusätzliche erhöhte Nachtlüftung 

e die innere Speicherkapazität von Innenwänden 

o die Orientierung der Fassaden 

o die Größe der verglasten Flächen 

e die Abschattung der Südfenster 

e die Art und Qualität der Fenster (z. B. Dreifach- und Wärmeschutzverglasung) 

o den Absorptionskoeffizient der Außenbauteile (Farbe) 

e unterschiedliche Thermostat-Solltemperaturen 

e Betrieb mit und ohne Nachtabsenkung 

e Einfluß von inneren Wärmequellen. 

Die Studie wurde für vier Standorte in der Bundesrepublik Deutschland durchge

führt: Hamburg, Essen, Frankfurt und München. 

Die Basisvarianten 

Um den verschiedenen FragesteJiungen der sehr vielfältigen deutschen Bausubstanz 

gerecht zu werden, wurden vier unterschiedliche Basisvarianten ausgesucht. 

Abb. 5-2 zeigt im Überblick einige Ergebnisse der Arbeit bezüglich des jährlichen 

HeizenerGieverbrauchs. 

Die Basisvarianten sind: 

4.5 
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Gebäude im (alten) deutschen BESTAND 

Der Wärmeverbrauch der Basisvariante Bestand ist etwa dreimal so hoch wie der 

eines Neubaus, welcher die schwedische Baunorm SBN 1980 erfüllt. Zentrale 

Fragestellung war daher, Maßnahmen herauszuarbeiten, die geeignet sind, den sehr 

hohen Energieverbrauch im Bestand zu reduzieren. Es stellt sich heraus, daß 

hierfür vor allem ein verbesserter Wärmeschutz von Dach und Außenwand er

forderlich ist. Aus hygienischen Gründen ist außerdem der Einsatz einfacher 

kontrollierter Lüftungsanlagen empfehlenswert. Werden im Zuge der natürlichen 

Erneuerungsraten darüber hinaus vorhandene Fenster durch solche mit Wärme

schutzverglasung ersetzt, so läßt sich der Verbrauch auf weniger als ein Drittel 

des Ausgangswertes senken. 

Gebäude nach gültiger deutscher Wärmeschutzverordnung IY'JSVO 1982) 

Je nach Einschätzung der unkontrollierten Lüftungsverluste dieser Bauart liegt der 

jährliche Heizwärmeverbrauch um 50 bis 100 % über dem eines Neubaus, welcher 

die Schwedische Baunorm SBN 1980 einhält. 

Entscreidenden Einfluß haben dabei vor allem die Verbesserung der Wärmedäm

mung der Außenwand zu k-Werten um 0,3 W/(m21(J und die Einführung einer 

kontrollierten Lüftung (reines Abluftsystem). Beide Maßnahmen erweisen sich als 

unter gegenwärtigen ökonomischen Randbedingungen sinnvoll. Auch die Verwen

dung von Dreifachverglasung bzw. Wärmeschutzglas anstelle üblicher Zweischeiben

lsolierverglasung und die Verbesserung der Dämmung der Dachgeschoßdecke 

erweisen sich als wirtschaftlich, wenngleich die Effekte auf den Energieverbrauch 

nicht so groß sind wie die der Außenwanddämmung und Lüftung. 

Gebäude, welches der schwedischen Norm entspricht (SBN 1980) 

Diese Variante wurde als zentrale Basisvariante der Untersuchung gewählt, weil 

sich dieser Standard als unter den gegenwärtigen Bedingungen wirtschaftlich 

optimal herausstellt. Zu dieser Basisvariante wurden daher die meisten Parameter

veränderungen durchgeführt, um die verschiedenen Einflußgrößen auf den 

Raumwärmeverbrauch in ihrer Bedeutung zu erfassen. 
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Es stellt sich heraus, daß weiterhin die Parameter "Reduzierung der Lüftungs

wärmeverluste" (z. B. durch eine Wärmerückgewinnung) und "Verbesserung des 

Wärmeschutzes" alle anderen Einflüsse stark dominieren, wenn es um den 

Heizenergieverbrauch und die Behaglichkeit im Winter geht. Größe, Art und 

Orientierung der Fenster sind danach in zweiter Linie von Einfluß. Im Rahmen der 

in der Praxis feststellbaren Genauigkeit ist der Einfluß anderer baulicher 

Parameter wie Material (Masse) der Innendecken und der Innen- sowie Außenwän

de und die Außenwandfarbe vernachlässigbar. 

Niedrigenergiehaus (NEH 1987) 

Dieser Gebäudetyp markiert den heute technisch realisierbaren und am Markt 

verfügbaren Standard des energiesparenden Bauens. Der Jahresheizwärmeverbrauch 

liegt bei nur etwa einem Drittel des Verbrauchs eines Vergleichsgebäudes nach der 

schwedischen Baunorm SBN 1980. Unter der nicht ganz unwahrscheinlichen 

Annahme, daß die Energiepreise künftig wieder deutlich steigen werden, ist der 

Bau von Niedrigenergiehäusern eine zukunftsweisende Investition. Bei dem an 

dieser Stelle erreichten sehr hohen Dämmstandard ist der Lüftungswärmeverlust 

die alles beherrschende Größe. Auch bei der Einstellung passabler sommerlicher 

Temperaturen ist der Einfluß der Lüftung dominant. 

Beispiel für Ergebnisse eines Simulationslaufes: Die Basisvariante eines Gebäudes 

nach der schwedischen Baunorm SBN 1980 

Wird -:las zweigeschossige Reihenmittelhaus nach den Anforderungen der schwedi

schen Baunorm SBN 1980 gebaut, so beträgt der gesamte Heiznutzenergieverbrauch 

für beide Stockwerke beim Klima des Jahres 1973 in Harnburg 5697 kWh oder 

39 kWh pro m2 Wohnfläche und Jahr, welches als Bezugspunkt für die anderen 

Fälle als 100% gesetzt wird. 

Abbildung 5-3 zeigt die monatlichen Energiebilanzen der Grundvariante. Danach 

entfallen je etwa 50 % der Wärmeverluste auf Transmission und Lüftung. Der 

geringe Anteil der Transmissionswärmeverluste Ist auf das sehr günstige Ober-
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flächenjVolumen-Verhältnis des Reihenmittelhauses und die bereits recht gute 

Dämmung nach "schwedischem Standard" zurückzuführen. 

Abb. 5-3: Jahresverlauf der monatlichen Energiebilanzen 
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Der Einfluß des Klimas 

in unserer Studie wurden vier Standorte in der Bundesrepublik Deutschland 

untersucht, die insgesamt mehr als 60 % der Siedlungsflächen repräsentieren. Die 

Unterschiede im Heizwärmeverbrauch baugleicher Häuser zwischen diesen Standor

ten sind gering. Daher können wir 

111 einheitliche Empfehlungen für eine energiesparende Bauweise über die gesamte 

Bundesrepublik Deutschland aussprechen. 

111 Umfangreiche Erfahrungen mit dem energiesparenden Bauen aus Schweden für 

die Bundesrepublik nutzbar machen. Im Vergleich mit der Parameterstudie für 

Malmö stellte sich nämlich heraus, daß sich der Heizwärmeverbrauch bau

gleicher Gebäude Im Klima von Malmö und dem von Hamburg um weniger als 

5 % unterscheidet. 

4.5 
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Entscheidend: verbesserter Wärmeschutz 

Einen entscheidenden Einfluß auf den Heizwärmeverbrauch hat der Standard des 

Wärmeschutzes der Außenbauteile. Unter der voraussichtlichen Energiepreisent

wicklung sind folgende Werte für den Wärmeschutz der Außenbauteile wirtschaft

lich: 

0.3 W/(m2K:j für Außenwände, Kellerwände, Kellerdecken in herkömm

licher Bauweise 

0.2 W/(m2K:j für Dachgeschoßdecken, geneigte Dächer u.ä. in herkömm

licher Bauweise 

0.15 W 1 (m2K:j für Bauteile mit Holzleichtbauträgerelementen. 

Für Niedrigenergiehäuser ist ein darüber hinausgehender Wärmeschutz erforderlich 

und sinnvoll, da die Mehrkosten hierfür gering sind und Einsparungen an anderer 

Stelle möglich werden. Die genannten Werte stellen damit Empfehlungen für ein 

anzustrebendes Mindestniveau an den Wärmeschutz dar - in der Regel sollte der 

Wärmeschutz noch besser sein. 

Bei Leichtbaukonstruktionen ist vor allem sorgfältig auf deren Dichtheit zu 

achten. 

Bei massiven Konstruktionen müssen Wärmebrücken vermieden oder zumindest in 

ihrer Wirkung reduziert werden. 

Neben der Verringerung von Energieverbrauch und Energiekosten verbessert der 

erhöhte Wärmeschutz das Innenklima im Winter und im Sommer und verringert die 

Gefahr von Feuchteschäden durch Wasserdampfkondensation. 
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Unverzichtbar: kontrollierte Wohnungslüftung 

Felduntersuchungen zeigen, daß die freie Fugenlüftung zu einer unzureichenden 

Belüftung der Wohnungen führt. Auch bei sehr großen Undichtheilen kann die 

Fugenlüftung keine hygienisch einwandfreie Frischluftzufuhr und Abfuhr von 

verbrauchter Luft garantieren. 

Eine ausreichende Lufterneuerung muß und kann nur durch eine kontrollierte 

Lüftung erreicht werden. Bei den gegebenen Randbedingungen hat sich in 

Schweden ein System mit Abluftventilator und Zuluft durch regulierbare Düsen mit 

einer Abluftrate von 0.5 fach/h bewährt. Eine solche Lösung wird allen hygieni

schen Anforderungen gerecht. 

Wärmerückgewinnung 

Anlagen zur Wärmerückgewinnung aus der Abluft können die Energiebilanz eines 

gut gedämmten Hauses noch einmal deutlich verbessern. Diese Anlagen sind aber 

unter den derzeit absehbaren künftigen Energiepreisen nicht wirtschaftlich, zu mal 

bei Zugrundelegung deutscher Strompreise auch die Kosten für den Hillsener- 4 . 5 
gieverbrauch herkömmlicher am Markt erhältlicher Wärmerückgewinnungsanlagen zu 

hoch sind. 

Es bleibt ein vorrangiges Entwicklungsziel, die Effizienz der am Markt an

gebotenen Anlagen zu verbessern, ihren Hilfsenergieverbrauch zu reduzieren und 

ihren Preis zu senken. 

Fenstergröße und Fenstertypen 

Die Untersuchungen haben gezeigt, daß beim Neueinbau von Fenstern oder der 

Fenstererneuerung der Einsatz von Wärmeschutzverglasung statt gewöhnlichem 

Zweischeibenisolierglas in der Regel wirtschaftlich ist. Dies gilt für alle Orien

tierungen. 
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Hingegen ist der Einfluß der Größe der Südfensterfläche auf den Heizwärmever

brauch unter deutschen Klimaverhältnissen und bei den empfohlenen Wärme

schutzstandards für Wand und Fenster in unserer Parameterstudie gering. Es 

ergibt sich, daß bei Verwendung von Wärmeschutz- oder Dreifachverglasung die 

Fenstergröße nach anderen Kriterien als der Energieeinsparung gewählt werden 

kann. 

Es erweist sich immer als vorteilhaft, große Scheibenformate anstelle vieler 

kleiner zu verwenden und dadurch Rahmenanteile sowie Verluste über den 

Randverbund zu verringern. 

Wo dies auf Grund der Lage möglich ist, ist selbstverständlich eine Südorien

tierung der Hauptlassade vorzuziehen. Große west- und ostorientierte Fenster

flächen haben nicht nur eine deutlich schlechtere Energiebilanz, sie führen auch 

zu höheren Überheizungen im Sommer. Zur zusätzlichen Verringerung des 

Energieeintrages sind temporäre Sonnenschutzeinrichtungen zu empfehlen. 

Stationäre Schirme erweisen sich im deutschen Klima als weniger vorteilhaft. 

Der Einfluß der Speichermasse: vernachlässigbar 

Eine Veränderung der wärmespeichernden Masse des Gebäudes hat so gut wie 

keinen Einfluß auf den jährlich'3n Heizenergieverbrauch. Wenn die gesamte Masse 

nicht extrem gering wird, so ist auch der Einfluß auf das sommerliche Klima im 

Vergleich zu Fenstergröße und Lüftungsstrategie gering. 

Der Einfluß der Regelung und des Heizsystems 

Der Einfluß der Innentemperaturen auf den Heizwärmeverbrauch ist höher, als 

allgemein angenommen wird: pro Grad Verringerung der mittleren Raumlufttempe

ratur ergeben sich 8 bis 10 % Heizwärmeeinsparung. Eine gufe Regelung der 

Heizwärmezufuhr ist daher eine Voraussetzung dafür, daß die erreichbaren 

Energieeinsparungen auch realisiert werden können. Für das Niedrigenergiehaus 

sind sowohl eine thermostallsehe Regelung in den einzelnen Räumen als auch eine 

zentrale Regelung der Wärmeleistung unverzichtbar. 
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Stillstands- und Bereitschaftsverluste des Heizsystems wirken sich bei dem 

insgesamt geringen Nutzwärmebedarf stark verbrauchssteigernd aus. 

Eine vordringliche Aufgabe der Heizungsbranche ist es daher, Wärmeerzeugungs 

und -verteilungssysteme mit sehr kleinen Leistungen, flinker Regelung und 

gJringen Bereitschaftsverlusten für den Einsatz in Niedrigenergiehäusern an

zubieten. 

Bei den von uns gegebenen Empfehlungen bzgl. Wärmeschutz und Lüftung 

verringert sich der Einfluß der Art der Wärmezufuhr an den Raum. Auch bei 

Verwendung einer reinen Warmluftheizung ergeben sich immer noch komfortable 

operative Temperaturen im Raum. Werden Radiatoren für die Wärmeabgabe 

verwendet, so können diese wegen des geringen Wärmebedarfs bereits bei relativ 

kleinen Heizflächen als Niedertemperaturheizung betrieben werden. Selbstverständ

lich können Radiatoren nun z.B. auch an Innenwänden angeordnet werden. 

Eine zu hohe Masse der Heizflächen wirkt sich verbrauchssteigernd aus, weil 

dadurch die Regelfähigkeit verschlechtert wird. 

Konsequenzen für die Anforderungen an den Gebäudestandard 

Die derzeit günstige deutsche Wärmeschutzverordnung von 1982 sollte nach den 4 . 5 
vorliegenden Ergebnissen an den heutigen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnis, 

die verbesserten technischen Möglichkeiten, die Wirtschaftlichkeit heute gegebener 

Gebäudestandards und die Zielseizungen des Umweltschutzes angepaßt werden. 

Formulierung als funktionale Anforderung 

Der Stand der Erkenntnis und die Verfügbarkeil rechnergestützter Untersuchungs

und Beratungsprogramme zeigt an, daß Anforderungen an den wärmetechnischen 

Gebäudestandard heute als funktionale Anforderung mit Vorgabe eines Zielwertes 

(Heiznutzwärmeverbrauch) formuliert werden müssen. Dies ist gegenüber den 

vielfältigen Ansätzen zur Energieeinsparung gerechter und erhöht gleichzeitig die 

Spielräume bei der Gebäudegestaltung. Vorbild für Anforderungen dieser Art 

könnte der schwedische ELAK-Standard oder die Schweizer SIA 380/1 sein. 
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(Vergleiche den Beitrag "Leitfaden: energiebewußte Gebäudeplandung" unter Punkt 

6. dieses Bandes). 

Niveau der Anforderungen 

Die Untersuchung zeigt, daß unter den heutigen technischen und ökonomischen 

Rahmenbedingungen in der Bundesrepublik Deutschland bei Neubauten die 

folgenden jährlichen gesamten Heiznutzwärmeverbräuche wirtschaftlich erreicht 

werden können: 

Einfamilienhaus 

Mehrfamilienhaus 

80 kWh/(m2a) 

70 kWh/(m2a). 

Diese Werte liegen um ca. 40 % unter den derzeit bei Neubauten üblicherweise 

erreichten Verbräuchen. 

Als Zielwerte für Niedrigenergiehäuser können folgende erhöhte Anforderungen 

angenommen werden (Stand der Technik 1987, Klima wieder Bundesrepublik 

Deutschland): 

Einfamilienhäuser wio Mehrfamilienhäuser 50 kWh/(m2a). 

Empfehlungen für Forschung und Entwicklung 

Der Bau von Niedrigenergiehäusern kann in Deutschland noch nicht auf um

fangreiche Erfahrungen zurückgreifen. Bisher wurden Gebäude dieser Bauart nur 

vereinzelt und meist ohne systematisches Programm errichtet. Deshalb Ist der 

Planungsaufwand meist erhöht und die Gefahr suboptimaler und komplizierter 

Detaillösungen sowie von Ausführungsmängeln gegeben. Entscheidend für eine 

breite Umsetzung der Niedrigenergiehaus-Bauweise Ist es daher, daß dem Planer 

und dem Ingenieur Planungshilfen an die Hand gegeben werden. Es empfiehlt sich, 

dazu auf die umfangreichen schwedischen Publikationen zurückzugreifen und eine 

Übertragung auf die unterschiedliche deutsche Bauweise vorzunehmen. 
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Demonstrationsbauvorhaben 

Noch sind die Beispiele für Niedrigenergiehäuser in der Bundesrepublik Deutschland 

vereinzelt. Wichtig für die Umsetzung in der Praxis ist daher die Errichtung von 

gut dokumentierten Demonstrationsbauten. Vergleiche dazu den Beitrag "Förder

programm 30 Niedrigenergiehäuser in Hessen" unter Punkt 4 in diesem Band. 

Kostenreduktion 

Die skandinavischen Beispiele zeigen, daß die Mehrkosten des Baus von Niedrig

energiehäusern gegenüber 'Normalbauten' stark reduziert werden können und bei 

entsprechender Optimierung und Standardisierung von Bauteilen nahezu entfallen 

können. Für die in Deutschland übliche Bauweise entstehen solche Mehrkosten 

zunächst. Eine wichtige Aufgabe ist es, durch Weiterentwicklung der Produkte die 

Kosten zu verringern. 

Ausblick: das passive Haus 

Nach dem Stand der Technik sind heute bereits weitere Komponenten verfügbar, 

welche in Verbindung mit dem Niedrigenergiehaus weitere beträchtliche Ener-

gieeinsparungen erwarten lassen, in Zukunft sogar den zusätzlichen Heizwärmever- 4. 5 
brauch auf Null verringern können (passives Haus). 

Ein Forschungsprojekt sollte die Realisierbarkelt von passiven Häusern in 

deutschem und südschwedischem Klima untersuchen. (Vergleiche dazu den Beitrag 

"Passive Häuser" unter Punkt 8 in diesem Band). 
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Publikationen des Instituts Wohnen und Umwelt 

Wolfgang Feist, Bo Adamson: 
Parameterstudie für ein vereinfachtes zweigeschossiges Wohngebäude unter 
deutschen Klimaverhältnissen (Hamburg), Institut Wohnen und Umwelt, 
Darmstadt 1988. 

Wolfgang Feist, Bo Adamson: 
Konstruktionsmerkmale von Niedrigenergiehäusern in der Bundesrepublik 
Deutschland, ·Zusammenfassung· Empfehlungen. 

Weitere Publikationen zum Thema: 

Bertil Fredlund: 
Flerbostadshus med glasverandor, Taberg 
Swedish Council for Building Research, Stockholm 1987. 

Kurt Källblad: 
Calculation Methods to predict Energy Savings in Redidential Buildings; 
Swedish Council for Building Research, Stockholm 1983. 

Kurt Källblad: 
JULOTTA; Data program för beräteming av Värmebalans i run och byggnader. 
Report BKL 1986:28. 

Carlsson, Elmroth, Engvall: 
Airtightners and Thermal lnsulation, Byggforskningsradet, Stockholm, 
D37:1980. 
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6. Leitfaden "Energiebewußte Gebäudeplanung" 
(Witta Ebel) 

Der schweizerische Ingenieur- und Architektenverein empfiehlt mit der SIA 380/1 

"Energie im Hochbau" für den Wärmeschutznachweis ein Verfahren zur Berechnung 

von Energiekennzahlen, für die Anforderungen (Grenz- und Zielwerte) testgelegt 

werden. Nachdem damit in der Schweiz über einen Zeitraum von mehr als zehn 

Jahren gute Erfolge erzielt worden waren und auch in der Bundesrepublik 

Deutschland bereits Erfahrungen mit dem Verfahren vorlagen /TH Darmstadt/, 

übertrug das Institut Wohnen und Umwelt im Auftrag der hessischen Landes

regierung die SIA 380/1 auf Hessen. Der Leitfaden "Energiebewußte Gebäude

planung" wurde im Juni 1989 von dem hessischen Ministerium für Wirtschaft und 

Technik veröffentlicht. 

Das Kernstück dieses Leitfadens ist eine transparente und leicht durchführbare 

Rechenmethode für den Heizenergieverbrauch auf der Basis der Energiebilanz eines 

Gebäudes. 

Mit diesem Rechenverfahren und der Festlegunq von Standarddaten wird ein 

Nachweisverfahren für die Einhaltung von Anforderungen an die Energiekennzahl 

eines Gebäudes definiert. Die Energiekennzahl bietet sich damit an als eine Norm, 

die durch das Ansetzen an der Zielgröße, dem Heizenergieverbrauch, sehr wirksam 

ist. Insbesondere ist es ohne großen Mehraufwand bei der Planung möglich, ein 

Gebäude energetisch und wirtschaftlich zu optimieren. 

4.5 
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Inhalt und Zielsetzung des Leitfadens 'Energiebewußte Gebäudeplanung' 

Der Leitfaden "Energiebewußte Gebäudeplanung" enthält 

e ein Rechenverfahren für jährliche Gebäude-Energiebilanzen. Berechnet werden 

der Heizenergiebedarf 

die Heizzahl (Nutzungsgrad der Heizungsanlage) 

die Energiekennzahl (Endenergieverbrauch pro m2 Wohn- oder Nutzfläche). 

e ein Nachweisverfahren für den Heizenergiebedarf und die Heizzahl 

e Anforderungen an den Heizenergiebedarf und die HeizzahL Grenz- und 

Zielwerte geben den Rahmen für energiesparende und gleichzeitig wirtschaftli

che Bauweise wieder. 

e Projektierungs- und Entscheidungshilfen für energiesparende Bauweise 

e Wirtschaftlichkeitsberechnung für den Vergleich von Varianten und die 

Optimierung des Gebäudes. 

Der Leitfaden "Energiebewußte Gebäudeplanung" hat zum Ziel, den Einsatz von 

Energie bei der Nutzung von Gebäuden unter wirtschaftlichen und umweltseiligen 

Gesichtspunkten zu begrenzen. Dies ist erforderlich, um 

e einen wirtschaftlich vertretbaren Einsatz von Mitteln bei der Erstellung und 

Nutzung von Gebäuden zu sichern, 

e volkswirtschaftlichen Schaden durch überhöhten Energieverbrauch zu vermeiden, 

e die Umwelt vor Schadstoffen aus der Energiebereitstellung zu schützen, 

e die Bausubstanz zu schützen und die thermische Behaglichkeit von Wohnge

bäuden zu gewährleisten. 
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Das Rechenverfahren 

Grundlage ist die Energiebilanz des Gebäudes. Es können damit alle Verluste und 

Gewinne sowie das Ineinandergreifen aller energierelevanten Faktoren berücksich· 

tigt werden. 

Das Verfahren besteht aus zwei Teilen: 

Berechnung des Heizenergiebedarfs (Nutzenergie für die Raumheizung) 

Berechnung der Heizzahl (Nutzungsgrad der Heizanlage). 

Abbildung 1: Energiebilanz 

\.JandT Dach~( Boden Fenst 

Transmissionsverluste 
Lüftung 

Verluste Heizenergie. 

Dieser Ansatz hat folgende Vorteile: 

Wasser 
·ablauf 

o Ergebnis des Rechenverfahrens ist der Heizenergieverbrauch und nicht eine 

unanschauliche, für Laien unverständliche Größe. 

o Es können im Prinzip alle wesentlichen Einflußfaktoren auf den Energiever· 

brauch berücksichtigt werden. 

• Das Gebäude wird als Gesamtsystem betrachtet und kann als solches optimiert 

werden. 

4.5 
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Auf der Basis des Rechenverfahrens wird im Leitfaden ein Nachweisverfahren 

definiert. Die Nachweisgrößen sind 

der Heizenergiebedarf (Nutzenergie) 

der Nutzungsgrad (oder Heizzahl) der Heizungsanlage. 

Für das Nachweisverfahren wird eine einheitliche Standardnutzung angenommen. 

Festgelegt werden insbesondere die Innentemperatur, der Luftwechsel, Personen

belegung und Anwesenheitszeiten, Kalt· und Warmwasserverbrauch sowie die 

Geräteabwärme. Der Nachweis ist damit unabhängig von der {beabsichtigten) 

Nutzung, und das Ergebnis ist ein Maß für die wärmetechnische Qualität des 

Gebäudes und der Heizungsanlage. 

Der berechnete Energieverbrauch (bzw. Energiekennzahl) gibt den bei einer 

durchschnittlichen Nutzung zu erwartenden Energieverbrauch wieder. Da dieser 

nicht nur vom Gebäude selbst, sondern auch von der geographischen Lage abhängt, 

werden im Leitfaden standortspezifische Klimadaten (Temperatur- und Solardaten) 

zur Verfügung gestellt. 

Genauigkeit 

Der Vergleich des Rechenverfahrens mit Verbrauchsmessungen sowie mit auf

wendigeren Berechnungsmethoden lieferte gute Ergebnisse. 

in einer kleinen Parameterstudie wurde der Leitfaden anhand eines Modellgebäudes 

in ca. 40 Varianten verglichen mit genaueren Rechenprogrammen für den Heiz· 

energiebedarf eines Gebäudes. Die Abweichungen des Leitfadens liegen in allen 

Fällen unter ca. 6 kWh/{m2a). Die Wirkung der für das Nachweisverfahren 

wichtigen Einflußfaktoren wird ausreichend gut wiedergegeben. Die Ergebnisse der 

Studie sind in /IWU 1990/ dokumentiert. 
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Energetische und ökonomische Optimierung 

ln /IWU 1990/ wurden Varianten verschiedener Gebäude sowohl mit dem Bauteil

verfahren der Wärmeschutzverordnung als auch mit dem Rechenverfahren des 

Leitfadens 'Energiebewußte Gebäudeplanung" bearbeitet. Für die Berechnung 

wurden 5 Varianten des Gebäudeentwurfs gebildet: 

Variante 1: Gebäudeentwurf nach der Wärmeschutzverordnung von 1982. ('WSVO' 82"). 

Variante 2: Gebäudeentwurf nach der Wärmeschutzverordnung bei einem um 30 Prozent erhöhten 
Anforderungsniveau an den km·Wert ('WSV0'90"). 

Varianta 3: Gebäudeentwurf mit dem Leitfaden "Energiebewußte Gebäudeplanung". Anforderungsni
veau der Variante 2, jedoch mit wirtschaftlicher Optimierung der Wärmeschutz
Investitionen ("Leitfaden'90"). 

Variante 4: Gebäudeentwurf mit dem Leitfaden. Einhaltung der Grenzwert-Anforderungen ("Leit
faden' Grenzwert"). 

Varianta 5: Gebäudeentwurf mit dem Leitfaden. Einhaltung des Grenzwertes wie in Variante 4, 
sowie zusätzliche heizungsseltige Optimierung durch einen Brennwertkessel ("Leitfaden' 
Brennwertkessel"). 

Abbildung 2 zeigt die Energiekennzahlen für die beschriebenen Varianten. 

Abbildung 2: Energiekennzahlen der Varianten 1-5 
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4.5 
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Die im Verfahren des Leitfadens angelegte Wirtschaftlichkeitsberechnung führt zur 

Ausweisung von Jahreskosten als monetärem Beurteilungsmaßstab dieser un

terschiedlichen Entwurfsvarianten. Die Jahreskosten (Energiekosten und Kosten für 

Kapital und Unterhalt) liegen für die Varianten 3 - 5 ("Leitfaden") unter den 

Jahreskosten einer Bauweise nach der Wärmeschutzverordnung von 1982. Dies 

geht auf den kostenoptimalen Entwurf und die reduzierten Energiekosten zurück. 

Wie dieses Beispiel verdeutlicht, lassen sich mit dem Leitfaden "Energiebewußte 

Gebäudeplanung" - gegenüber einem leicht erhöhten Anforderungsniveau an den 

Wärmeschutz auf Basis des Nachweisverfahrens der Wärmeschutzverordnung 

deutlich günstigere energetische und wirtschaftliche Ergebnisse erzielen. 

Uteraturverzeichnis 

/IWU 1990/ 

/Leitfaden I 

/SIA 380/1/ 

/TH Darmstadt/ 

W. Ebel, W. Eicke, W. Feist, E. Hinz 
Leitfaden "Energie bewußte Gebäudeplanung" 
als Grundlage für die Novaliierung der Wärmeschutz
verordnung 
Institut Wohnen und Umwelt, Darmstadt 1990 

Hessisches Ministerium für Wirtschaft und Technik, 
Institut Wohnen und Umwelt: 
Leitfaden "Energiebewußte Gebäudeplanung" 
Studien zur Energiepolitik in Hessen 
HMWT, Wiesbaden 1989 

Schweizerischer Ingenieur- und Architekten-Verein 
Empfehlung SIA 380/1 "Energie im Hochbau", 1989 

C. Deilmann, E. Jost, M. Nitze, P. Steiger 
Energiekonzept Technische Hochschule Darmstadt 

Studien zur Energiepolitik in Hessen 
HMWT, Wiesbaden 1989 



41 

7. Energiesparpotentiale im Gebäudebestand 
(Witta Ebel} 

- 375 -

Die Enquete-Kommission "Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" des Deutschen 

Bundestages vergab 1989 ein umfangreiches Studienprogramm zu den Möglichkeiten 

der Senkung der Emissionen von C02 und anderen klimarelevanten Spurengase. 

Eine besondere Bedeutung kommt dabei der Energieeinsparung durch rationelle 

Energienutzung zu. Das Institut Wohnen und Umwelt bearbeitete dabei den 

Themenbereich "Energiesparpotentiale durch Maßnahmen im Gebäudebestand" jiWU 

1989/. Die Studie wird noch durch einen detaillierten Werkstattbericht ergänzt 

/IWU 1990/. Die Arbeit an dem Thema soll auch auf regionaler Ebene fortgesetzt 

werden. 

Zusammenfassung - Ergebnisse 

Die Studie jiWU 1989/ zeigt, daß mit heute am deutschen Markt verfügbaren 

Techniken zum verbesserten Wärmeschutz ein technisches Energiesparpotential im 

Wohngebäudebestand von 70 % erschließbar wäre. Auf der Basis des von der 

Enquete-Kommission vorgegebenen oberen Preisszenarios, in das Umweltschutzab- 4 . 5 
gaben einbezogen wurden, beträgt das wirtschaftliche Potential ca. 52 %. Dieses 

Potential ist unter wirtschaftlich vertretbarem Aufwand jedoch nur dann zu 

erschließen, wenn die baulichen Energiesparmaßnahmen im üblichen Erneuerungs· 

zyklus des jeweiligen Bauteils angekoppelt werden. 

Unter den gegenwärtig gegebenen Randbedingungen (auch Preisen) erwarten wir im 

TREND bis zum Jahr 2005 eine Energieeinsparung von 10 % gegenüber dem 

Referenzverlauf ohne bauliche Energiesparmaßnahmen. Durch engagierten Einsatz 

politischer Instrumente zur Verbesserung der Rahmenbedingungen, d. h. durch 

Einführung von Energiekennzahlen (Verbrauch pro Quadratmeter Wohnfläche} 

für Wohngebäude, 

quantitativen und qualitativen Ausbau der Energieberatung, 

Erhebung von Umweltabgaben oder Steuern auf den Energieverbrauch, 
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Schaffung von Anreizen für die wärmetechnische Gebäudesanierung durch ein 

Förderprogramm des Bundes und 

Intensivierung der Bauforschung für die energiesparende Gebäudesanierung 

ließe sich die bis 2005 mobilisierbare Energieeinsparung im Gebäudebestand auf 34% 

erhöhen (SPAR-Szenario). Hierdurch würde ein gesamtes Investitionsvolumen von 

ca. 116 Mrd. DM ausgelöst. Die Verringerung der C02·Emissionen unter Beibehal

tung der derzeitigen Beheizungs- und Energieträgerstruktur beträgt 43 Mio. to pro 

Jahr oder 36% der heutigen Emissionen. 

Durch über den heutigen Stand hinausgehenden Fortschritt der Technik wird sich 

sowohl das technische als auch das ökonomische Einsparpotential in Zukunft 

fortlaufend erweitern. Physikalische, technische oder baupraktische Untergrenzen 

für die Reduzierung des Raumwärmeverbrauchs existieren theoretisch nicht. 

Sowohl das dänische als auch das schwedische Programm /SCBR 1988/ zur 

Energieeinsparung im Gebäudebestand belegen, daß die in der IWU-Studie 

ermittelte Energieeinsparung von ca. einem Drittel innerhalb eines Zeitraums von 

15 Jahren bei konsequenter Umsetzung tatsächlich erzielt werden kann. 

Abbildung 1: Verringerung des Heizenergiebedarfs durch bauliche Energiespar-

maßnahmen im Gebäudebestand der Bundesrepublik Deutschland 
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Ausgangslage 

Im Jahre 1987 betrug der Anteil der Raumwärmeerzeugung am Endenergiebedarf 

der Bundesrepublik Deutschland ca. 35 %, wovon fast 65 % den privaten Haushal

ten zuzurechnen sind. Es handelt sich damit um die Energieanwendung mit dem 

höchsten Anteil am Endmergiebedarf. 

Der spezifische Nutzwärmebedarf bei zentral beheizten Gebäuden liegt gegenwärtig 

bei durchschnittlich 160 kWh/(m2*a), der Endenergiebedarf bei 230 kWh/(m2*a), 

was einem jährlichen Heizölverbrauch von etwa 23 I pro Quadratmeter Wohnfläche 

entspricht. Die entscheidende Bedeutung, die Maßnahmen im heutigen Gebäude

bestand zukommt, wird durch die folgenden Aussagen unterstrichen: 

Nach vorliegenden Prognosen wird sich auch im Jahr 2020 noch 75 % der 

Wohnfläche in Altbauten vor 1985 befinden. 

Bis zum Jahr 2005 wird der Abriß durch Aktivierung zusätzlicher Wohnflächen 

im Gebäudebestand ausgeglichen. 

Für eine realistische Einschätzung des Einsparpotentials durch bauliche Maßnah

men im Gebäudebestand und der damit verbundenen Kosten reicht es nicht aus, 

idealisierte Aussagen über Dämmstufen und zeitliche Umsetzungsraten zu treffen, 

die sich ausschließlich an den gegenwärtigen Neubaustandards orientieren. Bauliche 4 . 5 
Voraussetzungen und Restriktionen und damit die zutreffenden Maßnahmen sind je 

nach Gebäudealtersklassen und Gebäudetypen sehr unterschiedlich. 

Gebäudetypologie 

Zur Ermittlung der genannten Potentiale wurde der Gebäudebestand in der 

Bundesrepublik Deutschland in 30 Typen aufgeteilt. Für jeden Gebäudetyp wurden 

unter Berücksichtigung der jeweiligen baulichen, bauphysikalischen und wirtschaft

lichen Rahmenbedingungen die Einsparmöglichkeiten an Wand, Dach, Keller und 

Fenstern sowie durch lüftungstechnische Maßnahmen ermittelt. Einen Überblick 

über die detailliert wärmetechnisch untersuchten Gebäudetypen verschafft 

Abbildung 2. Neben der kurzen Charakterisierung ist in den Abbildungen auch der 

durchschnittliche spezifische Nutzwärmeverbrauch (in kWh pro m2 Wohnfläche und 

Jahr) angegeben ("IST"). 
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Abbi 1dung 2: Gebäudetypologie 
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Technische Maßnahmen zur Verminderung des Nutzwärmebedarfs 

Für die wärmetechnische Sanierung des Gebäudebestands steht eine große Zahl 

entwickelter, am Markt verfügbarer Dämmstoffe und Dämmsysteme zur Verfügung, 

die bereits seit Jahrzehnten erfolgreich eingesetzt werden. Ein Abwarten auf erst 

in der Entwicklung befindliche zukünftig nutzbare Systeme ist weder sinnvoll 

noch erforderlich. 

Pro Gebäudetyp oder Siedlungsgebiet gelten für die Wahl des Dämmsystems jeweils 

unterschiedliche technische, wirtschaftliche und architektonische Rahmenbedingun

gen, die eine sorgfältige, sachgerechte Auswahl der jeweils einsetzbaren un

terschiedlichen Dämmsysteme pro Bauteil und pro Gebäude erforderlich machen. 

Für .das TREND- wie auch das SPAR-Szenario wurde jeweils ein 'Katalog 

wär~etechnischer Sanierungsmaßnahmen' auf der Grundlage der Bauteilkonstruk

tionen der konkreten Referenzgebäude in der Gebäudetypologie entwickelt. Im 

Maßnahmenkatalog für das TREND-Szenario werden die heute üblichen, jedoch 

weder technisch noch wirtschaftlich optimalen Maßnahmen und Dämmschichtdicken 

berücksichtigt. Im Maßnahmenkatalog für das SPAR-Szenario sind die technisch 

sinnnvollen und auf dem Hintergrund des oberen Preisszenarios der Enquete

Kommission auch wirtschaftlich optimalen Wärmeschutzmaßnahmen für den 

Gebäudebestand enthalten. Als Auswahlparameter wurden die folgenden Bedingun

gen beachtet: 

Alle ausgewählten Maßnahmen werden von mehreren Firmen am Markt angeboten. 
Die DämmaBnahmen wurden so gewählt, daß sie i. d. R. mit anstehenden Instandsetzungs-, Erneue
rungs- oder Modernisierungsmaßnahmen am jeweiligen Bauteil gekoppelt werden können. Nur die 
Mehrkosten für die Dämmung gehen in die ~irtschafttichkeitsrechnung ein. 
Die Preisannahmen für die Därrmaßnahmen wurden durch Anbieterbefragung sowie Literaturrecherchen 
festgelegt. 
Die optimalen Dämmschichtdicken wurden vom wirtschaftlichen Optimum (vgl. /Feist 1986/) ab
geleitet. Unter den Vorgaben des oberen Preisszenarios ergeben sich für die Außendämmung der ~and 
Dämmschichtdicken zwischen 8 und 16 cm, für die Innendämmung 4 bis 8 cm, für das Steildach 13 bis 
28 cm; die Kellerdeckendämmung wird durch die geringen Raumhöhen auf maximal 5 cm begrenzt. Die 
für die jeweiligen Referenzgebäude gewählte Dämmschichtdicke variiert in diesem Rahmen je nach den 
vorhandenen bauphysikalischen und konstruktiven Verhältnissen. 
Bauphysikalische Erfordernisse wurden so berücksichtigt, daß Dä~ßnahmen i. d. R. vorhandene oder 
potentielle Bauschäden oder Problempunkte mit beseitigen. Dies koomt dem Ziel der Kopplung von 
Instandsetzungs- und Därrmaßnahmen entgegen. Eine sorgfältige Durchführung der Dä~ßnahmen und 
eine dichte Ausführung von Dampfsperren wurde vorausgesetzt. 

4.5 
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Die vorhandenen Dämmsysteme und die verfügbaren energiesparenden Verglasungs

arten bieten in ihrer Vielfalt Lösungen, die in hohem Maße eine architektonische 

Verträglichkeit der wärmetechnischen Gebäudesanierung ermöglichen. 

Bei der Beurteilung der Wirtschaftlichkeit von Wärmeschutzmaßnahmen sind eine 

Reihe von Gesichtspunkten zu beachten: 

Einer Energiesparmaßnahme dürfen nur die Kosten zugerechnet werden, die nicht aus anderen Gründen 
ohnehin entstanden wären. 

Bei baulichen Maßnahmen zur Erhaltung, Pflege und Erneuerung sollte grundsätzlich überlegt werden, 
ob nicht ~ärmeschutzmaßnahmen zu nur geringen Mehrkosten gleich mit ausgeführt werden können. 

Gebäude und Bauteile sind sehr langlebige Güter. Die Amortisationszeit ist daher kein geeigneter 
Maßstab für die Beurteilung von baulichen Energiesparmaßnahmen. Vielmehr müssen die finanzma

thematisch über die Nutzungsdauer der Investition einschließlich Zins kumulierten Gesamtkosten 

betrachtet werden. Dieser Ansatz läßt sich anschaut ich unmittelbar in (reale) Kosten pro ein· 

gesparter Kilowattstunde Endenergie umrechnen. 

Innerhalb der für die Nutzung von Gebäuden relevanten Zeiträume wird Energie sicher wieder 

deutlichteurer werden. lnvtstitionen sollten sich daher nicht an den (zufälligen) Tagespreisen 

(z. B. für Heizöl) orientieren. ~er Maßstab für die ~irtschaftlichkeit einer Maßnahme ist der über 

die Nutzungsdauer gemi ttel te zukünftige Energiepreis. In der Studie werden die vorgegebenen 

Preisszenarien der Enquete·Kommission verwendet: das Normalpreisszenario (voraussichtliche 

Energiepreisentwicklung ohne Umweltschutzabgaben) für die TREND-Maßnahmenkette; das Hochpreis· 

szenario (Energiepreisentwicklung mit Umweltschutzabgaben) für die SPAR·Maßnahmenkette. Unter den 

Vorgaben des SPAR-Szenarios würde im Jahre 2005 der Preis für Brennstoffe (real) um 5,4 Pf/kWh 

über den Preis im TREND-Szenario liegen. Unter den Vorgaben dieses Hochpreisszenarios liegt der 

mittlere zukünftige (reale) Energiepreis für gasförmige und flüssige Brennstoffe bei 13 Pf/k\.lh, 

und zwar bezogen auf Investitionen im Zeitraum zwischen 1990 und 1995 mit einer Nutzungsdauer von 

ca. 25 Jahren. 

Im Katalog wärmetechnischer Sanierungsmaßnahmen wird von der konservativen 

Annahme ausgegangen, daß nur Maßnahmen mit 1987 bereits am Markt verfügbaren 

Techniken mit Einsparkosten kleiner als 13 Pf/kWh einbezogen werden. Damit 

sind diese Maßnahmen wesentlich kostengünstiger als die Endenergiebereitstellung 

aus allen heute denkbaren C02-freien Energieträgern. 

Gebäudebezogene Energiesparpotentiale 

Für jeden der 30 in der Haustypenmatrix (Abb. 2) aufgeführten Gebäudetypen 

wurde ein charakteristischer Vertreter eingehend untersucht: 

Der gegenwärtige energietechnische Zustand wurde aufgenorrmen. Die Daten wurden zur Bestinmung 

eines wärmetechnischen Gebäudemodells verwendet. 
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Mit den Daten des IST- Zustands wurde die Energ i ebi Lanz des Gebäudes unter Berücksichtigung 

interner Wärmequellen, solarer Wärmegewinne durch Fenster und auf Außenoberflächen, instationärer 
Heizzustände ( z. B. Nachtabsenl<ung) und der Gebäudespeichermassen ermittelt. Hier zu wurde das 

Wärmebilanzprogramm ENBIL /Feist 1989/ verwendet. Die Ergebnisse wurden mit den gemessenen 
Brennstoffverbräuchen der Häuser überprüft (IST-Zustand). 

Die Daten zur momentanen Nutzung der untersuchten Objekte stirrmen nicht in allen Fällen mit den 

stat ist i sehen Mittel werten z. B. der I nnenterrperatur von \.Johngebäuden überein. Für den START

Zustand der Untersuchung der Einsparpotentiale wurden daher die Nutzungsdaten auf Standardnutzung 
angepaßt. 

Für jeden Gebäudetyp werden ausgehend vom START~Zustand jeweils zugeschnittene Einzelmaßnahmen für 
alle Bauteile entworfen, die die konkreten Rahmenbedingungen (Konstruktion, Gestaltung, Wirt· 
schaftl ichkeit) und Restriktionen (Denkmalschutz, Stadtbild, Architektur) berücksichtigen. Die 
Maßnahmen werden fortschreitend über alle Bauteile zu einer Haßnahmenkette zusanmengefügt. So 
ergibt sich eine schrittweise Reduzierung des Energieverbrauchs am einzelnen Objekt. 

lm allgemeinen ist jeder wärmetechnische Sanierungsschritt in Kopplung an die jeweils erforder· 
liehe ohnehin anstehende Instandsetzung des betreffenden Bauteils durchzuführen. Als energietech· 
nisch zurechenbare Hehrkosten sind daher die Differenz zwischen den Gesamtkosten der Maßnahme und 
den ohnehin erforderlichen Erneuerungskosten anzusetzen. 

Für jeden Sanierungsschnitt wird erneut die Energiebilanz berechnet und der sich neu einstellende 
Jahreswärmeverbrauch ermittelt. 

Einsparpotentiale im gesamten Gebäudebestand 

Die gebäudetypenweise ermittelten Einsparungen durch die vorgeschlagenen 

Maßnahmen wurden mittels der Gebäudestatistik auf den gesamten Gebäudebestand 

hochgerechnet. Um 70 % würde der Heizenergieverbrauch gegenüber heute sinken, 

wenn alle im Maßnahmenkatalog aufgeführten Energiesparmaßnahmen am gesamten 

Gebäudebestand durchgeführt würden. Das technische Einsparpotential kann jedoch 

auf d,ese Weise nicht realisiert werden. Zu einer differenzierten Aussage unter der 

Berücksichtigung der jeweiligen Rahmenbedingungen gelangten wir durch folgendes 

Vorgehen: 

Es werden nur Maßnahmen durchgeführt, die das architektonische Erschei
nungsbild nicht beeinträchtigen und somit auch den Anforderungen des 
Denkmalschutzes gerecht werden können. Bei allen Gebäuden mit Sichtfassaden 
(die in fast allen Gebäudeklassen vorkommen) wird statt einer Außendämmung 
der Fassade eine Innendämmung durchgeführt. ln den ältesten Baualtersklassen 
(vor 1918) wird bei 20 % der Gebäude gar keine Außenwanddämmung durchge
führt (weder außen noch innen). 

Es werden für jeden Gebäudetyp jeweils nur die Maßnahmen berücksichtigt, die 
wirtschaftlich sind. 

4.5 
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Bei einem mittleren zukünftigen Energiepreis von 13 Pf/kWh, der der für das 

Sparszenario zugrundegelegten Energiepreisentwicklung der Enquete-Kommission 

entspricht, beträgt das so berechnete wirtschaftliche Einsparpotential 52%. 

Modellrechnungen 

Auf der Basis der nachgewiesenen Energiesparpotentiale wurden Modellrechnungen 

für die möglichen Entwicklungen des Heizenergieverbrauchs im Gebäudebestand 

durchgeführt. ln Abbildung 3 sind dargestellt: 

o ein Referenzszenario ("Null") ohne zusätzliche bauliche Energiesparmaßnahmen 
+ ein TREND-Szenario 
~ ein SPAR-Szenario, das gekennzeichnet ist durch starke politische Maßnahmen 

zur Energieeinsparung. Zum Vergleich sind das 
., Wirtschaftliches Potential (bei 13 Pl/kWh) sowie das 
x Technisches Potential dargestellt. 

Abb. 3: Szenarien für die Entwicklung des spez. Nutzwärmebedarfs im Bestand 
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Langfristig erscheint es nicht plausibel, daß im SPAR-Szenario die Einsparungen 

entlang einer abklingenden Exponentlaikurve um das Jahr 2020 herum allmählich 

ausgeschöpft erscheinen. Dieser Effekt · ist aber einzig auf die konservative 
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Annahme der ausschließlichen Verwendung von heute bereits am Markt verfügba

rer, erprobter und bewährter Technik zurückzuführen. Langfristig ist die Betrach

tung daher unvollständig und muß durch eine zeitliche Dynamisierung von 

technischen und wirtschaftlichen Potentialen ergänzt werden (vgi./IWU 1990/). 

Instrumente zur Förderung der wärmetechnischen Gebäudesanierung 

Erforderlich ist ein schlüssiges System aufeinander abgestimmter Instrumente: 

a) Einführung von Energiekennzahlen als Maßstab zur Verbrauchseinstufung 

b) Förderung der unabhängigen integrierten Energieberatung und der Weiterbildung 

Eine inhaltliche Neuorientierung hin zu einer integrierten, unabhängigen Ener
gieberatung und ein Ausbau der Beratungsinfrastruktur sind vor allem aus 
Gründen des lnformationsbedarfs, der Bauschadensvermeidung sowie der 
Motivation der Hauseigentümer erforderlich. 

c) Berücksichtigung der Umweltkosten durch Steuern oder Abgaben 

Die gegenwärtigen Energiepreise spiegeln die Umweltkosten der Energieanwen
dung nicht ausreichend wider. Da von einer hohen Energiepreiselastizität von 
Energiesparinvestitionen im Wohnungsbestand ausgegangen werden kann, 
erscheint eine Anhebung des Energiepreisniveaus, aber auch seine Verstetigung 
im Zeitablauf über Steuern oder Abgaben sinnvoll. Im Vordergrund steht die 
Internalisierungsabsicht und der Lenkungseffekt, d.h. die Verringerung der 
Energienachfrage und die Förderung von Energiesparmaßnahmen. 

d) Anreize für die Energieeinsparung durch öffentliche Förderung 

Die Umsetzung des Spar-Szenarios erfordert Investitionsmittel in erheblichem 
Umfang, für den Gebäudebestand insgesamt 116 Mrd. DM bis zum Jahr 2005. 
Diese Mittel müssen i. d. R. von privaten Investoren aufgebracht werden, 
welche aus den Investitionen in diesem Fall allerdings ebenfalls privatwirt
schaftliehen Nutzen ziehen. Trotzdem ist nicht von einer "automatisch" 
ablaufenden energetischen Sanierung des Wohnungsbestandes auszugehen: 

Die von uns vorgeschlagenen Maßnahmen sind i. d. R. nur dann einzelwirt
schaftlich vertretbar, wenn sie gekoppelt an ohnehin erforderliche Erneue
rungszyklen durchgeführt werden. Wird zu diesem Zeitpunkt die Durchführung 
der Maßnahme versäumt, so ist das entsprechende Einsparpotential zu wirt
schaftlich vertretbaren Kosten über einen Zeitraum von ca. 40 Jahren nicht 
mehr zu erschließen ("lost opportunity"). 
Die Nutzungsdauern für die an einem Gebäude anzutreffenden Komponenten 
sind sehr lang {20 bis 50 Jahre). Die Kapitalrückflußzeiten übersteigen 
deshalb häufig die subjektiven Erwartungen an rasche Amortisationszeiten. 
Eigentümer {Investor) und Nutzer (Nutznießer der Energiesparmaßnahme) sind 
im Bereich des Wohnungsbestands oft nicht identisch. 

4.5 
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Wie in /IWU 1990/ gezeigt wird, sind das wirksamste Instrument der Feinsteue
rung Anreize für die Investition in bauliche Energiesparmaßnahmen in Form von 
gutdosierten Fördermaßnahmen. 

e) Forschungsanstrengungen für die wärmetechnische Gebäudesanierung 

Erstellung regionaler Haustypologien 

Modell- und Demonstrationsverfahren 

Entwicklung wärmetechnischer Sanierungskonzepte 

Für die Ausschöpfung eines über die angestrebten 50 % hinausgehenden 

Einsparpotentials im Gebäudebestand zu wirtschaftlich vertretbarem Aufwand 

sind u. a. weitere Forschungen notwendig, und zwar in Bezug auf: 

- Erweiterung des Produktspektrums für energietechnische Gebäudesanierungen, 

- Neue Komponenten für weitergehende Energieeinsparung. 
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ln deutsch-schwedischer Kooperation sollen die wissenschaftlich-technischen 

Grundlagen für den Bau von Häusern ohne Heizenergiebedart für deutsches und 

südschwedisches Klima geschaffen werden. ln Hessen sollen 1990/91 erste 

Wohngebäude in dieser Bauweise errichtet werden. 

Nach wie vor wird in den Häusern elektrische Energie benötigt. Das Ziel ist es 

aber, den gesamten jährlichen Energieverbrauch geringer zu halten, als heute 

durchschnittlich allein für die Haushaltsstromversorgung benötigt wird: weniger 

als 3 000 kWh Strom werden pro Wohneinheit und Jahr angestrebt. Abbildung 8-1 

zeigt im Vergleich den gesamten Energieeinsatz von Wohnungen, die in un

terschiedlichen Standards gebaut wurden. 

Diese enorme Energieeinsparung geht dabei keinesfalls auf Kosten von Komfort 

und Wohnqualität 

Die Bauteile und die Pläne des Passiven Hauses werden so ausgewählt und 

optimiert, daß das angestrebte Ziel (kein restlicher Heizenergieverbrauch) mit 

geringstmöglichem Mehrkostenaufwand erreicht wird. 

Die Kooperationspartner 

Auf schwedischer Seite wird das Forschungsprojekt vom schwedischen Forschungs

rat für Baufragen finanziert und vom Fachbereich Baukonstruktionslehre (BKL) der 

Universität Lund unter Leitung von Prof. Dr. Bo Adamson durchgeführt. Die 

Forschung in Hessen trägt das Hessische Ministerium für Wirtschaft und Technik 

(HMWT), die Forschungskoordination liegt beim Institut Wohnen und Umwelt in 

Darmstadt 

4.5 
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Abb. 8-1: Energieeinsatz in Wohngebäuden im Vergleich 
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Warum Passive Häuser? 

Jeder Einsatz von nicht erneuerbarer Energie ist mit schädlichen Umweltaus

wirkungen verbunden, die in Zukunft immer gravierendere Folgen haben werden. 

Die Enquete-Kommission "Schutz der Erdatmosphäre" des Deutschen Bundestages 

hat mit großem Nachdruck deutlich gemacht, daß insbesondere die Abgabe des 

Verbrennungsgases Kohlendioxid (C02) radikal gesenkt werden muß, wenn eine 

Klimakatastrophe unbeherrschbaren Ausmaßes verhindert werden soll. 

Alternative Energiequellen zu den fossilen Brennstoffen sind in jedem Fall deutlich 

teurer als das derzeit sehr preisgünstige Erdöl. Zwischen 15 und 30 Pfennig pro 

Kilowattstunde müssen für eine solche Energiebereitstellung auch künftig als 

Untergrenze angenommen werden. 

Energieeinsparungen können hingegen Brennstoffe zum Teil schon bei den heutigen 

Preisen, in hohem Umfang aber bei den künftig zu erwartenden Energiepreisen 

wirtschaftlich ersetzen. 

Die Niedrigenergiehäuser haben bereits bewiesen, daß eine hohe Umweltentlastung 

zu geringstmöglichen Mehrkosten durch eine Verbesserung der Energieeffizienz 4 . 5 
erreicht werden kann. 

Grundhypothese des Forschungsprojektes "Passive Häuser" ist daher: unter 

verschiedenen Möglichkeiten, den Brennstoffeinsatz zur Beheizung von Häusern zu 

verringern, ist die Verbesserung der Energieeffizienz die wirtschaftlich sinnvollste 

Lösung. Erst wenn der Energieverbrauch stark gesenkt wurde, ist aus technischen 

und wirtschaftlichen Gründen auch der Einsatz von erneuerbaren Energiequellen 

zur Deckung des dann noch bestehenden Restenergiebedarfs möglich. 

Das Forschungsprojekt "Passive Häuser" wird neben der Realisierung der Gebäude 

eine Reihe von Einzelergebnissen über die technisch und wirtschaftlich sinnvolle 

Wahl von Baukonstruktionen, haustechnischen Anlagen, Solarsystemen und 

Regelungseinrichtungen liefern. 
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Vom herkömmlichen Neubau zum Passiven Haus 

Für das Passive Haus sind die Maßnahmen zur Wärmebewahrung wie beim 

Niedrigenergiehaus Grundvoraussetzung. Wärmeschutz von Wand, Dach und 

Kellerdecke werden sogar noch deutlich weiter verbessert: angestrebt sind 

Wärmedurchgangswerte um o, 1 W /(m2K), welches Dämmstoffdicken um 40 cm 

entspricht. Dieses Dämmniveau liegt im Bereich der zu geringstmöglichem Gesamt

Primärenergieaufwand gehörenden Werte. Wirtschaftlich wird diese extreme 

Dämmung dadurch interessant, daß unter dieser Voraussetzung ein Verzicht auf 

das Heizsystem erst möglich wird. Verbesserte Wärmeschutzverglasungen mit 

Dämmfensterläden, hocheffiziente Wärmerückgewinnung und einfache Solarkollek

torsysteme zur Anbringung an Wand und Dach sind weitere Komponenten des 

Passiven Hauses. 

Die Merkmale des Passiven Hauses 

Um die ehrgeizigen Zielsetzungen zu erreichen, den Heizwärmebedarf auf nahe 

Null zu senken, müssen erhebliche Anstrengungen bei der Grundrißgestaltung, dem 

Hochbauentwur!, der Auswahl der Baukonstruktionen, der Optimierung der 

Fensterläden, der Planung der Haustechnik und der Sorgfalt der baulichen 4 · 5 
Ausführung gemacht werden: 

e Außenflächen verringern 

e Dämmung von Wand, Dach und Boden erheblich verbessern 

• Spezielle Wärmeschutzverglasung 

e Dämmende Fensterläden 

• Wärmerückgewinnung aus der Abluft mit 

e sorgfältig dicht ausgeführter Gebäudehülle 

• Lüftungsregelung nach dem Frischluftbedarf 

e hocheffizientem Wärmetauscher 

e Sonnenenergienutzung mit Hybridkollektoren 
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hohe Wärmeverluste. ln einem Niedrigenergiehaus sind die Verluste einer 

normalen Zweischeiben-lsolierverglasung in einer durchschnittlichen 

Heizzeit in Deutschland auch bei Südorientierung immer noch höher als die 

zugehörigen Wärmegewinne. 

Für Niedrigenergiehäuser sollte daher grundsätzlich Wärmeschutzverglasung 

eingesetzt werden, durch welche die Verluste gegenüber normaler lsolier

verglasung auf etwa die Hälfte verringert werden (k-Wert 1,5 W j(m2K)). 

Der Einfluß der Südfensterfläche auf den winterlichen Heizwärmeverbrauch 

eines Niedrigenergiehauses ist im Vergleich zum Einfluß der Kompaktheil 

gering. Die Größe der Südfenster kann daher nach anderen als Energiespar

gesichtspunkten gewählt werden -- vorausgesetzt, es wird Wärmeschutzver

glasung verwendet. Fensterflächen in Ost- oder Westorientierung sollten 

dagegen möglichst klein gehalten werden, da diese in der Heizperiode zu 

Mehrverbrauch führen und im Sommer stärker als Südfenster zur Auf

heizung beitragen. 

Große Erwartungen bezügl. der Energieeinsparung wurden in angebaute 

verglaste Räume gesteckt. Die Erfahrungen zeigen jedoch, daß Energieein

sparungen hierdurch nicht immer und kaum im erwarteten Umfang 

eintreten, der bauliche Mehraufwand aber immer größer ist als bei 

Verbesserungen des Wärmeschutzes und der Effizienz der Lüftung. 

Auf das Gebäude abgestimmte Heizanlage 

Die Heizanlage im Niedrigenergiehaus muß dem sich rasch ändernden 

Wärmebedarf flink folgen können. Dies setzt gut eingestellte Thermostat

ventile in jedem Raum und eine witterungsgeführte zentrale Regelung 

voraus. 

Schließlich sollten effiziente moderne Anlagen für die Wärmeerzeugung 

verwendet werden. 

4.5 
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vom speziellen Nutzerverhalten überprüft werden. Eine Gesamtheit von 12 

Wohneinheiten hat sich hierbei in den Forschungsprojekten zu Niedrigenergie

häusern als untere Grenze herausgestellt. 

in allen Häusern soll über einen Zeitraum von mindestens zwei Jahren ein 

umfangreiches Meß- und Auswertungsprogramm durchgeführt werden. Diese 

Messungen werden die Bewohner nicht beeinträchtigen, deren Bereitschaft für eine 

solche Messung muß allerdings vorliegen. 

Publikationen des Instituts Wohnen und Umwelt: 

Wofgang Feist: 

Forschungsprojekt Passiver Häuser 

· Zielsetzungen; Institut Wohnen und Umwelt 

Darmstadt 1988 

Wolfgang Feist: 

Forschungsprojekt Passive Häuser 

Zwischenbericht 1990; 

Institut Wohnen und Umwelt, März 1990 

4.5 
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Niedrigenergiesiedlungen 
(Jobst Klien) 

Auf der Grundlage der Ausschöpfung des Potentials baulicher Energiesparmaßnah

men sind weitere relevante Verringerungen klimarelevanter Emissionen durch den 

Einsatz rationeller Versorgungstechniken und die Substitution traditioneller 

Heizenergieträger durch Abfallenergien und Biomassenutzung insbesondere im 

ländlichen Raum zu erreichen. Betrachtet man die Möglichkeiten rationeller 

Versorgungstechnik sowie zur Wärmeerzeugung verfügbaren Biomassepotentiale im 

ländlichen Raum, so ergibt sich die folgende Aufstellung: 

Blockheizkraftwerke 
Kraft-Wärme-Kopplung ----4 

L_ ______ Heizkraftwerke 

r-- Kompression 
Primärenergiegetriebene Wärmepumpen ~ 

Absorption 
Industrielle Abwärmenutzung 

Biogasanlagen 

Reststrohverbrennung 

Reststrohvergasung (Versuchsstadium) 

Holzhackschnitzelfeuerungen 

Holzhackschnitzelvergasung (Versuchsstadium) 

Müllpyrolyse 

ländl. 
Raum 

Für praktisch alle diese Versorgungstechniken gilt, daß ein Anschlußwert von 

mindestens einigen hundert kW erreicht werden muß, um sie mit vertretbaren 

Umweltschutzstandards und zu ökonomisch tragbaren Bedingungen einsetzen zu 

können. Das erfordert in der Regel den Zusammenschluß mehrerer Verbraucher 

über ein Wärmenetz (Fernwärme). Für eine effektive Nutzung der Solarenergie zu 

Heizzwecken sind ebenfalls solare Gemeinschaftssysteme, die über ein Wärmenetz 

an einen zentralen saisonalen Speicher angeschlossen sind, notwendig. Nur bei 

ausreichenden Speichervolumen wird es möglich sein, die Auskühlzeit soweit zu 

erhöhen, daß sie überhaupt als saisonale Speicher eingesetzt werden können 
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/DLR 89/. in Schweden und Dänemark liegen inzwischen Erfahrungen von 

insgesamt etwa dreißig regenerativen Anlagen mit saisonalen Speichern vor, wobei 

die Entwicklung von solchen Speichern, die den davon unterschiedlichen deutschen 

Verhältnissen angepaßt sind, noch erhebliche Zeit in Anspruch nehmen wird. 

Entscheidend ist heute jedoch die Schaffung der notwendigen Infrastruktur in 

Form von Wärmenetzen, die bereits die Möglichkeiten .zur Nutzung rationeller 

Versorgungstechniken und von Biomassepotentialen im ländlichen Raum eröffnet 

und mittel- bis langfristig zusätzliche Chancen bei der Nutzung der Sonnenenergie 

für die Raumheizung bietet. Die folgende Abbildung 9.-1 zeigt zusammengelaßt die 

C02-Gesamtemissions-Bilanzen von Heizsystemen nach heutigem Stand der Technik: 

C02-Gesamlemissions-8ilanz Heizsysteme 

700 
incl. Verluate und Vorleiatungen 

600 

500 

400 

300 

2QO 4.5 
100 

0 

-100 

Elektro 01 EWP mono FW SK FWGaa 

Legende: 

Elektro - Elektrische Nachtspeicherheizung 
Öl • Ölzentralheizung 
Gas - Gaszentralheizung 
EWP mono • Monovalente elektrische Wärmepumpe 
FW SK - Fernwärme aus Steinkohleheizkraftwerk (Entnahmekondensatlon) mit Öi-Spitzenkessei 
FW Gas - Erdgas-Blockheizkraftwerk mit Gas-Spilzenkessel, Stromgutschrift über Steinkohle-Konden-

sationskraftwerk 

Abb. 9-1 C02-Gesamtemissions-Bilanz von neuen Heizsystemen 
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Die dargestellten Emissionsbilanzen beinhalten alle auftretenden Umwandlungs-, 

transport- und Verteilungsverluste auch der vorgelagerten Prozeßketten incl. der 

Materialaufwendungen /GEMIS 89/, wobei jeweils Systeme nach modernstem Stand 

der Technik berücks1chtigt wurden. Emissionen der elektrischen Heizsysteme sind 

nach dem Vorgehen bei den Studien der Enquete-Kommission mit dem gegenwärti

gen Kraftwerkspark der Bundesrepublik Deutschland (Stand 1987) bewertet, der 

Nutzenergiebedarf wird dort mit 60 % des Bedarfs von konventionellen Warmwas

sersystemen angenommen. Eine entscheidende Verringerung der C02-Emissionen 

gegenüber konventionellen Heizsystemen ist bei größeren Neubauvorhaben und 

Siedlungsgebieten durch den Übergang auf zentrale Wärmeversorgungssysteme 

möglich, die den Aufbau von Nah-bzw. Fernwärmesystemen erfordern. 

Ein wichtiges Hindernis beim Aufbau von Versorgungsnetzen zur rationellen 

Wärmeversorgung ist der flächenhafte Ausbau der Gasversorgung zur individuellen 

Heizwärmeversorgung. Der zu beobachtende Trend, weitere Verringerungen von 

C02-Emissionen hauptsächlich durch forcierten Einsatz von Erdgas zu erreichen, 

wirkt in vielen Fällen suboptimal, wenn nicht gleichzeitig effektive Versor

gungstechniken eingesetzt werden. Durch den Einsatz von Erdgas in Blockheiz

kraftwerken oder Gasturbinen in Kraft-Wärme-Kopplung oder sogar von Steinkohle 

in modernen Heizkraftwerken werden die spezifischen C02-Emissionen um 

mindestens den Faktor 2 ( i.d.R. mehr) gegenüber bester konventioneller Kessel

technik verringert. Allein die ca. 335 Blockheizkraftwerke in der öffentlichen 

Versorgung (von insgesamt über 1000 Anlagen) mit einer installierten elektrischen 

Gesamtleistung von 214 MW sparen bereits heute in der Bilanz gegenüber einer 

konventionellen Erdgasversorgung mit sanierten Kesselanlagen schätzungsweise 

625.000 tja C02-Emissionen ein. Voraussetzung für den Einsatz rationeller 

Versorgungstechniken ist aber die Schaffung der Infrastruktur in Form von 

Wärmenetzen. 

Ein weiteres wesentliches Hemmnis für den notwendigen weiteren Ausbau von 

Wärmenetzen sind die hohen Wärmetransport und -verteilungskosten. Das Fernwär

meforschungsinstitut Hannover hält (bezogen auf den Preisstand 1984) eine 

Senkung der durchschnittlichen Verlegekosten um 45% beim konsequenten 

Ausnutzen des gegenwärtigen Stands der Technik für möglich. Hierdurch ließen 

sich die Voraussetzungen für den wirtschaftlichen Einsatz rationeller Versor-
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gungstechniken wesentlich verbessern. Die Fernwärmekosten in Dänemark liegen 

teilweise bei 30% bis 50% der in der Bundesrepublik Deutschland üblichen Kosten. 

ln Zukunft werden im Bereich der kleineren Nennweiten zunehmend flexible 

Plastikrohre als Mediumrohre eingesetzt werden, die nach den bisherigen Erfah

rungen eine weitere Senkung der Verlegekosten um ca. 30% ermöglichen /Kiien 88-

2/. Um niedrige Vorlauftemperaturen zu erreichen, müssen auf der anderen Seite 

hohe Temperaturdifferenzen in den Hausanlagen z.B. durch direkte Einspeisung, 

ausreichend dimensionierte Heizflächen und geeignete thermestatische Fein

regulierventile erreicht werden. Der Einfluß dieser Gesamtoptimierung auf den 

Tiefbau ist erheblich und kann in Neubaugebieten durch Koordination mit der 

Verlegung anderer Systeme noch weiter verringert werden. 

Im Neubau in Dänemark wurden auf dieser Grundlage seit 1978 fast 43% der 

freistehenden Ein- und Zweifamilienhäuser und 80% der Reihen- und Mehrfamilien

häuser an die Fernwärme angeschlossen, darunter auch Modellvorhaben mit 

Niedrigenergiehäusern /Skive 88/, /FK 89/. Der Gesamtanschlußgrad an die 

Fernwärme liegttrotzungünstigerer Siedlungsstrukturen über 40%. 

Bei der Siedlungsplanung können unterschiedliche Planungsphasen unterschieden 

werden, die entscheidungsrelevant für den späteren Energiebedarf von Neubausied

lungen sind: 

Geländeauswahl für zukünftige Baugebiete 

städtebauliche Entwurfsplanung und verbindliche Festlegungen in Bebauungsplä

nen (vergl. § 9 BauGB) sowie sonstige administrative Maßnahmen 

Umsetzungsplanung durch unterschiedliche Träger und Beteiligte 

Entscheidungsträger in den ersten beiden Planungsphasen sind in der Regel kom

munale Gebietskörperschaften, in der Umsetzungsplanung können je nach 

Umständen zahlreiche weitere Beteiligte hinzukommen (Bauherren, Wohnungsbauge

sellschaften, Energieversorgungsunternehmen etc.). Einige wichtige Grundsätze bei 

der Neubauplanung sollen im folgenden kurz dargestellt werden (s.a. jKiien 87 j): 

4.5 
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Geländeauswahl: 

Möglichst keine Überplanung von Kaltluftmulden sowie exponierter windiger 

Kuppen. 

Bauleitplanung: 

Unnötig komplizierte Gebäudeformen, Gebäudeversätze und offene Bauweisen 

sollten möglichst vermieden werden, um einen günstigen Formfaktor (Oberflä

chen-Volumen-Verhältnis) zu erreichen. 

Ost-West-Zeilen gewinnen erheblich mehr winterliche Sonnenenergie, als Nord

Süd-Zeilen und sind -wenn städtebaulich möglich -zu bevorzugen. 

Abstände von Gebäudezeilen sollen so gewählt werden, daß eine weitgehende 

Verschaltungsfreiheit gewährleistet ist. 

Bauweisen so mischen, daß höhere dichte Bebauung im Norden, niedrige, 

weniger dichte Bebauung im Süden liegt. 

Vorgeschriebene Dachneigungen sollen für solare Warmwasserbereitung geeignet 

sein. 

Es soll möglichst ein Standort für eine zentrale Heizanlage vorgesehen werden. 

Die Gestaltung der Vegetation bietet zusätzliche Möglichkeiten, das Kleinklima 

und die Verschaltung zu beeinflussen. 

Wird der Bebauungsplan in einem städtebaulichen Wettbewerb entwickelt, dann 

sollten die Kriterien der Energiebedarfsminimierung explizit festgeschrieben 

werden. Die Bedeutung dieses Kriteriums sollte auch in der Besetzung des 

Preisgerichts durch Einbeziehung von Fachleuten dokumentiert werden. 

Über die Bauleilplanung hinaus kann nach Hessischer Gemeindeordnung ein 

Anschluß- und Benutzungszwang für Fernwärmeversorgung ausgesprochen werden, 

um den Einsatz rationeller Versorgungstechniken zu ermöglichen. Dies setzt jedoch 

die Sicherstellung der Versorgung durch ein entsprechendes Unternehmen voraus. 

Aus Gründen der Luftreinhaltung kann bei entsprechender Vorbelastung auch ein 

Verbrennungsverbot für bestimmte Brennstoffe ausgesprochen werden. 

Gute Einflußmöglichkeiten der Gebietskörperschaft in Richtung energiesparender 

Bauweisen besteht dann, wenn die Grundstücke der Gemeinde gehören und von 

dieser vermarktet werden. Wärmestandards und den örtlichen Verhältnissen 

angepaßte optimale Formen der Wärmeversorgung können durch privatrechtliche 
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Vertragsgestaltung mit dinglicher Sicherung (Einträge in das Grundbuch) festgelegt 

werden. 

Hiermit sind die administrativ festzulegenden Randbedingungen für eine ener

giesparende Siedlungsplanung bereits erschöpft, alle weiteren Einflußfaktoren 

erfordern zusätzliche politische Aktivitäten. 

Umsetzungsplanung: 

Zielgruppe private Bauherren: intensive Energieberatung der Bauherren und 

Architekten in Richtung Niedrigenergiehausbauweise, solare Warmwasser

bereitung, zentrale Wärmeversorgung mit rationellen Versorgungstechniken, 

Einsatz stromsparender Geräte. Die Energieberatung kann beispielsweise 

zeitweise bei der Bauaufsicht; städtebaulichen Oberleitung angesiedelt werden. 

Zielgruppe Energieversorgungsunternehmen und Gebietskörperschaften: 

Energiekonzepterstellung mit dem Schwerpunkt der Information auf den Einsatz 

rationeller Versorgungstechniken, die Vorteilhaftigkeil siedlungszentraler 

Versorgungsformen und die Möglichkeiten kostengünstiger Wärmeverteilungssy

steme (Niedertemperaturfernwärme etc.). 

Zielgruppe Gebietskörperschaft oder Wohnungsbaugesellschaft: Energie-, 

Organisations- und Finanzierungskonzept für eine zentrale Wärmeversor-

gungsanlage, falls kein entsprechendes Energieversorgungsunternehmen vor Ort 4 · 5 
arbeitet. 

Das IWU begleitet zur Zeit die Planung von zwei entsprechenden Modellvorhaben 

in Hessen, in denen die Kombinierbarkeit energiesparender Bauweisen und 

rationeller Versorgungstechnik demonstriert werden soll. Mindestens ein Modell

vorhaben wird dann maßtechnisch über zwei Heizperioden betreut und ausgewertet. 

Die gebäudeweise Bilanzierung erfolgt analog zum begleitenden Forschungspro

gramm "30 Niedrigenergiehäuser in Hessen", zusätzlich wird eine energetische . 

Bilanzierung des Wärmenetzes und der zentralen Wärmeversorgungsanlage sowie 

eine Untersuchung des Verbraucherverhaltens vorgenommen. 
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Publikationen des Instituts Wohnen und Umwelt: 

IKiien 87 I 

IKiien 88-1 I 

IKiien 88-21 

IKiien 891 

J. Klien (Hrsg.): Energiebewußte Bauleitplanung in Neubau
gebieten 
Institut Wohnen und Umwelt, Darmstadt 1987 

J. Klien (Hrsg.): Blockheizkraftwerke, Protokollband der 5.Sitzung 
des Arbeitskreises Energieberatung · 
Institut Wohnen und Umwelt, Darmstadt 1988 

J. Klien (Hrsg.): Kostengünstige Fernwärme - Transport- und 
Verteilungssysteme, Protokollband der 8.Sitzung des Arbeits
kreises Energieberatung 
Institut Wohnen und Umwelt, Darmstadt 1988 

J. Klien: Zukünftige Entwicklungen und Möglichkeiten von 
Fernwärmesystemen bei geringen Wärmedichten. 
Vortragsmanuskript Dorsten 
Institut Wohnen und Umwelt, Darmstadt 1989 

Weitere Publikationen: 

IGEMIS89I Fritsche et al.: Umweltwirkungsanalyse von Energiesystemen: 
(i,lesamt-Emissions-Modelllntegrierte Systeme. 
Oko-lnstitut, Darmstadt 1989 

IDLR 891 P.-M. Nast: Solarkollektoren und solare Nahwärmesysteme 1 
Teilstudie im Studienkomplex A.2 "Nutzung erneuerbarer 
Energiequellen" im Auftrag der Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestages "Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" 
DLR, Stuttgart 1989 

IBracchetti 841 Untersuchung zur rationellen Wärmeversorgung im Nieder
temperaturbereich unter Berücksichtigung des Einsatzes der 
Fernwärme in Niedersachsen, Fernwärmeforschungsinstitut, 
Hannover 1984 

ISkive 881 Commission of the European Communities: Low Energy Heuses 
Skive-84, Technologicallnstitute TaastrupiDenmark 1988 

IFK 89/ 

IWinkens 88/ 

Styregruppen for forsyningskataloget: "Varmeforsyning af 
lavenergibebyggelse i omrader med kollektiv forsyning", 
Kopenhagen 1989 

H.-P. Winkens: Fernwärmeversorgung Dänemark/Bundesrepublik 
Deutschland - der Versuch eines Vergleichs. Vortrag bei einem 
Seminar der Technischen Akademie, Mannheim 1988 
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10. Zur Wirtschaftlichkeit der rationellen Ener
gienutzung 
(Helmut Schmidt) 

Für die Träger von Investitionsentscheidungen zum Zweck der Energieeinsparung 

ist es wichtig, über geeignete Auswahlmethoden und -kriterien zu verfügen. Neben 

den Problemen technischer Effizienz stehen bei geplanten Sparmaßnahmen, z.B. 

zur Wärmebedarfsreduzierung im heizungs- oder bautechnischen Bereich, Fragen 

der Wirtschaftlichkeit zur Debatte. Technisch effiziente Formen der Energiever

wendung und Einsparpotentiale werden oft nicht realisiert, weil der Investor keine 

Kenntnis hat oder sich unsicher ist, ob sich diese Investitionen für ihn einzel

wirtschaftlich lohnen. Neben anderen wichtigen Hemmnissen ist diese mangelnde 

Kenntnis oder Beurteilungsfähigkeit der Vorteilhaftigkeil von Energiesparinve

stitionen ein wichtiger Grund, weshalb größere Potentiale für eine rationelle 

Energienutzung nicht ausgeschöpft werden. 

Bei der Beurteilung der Vorteilhaftigkeil von Investitionen rationeller Energienut

zung werden vornehmlich betriebswirtschaftliche Aspekte behandelt: die einzelnen 

Verfahren beziehen sich nur auf diejenigen Kosten und Nutzen, die quantifizier-

bzw. monetär bewertbar und dem jeweiligen Projekt/lnvestitionsvorhaben verur- 4. 5 
sachergerecht zurechenbar sind. Es lassen sich jedoch nicht alle Nachteile bzw. 

Vorteile bestimmter Energietechnologien bzw. Energiesparmaßnahmen quantitativ 

erfassen, bewerten und zurechnen (sog. externe Kosten bzw. Nutzen). Ein nach 

einzelwirtschaftlichen Kriterien unrentables Projekt kann evtl. unter Einbezug 

seines sozialen Nutzens (bzw. vermiedener sozialer Kosten, wie z.B. Umweltbela-

stungen) aus gesamtwirtschaftlicher Sicht durchaus "rentabel" sein. Obwohl die 

Ergebnisse der Verfahren der Wirtschaftlichkeitsrechnung somit als Instrumente 

für eine Beurteilung unter volkswirtschaftlichen Aspekten nicht ausreichen, da 

Aspekte der Umwelt- und Sozialverträglichkeit und Auswirkungen auf sonstige 

gesamtwirtschaftliche Ziele nicht adäquat berücksichtigt sind, bilden sie ein 

wichtiges Kriterium unter anderen Entscheidungskriterien. Die Kenntnis der 

einzelnen Verfahren der Investitionsrechnung gehört daher zum notwenigen 

Handwerkszeug einer qualifizierten Energieberatung. Bei Energiesparmaßnahmen 

sollte eine sorgfältige Wirtschaftlichkeitsanalyse möglichst in Verbindung mit einer 
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objektbezogenen Energieberatung unter Einsatz von Wärmebilanzprogrammen vor

genommen werden. 

Um die Wirtschaftlichkeit wärmetechnischer Sanierungsvorhaben adäquat beurteilen 

zu können, ist eine möglichst vollständige Erfassung aller Einnahmen (i.S. ver

miedener Energiebezugskosten) und Ausgaben, die im Zusammenhang mit der 

geplanten Maßnahme entstehen, notwendig. Wichtige zu berücksichtigende Größen 

sind hierbei: 

Investitionsausgaben (Kosten für Planung, Kauf von Anlagen, Installation und 
Inbetriebnahme .. ) 
Laufende Ausgaben (Wartungs- und lnstandhaltungskosten, Energieträgerkosten, 
Kosten für Hilfsstoffe, Personal- und Verwaltungskosten, gewinnabhängige 
Steuern) 
Eingesparte Energiekosten (eingesparte Ausgaben = Einnahmen). Sie ergeben 
sich aus dem Energieverbrauch und dem mittleren Energiepreis. 
Ggf. ein Restwert/Liquidationserlös der Anlage nach Ablauf einer bestimmten 
Nutzungsdauer 
Jährlicher Energieverbrauch 
Entwicklung der Energiepreise 
Voraussichtliche Nutzungsdauer 
Kapitalzinsfuß (bei Eigenfinanzierung der Alternativertragssatz auf dem 
Kapitalmarkt, bei Fremdfinanzierung der effektive Soli-Jahreszins des auf
zunehmenden Kredits). 

Zu berücksichtigen sind nur die auf die Sparmaßnahme zurückführenden entstehen

den Mehrkosten und Energiekosteneinsparungen. 

Methoden der Wirtschaftlichkeitsberechnung und ihre Leistungsfähigkeit 

Statische Verfahren beziehen das zeitliche Auseinanderfallen von über die 

Nutzungsdauer anfallenden Einnahmen und Ausgaben in die Berechnung der 

Wirtschaftlichkeit nicht bzw. nur unzureichend ein. Zu ihnen zählen 

die Kostenvergleichsrechnung. Als Kriterium der Vorteilhaftigkeil gelten die 
Kosten bzw. die Kostenersparnis innerhalb einer bestimmten Periode. 
die Gewinnvergleichsrechnung. Wirtschaftlichkeitskriterium ist der Periodener
folg. 
die Rentabilitätsrechnung (Return on Investment). Kennziffer ist der Jahres
gewinn, bezogen auf das zu investierende Kapital. 
die Amortisationsrechnung (Pay-Off-Rechnung). Wirtschaftlichkeitskriterium ist 
hier die Amortisationsdauer. 
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Die häufig verwendete Amortisationsrechnung vergleicht die voraussichtliche 

Nutzungsdauer einer Anlage mit dem Zeitraum der Amortisation der in der Anlage 

investierten Mittel, d.h. dem Zeitraum, in dem die Ausgaben der Investition an den 

Investor zurückgeflossen sind. Beurteilungskriterium ist die Länge der Amor

tisationszeit (Pay-Back-Period). Bei der "dynamischen Amortisationszeit" ist die 

Verzinsung des eingesetzten Kapitals eingeschlossen, bei der "statischen Amor

tisationszeit" nicht (z.B. würde hier bei einer Investition von 10 000 DM und 

jährlichen Einsparungen von 1 000 DM der Amortisationszeitraum 10 Jahre betra

gen). Die Zeit nach dem Amortisationszeitpunkt bleibt in beiden Fällen unbeachtet; 

wenn ein bestimmtes Investitionsobjekt sich gegenüber einem anderen schneller 

amortisiert, sagt dies jedoch nicht viel über dessen Vorteilhaftigkeil während der 

gesamten Lebensdauer der Anlage. 

Insgesamt berücksichtigen die statischen Methoden zur Berechnung der privat

wirtschaftlichen Vorteilhaftigkeil von Investitionen nur wenige Faktoren, die in 

der Realität von Einfluß sind. Sie vernachlässigen wichtige Größenrelationen und 

bilden daher die Realität nur unvollständig ab. Ihre Ergebnisse sind daher nur 

dann wichtig, wenn diese Größen berechtigterweise vernachlässigt werden können. 

Die dynamischen Methoden (Kapitalwert-, Interne Zinsfuß· und Annuitätenmethode) 

berücksichtigen die Zeitstruktur der anfallenden Zahlungsströme bei der Berech- 4 . 5 
nung der Vorteilhaftigkeil einer Investition, während die Kosten- und Gewinn

vergleichsrechnung die Zeitkomponente vollständig außer Acht lassen und die 

Amortisationsrechnung den Zeitraum der Nutzung einer Investition lediglich bis 

zum Zeitpunkt des Kapitalrückflusses einbezieht. 

Die Kapitalwertmethode verwendet als Kriterium den Kapitalwert einer Investition, 

d.h. die Summe der Barwerte aller Zahlungen (Kapitalisierter Gewinn oder Verlust, 

Vermögensänderung). Sie ermittelt somit die Differenz aller mit dem kalkulatori

schen Zinssatz auf den einheitlichen Bezugszeitpunkt abgezinsten erwarteten 

Einnahmen und Ausgaben des lnvestitionsobjekts. Ein Investitionsvorhaben ist dann 

absolut vorteilhaft, wenn sein Kapitalwert gleich Null oder größer als Null ist, 

(d.h. der Wert der abdiskontierten Überschüsse übersteigt die Anschaffungsaus

gaben). Eine Investition ist vorteilhafter als alternative Vorhaben, wenn sein 

Kapitalwert größer ist als die Kapitalwerte der lnvestitionsalternativen. Wesentli-
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ehe Probleme sind, den "richtigen" Kalkulationszinssatz zu finden und die unter

schiedliche Preisentwicklung wichtiger Faktoren wie der Energiekosten adäquat zu 

berücksichtigen. 

Bei der internen Zinsfußmethode wird die Kapitalwertfunktion nach dem Zinssatz 

aufgelöst; es wird derjenige Zins ermittelt, der den Kapitalwert der Investition 

gerade gleich Null werden läßt. Der interne Zinsfuß zeigt die Effektiwerzinsung 

(interne Rendite) einer Investition. Ein Investitionsvorhaben ist vorteilhaft, wenn 

der interne Zinsfuß gleich oder größer ist als der Kalkulationszinsfuß (der einen 

geforderten Mindestzinssatz, z.B. den Kapitalmarktzins, angibt). 

Die Annuitätenmethode stellt eine Variante der Kapitalwertmethode dar; bei ihr 

wird der Kapitalwert unter Berücksichtigung von Zinseszinsen in gleich große 

jährliche Zahlungen umgerechnet (Multiplikation mit dem Wiedergewinnungs- oder 

Annuitätsfaktor) und damit auf die Zahl der Nutzungsperioden der Investition 

verteilt (periodisiert). Es wird der durchschnittliche Jahresgewinn oder -verlust 

(d.h. die Einkommensänderung) ermittelt, der sich während der Nutzungsdauer der 

Investition unter Berücksichtigung des Kalkulationszinses ergibt. Dazu werden alle 

Einnahmen und Ausgaben in zwei äquivalente uniforme Zahlungsreihen umgewan· 

delt, auf den Bezugszeitpunkt diskontiert und mit dem Wiedergewinnungsfaktor 

multipliziert. Die traditionelle statische Annuitätsrechnung wandelt dagegen nur 

den Investitionsbetrag in durchschnittliche Kapitalkosten um und setzt bei den 

sonstigen Kosten an Stelle der Durchschnittskosten die Kosten des ersten Jahres 

an. Ein Investitionsvorhaben ist vorteilhaft, wenn die Annuität nicht negativ ist, 

bzw. bei mehreren Investitionen, wenn seine Annuität größer als die der Inve

stitionsalternativen ist. Da durchschnittliche jährliche Zahlungsgrößen (Durch· 

schnittsgewinn bzw. -kosten pro Jahr) ermittelt werden, sind die Ergebnisse bei 

dieser Methode sehr anschaulich. 



69 - 40 3 -

Bei der Berechnung kann die Annuität Oährlicher Durchschnittsgewinn) in 

mehrere, getrennt zu berechnende Teile zerlegt werden: 

(A = Annuität, jährlicher 
Durchschnittsgewinn) 

= Durchschnittliche jährliche Energiekosteneinsparung 
(vermiedene Kosten = Einnahmen) 

(wobei K1 die Energiekosteneinsparung im 1. Jahr, tE der 
mittlere jährliche Energiekostenfaktor, d.h. der Barwert
faktor für die Energiekosteneinsparung multipliziert mit 
dem Annuitätenfaktor) 

b) K = Durchschnittliche jährliche Investitions-(Kapi
tal-)kosten über die Nutzungsdauer 

K = IE · an 
(wobei IE = Investitionskosten für Energieeinsparung, 
an = Annuitätenfaktor) 

c) WE = Durchschnittliche jährliche Wartungskosten über den 
Nutzungszeitraum 

WE = WE . tw 
(wobei tw der mittlere jährliche Wartungskostenfaktor, 
d.h. der Barwertfaktor der Wartung multipliziert mit dem 
Annuitätenfaktor) 

Alle dynamischen Methoden unterstellen eine Wiederanlagemöglichkeit des 

freiwerdenden Geldes, eine Voraussetzung, die der Realität oft nicht entspricht. 

Wenn sich die Investitionsalternativen hinsichtlich Nutzungsdauer und Kapltalbln· 

dung unterscheiden, müssen außerdem "Differenzinvestitionen" unterstellt werden, 

um die Alternativen vergleichbar zu machen. 

in der Wirklichkeit beeinflussen die unterschiedlichen Informationsmöglichkeiten 

(Information Ober die zu erwartenden Einnahmen·/Ausgabenveränderungen und 

deren Komponenten sowie Ober Kalkulationszinssätze, Inflationsraten, Nutzungs· 

dauer der Anlage etc.) die Möglichkeit der Methoden in großem Ausmaß (ins· 

4.5 
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besondere ist der Informationsbedarf der verschiedenen Methoden unterschied· 

lieh). tn der Realität liegen oft weder alle erwünschten Informationen vor, noch 

sind sie vollständig ermittelbar (mangelnde Zurechenbarkeit von Kosten und 

Erlösen, mangelnde Vorhersehbarkeit der Höhe und des Zeitpunktes ihres 

Eintreffens etc.). Ihre Anwendung liefert daher nur mehr oder weniger verläßliche 

Indikatoren für die privatwirtschaftliche Vorteilhaftigkeil einer Investition. Unter 

den beschriebenen Restriktionen liefern die dynamischen Verfahren, insbesondere 

die Kapitalwert- und Annuitätenmethode, praktikable Möglichkeiten zur Beurteilung 

der wirtschaftlichen Vorteilhaftigkeil von lnvestitionsvorhaben, da sie die zeitliche 

Struktur von Einnahmen und Ausgaben zu erfassen versuchen und daher eine 

genauere Beurteilung der Wirtschaftlichkeit ertauben als die vorher geschilderten 

statischen Verfahren. 

Für das Projekt Niedrigenergiehaus Schrecksbach wurden detaillierte Wirtschaft

lichkeitsberechnungen durchgeführt (Feist 1987), die zeigen, daß die ausgeführten 

zusätzlichen baulichen Energiesparmaßnahmen über ihre Nutzungsdauer einzel

wirtschaftlich bei einem Kalkulationszinssatz von 7 % wirtschaftlich sind. Bereits 

durch geringfügige staatliche Förderung der Maßnahmen kann die Situation 

grundlegend verbessert werden. 

Publikationen des Instituts Wohnen und Umwelt: 

Feist, W., Primärenergieeinsparung, Umweltentlastung und Wirtschaftlichkeit von 
vier ausgewählten Varianten zur Energieeinsparung bei einem kleinen 
Einfamilienhaus, Darmstadt 1986 

Feist, W., Wirtschaftlichkeit von Niedrigenergiehäusern, in: Feist, W. (Hrsg.) 
Heizen mit sehr wenig Energie, Darmstadt 1987 

Feist, W., Zur Bestimmung der Wirtschaftlichkeit bei wärmetechnischen 
Sanierungsmaßnahmen, in: Schmidt, H. (Hrsg.), a.a.O., S. 25 II. 

Institut Wohnen und Umwelt, Hessisches Ministerium für Wirtschaft und Technik; 
Energiebewußte Gebäudeplanung · Ein Leitfaden zur Berechnung des 
Wärmebedarfs von Gebäuden, Wiesbaden 1989 

Schmidt, H. (Hrsg.), Wirtschaftlichkeit und Finanzierungsprobleme rationeller 
Energienutzung · 12. Sitzung des Arbeitskreises Energieberatung, Darmstadt 
1990 

Schmidt, H., Begriffe, Rechengrößen und Methoden bei Wirtschaftlichkeits
untersuchungen, in: Schmidt, H. (Hrsg.), a.a.O., S. 87 II 
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4.6 Arbeitsprogramm des Instituts Wohnen und Umwelt 
im Energiebereich 

INSTITUT WOHNEN UND UMWELT GMBH 

Forschungseinrichtung des Landes Hessen 
und der Stadt Darmstadt 

Annastraße 15 
6100 Darmstadt 
Tef.-Nr.: (0 61 51) 29 04-0 

Januar1990 

ARBEITSPROGRAMM DES INSTITUTS 

1990/91 

4.6 
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Arbeitsschwerpunkt C 

ENERGIE 
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C. 26 PREISLICHE UND REGIONALPOLITISCHE AUSWIRKUNGEN BEl ÜBER

NAHME DER ELEKTRIZITÄTSVERSORGUNG DURCH EIN ANDERES ELEK

TRIZITÄTSVERSORGUNGSUNTERNEHMEN 

Kurztitel: Übernahme Elektrizitätsversorgung 

Ausgangslage 

Das Auslaufen vieler Konzessionsverträge bis 1994 (auf Grund der 4. Kartellgesetz

novelle), das Bestreben von Kommunen, versorgungswirtschaftliche Gemengelagen, 

die durch die Gebietsreform entstanden sind, zu beenden und Forderungen nach 

Stärkung kommunaler Handlungsmöglichkeiten bei der Eigenerzeugung (Stichwort 

Kraft-Wärme-Kopplung) stellen den Hintergrund für die aktuelle Diskussion um die 

kommunale Übernahme der Elektrizitätsversorgung (Eigenverteilung bzw. teilweise 

Eigenerzeugung) dar. Sie setzt die Verfügung über die Verteilungsanlagen, d. h. 

den Erwerb von Versorgungsnetzen von dem bisherigen Versorgungsunternehmen 

voraus und impliziert Investitionen zur Netzentflechtung und Netzeinbindung. 

Zielsetzung 

Im Rahmen von Modellrechnungen, anhand der Daten eines Elektrizitätsversor· 

gungsunternehmens und aufgrund theoretischer Überlegungen sollen u. a. ökonomi-

sche und regionalpolitische Konsequenzen eines Wechsels in der Versorgungszu- 4 . 6 
ständigkeit ermittelt werden. Neben den technisch-betriebswirtschaftliehen 

Auswirkungen sind in dem Projekt volkswirtschaftliche, energie- und umwelt-

politische Dimensionen zu berücksichtigen. 

Vorgehen 

Bisher wurde die Ermittlung der ökonomischen Konsequenzen auf der Basis von 

Daten eines hessischen Regionalversorgungsunternehmens vorgenommen. Es wurde 

angenommen, daß fünf beispielhaft ausgewählte Städte einen Wechsel der Versor

gungszuständigkeit herbeiführen und entweder a) ihr Gemeindegebiet selbst 
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versorgen wollen (Wechsel in A-Versorgung) oder b) ein anderes benachbartes 

Regionalunternehmen mit der Versorgung beauftragen (Wechsel in Fremdversor

gung). Eine weitere Annahme war, daß entweder alle 5 Städte gleichzeitig die 

Versorgung selbst übernehmen, oder diese von einem einzigen anderen Regional

unternehmen ebenfalls gleichzeitig durchgeführt wird. 

Bisher wurde durch Rechnungen bei dem betreffenden Regionalunternehmen 

abgeschätzt 

welche Entflechtungsmaßnahmen durch eine Übernahr;1e der Elektrizitätsversor

gung ab der Mittelspannungsebene (20 kV) a) durch die einzelnen Städte 

(Versorgung nach A-Vertrag) oder b) durch ein anderes benachbartes Regional

unternehmen hervorgerufen werden, 

welche Kosten dem abgebenden Regionalunternehmen auf der Basis des 

ermittelten Entflechtungskonzepts und Mengengerüsts unter Zugrundelegung des 

Sachzeitwertes entstehen (Hochrechnung aus den in der Anlagebuchhaltung 

erlaßten Anschaffungswerten anhand von Faktoren). 

Daneben wurden in einer qualitativen Betrachtung (auf der Basis von Experten

gesprächen und Literaturanalysen) Positionen und Argumente zu weiteren wichtigen 

Dimensionen einer kommunalen Netzübernahme (umwelt- und regionalpolitische 

Folgen, Wettbewerbsaspekte etc.) aufbereitet und publiziert. 

Weiteres Vorgehen 

Nach Ermittlung der Entflechtungsmaßnahmen, des Netzwertes und der Kosten

veränderungen soll durch weitere Rechnungen bei dem betreffenden Regionalunter

nehmen abgeschätzt werden 

wie sich durch den Gebietsübergang die Ertragslage für das abgebende 

Unternehmen verändert (bilanzielle Gewinn- und Verlustrechnung) 

welche Auswirkungen sich auf die Kosten- und Erlöslage ergeben, und welche 

möglichen Folgen daraus hinsichtlich der Preisentwicklung für die Kunden der 

verbleibenden Gebiete resultieren. 
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Ergänzend zu den Modellrechnungen werden weitere inhaltliche, methodische und 

energiepolitische Fragen bearbeitet: 

Auswirkungen für den aufnehmenden Bereich (kommunale EVU und deren 

Kunden) infolge der Netzkosten, Entflechtungs- und Einbindungsinvestitionen 

Energie- und umweltpolitische Konsequenzen (Erhöhung der Energie- und 

Umwelteffizienz ... ?) 

Regionalpolitische Folgen (Erhaltung geschlossener Versorgungsgebiete, 

Verschlechterung der ländlichen Infrastruktur und Standortverhältnisse ... ?) 

Methodische Probleme der Erfassung und Bewertung mittels Modellr8chnungen 

(Probleme der Zusammenfassung von Gebietsübergängen auf einen Stichtag, 

Anlagenbewertung, Ermittlung kalkulatorischer Zinsen und Abschreibungen, 

Isolationsproblem etc.) 

Energiepolitische Alternativen zur Netzübernahme (knappe Übersicht): Gesichts

punkte beim Abschluß neuer Konzessionsverträge (z. B. Musterkonzessions

vertrag Bayern), Beteiligungsmodelle. 

Bisherige Veröffentlichungen: 

Auswirkungen der Übernahme von Elektrizitätsversorgungsgebieten durch 
Gemeinden, in: Gesamthochschule Kassel (Hrsg.), Handlungsmöglichkeiten in der 
örtlichen Energiepolitik, Kassel 1989 
Rekommunalisierung der Stromversorgung - Ökonomische, umwelt- und 
regionalpolitische Auswirkungen des Wechsels in der Versorgungszuständigkeit, 
in: Zeitschrift für Energiewirtschaft, Januar 1990 .. 
Probleme und Konsequenzen einer kommunalen Ubernahme von Elektrizitätsver-
sorgungsgebieten, erscheint in: WSI-Mitteilungen, H. 1, 1990 4. 6 

Wissenschaftliche Bearbeitung: Helmut Schmidt 
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C. 27 MODELL FÜR DIE UNTERSUCHUNG VERSCHIEDENER EINFLUSS

GRÖSSEN AUF DEN ENERGIEVERBRAUCH 

Kurztitel: Einflußgrößen Energieverbrauch 

Ausgangslage 

Die zukünftige Energieversorgung erfordert eine langfristig vorausschauende 

Betrachtung. Zunehmend gewinnt auch die Frage nach Höhe und Struktur des 

zukünftigen Energieverbrauchs im Hinblick auf mögliche Klimaveränderungen 

politisch an Bedeutung. Die Enquete-Kommission "Vorsorge zum Schutz der 

Erdatmosphäre" hat 1989 ein umfangreiches Studienprogramm in Auftrag gegeben 

mit dem Ziel, den Einfluß energiepolitischer Maßnahmen auf die Höhe des 

Verbrauchs abschätzen zu können. Dabei hat sich bereits gezeigt, daß die globale 

Betrachtung durch differenzierte regionale Studien ergänzt werden muß. Jede 

einzelne globale oder regionale Studie erfordert jedoch einen hohen Arbeitsauf

wand, der bei einer Überarbeitung aufgrund von Abweichungen der Einflußgrößen 

von den ursprünglichen Annahmen wiederholt werden muß. 

Dieser Aufwand vervielfacht sich, wenn die Einflüsse verschiedener Parameter in 

die Untersuchung einbezogen werden sollen. 

Zielsetzung 

Die Arbeit der Berechnung des zukünftigen Energieverbrauchs aus vorgegebenen 

Daten soll systematisiert und automatisiert werden. 

Es sollen daher Methode und Hilfsmittel entwickelt werden, die es erlauben, unter 

Vorgabe der Einflußgrößen die Entwicklung des Energieverbrauchs nach Höhe und 

Struktur zu berechnen. 

Insbesondere kann die Wirkung einzelner Parameter auf den Energieverbrauch 

untersucht werden. 
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Vorgehen 

Zunächst werden die Größen, die für die Entwicklung des Energieve.rbrauchs eine 

Rolle spielen, identifiziert. Hierzu gehören insbesondere 

Rahmendaten: Einwohner, Haushalte, Haushaltsgrößen, Wohnungen und/oder 

wirtschaftliches Wachstum im Zeitverlauf, 

Entwicklung der Nachfrage nach Energiedienstleistungen nach Umfang und 

Struktur, 

spezifischer Energiebedarf (nach Energieträgern) der betrachteten technischen 

Systeme heute und in der zukünftigen Entwicklung am Markt und 

Erneuerungszeiträume der betreffenden Systeme. 

Entweder werden - exemplarisch für die Bundesrepublik und für Hessen - soweit 

möglich, von den statistischen Ämtern oder durch andere Stellen erhobene Daten 

verwendet oder aber diese werden geschätzt. 

Es wird ein Rechnerprogramm entwickelt, das die Struktur des Einflusses dieser 

Größen simuliert. 

Die Eingabedaten werden dabei nicht fest im Programm verankert, sondern können 

für jede Simulation verändert werden. Insbesondere können auf diese Weise 

beliebige Untersuchungsbereiche definiert werden, etwa räumliche Bereiche 4 . 6 
(Regionen), zeitliche (Untersuchungszeiträume), Sektoren (z. B. "Industrie" oder 

"Haushalte") oder Anwendungen (z. B. "Raumheizung"), und die Parameter können 

neueren Erkenntnissen angepaßt werden. 

Ausgabegröße ist der Energieverbrauch nach Energieträgern in seiner zeitlichen 

Entwicklung bis zum vom Nutzer vorgegebenen Endzeitpunkt 

Im Anschluß an die Struktur der Endenergienachfrage kann die Versorgungsseite in 

das Programm einbezogen werden. An dieser Stelle wäre auch denkbar, das 

Programm GEMIS einzukoppeln, das die Ausgabe von Primärenergieverbrauch und 

Emissionen erlaubt. 

Wissenschaftliche Bearbeitung: Witta Ebel 
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C. 28 VERGLEICHENDE UNTERSUCHUNG DER C02-EMISSIONEN ZWISCHEN 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND UND DÄNEMARK INSBESONDERE 

IM RAUMWÄRMEBEREICH 

Kurztitel: C02-Emissionsvergleich 

Ausgangslage 

Die Weltklimakonferenz in Toronto 1988 hält weltweit die Reduktion von C02-

Emissionen um 20 % bis zum Jahre 2005 und durchschnittlich mindestens 50 % bis 

zum Jahre 2050 für notwendig, um die Folgen des Treibhauseffektes einigermaßen 

hinreichend zu begrenzen. Wegen der großen Unterschiede im Energieeinsatz sowie 

der zu erwartenden Entwicklungen der Bevölkerungszahlen und der Wirtschaft in 

den Entwicklungsländern müssen die Reduktionsraten in den Industrieländern 

wesentlich höher liegen. Dänemark hat in den letzten zwanzig Jahren insbesondere 

im Bereich der Raumwärmeversorgung strukturelle Änderungen umgesetzt, die zu 

wesentlich niedrigeren C02-Emissionen geführt haben. 

Zielsetzung 

Auf der Basis einer Vergleichsstudie sollen im Auftrage des Landes Schleswig

Holstein die technischen und strukturellen Unterschiede im Raumwärmebereich 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Dänemark herauskristallisiert 

werden, um Ansatzpunkte für eine energiepolitisch wirksame Einsparstrategie zu 

entwickeln, die eine Reduktion der C02-Emissionen im erforderlichen Umfang 

ermöglicht. 
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Vorgehen 

Gemeinsam mit dem· Technologischen Institut TaastrupjDänemark werden die 

wichtigsten Grunddaten insbesondere für den Raumwärmebereich zusammengestellt, 

die eine vergleichende Bewertung der Effizienz der Energienutzung und der Ener

gieversorgung sowie der resultierenden spezifischen C02-Emissionen für die 

Energiedienstleistungen Raumwärme und Warmwasser ermöglichen. 

Wissenschaftliche Bearbeitung:Jobst Klien, Michael Rentz 

4.6 
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C. 29 (ÖFFENTLICH)-RECHTLICHE UND ADMINISTRATIVE HINDERNISSE BEl 

DER IMPLEMENTIERUNG RATIONELLER ENERGIEVERSORGUNG UND 

ENERGIENUTZUNG-ANHAND AUSGEWÄHLTER BEISPIELE 

Kurztitel: Hindernisse rationeller Energieversorgung 

Ausgangslage 

Rationelle Energienutzung und -versorgung bleiben gegenwärtig noch um e1n1ges 

hinter dem zurück, was nach dem Stand der Technik und ökonomisch sinnvoll 

durchführbar wäre. Hemmende Rahmenbedingungen, welche die Ausschöpfung der 

technischen und ökonomisch effizienten Sparpotentiale erschweren, lassen sich in 

vielen Bereichen !rotz politisch günstiger Rahmenbedingungen feststellen. 

So zeigt sich, daß bei der Altbaumodernisierung und -Sanierung von Wehrgebäuden 

zwischen den Energiesparpotentialen, den danach bestehenden Reduktionsmöglich

keiten und dem tatsächlichen Raumwärmeverbrauch ein erheblicher Abstand besteht 

und in vielen Fällen Energiesparinvestitionen nicht oder nur unzureichend getätigt 

werden, auch wenn sie schon beim heute gegebenen Energiepreisniveau wirtschaft

lich sind und bei künftigen Energiepreissteigerungen noch erheblich wirtschaft· 

licher würden. 

Die einschlägigen Hindernisse liegen auch in Rechtsvorschriften (Mietrecht, 

Bauordnungsrecht, Raumordnungsrecht, Denkmalschutzrecht, Wärmeschutzverord· 

nung, Wasserrecht, Steuerrecht), welche unterschiedliche Schwerpunkte setzen. Es 

kann zu Zielkonflikten kommen, bzw. das geltende Recht kann hinter dem · für 

die Energieeinsparung · wünschenswertem zurückbleiben (dies gilt z. B. für die 

Wärmeschutzverordnung). 

Konflikten mit dem Bauordnungsrecht und dem Denkmalschutzgesetz, treten bei 

der Genehmigung von Sonnenkollektoren auf Dächern auf. Unsicherheit besteht, 

inwieweit von Befreiungsmöglichkeiten Gebrauch gemacht werden soll; insbesondere 

fürchten die Kommunen Rechtsstreitigkeiten. Kollisionen mit dem Nachbarrecht 

und Abstandsbestimmungen treten auch bei der Durchführung von wärmedämmen

den Maßnahmen auf. 
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Aus dem Bereich der regenerativen Energien zeigt das Beispiel "Förderung von 

Windenergieanlagen in Hessen", daß !rotz öffentlicher Förderung die Förderung 

nicht in der gewünschten Weise und im gewünschten Umfang in Anspruch genom

men wird. Auch hier dürften die Hemmnisse im Prinzip ähnlich gelagert sein: Es 

ist zu vermuten, daß Rechtsvorschriften aus verschiedenen fachgesetzlichen 

Bereichen (Bauplanungs- und Bauordnungsrecht, Nachbarrecht, Emissionsschutz

recht, Naturschutzrecht, Denkmalschutzgesetz, Energierecht usw.) bestimmte 

Anforderungen stellen, welche bei der Errichtung der Windenergieanlagen nicht 

erfüllt werden. Was die Wasserkraftnutzung betrifft, so liegen entsprechende 

Studien zwar .vor, die rechtlichen Konsequenzen sind jedoch noch herauszukristal

lisieren. 

Zielsetzung 

Bei der Bearbeitung von Projekten im Arbeitsschwerpunkt Energienutzung sollen 

derartige - insbesondere öffentlich-rechtliche und administrative - Hemmnisse 

aufgezeigt werden, insbesondere unter ökologischen Gesichtspunkten. Soweit 

möglich, sollen Handlungsempfehlungen und gegebenenfalls Änderungsvorschläge für 

einschlägige Bestimmungen bzw. Vorschläge zur verbesserten Anwendung be

stehender Vorschriften erfolgen. 

Vorgehen 

Die o. g. Hindernisse können aus Kapazitätsgründen nur selektiv bearbeitet 

werden; im Mittelpunkt soll die Bearbeitung der rechtlichen und administrativen 

Hemmnisse stehen, die bei der Durchführung konkreter Projekte des Arbeits

schwerpunktes Energie auftreten. Zusätzliche Erkenntnisse können im Einzelfall 

aus Gesprächen mit den jeweils zuständigen Verwaltungsmitarbeiter /innen sowie 

externen Fachleuten gewonnen werden. ln Frage kommen ggf. die Begleitung und 

Auswertung exemplarischer (Verwaltungs)verfahren. 

Wissenschaftliche Bearbeitung: Iris Behr in Zusammenarbeit mit den Wissen

schaftler(innen) des Energiebereichs 

4.6 
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C. 30 ÖKOLOGISCHE ORIENTIERUNG DER ENERGIEBESTEUERUNG 

Kurztitel: Energiesteuer 

Ausgangslage 

ln der Studie für die Enquete-Kommission "Vorsorge zum Schutz der Erdat

mosphäre" plädiert das IWU für die Einführung einer Primärenergiesteuer. 

Gegenwärtig entwickelt sich in der BAD ein Boom für Vorschläge zum Thema 

Energiesteuern und Öko-Abgaben, wie z. B. Besteuerung von Primärenergieträgern, 

Endenergiesteuern, Schadstoffabgaben etc. Diese Vorschläge sind z. T. gekoppelt 

mit unterschiedlichen Rückgabesystemen (z. B. bei Lohn- und Einkommensteuern, 

indirekten Steuern), mit unterschiedlichen Verwendungsarten (z. B. Finanzierung 

von Fördermitteln, Energieabgabe als Beitrag zur Rentenfinanzierung) und mit 

ordnungsrechtlichen Regelungen (z. B. Ergänzung zur Strompreisgestaltung, 

lmmissionsnormen). Unterschiedliche wissenschaftliche und politische Konzeptionen 

und Zielvorstellungen, wie Internalisierung von Umweltkosten, Lenkungsabsichten, 

fiskalische Motivation, Senkung von Kosten der Arbeit etc., bilden die Grundlage 

für die jeweiligen Vorschläge. Viele der in die politische und wissenschaftliche 

Arena eingebrachten Entwürfe sind nicht weitgehend genug konkretisiert hin

sichtlich Bemessungsgrundlagen, Regulationstiefe, Transaktionskosten, Dynamisie

rung, Verstetigung einer Steuer etc. Viele Argume:1te sind nur angerissen, nicht 

durchgeführt bzw. einseitig ausgelegt, empirische Kenntnisse zu wichtigen 

Problempunkten sind nicht aufgearbeitet, und die Umsetzungsebenen sind oft aus 

der Beurteilung ausgeschlossen. 

Zielsetzunq 

ln dem Projekt sollen Bedingungen und Möglichkeiten einer ökologisch orientierten 

Energiebesteuerung, insbesondere der Einführung einer Primärenergiesteuer, näher 

untersucht, mit bestehenden Alternativen verglichen und in ihren ökonomischen, 

energie- und umweltpolitischen Auswirkungen abgeschätzt werden. Daraus sollen 

Schlußfolgerungen für die konkrete Gestaltung energiepolitischer Instrumente 

abgeleitet und zur Umsetzung begründeter Maßnahmen in politischen Entschei

dungsprozessen beigetragen werden. 
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Vorgehen 

Folgende Arbeitsschritte sind vorgesehen: 

1. Kurze Darstellung der unterschiedlichen Energieabgabevarianten und ihrer 

Begründung 

2. Überlegungen zur Gestaltung einer Primärenergiesteuer und Abwägunq von 

Alternativen 

Ziele 

Erhebung: Bemessungsgrundlage und Steuersatze(Höhe u. Struktur) 

Theoretische Überlegungen zur Ermittlung der Tarifhöhe 

3. · Analyse der Steuerwirkungen: 

Theoretische Grundlagen 

Energiewirtschaftliche Auswirkungen (Einspareffekte aufgrund von Daten 

über vorhandene Preiselastizitäten etc.) 

Volkswirtschaftliche Auswirkungen, insbesondere auf den Haushaltssektor 

4. Analyse von Kompensationssystemen, Verwendungsarten und Kombinationsmög· 

liehkeilen mit ordnungsrechtlichen Regelungen 

Kompensation mit Teilen der Mehrwertsteuer, Senkung direkter Steuern etc. 

Aufkommensverwendung (Primärenergiesteuer als Finanzierungsinstrument für 4 . 6 
energiepolitische Förderungsmaßnahmen .. ) 

Steuern und Standards 

Einfügung des Konzepts in die Steuerstruktur von Bund, Ländern und 

Gemeinden, EG · Harmonisierung 

5. Analyse von Erfahrungen mit Energiesteuern und Beurteilung der Übertrag

barkeit (z. B. Energiebesteuerung in Dänemark, Erfahrungen mit der Abwas

serabgabe etc.), Vergleich mit Alternativen aus der politischen und wis· 

senschaftliehen Diskussion 

6. Folgerungen aus den Wirkungsanalysen für die konkrete Gestaltung einer 

ökologisch orientierten Energiebesteuerung in der BRD 

Wissenschaftliche Bearbeitung: Helmut Schmidt 



- 418 -

C. 31 WISSENSCHAFTLICHE UNTERSTÜTZUNG DER ENERGIEBERATUNG 

Kurztitel: Energieberatung 

Ausgangslage 

Die Hassische Landesregierung mißt der sparsamen und umweltfreundlichen 

Energieverwendung besondere Bedeutung zu. Ein wichtiges Instrument bei der 

Umsetzung dieser energiepolitischen Ziele ist die Energieberatung. Für sie wurde 

vom Hassischen Ministerium für Wirtschaft und Technik eine Förderkonzeption als 

Grundlage für eine produktneutrale und anbieterunabhängige Beratungstätigkeit 

entwickelt. 

Zielsetzunq 

Die Energieberatung soll in ihrem Aufbau gefördert und in ihrer Arbeit unter

stützt, die Beratungseinrichtungen sollen zum Informations· und Materialaustausch 

angeregt und mit Beratungsinstrumenten versorgt werden. 

Vorgehen 

Das IWU leistet diese Aufgabe in folgenden Teilprojekten: 

1. Weiterführung des Arbeitskreises Energieberatung 

Dieser Arbeitskreis wurde 1986 vom Institut Wohnen und Umwelt gegründet. Bisher 

fanden 14 Sitzungen zu Fachthemen des rationellen Energieeinsatzes statt. 

Teilnehmer am Arbeitskreis sind in der Praxis tätige Energieberater (freie Berater, 

Handwerk, Energiebeauftragte und Berater in Beratungsstellen), Vertreter 

kommunaler Verwaltungen sowie des HMWT und des IWU. Nach Bedarf werden 

kompetente Fachreferenten eingeladen. 
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Die Aufgaben des Arbeitskreises sind im einzelnen: 

a) der Informationsaustausch zwischen den Beratern, 

b) die Weiterbildung der Berater und 

c) die Bereitstellung und der Austausch von Instrumenten für die Energieberatung 

(vgl. auch 2.). 

Der Arbeitskreis wird durch das IWU betreut. Das IWU organisiert und plant die 

Sitzungen des Arbeitskreises, die etwa viermal pro Jahr stattfinden. 

2. Wissenschaftliche Betreuung der "Energiespar-lnformationen" 

Das IWU betreut die Erstellung der "Energiespar-lnformationen", herausgegeben 

vom HMWT. Es handelt sich um eine Serie von Informationsblättern zu Themen 

aus der Energieeinsparung insbesondere im Bereich des baulichen Wärmeschutzes 

und der Haustechnik. Die wissenschaftliche Betreuung und Gestaltung ist, in 

Absprache mit dem HMWT, Aufgabe des IWU, die Auswahl der Themen wird mit 

dem HMWT abgestimmt. 

3. Erstellung des "Handbuchs Energieberatung" 

Das IWU erstellt das Handbuch Energieberatung als Nachschlagewerk zum Einsatz 

in der Beratungspraxis. Neben praktischen Hinweisen zur Durchführung einer 

Beratung werden Hinweise zum Aufbau von Beratungsstellen und zur Einbindung 

der Energieberatung in vorhandene Strukturen gegeben. Wichtige Beratungshilfs- 4. 6 
mittel, Adressen und Ansprechpartner werden genannt. 

4. Bereitstellung von weiteren Hilfsmitteln für die Energieberatung 

Das IWU bereitet u. a. Ausstellungen und BTX-Programme über Energiespar

maßnahmen vor. 

Wissenschaftliche Bearbeitung: Witta Ebel, Werner Eicke, Wolfgang Feist, 

Jobs! Klien, Michael Rentz, Helrnut Schmidt 
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C. 32 WISSENSCHAFTLICHE BEGLEITUNG VON NIEDRIGENERGIESIEDLUNGEN 

MIT ZENTRALER WÄRMEVERSORGUNG IN HESSEN 

Kurztitel: Niedrigenergiesiedlungen 

Ausgangslage 

Das Land Hessen förderte bisher den Bau von Niedrigenergiehäusern in Form von 

Pilot- und Demonstrationsvorhaben. Eine weitere wirtschaftlich vertretbare 

Senkung des für Beheizung und Warmwasser aufzubringenden Primärenergieeinsat

zes um 30 % b1s über 50 % ist über den Einsatz rationeller Versorgungstechniken 

(Kraft-Wärme-Kopplung, Wärmepumpen) sowie die Einbindung regenerativer 

Energiequellen möglich. Diese Techniken sind im Wohnungsbau in der Regel nicht 

mehr bei Einzelgebäuden, sondern nur in größeren Siedlungsvorhaben einsetzbar. 

Zielsetzung 

Angesichts des gestiegenen Neubaubedarfs und der vorauszusehenden zunehmenden 

Ausweisung von Neubaugebieten soll auf der Grundlage der Ergebnisse des 

Projekts "Fernwärme" beispielhaft die Kombinierbarkeit energiesparender Bauweisen 

und rationeller Versorgungstechnik in Neubaugebieten gezeigt werden. 

Vorgehen 

Das IWU begleitet Planung, Bau und Betrieb der entsprechenden Modellvorhaben 

in Hessen. Mindestens ein Modellvorhaben wird meßtechnisch über zwei Heiz

perioden betreut Die Messungen erfolgen analog zum "Demonstrationsprogramm 30 

Niedrigenergiehäuser in Hessen" und umfassen zusätzlich eine energetische 

Bilanzierung des Wärmeverteilungsnetzes und der zentralen Wärmeversorgungsan

lage. 

Die Erfassung der Meßdaten der gesamten Siedlung ermöglicht weiterhin eine 

Untersuchung des Verbraucherverhaltens und seiner Einflußgrößen unter gleichen 
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baulichen Voraussetzungen sowie die Entwicklung entsprechender Interpretations

und Beratungshinweise, die beispielsweise mit der Heizkostenabrechnung dem 

Verbraucher mitgeteilt werden können. 

Wissenschaftliche Bearbeitung: Jobst Klien 

4.6 
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C. 33 WISSENSCHAFTLICHE BEGLEITUNG 'DEMONSTRATIONSPROGRAMM 30 

NIEDRIGENERGIEHÄUSER IN HESSEN' 

Kurzlitel: 30 Niedrigenergiehäuser 

Ausgangslage 

Das Land Hessen (HMdl) fördert den Bau von 30 Niedrigenergiehäusern mit einem 

festem Kostenzuschuß von 10.000 DM pro Objekt. Ziel ist die Schaffung von 

Demonstrationsbauten in allen Landesteilen, von denen eine positive Wirkung auf 

die qualitative Baunachfrage und die Bauausführung ausgeht. Das Programm ist in 

1989 mit der Förderung von 14 Objekten erfolgreich angelaufen. Durch das 

Institut Wohnen und Umwelt wird im Auftrag des HMWT eine wissenschaftliche 

Begleitung dieses Förderprogamms in den Jahren 1989-1992 durchgeführt. 

Zielsetzung 

Durch die Begleitforschung wird der Heizenergieverbrauch über zwei Heizperioden 

gemessen, der Bauablauf und die vielfältigen wärmetechnischen Konstruktionen der 

30 Gebäude und ihre Mehrkosten dokumentiert. Der Schlußbericht umfaßt die 

spezifischen Energiekennzahlen der Gebäude, ihre Nutzungsbedingungen und die 

wesentlichen baulichen und technischen Charakteristika. 

Vorgehen 

Das IWU begleitet den Bau der 30 Niedrigenergiehäuser in enger Kooperation mit 

Bauherren und Architekten. Für die Beschaffung von Meßdatenerfassungsanlagen, 

Maßdatenanalyse und die Durchführung von Drucktests wird mit externen 

Kooperationspartnern zusammengearbeitet. Zum Arbeitsablauf gehören: 

o Angebot einer Energieberatung für die Bauherren 

o Installation von Datenerfassungsanlagen 

o Erstellung einer Baudokumentation 
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o Fotodokumentation der Bauabläufe 

o Durchführung von Drucktests 

o Messung der Heizenergie- und Warmwasserverbräuche 

o Auswertung und Abschlußbericht. 

Wissenschaftliche Bearbeitung: Werner Eicke 

4.6 
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C. 34 AUSWERTUNG DES MESSPROGRAMMS NIEDRIGENERGIEHAUS 

SCHRECKSBACH 

Kurztitel: Maßauswertung NEH 

Ausgangslage 

Das Land Hessen hat den Bau des Niedrigenergiehauses Schrecksbach (Bauträger: 

Alsfelder Gesamtbau AGB) mit 50 % der baulichen und heizungstechnischen 

Mehrkosten als Demonstrations- und Pilotprojekt geförde1t. Die Messungen von 

über 100 Kenngrößen des Außen- und Innenklimas sowie der Wärmebilanz werden 

als Forschungsauftrag des Landes Hessen vom Physikalischen Institut der 

Universität Tübingen, die Auswertung des Meßprogramms wird vom Institut 

Wohnen und Umwelt durchgeführt. 

Das Gebäude erreicht eine Heizwärmeeinsparung von über 50 % gegenüber 

konventionellen Neubauten. Dies ist möglich durch die Übertragung schwedischer 

Erkenntnisse in der Wärmeschutz- und Wärmerückgewinnungstechnik auf deutsche 

Verhältnisse. Dabei ist vor allem wichtig, daß die Einsparungen auf der Grundlage 

von in Deutschland verfügbaren Materialien und Konstruktionen beruhen. 

Zielsetzung 

Die Messungen haben zahlreiche Erkenntnisse über den Einfluß konstruktiver und 

entwurfsbedingter Details auf Innenklima und Raumwärmebedarf erbracht. Die 

Auswertung dieser Messungen wird zu einer Reihe von Schlußfolgerungen und 

Empfehlungen zum baulichen Energiesparen führen, die sich an die Politik und die 

Bauausführenden richten. Eine Kooperation mit den Weiterbildungsangeboten der 

hessischen Hochschulen (Gesamthochschule Kassel) ist gewährleistet. 
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Vorgehen 

Laut Vertrag liefert die Universität Tübingen die Maßprotokolle dem Institut 

Wohnen und Umwelt auf Datenträger zur computergestützten Auswertung. Das 

Institut Wohnen und Umwelt wird auf Basis der Messungen: 

* tägliche Energiebilanzen erstellen, 

* die Gasamt-Energiebilanz über zwei Heizperioden ermitteln, 

* die thermischen Behaglichkeilskriterien überprüfen, 

* die Ergebnisse mit den Projektierungszielen vergleichen, 

* die Simulationsrechnungen vornehmen und diese mit den Ergebnisse der 

Messungen vergleichen, 

* Einzelauswertungen von Bauteilbilanzen vornehmen und damit Koeffizienten für 

die Einflußparameter gewinnen, 

* Konsequenzen für die weitere Entwicklung der Niedrigenergiehaus-Technik 

ermitteln und 

* die Kosten der verschiedenen Maßnahmen aufzeigen. 

Wissenschaftliche Bearbeitung: Wolfgang Feist 

4.6 
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C. 35 BAUVORBEREITENDES UND BAUBEGLEITENDES FORSCHUNGSPRO

GRAMM PASSIVE HÄUSER 

Kurztitel: Passive Häuser 

Ausgangslage 

Auf der Basis der guten Erfahrungen mit dem Bau von Niedrigenergiehäusern wird 

von führenden Wissenschaftlern heute auch der Bau von Passiven Häusern (von 

einigen Autoren auch "Häuser ohne Heizenergiebedarf" oder, nicht ganz exakt, 

"Nullenergiehäuser" bezeichnet) für möglich gehalten. Der Bau solcher Häuser setzt 

extreme Maßnahmen zur Energieeinsparung und den Einsatz modernster Techniken 

der Lüftungswärmerückgewinnung, Solarenergienutzung und regeltechnischen 

Optimierung voraus. 

Insgesamt 16 Wohneinheiten in "Passiven Häusern" werden in Kooperation zwischen 

dem schwedischen Bauforschungsrat (BFR) und dem Hessischen Ministerium für 

Wirtschaft und Technik in Südhessen realisiert. Dem Bau geht eine systemelfische 

Optimierung der Einzelkomponenten und eine Gesamtoptimierung der Gebäude 

voraus. Die Häuser werden 1990/91 errichtet und spätestens 1991 bezogen. Bei 

einer Wohneinheit wird für Meßzwecke über den Verlauf von zwei Jahren die 

Wohnnutzung unter Ausschluß tatsächlicher Nutzer simuliert. 

Die wesentlichen Komponenten dieser Häuser sind: 

extrem gute Wärmedämmung 

weiterentwickelte Wärmeschutzverglasung und temporärer Sonnen- und 

Wärmeschutz 

hocheffiziente Lüftungswärmerückgewinnung mit bedarfsgeregelter Luftwechsel

rate 
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Zielsetzung 

Die Ziele des Forschungsvorhabens sind: 

* Gebäude mit sehr geringem Wärmeverlust zu planen, 

* die baulichen und haustechnischen Komponenten zu optimieren, 

* die Errichtung von 16 Wohneinheiten als "Passive Häuser" wissenschaftlich zu 

begleiten, 

* das thermische Verhalten von solchen Gebäuden zu simulieren. 

Vorgehen 

Mit dem Förderbescheid vom 21.07.1989 des HMWT konnte das "Bauvorbereitende 

Forschungsprogramm Passive Häuser" anlaufen. 

Dieses Forschungsprogramm wird unter Leitung des IWU und durch Vergabe von 
Werkverträgen durchgeführt. Es dient der wissenschaftlich-technischen Vor

bereitung des Hochbauprojektes. 

Die Aufgaben der Gebäudesimulation, Optimierung des Gesamtkonzeptes, Organisa

tion und Koordination liegen beim Institut Wohnen und Umwelt. 

Detaillierte Ausführungen zu diesem bereits laufenden Forschungsabschnitt sind im 

Förderantrag des IWU an das HMWT enthalten. 

Angestrebt wird, mit dem Bau von 4 Häusern in Darmstadt bereits 1990, mit 12 

Häusern in Geisenheim im Frühjahr 1991 zu beginnen. Im Juli 1991 sollen die 

Häuser bezugsfertig sein. 

Wissenschaftliche Bearbeitung: Wolfgang Feist, Witta Ebel 

4.6 
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C. 36 WÄRMETECHNISCHE MODELLSANIERUNG HESSISCHER WOHNGEBÄUDE 

UND STUDIE ZUM ZUKÜNFTIGEN HEIZENERGiEVERBRAUCH IN HESSEN 

Kurztitel: Wärmetechnische Modellsanierung 

Ausgangslage 

Niedrigenergie- und Passive Häuser sind für den Neubaubereich zukunftsweisende 

Bauweisen mit hohem Wärmeschutzstandard. 

Auch im Gebäudebestand lassen sich durch technisch sinnvolle und langfristig 

wirtschaftliche wärmetechnische Sanierungsmaßnahmen Heizenergieeinsparunger. von 

50 % und mehr erreichen. Dies ist ein Ergebnis der vom IWU für die Enquete

Kommission "Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" des Deutschen Bundestages 

vorgelegten Studie "Aitbaumodernisierung und -Sanierung". Grundlage für die 

Studie war die Erstellung einer Gebäudetypologie für den Wohngebäudebestand der 

Bundesrepublik Deutschland und die detailgenaue Analyse der Einsparpotentiale 

typischer Vertreter der einzelnen Gebäudeklassen. 

ln dieser Studie wurden als wichtige Ergebnisse u. a. festgehalten: 

o Im Hinblick auf die Umsetzung ist die Gebäudetypologie zu grob und muß durch 

regionsspezifische Gebäudetypologien mit dementsprechenden Maßnahmen

vorschlägen und Analysen der Einsparpotentiale ergänzt werden. 

o Durch Modellsanierungen muß gezeigt werden, daß mit Hilfe der vorge

schlagenen Maßnahmen die gewünschten Erfolge in der Energieeinsparung 

tatsächlich eintreten. 
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Zielsetzunq 

ln Verbindung mit dem Hessischen Ministerium für Wirtschaft und Technik soll ein 

Förderprogramm entwickelt werden, um wärmetechnische Modellsanierungen mit 

optimalen Standards an typischen Objekten des Wohngebäudebestands Hessens zu 

fördern. Den heute im Sanierungsfall üblichen suboptimalen Dämmstandards sollen 

optimale Ausführungen (Mustergebäude in allen Landesteilen) entgegengestellt 

werden. Das Institut wird an der Entwicklung und Umsetzung des Programms 

maßgeblich beteiligt sein. Es wird direkte Beratungsfunktionen in der Umsetzung 

übernehmen und die Modellsanierungen dokumentieren. Durch Dokumentation des 

Bauablaufes und der Konstruktionen, des Bewohnerurteils und der eintretenden 

Heizenergieverbräuche wird ein Beitrag zur Förderung der Heizenergieeinsparung 

im Gebäudebestand geleistet. Die Schlußdokumentation dient der Verbesserung der 

Bauausführung sowie der Weiterentwicklung der Dämmsysteme und kann in der 

Weiterbildung der beteiligten Handwerkszweige sowie in der Energieberatung 

eingesetzt werden. 

Vorgehen 

Voraussetzung des Projektes ist die Entwicklung eines Förderprogramms durch das 

Hessische Ministerium für Wirtschaft und Technik (ForschungsförderungjTech

nologieförderung). Das IWU wird entsprechende Programmvorschläge ausarbeiten. 

Aufbauend auf die Gebäudetypologie für den Wohngebäudebestand der Bundes

republik Deutschland wird das IWU eine regional differenzierte wärmetechnische 

Gebäudetypologie für Hessen entwickeln. Hierzu werden im wärmetechnischen 

Aufbau typische Gebäudevertreter verschiedener Baualtersklassen aus dem 

hessischen Gebäudebestand ausgewählt. Die Auswahl erfolgt in Abstimmung mit 

Energieberatungsstellen, Wohnungsbaugesellschaften und Hochbauämtern. 

Auf der Basis der Analyse der typischen Gebäudevertreter werden Heizener

gieeinsparpotentiale für die einzelnen Gebäudealtersklassen sowie mit einem 

Simulationsmodell für den gesamten hessischen Gebäudebestand berechnet. Ergebnis 

der Simulationsrechnungen wird die Ermittlung der gesamten technischen und 

4.6 
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wirtschaftlichen Einsparpotentiale (auf der Basis des heutigen Stands der Technik) 

für den Gebäudebestand Hessens und die Darstellung der zukünftigen Entwick

lungsmöglichkeiten für den Heizenergieverbrauch sein. 

Auf Basis der Gebäudetypologie werden durch das IWU 10 - 15 Modellgebäude für 

die wärmetechnische Sanierung ausgewählt. Das Institut betreut die Sanierungs

planung und Bauausführung. 

Für die Umsetzung der Sanierung der Modellgebäude ergeben sich folgende 

Aufgaben: 

o Bestandsaufnahme, Festlegung der Sanierungsmaßnahmen sowie Ausschreibungs-

verfahren in enger Kooperation mit dem Eigentümer und Architekten. 

o Durchführung von Drucktests vor und nach der Sanierung 

o Begleitung der Bauausführung durch IWU und Architekten/Eigentümer 

o Installation von Datenerfassungsanlagen 

o Erstellung einer Baudokumentation 

o Fotodokumentation der Bauabläufe 

o Messung der Heizenergieverbräuche über 2 Heizperioden 

o Bewohnerbefragung 

o Auswertung und Abschlußbericht 

Durch die Begleitforschung wird der Heizenergieverbrauch über 2 Heizperioden 

gemessen, der Bauablauf und die vielfältigen wärmetechnischen Konstruktionen für 

die 10 - 15 Gebäude und ihre Kosten dokumentiert. Der Schlußbericht umfaßt die 

spezifischen Energiekennzahlen der Gebäude, ihre Nutzungsbedingungen und die 

wesentlichen baulichen und technischen Charak1eristika, sowie bei Mietwohnungen 

die Auswirkungen der Sanierung auf Miethöhe und Heizkosten. 

Für die Maßdatenanalyse und die Durchführung von Drucktests ist die Einschaltung 

externer Kooperationspartner erforderlich. 

Wissenschaftliche Bearbeitung: Werner Eicke, Witta Ebel, Wolfgang Kröning 
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C. 37 WIRTSCHAFTLICHE SOLARENERGIENUTZUNG IN FREIBÄDERN 

Kurztitel: Solarenergie 

Ausgangslage 

Bei der Frage nach der Wirtschaftlichkeit von Anwendungen der Solarenergietech

nik ist - insbesondere unter den hiesigen klimatischen Verhältnissen - die Gleich

zeitigkeit von Energieangebot und -nachfrage ein wesentliches Kriterium. Diese 

Gleichzeitigkeit kann bei der Beheizung von Freischwimmbädern im Sommer als 

annähernd optimal bezeichnet werden. Auch die Temperaturniveaus für eine 

Wärmeübertragung zwischen Wärmeträgermedium im Sonnenkollektor und Becken

wasser sind hier für eine wirtschaftliche Anwendung der Solartechnik besonders 

geeignet. 

Trotz dieser günstigen Voraussetzungen konnte sich die Solarheizung in Freibädern 

bisher noch nicht durchsetzen. Ursachen hierfür sind u. a. die Skepsis kommunaler 

Belreiber hinsichtlich der langfristigen Wirtschaftlichkeit der Investition sowie die 

fehlende Praxis der Anlagenbauer in bezug auf Auslegung und Flächenbedarf eines 

derartigen Systems. Auch die Angaben über die zu erwartende Energieausbeute im 

Zusammenhang mit der Frage, ob eine Zusatzheizung benötigt wird, sind nicht 

immer eindeutig und nachvollziehbar. Besondere Betriebsbedingungen und örtliche 

Gegebenheiten haben ebenfalls einen Einfluß auf die Wirtschaftlichkeit der solaren 

Schwimmbadbeheizung. 

Zielsetzung 

Im Rahmen dieses Projekts sollen grundsätzliche Wirtschaftlichkeitskriterien für 

die Anwendung der Solarenergietechnik bei der Beheizung von Freibädern 

erarbeitet werden. Dazu sind Betriebserfahrungen aus bestehenden Anlagen auszu

werten und mit Hilfe eines Simulationsprogramms Optimierungsrechnungen durch

zuführen, um den Einfluß der einzelnen Parameter wie Art und Größe von Kollek

toren, Becken- und Speichervolumina zu untersuchen. Ve~gleichsmessungen an 

installierten Anlagen sollen zur Unterstützung der Ergebnisse herangezogen 

werden. 

4.6 
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Ziel des Projekts ist die Erstellung eines Leitfadens zur Unterstützung kommunaler 

Belreiber bei der Auslegung und Planung einer solaren Schwimmbadbeheizunn. 

Vorgehen 

Auf der Basis der bereits vorhandenen Literatur sollen die ökonomisch-energeti

schen Rahmenbedingungen erarbeitet und daraus Wirtschaftlichkeitskriterien 

theoretisch ermittelt werden. Anschließend sollen die Betriebserfahrungen aus be

stehenden Anlagen analysiert und mit den theoretischen Ergebnissen verglichen 

werden. Zur Feinanalyse soll mit Hilfe eines geeigneten Simulationsprogramms die 

Sensitivität der einzelnen Parameter untersucht werden. Die Ergebnisse werden in 

der Form eines Leitfadens veröffentlicht. 

Wissenschaftliche Bearbeitung: Michael Rentz 
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C. 38 KOOPERATIONSPROJEKT ENERGIEEINSPARUNG ZWISCHEN HESSEN 

UND THÜRINGEN 

Kurztitel: Kooperation Hessen - Thüringen 

Ausgangslage 

Die Effizienz des gesamten Energiesystems der Deutschen Demokratischen Republik 

ist wesentlich schlechter als die der meisten westlichen lndustrienationen. in 

Verbindung mit energetisch sehr geringwertigen Energieressourcen führt dies zu 

extrem hohen Umweltbelastungen mit allen relevanten Schadstoffen. Nach der 

politischen Öffnung plant die Hessische Landesregierung eine breite Zusammemr

beit auf vielen Gebieten insbesondere mit dem Landesteil Thüringen. 

Zielsetzung 

Die Aufgaben des IWU sollen sein, die Kooperation wissenschaftlich zu un

terstützen und als Beratungsinstitution die notwendigen Informationen insbesondere 

über die Möglichkeiten einer rationellen Energienutzung einzubringen. 

Vorgehen 

Es wird zur Zeit geprüft, ob eine Arbeitsgruppe aus thüringischen Energiekom

binaten, Unternehmen der Energiewirtschaft und der Hessischen Landesregierung 

gebildet wird. Das Institut Wohnen und Umwelt könnte für eine derartige 

Arbeitsgruppe die Geschäftsführung übernehmen, die relevanten Informationen 

aufarbeiten und der Arbeitsgruppe als Grundlage der Beratung zur Verfügung 

stellen. 

Hierbei könnte schwerpunktmäßig ein Austausch über die folgenden Problem

bereiche (z. B. in Form von Seminaren) stattfinden. 

4.6 
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1. Energieberatung 

- Inhalte, Medien, Perspektiven, Kooperation, organisatorische Strukturen-

2. Energiekonzepte 

- Zielsetzungen, Erfahrungen, fachliche Unterstützung -

3. Energiewirtschaft in der Bundesrepublik/DDR 

- Überblick, Kostenvergleiche, Eigentümerstruktur, Tarifstrukturen-

4. Stromverteilung, -erzeugung und -anwendung 

5. Heizkraftwirtschaft und kostengünstige Wärmeverteilungssysteme 

Wissenschaftliche Bearbeitung: Jobs! Klien 
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4.7 Energieeinsparung in landeseigenen Gebäuden, Jahresbe
richt 1989 d r Staatsbauverwaltun 

Energieeinsparung 
in landeseigenen Gebäuden 

Jahresbericht 1989 

4.7 

Der Hessische Minister der Finanzen 

Staatsbauverwaltung 
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E I n 1 e 1 t u n g 

Der Jahresbericht 1989 "Energieelnsparung in landeseigenen Gebäuden" dokumen
tiert die Energiesparbemühungen der Landesdienststellen Im Jahre 1988. Die 
Erfassung und Analyse obliegt der Staatlichen Hochbauverwaltung. 

Der Bericht gliedert sich in einen 

Tei 1 I Berichts- und.Textteil 

und einen 

Teil II : Verbrauchsdiagramme und Beispiele 

Im Anhang sind ein beispielhafter Energiebericht einer Landesliegenschaft sowie 
eine Checkliste zur Oberprüfung der Energiesparbemühungen am Arbeitspla:z und 
ausgewählt~ Pressemitteilungen beigelegt. 

Im Teil I werden neben einer allgemeinen Obersicht Ober die Steigerungsraten 
der Gebäudebewirtschaftungskosten die Verbräuche ausführlich analysiert; die 
entsprechenden Balkendiagramme spezifischer Verbrauchswerte von den Ressorts der 
Landesregierung, den Universitäten, den Staatsbädern und uer Staatlichen Tech
nischen Überwachung befinden sich im Teil II. 

Aufgrund einer Vielzahl dererfaßten Daten wird es möglich, das Verbrauchsver-
' halten nicht nur einer einzelnen Liegenschaft im individuellen, sondern auch 

auf Ressortebene erstmalig darzustellen. Erfreulich ist auch, daß die Univer
sitäten als größten Energieverbraucher ihren Pflichten zur Erfassung nachgekom-
men sind. 

Weiterhin wurdenaufgenommen der Kabinettbeschluß vom 11.10.1988- Maßnahmen zur 
Einsparung von Energie in landeseigenen Gebäuden -. die im Haushaltsplan ausge
wiesenen Maßnahmen zur Energieeinsparung, die Schulung der fOr den Energiever
brauch verantwortlichen Personen und die Auszeichnung vorbildlicher Anlagenbe
treuer. 

Mit der Freigabe des EDV-Programms EKGeb und der Novellierung des Anwendungs
handbuches wurde die Analyse der Verbräuche wesentlich erleichtert. 

Die Auswertung der Verbrauchsentwicklung zeigt, daß die bisherigen Bemühungen 
der Landesregierung zur Energieeinsparung weiterhin FrUchte tragen, auch schon 
auf Ressortebene. Insgesamt sollte daher an der bisherigen Vergehensweise 
festgehalten werden, wobei eine verstärkte Aufmerksamkeit der Schulung der 
Anlagenbediener gewidmet werden sollte. 
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Teil I: Berichts- und Textteil 
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Entwicklung der Verbräuche einzelner Ressorts 

Die Verbrauchsentwicklung an Wärme, Strom und Wasser der Ressorts 
ist in den spezifischen Werten - Verbrauch/Bruttogrundrißfläche 
BGF - in Balkendiagrammen dargestellt. Die Universitäten, Staats
bäder und die Staatliche Technische Überwachung sind aus ihren 
zugehörigen Ressorts herausgenommen und gesondert aufgeführt, 
wei I diese nutzungsbedingt ein nicht vergleichbares Verbrauchsv.er
halten aufweisen. 

1 • 1 Wärme 

Das Jahr 1988 verzeichnete gegenüber dem Vorjahr aufgrund der 
~ilden Witterung 13% weniger Gradtage, so daß ein sinkender 
Energieverbrauch erwartet werden konnte. Die spezifischen Verbrauchs
minderungen der Ressorts bewegen sich zwischen 

10 % - Ministerium der Justiz 

und 

22 % - Ministerium für Umwelt und Reaktorsicherheit 

Die dargestellte Verbrauchserhöhung der Ressorts Kultusministerium 
und Wissenschaft und Kunst ist darauf zurückzuführen, daß die 
gesonderte Ausweisung der Universitäten in der EDV-Erfassung 
bisher noch unvollständig war. 

Bei den Universitäten sind wegen der Mängel in den Vorjahresdaten 
Aussagen zur Verbrauchsentwicklung nur eingeschränkt möglich. So 
zeichnet sich bei der Gesamthochschule Kassel, der Technischen 
Hochschule Darmstadt, der Johann-Holfgang-Goethe-Universität Frank
furt a.M. und der Philipps-Universität Marburg eine Verbrauchsmi~
derung ab, während die Justus-Liebig-Universität Gießen eine 
Verbrauchserhöhung aufweist. 

Die Staatsbäder verzeichnen der Witterung entsprechende Verbrauchs
.1, i nderungen. 

Weitere Energieeinsparungen, über die milde Witterung als Ursache 
hinausgehend, sind zu erkennen bei den Ressorts Ministerium des 
lnnern, Ministerium für Umwelt und Reaktorsicherheit, Ministerium 
für Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz, beim Rechnungshof 
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und bei der Staatlichen Technischen Uberwachung. Diese Einspa
rungen, die zwischen 2 %und 10 % über der Witterungseinsparung 
liegen, sind zurückzuführen auf 

Energiesparmaßnahmen 

und 

besondere EinsparbemOhungen der Dienststellen. 

Bei Ressorts mit einer großen Zahl nutzungsgleicher relativ kleiner 
Dienststellen, wie beispielsweise bei den 900 Forstämtern des 
Ministeriums für Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz, zeigen 
sich diese Einsparerfolge besonders frühzeitig. 

1 .2 Strom 

In der Beurteilung der Stromverbrauchsentwicklung ergibt sich im 
Vergleich der Ressorts untereinander kein einheitliches Bild. So 
werden Ressorts mit Verbrauchssteigerungen. gleichbleibendem Ver
brauch und Verbrauchsminderungen verzeichnet. 

Spezifisehe Verbrauchssteigerungen gegenüber dem Vorjahr weisen 
auf 

Min!sterium der Finanzen: + 6 % 
Minister der Justiz: + 6 % 
Ministerium für Wirtschaft und Technik: + 8 % 
~1ini sterium für Umlielt und Reaktorsicher-
heit: + 12 % 

Sozialministerium: + 8 % 
Techn. HociJschule Darmstadt: 
Justus-Liebig-Universität Gießen: 

+ 8 % 

+ 4 % 

Gleichbleibender spezifischer Stromverbrauch ist festzustellen beim 
Hessischen Ministerium des Innern + 0 %. 

Ein spezifischer Verbrauchsrückgang ergibt sich bei: 

Ministerpräsident: 
Ministerium für Landwirtschaft, Forsten 
und Naturschutz: 
Philipps-Universität Marburg: 
Staatsbäder: 
Staat!. Techn. Überwachung: 

- 8 % 

- 4 % 

- 21 % 

- 20 % 

- 27 % 

4.7 
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Die Erhöhung des Stromverbrauchs bei den o.g. Ressorts ist auf die 
vermehrte Ausstattung ressortspezifischer Verwaltungsgebäude mit 
elektronischen Datenverarbeitungsgeräten zurückzufahren. Der seit 
1985 kontinuierliche Verbrauchsanstieg beim Sozialministerium ist 
jedoch mit den in diesem Ressortbereich zunehmenden sozialen 
Aufgaben zu erklären. 

Die Beibehaltung bzw. die Senkung des Stromverbrauchs bei den 
anderen Ressorts ist das Ergebnis gezielter Einsparungsmaßnahmen, 
von denen einige beispielhaft im Teil !! dargestellt sind. 

Aussagen zu den Ressorts Kultusministerium und Ministerium für 
Wissenschaft und Kunst sind wegen der lückenhaften Vergleichswerte 
aus den Vorjal1ren noc11 nicht möglich. 

1.3 Wasser 

2. 

Beim Wasser setzt sich die seit Jahren zu beobachtende Tendenz zu 
niedrigeren spezifischen Verbräuchen in fast allen Ressorts mit 
einer großen Zahl von Gebäuden fort. Den Einsparoemühungen der 
Landesregierung wird damit voll Rechnung getrogen. Lediglich im 
Sozialministerium zeigen sich aus den im Abschnitt Strom erwähnten 
Grund Verbrauchssteigerungen. 

Bei den Staatsbädern dürfte im überdurchschnittlich stark sinken
den Verbrauch der Rückgang der Kurgastzahlen zu erkennen sein. 

Entwicklung der Kosten 

Jie gesamten Gebäudebewirtschaftungskosten (Gruppe 517) wurden 
1988 wieder auf den Stand von 1985 angehoben, ßild 1. Diese Anhe
bung mit 4 % war etwas stärker als die Zunahme des Gebäudebestan
des mit 1 %, Bild 2. Die Ursache für den etwas steileren Anstieg 
dieser Kostengruppe muß außerhalb der Verbräuche Wärme, Strom und 
Wasser gesucht werden, da der Härme- und ·Was serverbrauch gesunken 
ist und wegen der Erfolge in der Stromeinsparung Stromkostener
höhungen nicht als Ursache herangezogen werden können. 
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Entwicklung der 
Gebäudebewirtschaftungskosten 

ab dem Jahr 1972 
( Haushaltsansätze Ciru ppe 5171 
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Bild 1~ Entwicklung der Gebäudebewirtschaftungskosten 
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Entwicklung der Steigerungsroten 
ab dem Jahr 1972. 
Friedensneubauwert, Preisinde)( Brennstoffe 
Gebäu debewirtschaftungskosten: Summe, Heizstoffe 
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2.1 Wänne 

• 

1988 sind neben der Verbrauchssenkung durch die milde Witterung 
noch Preissenkungen bei den Brennstoffen infolge des anhaltenden 
ölpreisverfalls zu verzeichnen . 

2.2 Strom 

Die Stromkosten sind nicht gestiegen. Da diese Kosten etwa 1/4 bis 
1/3 der Gebäudebewirtschaftungskosten betragen können, wurden 
diese erstmals im Haushaltsplan 1988 in der Untergruppe 517 02 
gesondert ausgewiesen. Die finanziellen Auswirkungen bei Stromver- · 
brauchssteigerungen sowie deren Regulierung durch Energiesparmaß
nahmen sind somit besser kontrollierbar. 

2.3 Wasser 

Da eine Kostengruppe Wasser noch nicht gesondert ausgewiesen ist, 
~läßt sich nur Ober die Verbrauchs- und Kostenentwicklung der 

bereits im EDV-Programm erfaßten Liegenschaften eine Aussage 
treffen. Danach sind keine Kostensteigerungen zu erkennen. 

2.4 Vergleich Gebäudebewirtschaftungskosten - Preisentwicklung Hessen 

Das Statistische Landesamt verzeichnet Indexveränderungen gegenOber 
dem Vorjahr bei den o.g. Kostengruppen für vergleichbare Fälle wie 
folgt: 

Brennstoffe 5,6 % 

Strom + 1. 9 % 

Trinkwasser + 5,8 % 

Abwasser + 4,7 % 

Durch Verbrauchs'senkungen konnte ein Aussteigen der Gebäudebewi rt
schaftungskosten, beeinflußt durch die genannten Kostengruppen, 
verhindert werden. 

Es zeigt sich daher, daß durch spezielle Maßnahmen zur Verbrauchs
minderung nicht nur in der Betrachtung einer Liegenschaft im 
einzelnen, sondern auch im Landeshaushalt insgesamt Kosteneinspa
rungen zu erzielen sind . 

• 

4.7 
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Kabinettbeschluß vom 11.10.1988 

Das Kabinett hatte am 11.10.1988 nachstehend wiedergegebene 
Maßnahmen zur Einsparung von Energie in landeseigenen Gebäuden 
beschlossen, deren Umsetzung durch einige Hinweise ergänzt wurden 
(StAnz. 49/1988, S. 2612). 

Die Ausführung im einzelnen wird im nächsten Jahresbericht erläut
tert werden. 

Haushaltsmittel für energiesparende Maßnahmen 

An Haushaltsmitteln für energiesparende Maßnahmen wurden 1988 
bereitgestellt: 

Epl. 18 Kap. 18 35: 5.750.000,- DM 
Bauunterhaltung (6 %-Regelung), Tit. 519 8.476.729,- DM 

14.226.729,- DM 

6% der bei Titel 519 veranschlagten Bauunterhaltungsmaßnahmen 
müssen für energiesparende Maßnahmen aufgewendet werden. Die 
dafür tatsächlich aufgewendeten Mittel übersteigen bei weitem die 
im Haushaltsplan ausgewiesenen Ansätze für energiesparende Maß
nahmen. Zahlreiche Sanierungsvorhaben dienen gleichzeitig auch 
der energetischen Verbesserung der bestehenden Bausubstanz. Eine 
exakte Quantifizierung und Ausweisung der dafür veranschlagten 
Mittel ist allerdings aus Gründen der Haushaltssystematik nur mit 
unvertretbar hohem Aufwand möglich. 

5~ Im Jahre 1988 eingeführte Arbeitsanleitung zur Energieeinsparung 

Die Abstimmungsgespräche der Staatsbauämter mit den Nutzern 
entsprechend den geltenden Richtlinien führen zu regelmäßigen Vor
schlägen über bauliche und betriebliche Energiesparmaßnahmen und 
erweitern kontinuierlich die Kenntnisse der Nutzer. Zudem werden 
den hausverwaltenden Dienststellen Arbeitsanleitungen und Infor
mationsschriften an die Hand gegeben, die der ''Arbeitskreis 
Maschinen- und ·Elektrotechnik staatlicher und kommunaler Verwal
tungen" ( AMEV) erste 11 t. 



- 447 -

- 9 -

An die obersten Landesbehörden 

Maßnahmen zur Einsparung von Energie fn Iandeselgenen 
Gebäuden 
Das Kabinett hat am 11. Oktober 1988 folgendes beschlossen: 
l. Entsprechend der energiepolitischen Zielsetzung des sparsa

men Umgangs mit Energie werden die Dienststellen des Landes 
aufgefordert, einem Nachlassen der Bemühungen zur Einspa
rung von Energie angesichts eines jahrelangen Gewöhnungs
prozesses und der derzeit niedrigen Brennstoffkosten mit allen 
gebotenen Möglichkeiten entgegenzuwirken und das noch vor
handene erhebliche Einsparungspotential in landeseigenen 
Einrichtungen auszuschöpfen. 

2. Es werden folgende Maßnahmen vorgesehen: 
a) Die Ressortminister weisen erneut die ihnen nachgeordne

ten Dienststellen auf die Verpflichtung zur lückenlosen und 
termingerechten Erfassung der tatsächlichen jährlichen 
Energieverbrauchswerte und -kosten gemäß Gemeinsamem 
Runderlaß vom 25. März 1987 (StAnz. S. 1456) mit Nach-
druck hin. · 

b) Der Finanzminister bietet für die in den Dienststellen des 
Landes benanp-ten Energiebeauftragten Informationssemi
nare regionaf verteilt für alle Ressorts an. Die Ressorts 
überprüfen die Benennung der Energiebeauftragten in ih
rem Geschäftsbereich und unterstützen die Teilnahme von 
eingeladenen Energiebeauftragten. 

c) Der Finanzminister wird die Fortführung der Schulung von 
Betreuern von Heizungsanlagen und raumlufttechnischen 

. ·. 

4.7 
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Anlagen sicherstellen und jedes 'Jahr sowohl Grundkurse 
als auch Aufbaukurse regional verteilt als elntägige Veran· 
&taltungen anbieten. Die Ressorts fördern die Teilnahme 
der AnJagenbetreuer an den Schulungen. 

d) Die Ressortminlster setzen sich dafüt ein, daß die aus der 
Auswertung der Energieverbrauchsdaten und der Betriebs .. 
überwachung abgeleiteten Verbesserungsvorschläge zum 
wi.rt.schafUicheren und energiesparenden Betrieb der Ge
bäude unverzügHch realisiert werden. Solern lnvestiUons .. 
mittel hierfür erforderlich werden, sind die Vorschlüge zum 
t.ri.lhest.möglichen ZeitpWlkt zu berücksichtigen. 

e) Soweit bauliche Energiespannaßnahm.en der Dauunterhal .. 
tung zuzuordnen sind, sind hierfür vorrangig minde~:tens 
die zweckgebundenen Mitlei (ztJr Zelt 6% des Ansatze• aus 
der Titelgruppe 510} in Anspruch zu nehmen. 
Die Baubedartsnachweisungen (BBN) oder Teile davon 
müssen vom zuständigen Bauamt bei der AusstellUng mit 
der Zweckbestinunung .,Energiecinspan.mgw gekennzeich
net sein. Nur so gekennzeichnete Maßnahmen dürfen von 
den Ressorts im fiahmen der durch § 5 Abs. 1 des Haus
haltsgesetzes gesperrten HaushaltsmiJ.tf!l in Anspruch ge
nommen werden. Der Tennin tür die dem Finanzministe-
rium vorzulegende Liste wird auf den 1. Mai vorgezogen. 

f) Zur erneuten Motivation aller Verwaltungsangehörigen 
zum energiesparenden Handeln verteilt der Finanzminister 
eine kur.zgetaDte Checkliste zur Selbstkontrolle am Arbeits· 
platz. 

Zur Umsetzung diesl!s Deschlusses gebe ich nachstehende Hin-
weise: · 
a) Bnercieverbrauchserf&uung 

Die Erfassung der jährlichen Energieverbrauchswerte und 
-kosten ist Teil der Energieverbrauchserfassun6.:idtlwelsung 
Hessen·- EVA Hessen-, die mit Gemeinsamem Runderlaß 
.vom 25. März 1987 (StAnz. S. 1456) eingeführt worden ist. 
Der Jahfesbericht Betriebskosten ist in der Tz. 2.2.4 be
schrieben. Das dazugehörige Ertassungsfonnular ist mit 
Erlaß vom 2{, Dezember 1987 (StAnz. 1988 S. 187) noch
mals veröUenUicht worden. Es wird bei der Le.ndesbeschaf .. 
tungssteile Hessen unter der Bestell-Nr. 8.944 vorgehalten, 
Ich bitte, die Beireiber von energieverbrauche-nden Anlagen 
out die Ertilllung der Verpflichtung nachdrücklich hinzu
weisen, da nur die vollsländige Erfassung den landeswellen 
Vereieich der Liegenschalten untereinander und die abge
wogene Priorit.ä.lensetzung für Energl!!spanna.ßnnhmen er .. 
laubt. 

b) Seminare für Enereiebcauhragte 
Die in den Dienststellen des Landes benannten Energiebe .. 
nullragten nehmen koordinierende und überwachende Aue
gaben bei der Einsparung von Energie ln landeseigenen 
Gebäuden wahr. Von dem im Jahr 198-l verleihen Aufga
benkatalog wird vielerorts kein Gebrauch gemacht, da ein
schlägige Grundkenntnisse fehlen oder es an der Zusam .. 
menarbeit mit anderen Beteiligten mangelt. Zur Ver11efung 
de.J Verständnisses für die Belange der wirt.schnftlichen und 
energiesparenden Betriebsüberwachung und zur Einfüh
rune in den Aufgabenkatalog werden deshalb für die Ener .. 
giebeauftrag1en P,er hausverwaltenden Dienststellen eintä
gige Informationsseminare regionul verteilt angebot~:n. 
Ich habe die Energiewirtschaftliche Beratungssteile der 
Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main mit der Durchfüh
nmg der Seminare beauftragt. 
Folgende Tennine lüt die Tagesseminare •ind bisher vorge
sehen: 
am 24. und 25, November 1988 
für den Bereicb Wie:.baden, 
am 26. und %7. J~tnuar 1989 
für deo ßereicb Kassel. 
Die Reisekosten lür die Teilnehmer/innen sind von den 
entsendenden Dienststellen zu tragen. 

c) Hau&mebteruhulungen 
Die Schulung der Anlagenbetreuer (Hausmeister) hat sich 
seit Jahren hervorragend bewährt. Erfolge durch höhere • 
Einsparraten der Liegenschalten bestäUgen dies. 
Die Grund- und Aufbaukurse werden jährlich zu Beginn 
der Heizperlode angeboten. Der letzte Aufbaukurs diesei 
Jahres findet 
am 30. November 1988 in Wieiboden statt, 

d) Um&etzunc der Verbe.nerungiVOrtchlüa;::e 
Die von der Bauverwaltung Im Rahmen der Auswe.rtung der 
Energieverbrauchsdaten und Jm Rnlunen d~r Betriebsbege
hungen gemachten Vorschläge zum energaesparenden Be
trieb in den Iondeseigenen Lh:genschnllcn werden von den 
mittelvenvaltendcn Stellen oll nicht beachtet oder zurück· 
ge:.:tellt, auch wenn für ggt. erlordcrli~he Investitionen c1n 
Wirtschaltlichkcitsnnchwcis erbracht 1st. 
Ich bitte um Ihre Einwirkung PUf die miUclvenvaltendtn 
Stellen, damit Einsparungsmöglichkl!iten bei Energieko· 
sten (Titel 517 .. ) nicht ungenutzt bleiben. 

e) Die Zweckbestimmung von DauunttrhahuncsmiUeln 
Die Zweckbindung von BouunterhaltungsmiUeln für Ener· 
giespannaßnahmen ist durch§ 5.Abs. 1 des Hau!.holtsceset· 
zes 1986 geregelt. Diese ßegelung bringt nicht den erwarte
ten Erfolg, wenn Zweifel duran bestehen, daß die ou~ge· 
wählten Energiespnrmnßnahmen nls solche anzusehen sand. 
Eine Verbesserung wird dadurch erreicht, daß bei der Auf
stellung der Bnubcdnrfsnachweil)ung die energiesparenden 
Maßnahmen vom Bauamt besonders gekennzeichnet wer· 
den und nur derart gekennzeichnete Maßnahmen in die vom 
Ressort aufzustellende Liste aufcenommen werden dürfen. 
Der Tenn in für die Vorlage der vom Ressort nufzustellen· 
Jen Liste ist auf den 1. Mai jeden Jahres vorverlegt worden, 
um die Auswertung noch im gleichen Jnhr durchführen zu 
können. 
Ich bitte um Beachtung für die Maßnahmen beginnend mit 
dem Haushaltsjahr 1989, 

f) Motivution · 
Da zur Zeit nahezu die HäUte der landesweit erzielten 
Energieeinsparung auf das energiebewußte Verhallen der 
Verwaltungsangehörigen zurückzuführen ist, kommt der 
Motivation aller Verwaltungsangehörigen zum t:ncrgit:spa
renden Hnndeln om Arbeitsplatz große Bedeutung zu. D1e 
kur:zgcfaßle Chel:kliste zur Selbstkontrolle zu den vielfälti
gen Möglichkeilen der Energieeinsparu!"lg am Ar.beiuplalz 
soll· als Erinnerung nn d1e encrgtepolmsche Zielsetzung 
ungesehen werden. 
Die Checkliste wird Ihnen in Kürze zugehen. Ich bitte uin 
Verteilung in Ihrem Geschäftsbereich. 

Die staatliche Hochbauverwaltung des Landes ist lm Rahmen 
früherer Energiesparprogramme Dogewiesen worden, den Ver
brauch an Energie bei allen bedeutenden staatlichen Liegenschal
ten lm Benehmen mit den hausverwaltenden Dienststellen zu er
fassen, zentral auszuwerten, eine geziehe Betnebsüberwachung 
und Beratung der Nutzer durchzuführen und Verbesserungen im 
Rahmen der technischen und finanziellen Möglichkeiten vorzu
tochlagen und durchzuführen. 
D~ jeweilige zuständige Staatsbauamt Ist Ansprechpartner bei 
der Durchführung der zuvor genannten Mnßnahmen. Das Staats· 
bauo.mt verschickt auch die Einladungen zu den Schulungsveran
staltungen und beteiligte sich an diesen. 
Obgleich die Bemühungen zur Energieeinsparung durch eine Viel
zahl von Maßnahmen bisher schon bemerkenswerte Er(olge c<
braeht haben, muß der.Venninderung des Energiebedarfs nach wie 
vor große Dt>deutung beigemessen werden. 

Wiesbaden, 18. November 1966 

Heljsh;ches Ministerium der Finanzen 
B 1407 -I- VA 3 

S<Anz. 49/J988 S. 2612 
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Diese Arbeitsanleitungen enthalten Hinwelse fUr eine energetisch 
effiziente BetrlebsfUhrung und werden bedarfsgerecht aktuali
siert. 

1988 wurde eingefUhrt: 

Einsparung von Energie in öffentlichen Liegenschaften - Unterwei
sung des Bedienungspersonals durch die BroschUre "Bedienen von 
raumlufttechnischen Anlagen in öffentlichen Gebäuden" (Bedien RLT 
88). 

Erlaß vom 12.10.1988- B 1013- 2- VA 3- StAnz. 45/1988, 
Seite 2429. 

6. Fortbildung der Anlagenbetreuer und Energiebeauftragten 

·. Im Jahr 1988 wurden folgende Energiesparkurse fUr An 1 agenbetreuer 
und Energiebeauftragte von der Oberfinanzdirektion Frankfurt a.M. 
mit insgesamt über 180 Teilnehmern durchgeführt 

Anlagenbetreuer 

Kurs Ort 

Hei~ung Kassel 
Heizung IV Darmstadt 
Heizung IV Gießen 
Heizung IV Kassel 
Heizung IV Marburg 
Heizung IV Wiesbaden 

Energiebeauftragte 

a·llg. Kurs Wiesbaden 

Datum 

25.10.1988 
21. 11. 1988 
2. 11. 1988 

27.10.1988 
1. 11 . 1988 

30. 11 . 1988 

24./25.11.1988 

Teilnehmer 

15 
24 
28 
22 
22 
28 

42 

Seitens der eingeladenen Dienststellen ist eine unterschiedliche 
Resonanz auf das Schulungsangebot feststellbar. Während je nach 
Staatsbauamtsbereich etwa 2/3 der aufgeforderten Dienststellen 
das Angebot begrüßen, erfolgt von den Ubrigen keine Teilnehmerent
sendung. Dies sind häufig Dienststellen mit überhöhtem Energiever
brauch. 

4.7 
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Auszeichnung vorbildlicher Anlagenbetreuer 

Die im Jahre 1985 erstmalig vorgenommene Auszeichnung vorbild
licher Anlagenbetreuer wurde auch 1988 wieder durchgeführt. 

Am 15.2.1989 wurden von Herrn Finanzminister Kanther die Herren 

Ottfried Nies, 
Erich Bruder, 

Hess. Staatsbad Bad Salzhausen 
JVA Frankfurt a.M. I, Heizwerk 

für herausragende Leistung bei der Betreuung von Anlagen durch 
überreichen einer Urkunde und einer Prämie belobigt. 

Die Auszeichnung der vorbildlichen Anlagenbetreuer wird auch 1989 
wieder durchgeführt. 

EDV-Progralllll "Erfassen und Auswerten der Energiekenndaten von 
Gebäuden - EKGeb" 

Im Oktober 1988 wurde das Freigabeverfahren für das EDV-Programm 
"Erfassen und Auswerten der Energiekenndaten von Gebäuden -
EKGeb'' mit der Hessischen Zentrale für Datenverarbeitung abgeschlos
sen und das Programm mit dem novellierten Anwendungshandbuch 
in den Staatsbauämtern eingeführt. 

Dieses Programm ermöglicht es, das Energie- und Kostenverhalten 
aller Landesliegenschaften jährlich zu analysieren und schlechte 
Gebäude besonders zu kennzeichnen. Es sind, mit Ausnahme der 
Universität Marburg und Teile der Universität Frankfurt a.M., 
2.300 Gebäude erfaßt. 

Die Auswertung der Energie- und Kostendaten funktioniert auf der 
Ebene der Staatsbauämter bereits problemlos. In der Oberfinanzdirek
tion und dem Ministerium ist es erstmals wegen der Erfassung einer 
hinreichenden Anzahl von Liegenschaften möglich, zentral Auswer
tungen vorzunehmen. ledig! ich in der Zuordnung der Daten im 
Ressort Hissenschaft und Kunst sind noch Aktualisierungen nötig, 
um auch für die Universitäten aussagekräftige Ergebnisse zu 
erhalten. 

( 
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Ausblick 

Die bisherige Vergehensweise mit Maßnahmen zur Verbrauchssen
kung im investiven Bereich hat sich durch Einsparerfolge bei 
Wärme, Strom und Wasser bestätigt und sollte daher auch fortge
setzt werden. 

Verstärkte Aufmerksamkeit muß jedoch der Schulung der direkt für 
die Verbräuche verantwortlichen Anlagenbedienerund Energiebe
auftragten gewidmet werden, damit dieser Personenkreis in der 
Lage ist,renergie-, wasserverteilende und -verbrauchende 
Anlagen optimal zu steuern sowie Schäden frühzeitig zu erkennen. 
Schulungsangebote der Staatsbauämter dürfen von den Liegenschafes
verwaltungen nicht mehr ignoriert werden. 

Die Erfassung der Verbrauchs- und Kostendaten bei den Universitä
ten ist zu optimieren. 

In der Auswertung der Daten sind auf der Ebene der zentralen Aus
wertung - Oberfinanzdirektion Frankfurt a.M. und Hessisches Mini
sterium der Finanzen - Verbesserungen in der Dateistruktur 
notwendig, um auch Aussagen über Verbrauchsentwicklungen der 
Liegenschaften untereinander und nicht nur gegenüber dem Vorjahr 
zu ermöglichen. 

Das Medium Wasser wird durch zu erwartende Kostensteigerungen im 
Trink- und Abwasserbereich für die Entwicklung der Gebäudebewirt
schaftungskosten ebenfalls an Bedeutung erlangen. Analog den 
Kostengruppen Heizstoffe und Licht- und Kraftstrom wäre auch hier 
eine gesonderte Ausweisung im Haushaltsplan wünschenswert. 

Wiesbaden, im Dezember 1989 
Referat V ß 3 a 
Caratiola 

4.7 
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Teil II 

Balkendiagramme und Beispiele ausgewählter Energiesparmaß
nahmen 

Balkendiagramme 
warme 

- Strom 
- Wasser 

spez. Verbrauche (1985- 1988): 
' 

Ressorts, Universitäten, Staatsbader, TOH und Landtag 

Beispiele 
Kosteneinsparung durch Energiesparmaßnahmen: warme 
Kostepeinsparung durch Energiesparmaßnahmen: Strom 
Stromkosteneinsparung durch Anpassung der Stromliefervertrdge 

' 
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Kosteneinsparung durch Energiesparmaßnahmen: Wärme 

Liegenschaft Maßnahme 

" Polizeistation Melsungen Dämmung von Dach u. 
Garagentore, neue 
Heizungsanlage 

Staatsbauamt Darmstadt Dämmung von Armaturen, 
drehzahlgeregelte 
Heizungspumpe 

Amtsgericht Rüdesheim Anpassung der Kesselan-
lage an Bedarf durch 
Leistungsminderung 

Wasserwirtschaftsamt Stillegung der Kesselan-
Friedberg lage im Nebengebäude und 

Anbindung an die Hei-
zungsanlage im Herrenbau 

Amt f. Landwirt-
schaft u. l.3ndentwick-
lung, Reicheisheim Erneuerung der Heizungsan-

lage 

Wärme 
(MWh/a} 

120 

60 

60 

120 

100 

Einsparung 
J:osten 
(DM/ a) 

7.000,-

5. 400.-

4.000,-

8.000,-

5.000,-

4.7 
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Kosteneinsparung durch Energiespannaßnahmen: Strom 

----------------------------------------------------------------------------------
Einsparung 

(MWh/a bzw. (DM/a) 
Liegenschaft Maßnahme 

kW/a) ----------------------------------------------------------------------------------
Regierungspräsidium 
Kassel 
Hess. Landesfeuerwehr
schule Kassel 
Finanzamt Korbach 

Behördenhaus Ludwig
Mond-Str. Kassel 

Behördenzentrum Hanau 
JVA Butzbach, 
Zweiganstalt Gießen 

Hessenkolleg Rüssels
heim 

Neue Galerie Kassel 
Schloß Wilhelmshöhe 
Kassel 
Staatstheater Kassel 

J.W.G.-Uni Frankfurt a.H: 
Institut f. Physik 
Institut f. 
Mathematik 
Sportinstitut 
Chem. Institute 

Institut f. angewandte 
Geodäsie 

Philipps-Uni Harburg 
Institut f. Geistes
wissenschaften 
Pharmazie 
Naturwissenschaften 
Lahnberge 

Minderverbrauch 

Min<terverbrauch 
Minderverbrauch u. Ein
bau einer B\indstrom
kompensationsanlage 

Minderleistung 

Minderverbrauch 

Sollwerteinstellung der 
Leistungsbegrenzungsanlg. 
verbessert 

Erneuerung der Beleuch
tungsanlage 
Minderverbrauch 

Minderleistung 
Minderleistung, Ver
tragsänderung 

Minderverbrauch 
Einbau einer Blindstrom
kompensationsanlage 
Minderverbrauch 
Einbau einer Blindstrom
kompensationsanlage 
Minderverbrauch, 
Minderleistung 

Minderverbrauch 
Minderverbrauch 
Minderverbrauch, 
Minderleistung 

3,2 

6,3 

3,2 

6,5 bzw. 
28 
33,5 

.48,4 

15,3 
17,7 

9,6 bzw. 26 

23, 1 bzw. 16 

14,4 

94,0 
204,5 

44,7 

33,4 bzw. 16 

22,6 
97,2 

3.900,-

6.300,-

3.000,-

7. 100'-

11.600'-

4.400,-

2.500,-
8.900,-

6. 1 00'-

18.000,-

2.200,-

20.500,-
10.300,-

19.400,-

4.800'-

6.300,-

9.100'-

345,8 bzw. 392 106.600,-
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----------------------------------------------------------------------------------
Liegenschaft Maßnahme Einsparung 

(MWh/a bzw. (DM/a) 
kW/a) 

-------------------------~--------------------------------------------------------

Studentenwohnheim 
Ernst-Lämmer-Str. Minderverbrauch 60,3 
Studentenwohnheim 
Fuchspaß Minderverbrauch 44,0 
Fachhochschule Fulda Minderverbrauch 29,5 
Fachhochschule Gießen, ' 
liiesenstr. Minderverbrauch 119.5 
TUH Frankfurt a.M. 
Theodor-Heuss-Allee Minderverbrauch 3,0 

Stromkosteneinsparung durch Anpassung der Stromlieferverträge 

V. Hess. Bereitschaftspolizeiabteilung Kassel 
Polizeistation Rotenburg 
Po!izeistaton Cölbe 
4. Polizeirevier Frankfurt a.M. 
14. Polizeirevier Frankfurt a.M. 
Polizeistation Rossi~tener Str., Frankfurt a.M. 
Behördenzen:rum Schiersteiner Berg, Wiesbaden 
Behördenhaus Adolfsallee, Wiesbaden 
Amtsgericht Gießen 
Staat!. Landesbildstelle Hessen, Frankfurt a.M. 
Straßenbauamt Arolsen ' 
Obergangswohnheim f. Aus- u. Obersiedler, Langen 

2.800,- DM 
3.200,- DM 
2.100,- DM 

12.400,- DM 
4.200,- DM 

13.200,- DM 
120.200,- DM 
20.500,- DM 
7.400,- DM 
9.200,- DM 
9. 900,- DM 

34.200,- DM 
239.300,- DH 

5.000,-

5.500,-
6.000,-

33.000,-

2.100,-

4.7 
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A n h a n g 

Beispiel eines Energieberichtes einer Landesdienststelle 
hier: Klinikum der Johann-Wolfgang-Goethe-Universität Frankfurt a.M. 

Energie-Spar Checkliste 
HMdF-Nachrichten Nr. 64 vom 11.10.1988 

Nr. 12 vom 15. 2.1989 
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Klinikum der 
Johann Wolfgang Goethe
Universität Fronkfurt 

l. Energiebericht 

1.1 Energiebilanz 

1980 

1908 

(einschließlich Lieferung on 

l. l. 1 Strom -----
Abnohme: 31.359.102 kWh 

Kosten: 5.559.758 DM 

l. l. z Fernwärme ---------
Abnahme: 116' 776.924 kWh 

Kosten: 0.507.065 DM 

Dritte) 

Energiebeouftrogter 
Jr/Ms 
April 1989 

Veränderung zum 

0' 3 6 . .. ~ 
+ 0,96 ~ 

" 

• 
9,46 .. ,. 

6,95 •• 
" 

l. l. 3 ~~~~~!-~~-l~~~~~~!~~~!~~~-~~~=~~!~9~~2 
Abnahme: 70'.016 1 14,00 .. 

~ 

Kosten: 10.041 DM 29,4 w ,. 

l. l. 4 ~~~2~~-~-l~~~~~~!:~~!~~~-~~~~~9~~2 
Abnahme: 3.544.279 kloJh + 8,65 •• 

"' 
Kosten: 121.123 DM + 2' 12 

.. 
" 

1.2 Tendenz -·--

l. 2. 1 Strom -----
Verbrauch: Steigerung 78 81 + 15,00 .. 

•• 
Abnahme 81 - 85 9,00 .. 

" 
Steigerung 85 - 07 + 10,00 .. 

" 
Abnahme 87 88 4,00 .. 

•• 

Kosten: St~igerung 78 '- 88 + 59,00' .. " 
l. 2. 2 Fernwärme ---------

Verbrouch: Steigerung 78 79 + 2,00 .. .. 
Abnahme 79 86 18,00 .. 

" 
Steigerung 86 •87 + 5,00 .. .. 
Abnahme 87 88 10,00 .. ,. 

Kosten: Abnahme 78 79 12,00 .. .. 
,Steigerung 79 84 '+ 80,00 .. 

" 
Abnahme a4 85 5,00 .. .. 
Steigerung 05 - 87 + 4,00 .. 

~ 

Abnohme 07 88 7,00 .. .. 

Vorjohr 

4.7 
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Anal~se und Vergleich zum Vorjahr. 

!~~~~~~~~~-~~~~2~~-~~~~~~-~~~-~~!~~2 
Die Cradtagzahl, also die den Heizenergieverbrauch 
maßgeblich beeinflussende Größe, lag 1988 15 % 
unter der des Vorjahres und hat somit wesentlich 
zu einer Verringerung des Wärmeverbrauches beige
tragen. 

l.J.l.l ~~~e! 

Die gesamte Dampfenergieabnahme aus dem Fernwärme-
netz der Stadtwerke Frankfurt fUr die Erzeugung von 
Heizwasser, KOhlwasser für Raum- und WarenkUhlung, 
Warmwasser, Reindampf für Sterilisation, Raumluftbe
foeuchtung, Kochdampf und Wi rtseha ftswiirme für die 
Wiischerei lag 1988 um 9,2 %unter der Varjahresabnahme. 
Diese überwiegend außentemperaturabhängige Abnahme 
deckt sich in etwa mit der bundesweiten Reduzierung 
der gesamten Fernwärmeversorgung, welche einen um 8,9 % 
niedrigeren Verbrauch als 1987 ausweist. 

Die Bezugskosten für Fernwärme (Dampf und He1ßwasser) 
sind 1908 um 7 % entsprechend DM 636.000 gegenüber dem 
Vorjahr gesunken. Dieser Betrag setzt sich aus ca. 
DM 500.000 durch Energieeinsparung und ca. DM 56.0DO 
durch Preisreduzierung für die Heißwasserversorgung der 
Personalwohnhäuser Sandhofstraße und Schleusenweg zusammen. 

Die Aufteilung in die einzelnen Energieformen ergibt im 
Verhältnis zum gesamten Dampfbezug (Energiezentrale, 
Technikzentrale und Haus 92) folgende Verteilung: 

Heizung 69,7 
,, .. 

K üh lv1 a ss er 12,0 ~ .. 
Reindampf 11,1 ~ 

" Wiischereidampf 3,4 ,, 
" vJarmwasser 3,8 
,, ,, 

Die spezifischen Dampfkosten für H2chdruckdampf betrugen 
1980 0,0724 DM/kWh bzw. 56,36 DM/m HNF. 

1.3.1.1.1~~~~~~9 

Die Einspeisung von Heißwasier in den Heizkreis Ost 
(Sachscnhausen) ist 1988 unter Berücksichtigung der 
Versorgungsumstellung des Hauses 9 um 13,6 %, die des 
Heizkreises West (Niederrad) unter Berücksichtigung 
der Versorgungsumstellung des Hauses 93 um 2,2 % gegen
über dem Vorjahr gesunken. 

Der relativ niedrige Verbrauchsrückgang des Heizkreises 
West resultiert überwiegend aus der Umstellung der Wärme
versorgung des Hauses 93 von Dampf auf Heißwasser und der 
damit verbundenen ungeregelten Wiirmcverso~gung dieses 
Ceb6udes aus der Wärmeunterstalion Ull. Für dieses Ceb6ude 
ist dringend die Regelung des Ostflügels im Rahmen der 
Neu- und Umbaumaßnahme zu installieren sowie für das 
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Hauptgebäude und den Westflügel bis zum endgültigen 
Umbau eine Verbesserung der Gebäudevorregelung durch
zuführen. 

Der jährliche Lastverlauf beider Heizkreise verläuft 
analog zur Gradtagzahlkurve, wos die direkte tendenzielle 
Abhängigkeit des Heizenergieverbrauches von der AuGen
lufttemperatur bestätigt. 

Trotz dieser Analogie können daraus keine unmittelbaren 
Zusammenhänge zu den absoluten Verbrauchszahlen abge
leitet werden 2 Diesbezüglich lassen die Verbrouc2swerte 
von 527 kWh/m HNF (Heizkreis Ost) und 556 kWh/m HNF 
(Heizkreis West) eine unbefriedigende Ausnutzung der 
eingesetzten Energie erkennen. 

Dieser Mangel, welcher auslegungs- und betriebsbedingt 
aus den sehr hohen Verteilungsverlusten vor• ca. 30 % 
bis zu den Wärmeunterstationen resultiert, ist im 
Rahmen einer separaten Energiekonzeption zu untersuchen 
und langfristig zu verbessern. 

l.3.l.l.ZKGhlwasser 

Die gemesse~e Kühlwassereinspeisung in das Kliniknetz 
betrug 1988 8.895.554 kWh und ist somit trotz höherer 
Außentemperaturen gegenüber 1987 um 1 ~ gefallen. Aus 
diuser Tatsache kann eine konstante Betriebsweise der 
zentralen Kälteerzeugung abgeleitet werden. Eine 
bedarfsgerechte Anpassung der Kälteerzeugung an den 
Kühlwasserbedarf scheiterte bisher am Fehlen einer 
geeigneten Führungsgröße. Da jedoch der Jahresverlauf 
des Kühlwasserverbrauches mit monatlichen Anteilen 
zwischen 5,0% und 13,2% vom Jahresverbrauch, eindeutig 
eine Abhängigkeit von der Außenlufttzmpen~~ur dokumentiert, 
wäre eine Untersuchung, ob einzelne Kühlwasserverbraucher, 
welche eine jahreskonstante Versorgung erfordern, durch 
dezentrale Kühlaggregate versorgt werden können, anzu
streben. 

Der Energiebedarf von 13.478.112 kWh Dampfenergie zur 
Erzeugung von 8.895.554 kWh Kälteenergie wurde rechne
risch für Großkälteerzeuger mit Absorptionskältemaschinen 
mit einem Verbältnis von Heizleistung zu Kälteleistung 
von 1,5 : 1 ermittelt. 

l.3.l.l.4Warmwasser 

1988 wurden 08,471 m3 Warmwasser, was bei einer durch
schnittlichen Temperatur von 50 Grad Celsius einer 
Wärmeenergie von-4.114.930 kWh entspricht, in das Klinik
netz eingespeist. 

Vergleichswerte zu. 1987 liegen wegen Defektes der Zähl
einrichtung nicht vor. 

De< Jahresverlauf liegt nach Herausnahme der [xtremwerte 
(6,8 %im August, 10,2 % im März) relativ konstant bei 
8,5 %vom Jahresverbr·auch. 
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Eine Anpassung der Warmwasserversorgung an den Bedarf 
.ist äußerst schwierig zu realisieren, da die Warrn
wasserbereitung überwiegend aus der Restwärmenutzung 
des Kondensates erfolgt. Der naheliegende Ansatz zur 
diesbezUgliehen 'Energ.iee.insparung liegt in der Betriebs
weise der Warmwasserzirkulation. Hier wäre zu unter-
suchen, ob eine Unterbrechung der Zirkulation in den 
Nachtzeiten versorgungstechnisch realisierbar ist. 

Für die Reindampferzeugung fGr Ste.rilisation, ~nu.mluft
befeuchtung und Kochdampf wurden 1988 35.807 m Spe.ise
wnsser erhitzt. 

Dabei sind 23.473 m3 Primärkondensat angefallen. 

Die GrHßenordnung von 12.612.112 kWh fGr die Reindampf
erzeugung wurden rechnerisch ermittelt. Sowohl der 
monatliche Speisewasserverbrauch als auch das von den 
Dampfverbrauchern zurückgelieferte Sekundärkondensat 
lassen eine konstante jährliche Betriebsweise erkennen. 

EineAnpassung der Reindampferzeugung 
an den Bedarf ist bei zentraler Erzeugung wegen sehr 
unterschiedlicher Bedarfsstruktur kaum zu realisieren. 

Das in
3
der Wäscherei gezählte Kondensat betrug 1988 

5038 m , wos unter Berücksichtigung der Dampfausnutzung 
einer zugeführten Wärmemenge von 3.873.400 kWh entspricht. 

Die monatlichen Anteile liegen zwischen 6,9 % und 10,5 % 
vom Ja~resverbrauch. 

Vergleiche zum Vorjahr kHnnen wegen Zählerdefektes nicht 
durchgeführt werden. 

l.3.1.1.7Wärmeunterstationen 

1.3.1.1. 

In den Wirrneunterstationen wird das Heißwasser des 
Klin.iknahwirmenetzes in Heizwasser umgeformt und einzelnen 
Gebäuden bzw. ·Gebiudegruppen zugeführt. 1988 waren in den 
Wärmeunterstationen U 6 (östlicher Versorgungsbereich) 
und U 10 (Wirtschaftsg~bäude und Desinfektion) Meßein
richtungen vorhanden. 

7.1 u 6 

Im Versorgungsbereich der U 6 einschließlich der Häuser 
8 und 9 lag der Heizenergieverbrauch 1980 um 12,3% 
unter dem des Vorjahres. Der Jahresverlauf zeigt eine 
Analogie zum Verlauf der Außentemperatur. 

.. .5. 
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Der spezizische Verbrauch dieses Bereiches liegt mit 
327 kWh/m HNF einschließlich der Verteilungsverluste 
von der U 6 in die einzelnen Häuser in einer relativ 
akzeptablen Größenordnung, auch wenn die spezifischen 
Verbräuche der einzelnen Häuser eine große Streuung 
nusweisen. 

7.2 u 10 

1.3.1.1. 

Der Heizenergieverbrauch der über die U 10 versorgten 
Häuser 34 und 35 ist gegenüber 1907 um 44 = gefallen. 
Da der Jahresverlauf durchaus plausibel und somit die 
Meßergebnisse realistisch erscheinen, dürf~e der 
spezifische Jahresverbrauch von 264 kWh/m HNF 
realistisch sein, was durch Einzelmesoungen noch belegt 
werden muß. 

8 Häuser 

Auf den Datenblättern der einzelnen Häuser sind neben 
den Verbrauchsdaten die prozentualen monatlichen Ver
teilungen des Verbrauchs und der Gradtagzahlen, sowie 
deren Differenz aufgeführt. 

Aus der Differenz der prozentualen Anteile ist erkennbar, 
ob die gemessenen Verbrauchsdaten tendenziell realistisch 
oder ob abnahme- oder meßtechnisch bedingte Unregelmäßig
keiten aufgetreten sind. 

Der Wärmeverbrauch der einzelnen ~!öuser weist im spezi
fischen Jahresverbrauch bautechnisch-, anlagentechnisch 
und nutzungsbedingt sehr starke Streuungen aus. 

Die ~1eßergebnisse einiger Abnahmestellen lassen aufgrund 
von Vergleichen zum Vorjahr, Plausibilitätsprüfungen und 
Simulationsberechnungen, fehlerhofte Meßeinrichtungen ver
muten. 

Dazu zählen insbesondere die Häuser 7, 10, 17, 25, 28, 31, 
33, 34, 35, 40, 56, 57, 59, 60, 75 und 95. 

Weiterhin sind. die vorhandenen Meßeinrichtungen der Häuser 
21, 36, 51, 53, 54, .. 67, 74 und 93 nicht funktionstüchtig. 

Fn den Häusern 5, 6, 13, 32, 27 und 50 sind keine •Järme
zähler vorhanden; 

In den Häusern 9, 46, 47, 48, Heinrich-Hoffmann-Str. 2a 
und U 9 wurden im Verlauf des Jahren WHrmezähler eingebaut. 

Die Zähler der Häuser 27, 21 und 51 werden 1989 erneuert. 

Weiterhin sollen im Rahmen der BBN 1981 in den Häusern 
U 2, U 4, U 11 Wärmezähler eingebaut werden. Anzustreben 
ist ebenfalls, Zähleinrichtungen für die Dnmpfzufuhr der 
Kältemaschinen und des Reindampfverbrauches der Küche zu 
instnllieren. 
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1.3.1.2 Heizöl EL 

1988 wurden für die Heizung der Häuser 44 
(Rechtsmedizin, Kennedyallee 104) und 49 
(Kinderheilkunde und Gesellschaft für Strahlen
und Umweltforschung) 70.016 1 Heizöl EL bezogen. 

Cie Kosten betrugen DM 18.040,97, wns einen durch
schnittlichen Literpreis von 0,26 DM/1 ergibt. 

Die Brennstarrtanks der Dieselaggregate für die 
Allgemeine Ersatzstromversorgung wurden 1988 
nicht aufgetankt. 

1988 wurden für die Heizung der Häuser ~l (Human
genetik) bis zum Auszug im April 4393 m und 45 3 (Humangenetik) bis zum Auszug im Februar 5997 m 
Erdgas verbraucht. Die Kosten dafür betrugen DM 3 4.480,85, wns einen Kubikmeterpreis von 0,43 DM/m 
ergibt. 

Der restliche Gasverbrauch des Klinikums setzt sich 
aus Laborgas für die Häuser 40, 49, 67, 68, 95, 93, 
44, 75 und nas Haup)versorgungsgebiet des Klinikums 
sowie aus 271.997 m für die Müllverbrennungsanlage 
zusammen. 

• •• 7 
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Elektrische Energie 

Im Hauptversorgungsbereich des Klinikums ist der 
Stromverbrauch und die in Anspruch genommene 
elektrische Leistung zum Vorjahr fast konstant 
geblieben. Der Jnhr.csverlnufergibt mit monatlichen 
Anteilen zwischen 7,94 = und 9,01 =einen relativ 
konstanten Verlauf mit einer Benutzungsstundenzahl 
von 5231 h/a. 

Die Verteilung auf Tages-, sowie Nacht- und Wochen
endzeiten beträgt 56 : 44 =· 

Während 1987 die höchsten Monatsverbräuche 1m Juni, 
Juli, August und November aufgetreten sind, ist 1908 
bis auf den Monat August ein leichtes Sommertal zu 
verzeichnen. 

Diese Tendenz ist besonders deutlich im südlichen 
Versorgungsbereich einschließlich des Hauses 23 
während der Nacht- und Wochenendzeiten erkennbar. 
Während 1987 in diesen Zeiten ein stark ausgeprägter 
Sommerberg zu erkennen war, war der Verlauf 1988 mit 
Spitzen im Februar, Mai, August und Oktober wesentlich 
I< o n s t an t er . 

Ähnlicher Jahresverlnuf ist 1988 im nördlichen Versor
gungsbereich erlcennb8r, wobei hier die Abweichungen zum 
Vorjahr nicht gravierend sind. 

Trotz dieser tendenziellen Veränderung der monatlichen 
Verbrauchslcurvcn ist die Verbrauchssumme zum Vorjahr 
fast konstant geblieben. Als gemessener Einzelverbraucher 
ist der Verbrauch des Hauses 23 um 2,3 % zurUclcgegnngen 1 

was zu einem immer noch 2höchstcn spezifischen Einzel
verbrauch von 355 kWh/m HNF fUhrt. 

Ein weiterer gemessener Einzelverbraucher, das Haus ~9, 
weist mit einem spezifischen Verbrauch von 268 kWh/m HNF 
ähnliche Werte wie im Vorjahr aus. 

Die Zentralwäscherei weist mit 
14 % gering~ren Stromverbrauch 

2 ·' 127 kWh/m HNF einen um 
als im Vorjahr aus. 

Die spezifischen Gesamtkosten des Hauptvzrsorgungsbereiches 
liegen bei 0,1717 DM/kWh bzw. 36,81 DM/m HNF. 

Im Versorgungsbereich des Hauses 95 ist der Stromverbrauch 
gegenüber 1987 um 2,7 = gestiegen, was aus der stufenweisen 
Inbetriebnahme neuer technischer Anlagen im OP- und 
Intcnsivatationabcrelch u.o. durch elektrisch bctrlcbenc 
Dompfbefeuchtcr sowie weiterer elektrisch betriebener 
Sterilisatoren resultiert. 

Oie Leistungsspitze ist gegenüber 1987 mit 295 kW 
annähernd konstant geblieben, die Benutzungsstundenzahl 
ist von 3972 auf 4120 Stunden gestiegen, was somit ins
gesamt zum Verbrauchsanstieg geführt hat. 
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Die im Oktober und November 1907 aufgetretenen Verbrauchs
spitzen haben sich im Januor, Februar 1988 fortgesetzt, 
sind ,jedoch ab Mai 1980 bis auf eine Nachtspitze im Juli 
und Gesamtspitzen im Oktober und Dezember auf die l987er 
Werte zurUckgegangen. Das Verhältnis von Tag- zu Nacht
verbrauch beträgt 60 : 40. 

Im Versorgungsbereich der Häuser 92 und 93, Psychiatrie, 
ist der Stromverbrauch 1980 um 3 % gegenOber 1987 gefallen, 
~as den Trend von 1906 bis 1987 bestätigt. Die monatliche 
Verbrnuchsstruktur ist mit einem ausgeprHgten ''Sommertal'' 
ebenfalls ähnlich geblieben. 

Das Verhältnis von Tages- zu Nachtstrom beträgt 55 : 45 % 
und läßt somit den großen Einfluß der Veroorgungsanlagen 
auf den Stromverbrauch erkennen. 

2.0 Wasser 

1980 wurden im Klinikum 590.999 m3 Wasser verbraucht. Mit 
den dafUr entstandenen Kosten von DM 3l.464.828,46 ergibt 
sich ein spez. Preis von 2,48 DM/m . 3FUr die daraus re-
sultierende Entwässerung von 543.268 m entstandenen Kosten 
von DM 1.~64.436,54, was einen Entwässerungspreis von 
2,51 DM/m ergibt. 

Mit den Kosten fUr Löschwasser von DM 10.107,64 ergeben sich 
die Gesamtwasserkosten von DM 2.8~9.372,64 und spezifische 
Wassergesamtkosten von 18,93 DM/m HNF. 

' 



Allgemeines 

LIst ll1r Arbeitsplatz so ein- und ausgerichtet, 
daß Sie Ihre Tätigkeit auch ohne künstliche 
Beleucl1tung nur mit Tageslicht erledigen 
können? 

ja 0 nein 0 

2. Verzichten Sie auf das Rauchen in belüfte
ten und klimatisierten Besprechungs
räumen? 
ja 0 nein 0 

3. Passen Sie Ihre Bekleidung der Jahres
zeit an? 
ja 0 nein 0 

4. Haben Sie eigene Vorschläge zum Energie
sparen? 
ja 0 nein 0 

Wenn ja, bitte Ihre Vorschläge an die Haus
verwaltung (Energiebeauftragten) richten. 

.!::> 

...... 

Hessisches Ministerium der Finanzen 
Staatsbauverwaltung 

O<ls Land Hessen muß aus dem Landeshaushalt 
fur die Energieversorgung seiner Gebäude rnit Strom 
und Heizenergie jährlich ca. 120 Millionen DM auf
bringen. 

Die staatliche Hochbauverwaltung wurde beauf
tr~gt, den Verbrauch an Energie im Benehmen mit den 
hausverwaltenden Dienststellen zu erfassen, zentral 
auszuwerten, eine gezielte Betriebsüberwachung und 
Beratung der Nutzer durchzuführen sowie Verbesserun· 
genvorzuschlagen und umzusetzen. Das fullrte zu ei· 
ner Senkung des Heizenergieverbrauchs urn mehr als 
20% und einer jcihrlid1en Kosteneinsparung von ca. 
15 Mill!onen DM. 

Der Anstieg des Stromvmbraud1s m den l.1ndes· 
eigenen Gebäuden konnte im Vergleich zurn gesamten 
Stromverbrauch in Hessen gesenkt werden. Oie j.3hr· 
Iichen Einsparungen betragen ca.l Million DM. Da das 
Einsparpotential bei den landeseigenen Gebäuden kä 
neswegs ausgeschöpft ist, sind weitere Bermihungen 
zur Energieeinsparung erforderlich. 

Durch energiebewußtes Verhalten aller Verwal· 
tungsangehörigen wurde ein wesentlicherTeil der Ein· 
sparung möglich. 

Das Land Hessen will in seinen eigenen Einrich· 
tungendurch sparsamen Umgang mit Energ1e vorbild· 
l1aft wirken. 

!1r~p, : llcSSI$(h{'S Ministerium rll'r r IO.lOll'n . Sl<l<llsll.llrvrrwaltung 
R<'d,;ktiorJ: G1rntrr Zh1kowskl 
G~st,;ltung: Wnll Wc1ß 
IIIIIStr<ltmn: M.;~ Schramm 

[lluck:Rachf~hl Druck 

Auflösung: 
Ab 15 Eintragungen eines Kreuzes im Rechteck 
liegen Sie richtig. Sie sind Energiesparer. 
Liegen Sie darunter, sollten Sie Ihre Antworten 
Uberprüfen, damit auch Sie zum Energie· 
sparer werden. 

ENERGIE-SPAR 
CHECKLISTE 

Die nachfolgenden Fragen der ENERGIE
CHECKLISTE sind als Aufforderung an Sie 
gedacht, mit Energie darüber nachzudenken, 
wo und wie der Verbrauch von Energie in den 
landeseigenen Gebäuden gesenkt werden kann. 

Durch die Eintragung eines Kreuzes in die 
Rechtecke oder die Kreise können Sie fest
stellen, ob Sie aktiver Energiesparer sind, oder 
ob Sie noch zu den Energiemuffeln gehören. 
Die Auflösung finden Sie auf der Rückseite 
dieses Faltblattes. 

Machen Sie also mit beim Energiesparen, 
denn nur mit Ihrem persönlichen Einsatz und 
Ihrer Hilfe wird es auch in Zukunft möglich sein, 
den Verbrauch weiter zu senken. 

Energiesparen ist als Daueraufgabe eine 
wirtschaftliche und umweltpolitische Notwen
digkerL 

~·f~~ 
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Heizung 

L Benutzen Sie zur Regelung der Raum· 
temperatur (20'C) erforderlicl1enfalls 
das Heizkörperventil' 

1a 0 neinO 

2. Sind Heizflächen durch Möbel oder andere 
Gegenstände (z. B. Akten) verdeckt? 

p 0 nein 0 

3. Achten Sie darauf, daß Besprechungs· 
z1mmer, Nebenräume und Toiletten mit 
medrigen Temperaturen beheizt werden' 

1a 0 nein 0 

4. W1rd bei längerer Abwesenheit des Nutzers 
(mehrere Tage) in dem dann nicht genutz· 
ten Raum die Heizung reduziert? 

Ja 0 nein 0 

5. Schl1eßen Sie das Heizkörperventil bei 
]"dem Lüften des Raumes? 

ja 0 nein 0 

~-v 

c=J /-,q~· 

Lüftung 

L Öffnen Sie während der Heizperiode die 
Fenster zum Lüften der Räume nur 
kurzzeitig? 

ja 0 nein 0 

2. Schließen Sie während der Heizperiode am 
Ende der Dienststunden (abends, Wochen· 
ende) alle Lüftungsöffnungen (auch Ober· 
lichter)? 

ja 0 nein 0 

3. Achten Sie darauf, daß in Besprechungs
zimmern und dgl. Fenster nicht geöffnet 
werden, während raumlufttechnische 
Anlagen in Betrieb sind' 
jaO neinO 

4. Schalten Sie vorhandene raumlufttech· 
nischeAnlagen ·auch Ventilatoren · 
in Räumen (z. B. Besprechungszimmern, 
Unterrichtsräumen) nach Ende der 
Benutzungszeit aus? 

ja 0 nein 0 

Strom 

AVC-/t lf't 
DUN\SLW iST 

dA~ 

L Ist jeder der im Raum eingeschaltete 
Beleuchtungskörper für die augenblickliche 
Tätigkeit erforderlich? 

ja 0 nein 0 

2. Schalten Sie beim Verlassen der Arbeits· 
räume die Beleuchtung aus, wenn sich 
niemand mehr darin aufhält? 
ja 0 nein 0 

3. Beschränken Sie die Betriebszeiten von 
elektrischen Geräten und Büromaschinen 
auf das unumgängliche Maß? 
ja 0 nein 0 

4. Benutzen Sie den Aufzug, wenn vorhanden, 
nur soweit erforderlich? 
ja 0 nein 0 

5. Verwenden Sie im Winter zusätzlich ein 
elektrisches Heizgerät?. 
ja 0 nein 0 

""' ...., 
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Energiebezug (Dampf) 

Il Energieumi:'Jandlung 

IV Ene rg.i euml·Jand 1 ung 
und -\erteilung 

V Energiebedarf 

Klinikum der 
Johann Wolfgang Goelhe-Un.il."ersität 
r rankfurt 

Heizkreis Ost 

/ / I U21 U41 us 
Ia lb Je ~~~ UIOII U9 

le 2a 

I 
ISO.OOO m2 H~T x 300 kWh/m2 H\T 

.J:> 

-....! 

THERt·IISCHER (h(RGI(fLUO 
1988 

113.279.609. kWh 

' 

2 Heizkreis West 

l2b l2cll3 14 " 16 

Energiebeauftragter 
Jr 
April 1989 
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HESSISCHES MINISTERIUM 
DER FINANZEN . 

Nr. 12 Wiesbaden, 15. Februar 1989 

"SchtJtzt die Umwelt - schont die Kasse"! 

Finanzminister Kanther empfängt erfolgreiche Energiesparer 

Energiesparen beginnt im Heizungskeller 

"Energieeinsparung bleibt auch heute bei derzeit ver
gleichsweise niedrigen Energiekosten eine Daueraufgabe 

für alle. Jede Maßnahme zum Sparen von Energie stellt 
gleichzeitig einen wichtigen Beitrag zum alctiven Umwelt

schutz dar." Dies sagte heute in Wiesbaden Finanzminister 
Kanther, als er im Rahmen seines Energiesparprogramms 

zwei Verwaltungsangehörige auszeichnete, die heraus

ragende Einsparergebnisse bei der Betreuung von Reizungs

anlagen in landeseigenen Geb!Juden vorweisen konnten. Der 

Minis~er empfing die zwei Anl.agenbediener Ottfried Nies 

(Bad Salzhausen) und Er ich Bruder (Frankfurt) und über

reichte ihnen eine Urkunde und einen kleinen Geldpreis. 

Herr Nies betreut die technischen Anlagen im Solebe

wegungsbad des Rassischen Staatsbades Bad Salzhausen. Das 

Solebewegungsbad ist als moderne Badeeinrichtung zur Be

handlung von Her~- und Kreislauferkrankungen seit 1981 in 

Betrieb. zur technischen Besonderheit ziD!lt eine Wä'rme

pumpenanlage, die die Umgebungswä'rme über ein Energiedach 

zum Aufheizen des Dusch- und Badewassers verwendet. Herr 

Nies ist als gelernter Elektroinstallateurmeister für die 

Anl.agentechnik zusammen mit zwei Kollegen verantwortlich. 

Ihrer Arbeit ist es zu verdanken, daß seit 1984 trotz 

. ·-~:: .. ~ Friedrich-Ebert-Allee 8 Telefon 0 6121/32 24 5.7 
· •· ,· 6200 Wiesbaden Telefax 0 6121132 24 7i 

Teletex 6121976-HMdF W! 
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steigender Besucherzahlen der spezifische Verbrauch an 

Wllrme um 10 Prozent, an Wasser um 6 Prozent und Strom um 

12 Prozent zurackging. Dem Land Hessen wurden dabei 

Kosten in Höhe von 58.000 Mark erspart. 

Herr Erich Bruder ist Werkmeister im Heizwerk der Justiz

vollzugsanstalten Frankfurt am Main-Preungesheim. Das 

Heizwerk versorgt die 

Raum-, Sanitiir- und 

feuerten Kesseln mit 

Durch sein Engagement 

umfangreichen Gebäudeanlagen mit 

Wirtschaftsräumen aus fünf ölge

einer Gesamtleistung von 13 MW. 

und das seiner fünf Mitarbeiter 

sank der spezifische Verbrauch an Wärme von 1983 ab um 17 

Prozent, der Verbrauch an Wasser um 40 Prozent. Dem Land 

Hessen wurden hierdurch 1,7 Millionen Mark erspart. 

Finanzminister Kanther nahm die Ehrung zum Anlaß, auf die 

"stolze Summe von ilber 15 Millionen Mark jährlich" hinzu

weisen, die insgesamt von hessischen Behördenbediensteten 

bei den Energiekosten eingespart wurden. Nach den Angaben 

von Minister Kanther konnte die Senkung des Energiever

brauchs nicht nur durch . das energiebewußte Verhalten der 

Nutzer erreicht werden: auch die Verbesserung der Wärme

dämmung der Gebäude und die Modernisierung der tech

nischen Anlagen spielten dabei eine Rolle. Wie Kanther 

weiter berichtete, haben auch Maßnahmen der Staatsbauver

waltung zu den beachtlichen Einsparungsergebnissen beige

tragen, er nannte in diesem Zusammenhang 

- die systematische Erfassung und Auswertung 
energieverbrauchs und der Kosten durch die 
die Oberfinanzqirektion 

- Schulung der Hausmeister in Tagesseminaren 

des Heiz
Bauiimter und 

- Benennung von Energiebeauftragten in den Dienststellen 
und die Erstellung von Aufgabenkatalogen 

- Betriebsbegehung und Beratung der Betreiber von 
Heizungsanlagen vor Ort. 

Verantwortlich: Michael Geiger 
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HESSISCHES MINISTERIUM 
DER FINANZEN 

Wiesbaden, 11. Oktober 1988 

Energiesparen im Bilro - ein Dauerbrenner 

Kabinett verabschiedet Haßnahmenkatalog für verstllrktes 

Energiesparen in den Dienststellen des Landes 

· · •··· Das Hessische Kabinett hat heut.e Maßnahmen zur Einsparung 
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von Energie in Dienststellen des Landes beschlossen. Die 

Landesregierung verfolge mit einer Vielzahl aufeinander ab-

gestimmter Maßnahmen in den rund 6.000 landeseigenen Ge-

bäuden das Ziel, den Energieverbrauch zu reduzieren und die 

Kosten filr Heizung, Strom und Wasser zu senken. Dies er

klärte heute Hessens Finanzminister Kanther in Wiesbaden. 

Das Land strebt an, durch die konsequente Nutzung vor

handener Einsparungsmöglichkeiten eine Vorbildfunktion ein

zunehmen. Es sei sowohl unter den Gesichtspunkten des Um

weltschutzes als auch unter Kostengesichtspunkten wichtig, 

in den Bemühungen zu wirksamen Einsparungen nicht nachzu

lassen, obwohl derzeit verhäl tnism!illig niedrige Kosten für 

die Brennstoffe anfallen. "Auch müsse dem mit der Zeit ein

tretenden Gewöhnungsprozeß, der ein Nachlassen des Energie

bewußtseins der verbraueher bewirke, begegnet werden", be

tonte Kanther. 

In dem beschlossenen Maßnahmenkatalog zum Energiesparen 

spielt der Einsatz technischer Hilfsmittel eine große 

Rolle. so wird seit einiger Zeit mit großem Erfolg ein 

Datenverarbeitungsprogramm zum "Erfassen und Auswerten von 

Energiekenndaten von Gebäuden" eingesetzt, mit dessen Hilfe 

• __ :,, __ ;','c· Friedrich-Ebert-Allee 8 ·~Telefon 0 6121132 24 57 
'· •·-·;·· 6200 Wiesbadeo Telefax 0 6121/32 24 71 

Teletex 6L,976-HMdFWJ 
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vorrangig durchzufUhrende Energiesparmaßnahmen erfaßt 

werden. Daher fordert der Finanzminister alle Dienststellen 

auf. ihre Energieverbrauchs- und Kostendaten lückenlos und 

termingerecht zu melden, da nur eine voilst~dige Erfassung 

aller Dienststellen eine Prioritätensatzung für weitere 

Energiesparmaßnahmen ermögliche. 

"Aber der Einsatz modernster Technik nutzt nichts, wenn es 

an Information und Motivation der Landesbediensteten 

fehlt", so Kanther. Deshalb bietet das Finanzministerium 

verstärkt ressortübergreifende Informationsseminare und 

Schulungen für Energiebeauftragte und Hausmeister an, da 

das Energiebewußtstein an diesen Stellen am wirkimgs

vollsten ist. Aber auch der Motivation jedes einzelnen 

Bediensteten des Landes wird ein hoher Stellenwert einge-

räumt. Zum Zweck der Selbstkontrolle 

wal tungsangehörigen eine Checkliste, 

erhalten die ver

anband derer sie 

herausfinden, wie sie selbst noch mehr zum Energiesparen 

beitragen können. 

Verantwortlich: Michael Geiger 

) 
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4.8. Veröffentlichungen des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft 
und Technik im Bereich Energie (Stand: September 1990) 

Im Bereich der Energiepolitik sind vom Hessischen Ministerium für 
Wirtschaft und Technik die nachstehenden Druckschriften veröffent
licht worden. Sie sind - soweit vorrätig - beim Referat Öffent
lichkeitsarbeit des HMWT, Kaiser-Friedrich-Ring 75, in 6200 Wies
baden kostenlos erhältlich. 

1. Energieberatung in Hessen. Das Förderkonzept der Landesre
gierung. 16 S., Wiesbaden 8/88 (vergriffen). 

2. Auswertung installierter Klärgas-Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen 
in Hessen 
Studie i.A. des HMWT. Bearbeiter: Prof.Dr.-Ing. Peter Wolf und 
Dipl.-Ing. M. Eck-Düpont, Gesamthochschule Kassel, Berichtsband 
103 S. und Anlagenband 250 S., Wiesbaden 9/88 (vergriffen). 

3. Wasserkraft-Reaktivierungsstudie für den Rheingau-Taunus-, 
Main-Taunus- und Hochtaunuskreis 
Studie i.A. des HMWT. Bearbeiter: Dipl.-Ing. Erich Hauck, Dr.
Ing. Edzard Hafner und Dipl.-Ing. Bernhard Schimetzek, In-geni
eurgesellschaft für Wasserbau und Bautechnik, Rheinstetten
Mörsch, 102 S., Wiesbaden 11/88 (vergriffen). 

4. Wasserkraft-Reaktivierungsstudie für den Main-Kinzig-Kreis 
Studie i.A. des HMWT. Bearbeiter: Dipl.-Ing. Erich Hauck, Dr.
Ing. Edzard Hafner und Dipl.-Ing. Bernhard Schimetzek, In-geni
eurgesellschaft für Wasserbau und Bautechnik, Rheinstetten
Mörsch, 98 s., Wiesbaden 11/88 (vergriffen). 

5. Wasserkraft-Reaktivierungsstudie für den Landkreis Fulda 
Studie i.A. des HMWT. Bearbeiter: Dipl.-Ing. Hans-Peter Würl, 
Dipl.-Ing. Christian Heitefuss, Dipl.Volksw. Michael Rousseau, 
Arge Energy Engineering International, München, 146 S., Wiesba
den 11/88 (vergriffen). 

6. Wasserkraft-Reaktivierungsstudie für den Wetteraukreis 
Studie i.A. des HMWT. Bearbeiter: Erik Siefart, Peter Schwerdt, 
Valentin Schnitzer, Battelle-Institut, Frankfurt/Main, 114 S., 
Wiesbaden 11/88 (vergriffen). 

7. Wasserkraft-Reaktivierungsstudie für den Werra-Meißner-Kreis 
Studie i.A. des HMWT. Bearbeiter: Erik Siefart, Peter Schwerdt, 
Valentin Schnitzer, Battelle-Institut, Frankfurt/Main, 108 S., 
Wiesbaden 11/88 (vergriffen). 

8. Wasserkraft-Reaktivierungsstudie für den Landkreis Waldeck
Frankenberg 
Studie i.A. des HMWT. Bearbeiter: Erik Siefart, Peter Schwerdt, 
Valentin Schnitzer, Battelle-Institut, Frankfurt/ Main, 131 S., 
Wiesbaden 11/88 (vergriffen). 

4.8 
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9. Wasserkraft-Reaktivierungsstudie für den Schwalm-Eder-Kreis 
Studie i.A. des HMWT. Bearbeiter: Elmar Bröker, Dedo von Kro
sigk, Marita Lutze, Wolfgang Schulz, Dieter Wigro; ARENHA En
ergie- u. Entsorgungstechnik mbH, Hannover; 77 s., Wiesbaden 
11/88 (vergriffen). 

10. Wasserkraft-Reaktivierungsstudie für den Landkreis Hersfeld
Rotenburg 
Studie i.A. des HMWT. Bearbeiter: Elmar Bröker, Dedo von Kro
sigk, Marita Lutze, Wolfgang Schulz, Dieter Wigro; ARENHA En
ergie- u. Entsorgungstechnik mbH, Hannover; 78 S., Wiesbaden 
11/88 (vergriffen). 

11. Einfluß der Preisgestaltung leitungsgebundener Energieträger 
auf die rationelle Energieverwendung in Hessen 
Studie i.A. des HMWT. Bearbeiter: Dr.rer.pol. M. Brandt, 
Dipl.Soz. E. Gruber, Dr.-Ing. E. Jochem, Dipl.Volksw. w. 
Mannsbart, Dr.rer.pol. T. Meyer, Dipl.Volksw. B. Witt; Fraun
hofer-Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung, 
Karlsruhe, 311 s., Wiesbaden 11/88. 

12. Technologie-Monitor Solarenergie und Wasserstofftechnik I 
Tagungsband der gleichnamigen Tagung in Frankfurt vom 
10.11.1988; Bearbeiter: Battelle-Institut, Frankfurt/Main; 
Wiesbaden 11/88 (vergriffen). 

13. Grundsätze zur kartellrechtlichen Prüfung von Energieversor
gungsverträgen, 32 Seiten, HMWT, Wiesbaden 12/88 (vergr).ffen). 

14. Ziele und Schwerpunkte der künftigen Förderung von Energiekon
zepten in Hessen, 30 Seiten, HMWT, Wiesbaden 12/88. 

15. Energie- und Strukturkonzept für den Schwalm-Eder-Kreis, Er
gebnisbericht Energieteil Band I; Bearbeiter: Gesamthochschule 
Kassel, Arbeitsgruppe angepaßte Technologie, K.-H. Simon, L. 
Rausch, A. Manche; 359 S., Wiesbaden 11/88. 

16. Energie- und Strukturkonzept für den Schwalm-Eder-Kreis, Er
gebnisbericht Strukturteil, Kurzfassung Band II; Bearbeiter: 
HLT Wiesbaden, w. Möhrle, w. Koch; 85 S., Wiesbaden 11/88 
(vergriffen). 

17. Klärgas-Nutzung in Kraft-Wärme-Kopplung, Tagungsdokumentation; 
Studie i.A. des HMWT. Bearbeiter: Dipl.-Ing. M. Eck-Düpont, 
Prof.Dr. Peter Kunz, Dipl.-Ing. Karl Nunold, Dipl.-Ing. Bodo 
Demmig; 128 S., Wiesbaden 1/89. 

18. Energieberatung nach Maß - Ein Serviceangebot des HMWT an 
Haus- und Wohnungseigentümer; Faltblatt des HMWT, Wiesbaden 
2/89 (vergriffen) . 

19. Energiekosten senken - Finanzierungsprogramm des HMWT zur 
Energieeinsparberatung für kleine und mittlere Unternehmen in 
Hessen; Faltblatt des HMWT, Wiesbaden 2/89 (vergriffen). 

20. Gesparte Energie - Gespartes Geld. Praktische Informationen 
zum vernünftigen Energieeinsparen für Mieter, Hauseigentümer 
und Bauherrn. HMWT; 32 Seiten. Wiesbaden 5/89. 
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21. Energie im Hochbau; Energiebewußte Gebäudeplanung. ~eitfaden 
des HMWT, 146 Seiten. Wiesbaden 6/89 (vergriffen). 

22. Technologie-Monitor Solarenergie und Wasserstofftechnik II 
Schwerpunkt 1989: Wind 
Tagungsband des gleichnamigen Kongresses vom 16.11.1989 in 
Frankfurt/Main; Bearbeiter: Battelle-Institut, Frankfurt/Main; 
211 s., Wiesbaden 11/89 (vergriffen). 

23. Verminderung des Gebäudewärme- und Strombedarfs bei gleich
zeitiger Verbesserung des Raumklimas 
Energiekonzept der Technischen Hochschule Darmstadt; Studie 
i.A. des HMWT. Bearbeiter: Arbeitsgruppe Energiekonzept der 
Technischen Hochschule Darmstadt, 82 s.; Wiesbaden 11/89. 

24. Energiespar-Informationen des HMWT 
Nr. 1 Energieeinsparung an Fenstern und Außenwänden, 8 S. 
Nr. 2 Wärmedämmung von Außenwänden mit dem Wärmedämmverbund-

system (Thermohaut), 8 S. 
Nr. 3 Niedrigenergiehäuser, 12 s. 
Nr. 4 Wärmebrücken, 8 s. 
Nr. 5 Energie sparen in Mietwohnungen, 12 s. 
Nr. 6 Wärmedämmung von geneigten Dächern I (Wärmeschutz) 
Nr. 7 Wärmedämmung von geneigten Dächern II (Luftdichtigkeit) 
Nr. 8 Lüftung im Wohngebäude 

zu beziehen über das Institut Wohnen und Umwelt, Annastr. 15, 
6100 Darmstadt, Tel.: 06151/29040 

25. Leistungsbeobachtung kleiner Wasserkraftanlagen; 
Studien zur Energiepolitik in Hessen i.A. des HMWT. Bearbei
ter: Hydrotec, Beratende Ingenieure; Aachen 195 S.; Wiesbaden 
12/89 

26. Energieeinsparung in Gebäuden - Ein Überblick über Forschungs
projekte am Institut wohnen und Umwelt Darmstadt 
Studien zur Energiepolitik in Hessen i. A. des HMWT 
Bearbeiter: Institut Wohnen und Umwelt; 70 s., Wiesbaden 06/90 

27. Handbuch Moderne Zentralheizungstechnik des HMWT; 
38 S., Wiesbaden 05/90 

28. Umweltwirkungsanalyse von Energiesystemen: Gesamt-Emissions
Modell Integrierter Systeme (GEMIS) 
Studie i. A. des HMWT, Bearbeiter: Öko-Institut, Büro 
Darmstadt, Wissenschaftliches Zentrum III an der 
Gesamthochschule Kassel, 424 S., Wiesbaden 05/90 
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4.9. Ausstellungen des Hessischen Ministeriums für Wirtschaft und 
~reich Energie 

1. Ausstellung "Energiesparen, rationelle Energieverwendung" des 
HMWT. 
Die Ausstellung besteht aus 12 Schautafeln (1,2 m x 0,95 m x 
0,012 m), Zubehör sowie 6 Transportkisten. 
Sie kann angefordert werden bei der Gesamthochschule Kassel, 
Wissenschaftliches Zentrum Mensch-Umwelt-Technik (WZ III), 
Henschelstraße 6, 3500 Kassel, Tel.: 0561/804-3073. 
Die Kosten für den Transport sowie den Auf- und Abbau müssen 
vom Entleiher getragen werden. 

2. Ausstellung "Niedrigenergiehaus" des HMWT. 
Die Ausstellung besteht aus 8 Schautafeln mit je einer Unter
tafel, 6 Fototafeln, 4 Demonstrationsmodellen, Zubehör sowie 7 
Transportkisten. 
Sie kann angefordert werden beim Hessischen Ministerium für 
Wirtschaft und Technik, Referat IV b 3, Landeshaus, 6200 Wies
baden, Tel.: 06121/817-2283. 
Die Kosten für den Transport sowie den Auf- und Abbau müssen 
vom Entleiher getragen werden. 

3. Ausstellung "Modernes Heizen" des HMWT 
Die Ausstellung befasst sich mit folgenden Themengruppen: 

1. Niedertemperaturheizung 
2. Brennwertnutzung 
3. Heizungsregelung 
4. Brauchwassersysteme 
5. Modernisierung einer alten Zentralheizung 

Die einzelnen Themengruppen bestehen jeweils aus mehreren 
Schautafeln sowie teilweise aus Leuchttafeln mit Frage-Antwort
Schaltmöglichkeiten. 

Die Ausstellung ist wie folgt verpackt: 

14 Kartons 225 x 110 x 17 cm mit montierten Tafeln, Schalt
und Leuchtkästen 

1 Karton 225 x 110 x 17 cm mit losen Hoch- und Querstangen 
(200, 177, 164 cm) 

3 Kartons 225 x 60 x 17 cm mit 15 losen Hochkantstangen 
(200 cm) 

2 Kartons 183 x 60 x 17 cm mit 10 losen Querstangen (175 cm) 
1 Karton 150 x 99 x 17 cm mit 1 Leuchtkasten lose 
1 Karton 150 x 99 x 17 cm mit 6 Tafeln lose 
3 Kartons 123 x 90 x 17 cm mit 33 Querstangen (80 cm) lose 
1 Karton 182 x 105 x 5 cm mit 2 Quertafeln lose 
1 Holzkiste mit Montageteilen und Schrauben (40 kg) 
1 Holzkiste mit Teilen für höhenverstellbare Füße (50 kg) 
3 lose Querstangen 80 cm 
8 W~rbet1afeln ~91 5 xd 30 x 0t,4lclm mit ThAemefnh~ufschriften de: 4.9 

elnze nen Tel e er Auss e ung zum u angen an Quertra-
gern. 
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Die Kartons/Kisten wiegen bis ca. 70 kg. 
Die Ausstellung bzw. ein Ausstellungskatalog kann angefordert 
werden beim Hessischen Ministerium für Wirtschaft und Technik, 
Referat IV b 3, 6200 Wiesbaden, Tel.: 06121/817-2283. 
Die Kosten für den Transport sowie den Auf- und Abba~ müssen 
vom Entleiher getragen werden. 


